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EDITORIAL/165: Nicht Fisch und nicht Fleisch ... (SB)




Wochendruckausgabe 165 der Elektronischen Zeitung Schattenblick
zum 31. Juli 2021
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Nicht Fisch und nicht Fleisch ...



Die Strategeme, die dem Menschen bei dem Versuch, anderes Leben weder zu
zerstören noch zu verletzen, angesichts der Unverzichtbarkeit der
eigenen Ernährung in den Sinn kommen, sind fantasiereich und vielfältig.
Sie beginnen mit dem Vegetarismus und setzen sich dann über den
Veganismus oder beispielsweise die Konzentration auf den bloßen Verzehr
von Pflanzenfrüchten, möglichst noch unter Verschonung der zur
Fortpflanzung transportierten Samen und Befruchtungsstäube, fort.

Nur um einer groben und oberflächlichen Gründlichkeit bei den zu diesem
Thema gehörenden Richtungen, Schulen, Weltanschauungen und Ausprägungen
Rechnung zu tragen, sollten einige der wichtigsten Übereinkunftsfolgen
in diesen Fragen nicht unerwähnt bleiben. Da gibt es zum Beispiel die
Vegetarier, Veganer, Flexitarier, Mazdaznaner, Trennköstler,
Makrobioten, Frutarier, Rohköstler, Low Carb-Anhänger und viele andere
mehr. Sie alle tragen, frei nach einem frühen und alten makrobiotischen
Sinnspruch, der da lautet 'das Schicksal der Menschheit und der Welt
wird in der Küche entschieden', ihren vermeintlichen Teil zur
Verbesserung der Menschheit und zur Rettung der Welt bei.

Nicht einmal der uralte Brecht'sche Liedtext aus seiner
Dreigroschenoper: "Und der Haifisch, der hat Zähne und die trägt er im
Gesicht, und Macheath, der hat ein Messer, doch das Messer sieht man
nicht" könnte und kann solchen Wunsch- und Fantasiekonstrukten jemals
genügend Besinnung entgegenhalten, die sich eignete, noch einmal von
vorne anzufangen, sämtliche damit zu verknüpfende Fragen zu reflektieren.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 3. August 2021
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REZENSION/743: Paul Johnstone - From MAD to Madness (Atomkrieg) (SB)

Paul H. Johnstone



From MAD to Madness




Inside Pentagon Nuclear War Planning

In Stanley Kubricks schwarzkomödiantischem Meisterwerk "Doktor Seltsam
oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben" von 1964 gelingt es einem
einzelnen, völlig durchgedrehten US-Luftwaffengeneral, die Auslöschung
der Menschheit herbeizuführen, indem er unter Vortäuschung eines
Befehlsnotstands eine ihm unterstehende Staffel von nuklear
bewaffneten B52-Bombern zum Atomangriff auf die Sowjetunion veranlaßt,
was wiederum einen automatischen und gigantischen
Vergeltungsmechanismus der kommunistischen Gegenseite, eine sogenannte
Tote Hand, unwiderruflich in Gang setzt. Damals gewährten Kubrick und
sein Drehbuchautor Terry Southern mit dem im dokumentarischen
Schwarz-weiß-Stil gedrehten Streifen Millionen von Menschen weltweit
einen beängstigenden Einblick in die streng geheime Welt der
Atomkriegsplaner auf der politischen Ebene und ihrer potentiellen
Vollstrecker beim Militär. Auch wenn viele Zuschauer das geschilderte
Szenario des Kinofilms selbstverständlich als satirisch überzeichnet
empfanden, war es tatsächlich viel näher an der Wirklichkeit als die
allermeisten Menschen Mitte der sechziger Jahren auch nur erahnt
hätten.




[image: Ein dunkelgrauer B-52-Bomber fliegt über eine karge arktische Landschaft aus Wasser und Eis - Foto: US Air Force from USA, Public domain, via Wikimedia Commons]

Eine B-52 Stratofortress, eventuell mit Atombomben beladen, 2016 bei
einem Manöver nahe des Nordpols

Foto: US Air Force from USA, Public domain, via Wikimedia Commons



Bekanntlich ist während der Kubakrise im Oktober 1962 die Menschheit
an der nuklearen Ausrottung gerade noch vorbeigeschrammt. Einzig die
Entscheidung des sowjetischen Marineoffiziers Wassili Archipow, nicht
mit dem Abschuß eines nuklear bewaffneten Torpedos auf Wasserbomben zu
reagieren, mit denen US-Kriegsschiffe sein U-Boot in internationalen
Gewässern der Karibik angriffen, hat den Ausbruch des Dritten
Weltkriegs verhindert. Darum gilt Archipow bei Militärhistorikern als
"der Mann, der die Welt rettete". Doch möglicherweise gebührt dem
sowjetischen Flottenkommandeur nicht allein diese Ehre. Wie die
renommierte Fachzeitschrift Bulletin of Atomic Scientists am 25.
Oktober 2015 unter der Überschrift "The Okinawa Missiles of October"
berichtete, [1] ist es während der Kubakrise von seiten der
US-Streitkräfte im Pazifik beinahe zu einem Nuklearangriff sowohl auf
die Sowjetunion als auch auf die Volksrepublik China gekommen. Nur das
beherzte Einschreiten von William Bassett, damals Hauptmann bei der
US-Luftwaffe, hat quasi in letzter Sekunde die in Gang gesetzte
Vernichtungsmaschinerie angehalten.

Quelle der schockierenden Enthüllung ist John Bordne, der damals wie
Bassett bei der 498th Tactical Missile Group der US-Luftwaffe auf
Okinawa diente. Nach mehr als einem halben Jahrhundert hat Bordne das
Schweigen gebrochen und Aaron Tovish vom Bulletin of Atomic Scientists
seine Erinnerungen an den dramatischen Vorfall mitgeteilt. Nach der
Veröffentlichung der brisanten Geschichte im Bulletin of Atomic
Scientists hat der damals 74jährige, in Pennsylvania lebende Bordne
per Skype an einer Präsentation bei den Vereinten Nationen in New York
teilgenommen, bei der ein Film über die Episode gezeigt wurde, und
anschließend auf Fragen der anwesenden Journalisten, Diplomaten und
Abrüstungsexperten geantwortet.

Wie ihre amerikanischen Landsleute daheim hatten die Verantwortlichen
für die auf Okinawa stationierten US-Atomraketen die Fernsehrede
Präsident John F. Kennedys am 22. Oktober 1962 über die Entdeckung
ballistischer Mittelstreckenraketen der Sowjetunion auf Kuba verfolgt
und wußten daher, daß sich die ungeheuren Spannungen zwischen
Washington und Moskau jeden Moment in einem noch nie dagewesenen
Kriegsinferno entladen könnten. Auf Okinawa befanden sich damals 32
nuklear bewaffnete Marschflugkörper vom Typ TM-76 Mace in der Obhut
der US-Luftwaffe. Jede dieser 13 Meter langen Mace-Raketen konnte
einen acht Tonnen schweren 1,1-Megatonnen Nuklearsprengkopf mit der
75fachen Sprengwirkung jener Bombe, die 1945 über Hiroshima
explodierte, rund 2.000 Kilometer weit ans Ziel befördern. Die 32
Mace-Raketen auf Okinawa waren auf vier Staffeln verteilt.




[image: Eine mehr als drei Meter lange B-53-Atombombe auf einem Trolley wird vor den Werkstoren der Nuklearwaffenfabrik Pantex in Texas per Gabelstapler verlegt - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Eine US-Wasserstoffbombe vom Typ B-53 mit einer Explosionsstärke von
neun Megatonnen

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Normalerweise erhielt jede Atombombenstaffel auf Okinawa zu
Schichtbeginn eine Mitteilung vom nahegelegenen Operationszentrum
Kadena mit dem Datum, der Wettervorhersage und einer kodierten
Ziffernfolge. Unterschied sich der erste Teil der Ziffernfolge des
Operationszentrums von dem der jeweiligen Staffel an diesem Tag, ging
der reguläre Stationsbetrieb einfach weiter. Glichen sich jedoch beide
Codes, dann bedeutete das, daß die restliche Ziffernfolge weitere
Sonderanweisungen enthielt und geöffnet werden mußte. Am 28. Oktober
1962 trat genau dieser Fall ein. War auch noch der zweite Teile der
Codes identisch - was an diesem Tag ebenfalls zutraf - war der
Kommandeur der jeweiligen Staffel gehalten, den dritten und letzten
Teil der Codes zu vergleichen. Stimmte auch er überein, war das der
Befehl, die Raketen abzufeuern. (Ein solcher Code-Empfangs- und
Vergleichsprozeß wird in Kubricks Doktor Seltsam, dort unter der
Besatzung des B-52-Bombers "Leper Colony", nachgezeichnet.)
Ausgerechnet auf dem Höhepunkt der Kubakrise, nur wenige Stunden
nachdem die sowjetische Luftabwehr auf Kuba ein US-Spionageflugzeug
vom Typ U-2 abgeschossen und seinen Piloten getötet hatte, trat ein
solcher Ernstfall ein.

Als Hauptmann Bassett die Zielkoordinaten für die Raketen seiner
Staffel las, stellte er mit Verwunderung fest, daß sich drei der
anzugreifenden Positionen nicht auf dem Territorium der Sowjetunion,
sondern auf dem der Volksrepublik China befanden. Kurz darauf meldete
ihm der Leiter einer anderen Staffel, daß auch bei ihm zwei von vier
angegebenen Zielen nicht in der Sowjetunion lagen. Um einen Fehler
auszuschließen, übermittelte das Operationszentrum auf Bitten
Bassetts, der das Oberkommando für alle vier Staffeln innehatte, die
Codes noch einmal. Es waren jedoch dieselben Codes; nichts hatte sich
verändert. Währenddessen beharrte der Leiter einer weiteren Staffel,
ein Leutnant, dessen Ziele allesamt in der Sowjetunion lagen, darauf,
seine Mace-Raketen abzufeuern. Schließlich bestand die Möglichkeit,
daß der Dritte Weltkrieg inzwischen ausgebrochen war und sowjetische
Raketen bereits auf Okinawa zurasten. Trotz oder vielleicht gerade
wegen der hochextremen Gefahrenlage entsandte Bassett mehrere
Untergebene zur fraglichen Staffel mit dem Befehl, den Abschuß der
Raketen zu verhindern und notfalls den befehlshabenden Leutnant zu
erschießen.

In der Zwischenzeit wandte er sich an das Operationszentrum, um dem
Problem auf den Grund zu gehen. Was Bassett, der zum Glück einen
kühlen Kopf behielt, während des ganzen Durcheinanders stutzig machte,
war der Umstand, daß sich die Streitkräfte der USA zum fraglichen
Zeitpunkt weltweit nur im zweithöchsten Alarmzustand - DEFCON 2 -
befanden. Formell war aber vorgeschrieben, daß die US-Atomstreitkräfte
erst bei DEFCON 1 ihre Bomben und Raketen auf gegnerische Ziele
abfeuern bzw. abwerfen sollten. Unter Hinweis auf diesen Widerspruch
konnte Bassett die Leitung im Operationszentrum in Kadena zur
Rücknahme des Feuerbefehls bewegen. Zur Erleichterung aller wurde
Entwarnung gegeben. Später stellte sich heraus, daß ähnlich wie bei
Doktor Seltsam ein einzelner Offizier im Operationszentrum auf Okinawa
den nuklearen Angriffsbefehl nach eigenem Gutdünken erteilt hatte. Was
diesen Militär zu dem ungeheuerlichen Schritt verleitet hat, ist
niemals bekannt geworden. Der Mann kam vor ein Kriegsgericht und da er
ohnehin kurz vor dem Abschied aus dem aktiven Dienst stand, wurde er
still und leise pensioniert. Alle Beteiligten an dem fraglichen
Vorfall wurden zum absoluten Stillschweigen verpflichtet. Bassett
starb 2011, ohne die Anerkennung seiner Mitmenschen für die große
Heldentat zu erfahren.




[image: Grelle Explosion und Pilzwolke der Trinity-Bombe verdunkeln den dahinterliegenden Himmel - Foto: Jack W. Aeby, July 16, 1945, Civilian worker at Los Alamos laboratory, working under the aegis of the Manhattan Project., Public domain, via Wikimedia Commons]

Explosion der Trinity-Bombe am 16. Juli 1945 - Auftakt des nuklearen
Zeitalters

Foto: Jack W. Aeby, July 16, 1945, Civilian worker at Los Alamos
laboratory, working under the aegis of the Manhattan Project., Public
domain, via Wikimedia Commons



Es sind derlei gravierende Vorfälle, welche die Bedeutung des Buchs
"From MAD to Madness - Inside Pentagon Nuclear War Planning" von Paul
H. Johnstone, der lange Jahre ein führender Akteur der amerikanischen
Sicherheitsarchitektur im Bereich Atomwaffen war, erkennen lassen. Im
Jahr 1981 hat der Agrarökonom und Französischdozent aus Minnesota
gewissermaßen auf dem Sterbebett seiner Tochter, der linken, in Paris
lebenden Journalistin und Friedensaktivistin Diana Johnstone, das
Versprechen abverlangt, für die Veröffentlichung seiner
aufschlußreichen und zugleich beunruhigenden Memoiren zu sorgen. Erst
2016, unter Mitwirkung von Clarity Press aus Atlanta, konnte Diana
Johnstone ihr Versprechen einlösen. Das vorliegende Buch enthält auch
ein Vor- und Nachwort von ihr, worin die gefährliche Entwicklung der
letzten Jahrzehnte mit dem Aufbau zweier Raketenabwehrsysteme der USA
in Osteuropa gegen Rußland und in Ostasien gegen China, dem Rückzug
Washingtons aus mehreren wichtigen strategischen Rüstungsabkommen mit
Moskau, der eine Billion Dollar teueren Modernisierung des
amerikanischen Atomwaffenarsenals u. v. m. erläutert wird. Wie die
meisten Kenner der Materie führt Diana Johnstone die zunehmenden
Eigenmächtigkeiten Washingtons auf dem Feld der Kernwaffen auf das
Streben der Militaristen zurück, im Konfliktfall vergleichsweise
unbeschadet einen nuklearen Erstschlag gegen die Russen oder Chinesen
durchführen zu können. Solche haarsträubenden Überlegungen, welche die
Kriegsfalken in Washington seit der Zündung der ersten Atombombe im
Juli 1945 umtreiben, stand Paul Johnstone, obwohl selbst ein
Pentagon-Insider, ablehnend gegenüber. Für einen Mann, der sich
zeitlebens als Humanist verstand, waren sie töricht,
wirklichkeitsfremd und absolut lebensfeindlich. Seine Tochter schreibt
im Vorwort:

Die Memoiren von Dr. Johnstone lichten den Nebel der Kriegsplanung.


Die wichtigsten Entscheidungsträger wollen einfache Fakten und
 Zahlen haben, um ihre Beschlüsse treffen zu können, und die
 Experten und Analytiker müssen diese liefern. Das vorliegende Buch
 zeigt, wie das funktioniert und wie weit entfernt von der Realität
 der gesamte Prozeß ist. Die politische Führung wünscht eine
 Informationssicherheit, die unmöglich zu erzielen ist. Die hellsten
 Köpfe und die kenntnisreichsten Experten werden damit beauftragt,
 das Unvorhersagbare vorherzusagen, und lediglich eine vereinfachte
 Zusammenfassung davon kommt auf der höchsten exekutiven Ebene an.
 Einige der Schlußfolgerungen sind atemberaubend: "Der allgemeine
 Konsens lautete, daß die USA, wenngleich ein atomarer
 Schlagabtausch das Land schwer beschädigt mit vielen Millionen
 Toten und nur begrenzten Fähigkeiten zur Unterstützung der weiteren
 Kriegsanstrengung zurückließe, als organisierte und lebensfähige
 Gesellschaft weiterbestünden, während die UdSSR dazu nicht mehr in
 der Lage wäre."


An dieser Grundsituation hat sich nichts verändert. Atomwaffen
 existieren weiterhin und die Analysten analysieren, wie man sie
 einsetzen kann. Die vorliegende Lektüre schildert den Versuch,
 unbeantwortbare Fragen zu beantworten. Sie zeigt deutlich, warum
 sorgfältig geplante Kriege niemals wie geplant ablaufen.


Dr. Johnstone war sich über diese Unsicherheiten nur allzu im
 Klaren.


Als Historiker und Literaturwissenschaftler bedauerte er die unter
 bestimmten Sozialwissenschaftlern herrschende Illusion, daß alles,
 was sie benötigten, um das menschliche Verhalten - selbst während
 einer solchen nie dagewesenen Katastrophe wie eines Atomkrieges -
 vorherzusagen, ausreichende Daten seien. Nach seinen Erfahrungen
 teilten vor allem die Physiker und Mathematiker diese Skepsis. Er
 bemühte sich, die Auswertung früherer Krisen in seine Arbeit
 mit einfließen zu lassen, gerade um den Entscheidungsträgern
 klarmachen zu können, was alles schief gehen könne. Seine
 vorliegenden Studien der Krisen in Laos und Berlin lassen erkennen,
 wie leicht die Dinge aus dem Ruder laufen können. Die letzte und
 umfassendeste solcher Krisenstudien war die von
 [US-Verteidigungsminister Robert] McNamara angeordnete Auswertung
 des amerikanischen Einsatzes in Vietnam, die nach der Weitergabe an
 die New York Times durch Daniel Ellsberg den Titel "Die
 Pentagon-Papiere" erhielt. Dr. Johnstone war einer der Autoren der
 Pentagon-Papiere. 
(eBook S. 21f. - SB-Übersetzung)




[image: Das berühmte fünfseitige Verteidigungsministerium der USA in Arlington, Virginia - Foto: Chief Photographer's Mate Johnny Bivera, Public domain, via Wikimedia Commons]

Luftaufnahme des Pentagons

Foto: Chief Photographer's Mate Johnny Bivera, Public domain, via
Wikimedia Commons



Paul Johnstone war ein früher Anhänger des New Deals von Franklin D.
Roosevelt. Nach dem Einzug des Demokraten 1933 ins Weiße Haus hängt
Johnstone das Akademikerleben in Minnesota an den Nagel und heuert im
Washingtoner Landwirtschaftsministerium an, um an der Seite von Henry
Wallace eine progressive Reform des Farmwesens und der
Lebensmittelproduktion in den USA umzusetzen. Diese Mammutaufgabe ist
nur zum Teil bewältigt, als die USA nach dem japanischen
"Überraschungsangriff" auf Pearl Harbor am 7. Dezember 1941 in den
Zweiten Weltkrieg eintreten. Zusammen mit Wallace, inzwischen
Vizepräsident Roosevelts, wechselt Johnstone 1942 in das Board of
Economic Warfare. Dort besteht seine Arbeit darin, Wege zu finden, die
Achsenmächte wirtschaftlich in die Knie zu zwingen. Im Rahmen des
Pazifikkriegs verbringt Johnstone 1944 und 1945 beim Alliierten
Oberkommando für den südostasiatischen Raum in Indien und auf Ceylon,
wo er im Stab des Briten Lord Louis Mountbatten hauptsächlich die
Luftangriffe auf das Kaiserliche Japan auswertet und optimiert.
Johnstone empfindet den erstmaligen Einsatz der Atombombe in
Hiroshima und Nagasaki als überflüssig und gefährlich. Mit diesem
umstrittenen Schritt hat die Regierung Harry Trumans - die
konservativen Kräfte bei den Demokraten hatten diesen bereits 1944
gegen den allzu progressiven Wallace als Vizepräsident des
sterbenskranken Roosevelt ausgetauscht - gegen den ausdrücklichen
Willen führender Wissenschaftler wie Albert Einstein und Militärs wie
dem siegreichen Oberkommandierenden der Alliierten Streitkräfte in
Europa, Dwight D. Eisenhower, die nukleare Büchse der Pandora
mutwillig geöffnet.

Nach einem kurzem Intermezzo als Infrastrukturexperte in Kalifornien
geht Johnstone 1948 nach China, um im staatlichen Auftrag der USA der
nationalistischen, pro-amerikanischen Regierung Chiang Kai-Tscheks als
Berater beizustehen. Dadurch erlebt er die Schlußphase des
chinesischen Bürgerkrieges, den Sieg vom Mao Zedongs Kommunisten über
Chiangs Nationalisten, die Ausrufung der Volksrepublik 1949 und die
gleichzeitige Flucht der Nationalisten auf die Inselfestung Taiwan
mit. Noch im selben Jahr nimmt er eine leitende Stelle im Pentagon
beim Nachrichtendienst der Luftwaffe an. Dort tobt zu jenem Zeitpunkt
noch der Streit über die richtige Lehre aus dem alliierten Luftkrieg
gegen Hitler-Deutschland und Hirohito-Japan, während man gleichzeitig
versucht, die Erkenntnisse für künftige, mögliche Waffengänge gegen
die Sowjetunion und das kommunistische China zu verwerten, deren
Überlegenheit an Bodenstreitkräften erdrückend ist. Als deswegen
US-General Douglas MacArthur im Koreakrieg 1951 lautstark den Einsatz
der Atombombe fordert, wird er von Truman als Oberbefehlshaber der
alliierten Expeditionsarmee auf der koreanischen Halbinsel kurzerhand
entlassen. Für Trumans Vorsicht gab es einen guten Grund. Seit 1949
waren die Sowjets im Besitz einer eigenen Atombombe, mit der sie zwei
Jahre später bereits in die Serienproduktion gingen.
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Hauptquartier der US-luftwaffennahen Denkfabrik RAND im kalifornischen
Santa Monica
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In den USA ist inzwischen die Stunde der Nuklearpäpste, von Leuten wie
Hermann Kahn, Alfred Wohlstetter, Henry Kissinger und Walt Rostow,
angebrochen, die sich häufig, aber nicht nur, im Auftrag der
kalifornischen, mit der US-Luftwaffe eng verbundenen Denkfabrik RAND
Gedanken über die möglichen Strategien und Gegenstrategien im
nuklearen Zeitalter machen. Johnstone lernt diese Clique kennen, hat
aber keine hohe Meinung von ihr. Während er und seine Mitarbeiter
Berechnungen über alle erdenklichen Aspekte eines Atomkriegs wie
Detonationsarten, Wettereinflüsse, Festigkeit sowjetischer
Baumaterialien, topographische Gegebenheiten und kulturelle
Eigenheiten anzustellen versuchen, verbringen die Kissingers und
Wohlstetters einen Großteil ihrer Zeit mit der Spieltheorie an der
Frage, wie man die gegnerischen Entscheidungsprozesse richtig
prognostizieren und vielleicht sogar beeinflussen kann. Zu diesem
Zweck entwickeln und veranstalten sie Kriegsspiele nach dem Prinzip
des Phantomschachs, das bei der preussischen Generalität in der Ära
vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges recht beliebt gewesen sein soll.
In beiden Fällen geht es darum, daß keiner der beiden Spieler weiß,
welche Züge der Gegner überhaupt macht. Rückschlüsse darüber erhält er
nur dann, wenn er eine seine Figuren bzw. einen seiner Aktivposten
verliert. Lediglich der Schiedsrichter als dritte Instanz hat den
vollen Überblick. Er ist auch derjenige, der erklärt, wann das Spiel
vorbei ist und wer gewonnen bzw. verloren hat. Vor diesem Hintergrund
sind Johnstones ausführliche Gedanken und Einsichten bezüglich der
Begrenztheit der wissenschaftlichen Methode ernüchternd und äußerst
erhellend. Folgendes Zitat vermittelt einen gewissen Eindruck davon:

Ich glaube, daß der militärische Nachrichtendienst für jeden, der
 dort tief eingetaucht ist und anschließend das Privileg gehabt hat,
 ihn aus einer gewissen Distanz zu betrachten, wie eine Welt
 flackernden Lichts, dunkler Schatten, launischer Musik und
 geflüsterter Gerüchte, die nur halb gehört werden, vor dem
 Hintergrund einer trompetenhaften Begleitung akuter Bedrohungen,
 welche die äußere Gefährdung kundtun, erscheinen mag. Formen werden
 bestenfalls zum Teil wahrgenommen, häufig gar nicht gesehen, und
 oft ist das, was man zu sehen meint, überhaupt nicht vorhanden. Es
 gibt immer gewisse Dinge, von denen man weiß, daß man sie weiß,
 doch weiß man niemals, wie viele Dinge es gibt, deren Existenz man
 nicht einmal vermutet. Zudem weiß man nicht, wieviel von dem, was
 man sieht, eine Inszenierung ist, um einen in die Irre zu führen.


Was selten begriffen wird ist der Umstand, daß es immer einen
 herrschenden Konsens gibt, der viel mehr als die schärfsten Sinne
 oder die durchdachteste Vernunft bestimmt, was man meint, da
 draußen zu erkennen, und was tatsächlich geschieht. Wie auch sonst
 auf der Welt und bei jeder Erfahrung erfolgt alles wie im
 Kaleidoskop; die Figuren und Entwürfe, die man aus den
 Splitterstücken, die einem vor den Augen erscheinen, zu erkennen
 meint, sind hauptsächlich die, die man vor dem Hinschauen sowieso
 erwartet hat.


Wie immer gibt es natürlich die wahren Gläubigen. Die Bilder vor
 deren Augen stellen die göttliche Wahrheit dar. Für sie geht es um
 richtig oder falsch, helles Sonnenlicht oder finstere Dunkelheit.
 Und dann gibt es diejenigen, die entweder nicht völlig überzeugt
 oder zu wenig involviert sind und die es stört, das sehen zu
 müssen, was andere zu sehen behaupten. Wie ein Schaf in der Herde
 geben sie hin und wieder ein "Mäh" von sich, und wenngleich sie der
 Richtung, in die sie getrieben werden, mißtrauen mögen, fühlen sie
 sich durch den Druck der Artgenossen neben ihnen beruhigt und
 folgen weiter dem vorgegebenen Kurs.


So war es früher in den fünfziger und sechziger Jahren, und ich
 habe keinen Grund zur Annahme, daß es sich in der
 nachrichtendienstlichen Welt der achtziger wesentlich anders
 verhält. Lediglich die Details des militärischen Nachrichtendiensts
 haben sich zweifelsohne gewandelt.


Doch der grundlegende Prozeß, der beinhaltet, Schlüsse aus einer
 Beweislage zu ziehen, die stets unvollständig und vom Wesen her
 mehrdeutig ist, bleibt derselbe. Daher ist es das menschliche
 Element - das unausweichliche Element der Hypothese -, das den
 entscheidenden Faktor darstellt. In Wirklichkeit kann es nicht
 anders sein. (Obwohl die Kleingeister, die es mit dem, was sie
 wissen, bestreiten würden, trifft diese allgemeine Regel auch auf
 die Naturwissenschaften zu, was meines Erachtens die
 Wissenschaftslogiker bestätigen würden). Doch es ist wichtig zu
 sehen, wie dieser Prozeß funktioniert, denn nur dann kann man das
 Ausmaß des Glückspiels ermessen, wenn Entscheidungen auf der Basis
 der Auswertung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse getroffen
 werden sollen. 
(S. 63f. - SB-Übersetzung)


Walt Rostow, obwohl heute fast vergessen, war damals als strategischer
Vordenker enorm einflußreich. Doch wie viele Kommunistenfresser hatte
ihn der Manichäismus blind gemacht, so Paul Johnstone. Während der
Berlin-Krise 1961 schlug Rostow als Stellvertretender Nationaler
Sicherheitsberater John F. Kennedy allen Ernstes vor, NATO-Truppen
sollten in Magdeburg einmarschieren und es besetzen, um Moskau im
Streit um die geteilte deutsche Hauptstadt zu Zugeständnissen zu
zwingen. Als er sich ein Jahr später in der Kuba-Krise für den
ungeheuerlichen Vorschlag des Stabschefs der US-Luftwaffe, General
Curtis "Bombs Away" LeMay, der einen nuklearen Erstschlag gegen die
Sowjetunion forderte, stark machte, hat ihm JFK das nicht verziehen.
Gleich nach der Beilegung der Krise verbannte Kennedy Rostow als
Staatssekretär ins Außenministerium.
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Walt Rostow, Lyndon B. Johnsons Nationaler Sicherheitsberater
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Doch nach der Ermordung von JFK in Dallas im November 1963 kehrte
Rostow als Nationaler Sicherheitsberater Lyndon B. Johnsons ins Weiße
Haus zurück. Dort setzte er sich für ein großangelegtes Engagement der
USA im Vietnamkrieg ein. Als sich jedoch trotz immer mehr Soldaten und
Material die Wende zum Besseren für die USA nicht herbeiführen ließ,
plädierte Rostow im Frühjahr 1968 für den Einsatz von Atomwaffen, um
die bedrängten US-Streitkräfte bei der Schlacht von Khe Sanh im
südvietnamesischen Nordwesten, am Grenzdreieck zu Laos und
Nordvietnam, vor der Niederlage zu bewahren. Doch LBJ lehnte die hoch
riskante Maßnahme wegen der bereits gegen US-Stützpunkte in Saigon und
Hue laufenden Tet-Offensive der Vietkong als zwecklos ab und kündigte
nur wenige Wochen später angesichts zunehmender Antikriegsproteste in
den USA seinen Verzicht auf eine erneute Kandidatur für die
US-Präsidentschaft an.

Paul Johnstone geht 1969 in Rente. Die letzten Jahre im Dienst des
US-Militärgeheimdiensts hat er mit der Ausarbeitung einer Serie
umfassender Krisenstudien verbracht, von denen vor allem die
Pentagon-Papiere über den Vietnamkrieg deshalb berühmt wurden, weil
die hysterische Reaktion der republikanischen Regierung Richard Nixons
auf die Veröffentlichung in der New York Times - Einbrüche beim
Psychiater des Whistleblowers Daniel Ellsberg sowie ins Büro der
oppositionellen Demokraten im Watergate-Gebäudekomplex, um belastendes
Material zu ergattern - zu einer beispiellosen innenpolitischen Krise
führte.
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Nixon und Kissinger im Oval Office im Jahre 1969

Foto: White House Photo Office Collection (Nixon Administration),
Public domain, via Wikimedia Commons



Johnstones ideologische Konkurrenten, die Militaristenfraktion beim
Committee on Present Danger (CPD) in ihren verschiedenen
Manifestationen wie Team B und Project for the New American Century,
sind diejenigen, die in den achtziger Jahren den gigantischen
Rüstungswettlauf mit der Sowjetunion herbeiführen, nach dem Ende des
Kalten Krieges eine globale Pax Amerikana fordern und aktuell auf eine
Konfrontation mit China drängen, um die Volksrepublik militärisch in
die Schranken weisen zu können. Sie sind bis heute die Befürworter der
abwegigen These vom "gewinnbaren Atomkrieg", weshalb Diana Johnstone
die Memoiren ihres Vaters mit dem Titel "From MAD to Madness" versehen
hat, der soviel wie "Vom Gleichgewicht des Schreckens zum Wahnsinn"
heißt. (Hermann Kahn hatte 1962 die nukleare Doktrin der Mutually
Assured Destruction (MAD), was in der englischen Direktübersetzung
nicht Gleichgewicht des Schreckens, sondern gegenseitig zugesicherte
Zerstörung bedeutet, formuliert).

Mit diesem etwas reißerischen Buchtitel wollte Diana Johnstone ganz
klar auf die gefährliche Abkehr Washington vom früheren Atompatt hin
zum Glauben an die Einsatzbarkeit von Atombomben nicht nur im
taktischen Bereich, sondern auch als strategische Erstschlagswaffe
warnen. Die Warnung ist mehr als berechtigt. Gerade im vergangenen Mai
hat Daniel Ellsberg bewußt widerrechtlich bislang geheimgehaltene
Teile der Pentagon-Papiere über die New York Times veröffentlichen
lassen, die sich auf Operationspläne des US-Militärs zum
Nuklearangriff auf die chinesischen Streitkräfte während der
Quemoy-Krise 1958 in der Taiwan-Straße zwischen Peking und Taipeh
bezogen. Anlaß für die spektakuläre Aktion waren für den inzwischen
90jährigen Ellsberg nach dessen eigener Aussage die aktuellen, von
Washington künstlich angeheizten Spannungen um Taiwan und das
Südchinesische Meer, was wiederum auf die Aktualität der Memoiren
seines früheren Vorgesetzten Paul Johnstone verweist.


Fußnote:

1. Aaron Tovish, The Okinawa missiles of October, Bulletin of Atomic
Scientists, October 25, 2015 - 22:34

http://thebulletin.org/okinawa-missiles-october8826
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Unterwasserexplosion einer Plutoniumbombe in der Lagune des Bikini-
Atolls am 25. Juli 1946
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MELDUNG/1080: Vor 76 Jahren zündeten die USA mit dem Trinity-Atomtest die erste Atombombe der Welt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro New York

Vor 76 Jahren zündeten die USA mit dem Trinity-Atomtest die erste
Atombombe der Welt

von Action Peace, 16.07.2021



Die Welt wurde heute vor sechsundsiebzig Jahren, am 16. Juli 1945, für immer verändert, als
die USA mit dem Trinity-Atomtest die erste Atombombe der Welt zündete.

In der Wüste des südlichen New Mexico durchgeführt, begann damit die
moralisch korrupte, rassistische und tödliche Hinterlassenschaft der Atomwaffen. Nach
Angaben des U.S. Centers for Disease Control (CDC) "wurden die Bewohner New
Mexicos weder vor der Trinity-Explosion gewarnt oder über mögliche
Gesundheitsgefahren informiert, noch wurden sie vor, während oder nach dem
Test evakuiert.

Bei der ersten Nuklearexplosion der Welt wurden in öffentlichen Bereichen
Expositionswerte gemessen, die 10.000-mal höher waren als die derzeit
zulässigen." Traurigerweise ist es keine Überraschung, dass die Opfer von
Trinity größtenteils arme Bauernfamilien waren, überwiegend hispanischen
und indigenen Ursprungs.

Obwohl als einer der schlimmsten US-Atomtests angesehen, wurde die
Strahlenbelastung durch das Einatmen, sowie über die Aufnahme von Wasser und
Nahrungsmitteln, die durch den Fallout des Trinity-Tests kontaminiert
wurden, mehr als siebzig Jahre lang nie untersucht.

Heute wissen wir, dass in Gebieten, die in Windrichtung lagen, die
Sterblichkeitsrate von Säuglingen ab dem Monat des Atomtests um über 20
Prozent anstieg.

Im Jahr 2010 gab die CDC schließlich zu, dass die Risiken für Neugeborene
besonders hoch waren, da "Anwohner berichteten, dass der Fallout tagelang
nach der Explosion 'herunterschneite'. Die meisten hatten Milchkühe und
sammelten Regenwasser von ihren Dächern, um es zu trinken."

Jetzt, sechsundsiebzig Jahre später, und trotz des abscheulichen
Vermächtnisses, beantragt das Pentagon neue Atomwaffen, um das US-Arsenal
aufzustocken. Wir müssen dem Kongress klarmachen, dass das Atomprogramm ein
Ende haben muss!

Das Pentagon und seine Kontakte bei Northrup Grumman, haben Pläne für eine
neue Interkontinentalrakete (ICBM) mit Atomsprengköpfen.

Unter dem Namen "Ground Based Strategic Deterrent" (GBSD), obwohl wir es
lieber "Money Pit Missile" ("Kostenfallen") nennen, beabsichtigt diese
maßlose Geldverschwendung das Ersetzen der Minuteman III-Raketen, die in
Bunker in Wyoming, Colorado, Nebraska, Montana und North Dakota
untergebracht sind. Die Kosten liegen bei geschätzt 264 Milliarden Dollar.
Sie werden aber mit Sicherheit noch höher ausfallen. Nuklearwaffen wie
diese sind vollkommen nutzlos gegen die realen Sicherheitsbedrohungen von
heute, wie katastrophale Klimaveränderungen und globale
Gesundheitspandemien. Schlimmer noch, neue Atomwaffen vermindern unsere
Sicherheit, indem sie die Welt destabilisieren und uns in ein neues
Wettrüsten stürzen.

Zusätzlich fordert das Pentagon mit Hilfe der Lobbyisten von Raytheon einen
neuen luftgestützten Marschflugkörper, das sogenannte Long Range Standoff
(LSRO)-Programm. Sowohl die Money Pit Missile als auch die LSRO sind
Überbleibsel von Trumps Atomwaffenpolitik. Beides sind völlig unnötige und
gefährliche Entwicklungsrichtungen für die Vereinigten Staaten.

Die Gesetzesentwürfe zur Finanzierung dieser beiden Waffensysteme werden in
Kürze dem Kongress vorgelegt. Es ist unerlässlich, dass wir dem Kongress
unmissverständlich zeigen, dass das amerikanische Volk die weitere
Entwicklung neuer Atomwaffen nicht unterstützt.

P.S. Der militärisch-industrielle Komplex betreibt sehr intensive
Lobbyarbeit für diese Multi-Milliarden-Dollar-Waffensysteme. Wir müssen
dafür sorgen, dass unsere Stimmen von allen gehört werden, damit das
schreckliche Atomprogramm ein Ende findet.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Alena Krupp vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 

Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 3. August 2021 
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AUSSICHTEN/9030: Und morgen, den 3. August 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 03.08.2021 bis zum 04.08.2021 +++
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Wenn es schon nicht regnen tut,

gibt 's doch Jean-Luc mit der Schütte

und er meint es mit uns gut,

brennt von oben auch die Hütte.
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ITALIEN/358: Gedenken an und Proteste gegen den faschistischen Terror in Genua 2001 (Gerhard Feldbauer)

Faschistischer Terror in Genua 2001 verurteilt

Vittorio Agnoletto: "Eine andere Welt wird dringend gebraucht"

von Gerhard Feldbauer, 22. Juli 2021






[image: Graphik: Genoa Legal Forum, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licences/by/3.0/], via Wikimedia Commons]

Stadplan von Genua während des G8-Gipfels von 2001 - Zugangsbeschränkungen in den gelb und rot gekennzeichneten Bereichen. Punkt 1: Palazzo Ducale (Tagungsort), Punkt 19: Piazza Alimonda, auf der
Carlo Giuliani getötet wurde
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Zum 20. Jahrestag der von der faschistischen Regierung Berlusconi
gegen die Proteste auf dem G8-Gipfel vom 18. bis 22. Juli 2001 in
Genua organisierten blutigen Repression fanden in der Hafenstadt
zahlreiche Veranstaltungen statt. Auf der Piazza Alimonda gedachten
Tausende des damals 22jährigen Studenten Carlo Giuliani, der an diesem
Ort von einem Carabinieri von einem Jeep aus mit einem Kopfschuss
ermordet wurde. "Carlo lebt und kämpft mit uns, unsere Ideen werden
niemals sterben." Das war eine Losung, "die im Chor geschrieen wurde,
begleitet von vielen Umarmungen und leuchtenden Augen der
verschiedenen Generationen, die sich zusammenfanden", schrieb das
linke Manifesto. Aber auch auf den anderen Veranstaltungen
wurden Schweigeminuten für Carlo eingelegt.

Herausragend war eine Veranstaltung im Palazzo Ducale, zu der ein
Netzwerk von Organisationen und zivilgesellschaftlichen Bewegungen
aufgerufen hatte. Unter den 200 Teilnehmern befand sich die
Galionsfigur der damaligen No-Global-Bewegung, der Vorsitzende des
Genueser Sozialforums, Vittorio Agnoletto, früherer EU-Parlamentarier,
der erklärte, unter den 300.000 Demonstranten hätten viele daran
geglaubt, "die Welt zu verändern". Damals sagten wir: "Eine andere
Welt ist nötig. Heute sind wir verpflichtet zu sagen, dass eine andere
Welt dringend gebraucht wird." Wir haben damals "dagegen protestiert,
dass 12 Prozent Reiche 85 Prozent des Weltvermögens besitzen, während
55 Prozent der Weltbevölkerung nur 1,3 Prozent davon haben". Und "wir
haben schon damals gewarnt, dass die Welt auf eine Katastrophe
zuläuft", so Agnoletto, der sich nach Genua der Partei der
Kommunistischen Neugründung (PRC), einem Nachfolger des 1990 in die
sozialdemokratische Linkspartei PDS umgewandelten PCI, anschloss.
Auch der Gründer der größten Anti-Mafia-Organisation "Liberia", der
katholische Priester Don Ciotti, meinte, "in Genua sei es möglich
gewesen, die Geschichte von unten, mit den Geringsten, den Armen, neu
zu schreiben".




[image: Porträt - Foto: Lavenointra, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.orlicenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

"Eine andere Welt wird dringend gebraucht" - Vittorio Agnoletto (Aufnahme vom 25. Mai 2021)
Foto: Lavenointra, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Die Forderung "eine andere Welt ist notwendig" erhob auch Die Partei
der Europäischen Linken auf einer Veranstaltung auf der Piazza
Matteotti in Genua, an der führende Vertreter des PRC mit ihrem
Nationalsekretär Maurizio Acerbo und Paolo Ferrero, Vizepräsident der
Europäischen Linkspartei, ferner Yiannis Bournos, Syriza
(Griechenland), teilnahmen. In dieser wie auch auf anderen
Veranstaltungen war man sich einig in der Verurteilung der Repression,
während Fragen nach den Ursachen, warum diese machtvolle Bewegung in
den folgenden Jahren verpuffte, kaum aufgeworfen wurden. Ausgenommen
davon war das Nationalsekretariat des wiederbelebten PCI, das auf
seiner Website erklärte, dass die gegenwärtigen grundlegenden
Entscheidungen der Europäischen Union und die unter dem Banner der
Konzentration des Finanzkapitals erfolgenden Globalisierungsprozesse
eine Folge der von der Regierung Berlusconi 2001 in Genua politisch
und direkt zu verantwortenden "schwersten und dauerhaftesten
Aussetzung verfassungsmäßiger Rechte, die es in der republikanischen
Geschichte jemals gegeben hat", sind.

Eine tiefgehende Analyse der Ereignisse nahm eine Veranstaltung vor,
die zum Thema "Reflexion und Debatte - Genua 2021, Navigation auf
offener See", von der Basis-Gewerkschaft USB und linken Organisationen
wie Cambiare Rotta (Den Kurs ändern) und Osservatorio Repressione
(Beobachter der Repression) organisiert wurde. An ihr beteiligten sich
auch Vertreter der Linkspartei Potere al Popolo (Die Macht dem Volke).
Sie zog laut dem kommunistischen Online-Portal Contropiano das
Fazit, dass, wenn "die Bewegung der Bewegungen" in den Genueser Tagen
auch "nicht nur an Repression starb, und die lokale politische
Umsetzung dieses echten Kampfes gegen die neoliberale Globalisierung
der Herausforderung der sich formenden Welt nicht gewachsen war, man
das Kind sicherlich nicht mit dem Bade ausschütten kann". Es seien
"Fehler und Grenzen der Einstellung sowie die objektiven Gründe, die
ihre Entwicklung verhindert haben, als auch der Wiederbelebung"
erörtert worden.

Guido Lutrario von USB charakterisierte die von der
Berlusconi-Regierung in Genua verfolgte Strategie als "Verfeinerung
der präventiven Konterrevolution". Die Kombination von neoliberaler
Politik und Stärkung des rechtsrepressiven Apparats hat dazu geführt,
dass wir in einem "minimalen Sozialstaat und einem maximalen
Strafstaat" leben, ergänzte sein Kollege Italo Di Sabato. Das Forum
beriet Schlussfolgerungen aus Genua 2001 für eine aktuelle
Kampfagenda, die die Organisation eines Generalstreiks für den
18. Oktober zur Verteidigung der Arbeiterrechte gegen die von der
Draghi-Regierung im Einklang mit der Confindustria zur Abwälzung der
Kosten der Corona-Pandemie gestartete Offensive umfasst und auch
internationalistische Aktivitäten, deren Zentrum heute die
Verteidigung des sozialistischen Kubas ist, einschliesst.
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Folterskandal von Vollzugsbeamten in Gefängnissen erschüttert
Italien

Insassen mussten Spießruten laufen

von Gerhard Feldbauer, 8. Juli 2021



In den italienischen Medien nehmen die Schlagzeilen über einen
Folterskandal von Vollzugsbeamten am 6. April vergangenen Jahres im
Gefängnis "Francesco Uccella" der Kleinstadt Santa Maria Capua Vetere
bei Neapel in Kampanien kein Ende. Am 5. April 2020 war es dort
während des ersten Lockdowns der Corona-Pandemie nach einem positiven
Covid-19-Fall in einer Abteilung zu Protesten gegen völlig
unzureichende Schutzmaßnahmen und die hygienischen Bedingungen
gekommen. Es fehlten Gesichtsmasken und Desinfektionsmittel. Für die
nötige Abstandswahrung gab es keinen Platz. Insassen schlugen mit
Gegenständen und dem Essgeschirr gegen die Zellentüren und
Gitterstäbe. Freigänger weigerten sich, in ihre Zellen
zurückzukehren. Die Proteste ließen schon am Abend desselben Tages
nach.

Obwohl es sich, wie Medien betonen, um "eine kleine Revolte" und
"gewaltlose Reaktionen" handelte, ordnete der Direktor der
Gefängnisverwaltung von Kampanien, Inspektor Antonio Fullone, am
nächsten Tag ein Strafaktion an. Etwa 100 Polizisten einer
Spezialeinheit, die nur "im Falle der äußersten Notwendigkeit und nur
vorübergehend bei der Wiederherstellung von Ordnung und Sicherheit in
den regionalen Justizvollzugsanstalten" eingesetzt werden durfte,
fielen über die Insassen her. 130 der "rebellischen", aber vollkommen
wehrlosen Gefangenen wurden geschlagen, gefoltert und gezwungen, "sich
auszuziehen und niederzuknien".

Durch Anzeigen von Insassen wurden die skandalösen Vorfälle erst jetzt
bekannt. Die Staatsanwaltschaft von Neapel leitete Ermittlungen ein.
52 Gefängnisbeamte wurden wegen des Verdachts der Misshandlung von
Gefangenen verhaftet, 18 weitere befinden sich im Hausarrest, alle
Beamten sind vom Dienst suspendiert, darunter auch Inspektor Antonio
Fullone. Insgesamt wird gegen 144 Beamte ermittelt. Die EU-Kommission
hat "eine unabhängige Untersuchung von den zuständigen italienischen
Behörden über die Vorfälle in Santa Maria Capua in Vetere" angemahnt,
berichtete die staatliche Nachrichtenagentur ANSA. Die
"Behörden müssen ihre Bürger unter allen Umständen schützen".

Die Zeitung Domani verbreitete ein sechs Minuten langes Video,
das Beamte der Penitenziaria, der Gefängnispolizei, bei Gewaltszenen
zeigt. Mit aufstandsbekämpfender Ausrüstung ausgestattete Polizisten,
die Helme tragen, um nicht identifiziert zu werden, gehen mit
Knüppeln auf die Häftlinge los. In den Aufnahmen ist der
Spießrutenlauf der Insassen zu sehen. Einzeln oder in kleinen Gruppen
müssen sie einen Gang passieren, während die Wärter von allen Seiten
auf sie einprügeln. Andere Szene zeigen, wie sie mit dem Gesicht zur
Wand knien und dann ebenfalls geschlagen und erniedrigt werden. Laut
der Nachrichtenagentur ANSA wurde auch ein gehbehinderter
Häftling im Rollstuhl namens Vincenzo Cacace nicht verschont.

Das Online-Portal Südtirol News erwähnt in seinem ausführlichen
Bericht sichergestellte Chat-Einträge, in denen die Beamten mit ihren
"Aktionen" prahlten. Laut dem Wiener Standard sollen Beamte in
Whatsapp-Botschaften angekündigt haben: "Wir werden sie wie Kälber
töten" und "Wir werden die Bestien zähmen". In den Ermittlungsakten
ist von einem "Massaker", das vier Stunden gedauert haben soll, die
Rede. Domani zitiert den Untersuchungsrichter Sergio Enea, der
von einem "schrecklichen Schlachtfest" spricht, die "Szenen seien
eines zivilisierten Landes unwürdig". Die Ermittlungen betreffen auch
Ärzte, die verdächtigt werden, falsche Bescheinigungen ausgestellt zu
haben, dass Aufseher bei den Zusammenstößen verletzt worden seien.

Die Proteste und das gewaltsame Reagieren der Gefängnisaufseher
beschränkten sich nicht auf die Vollzugsanstalt "Francesco Uccella".
Bereits im März 2020 hatte es in mehreren Gefängnissen Proteste
gegeben, darunter am 8. März in Modena mit 13 Todesfällen. Das
kommunistische Online-Portal Contropiano forderte die
Justizbehörden auf, zu diesen bisher nicht untersuchten Vorfällen
ebenfalls Ermittlungen aufzunehmen.

Den Hintergrund der immer wieder ausbrechenden Gefangenenrevolten
bilden die Missstände in den italienischen Gefängnissen, die seit
Jahren von der 1991 gegründeten Menschenrechtsorganisation Antigone
enthüllt werden. Nach ihrem Bericht von Ende Februar 2020 gab es nach
offiziellen Zahlen 61.230 Insassen in italienischen Gefängnissen,
obwohl die offizielle Kapazität nur 50.931 beträgt. Italien hat, so
der Bericht, "die zweitüberfülltesten Gefängnisse in Europa". Diese
Zustände wurden auch im Gefängnis "Francesco Uccella" bei Ausbruch der
Corona-Pandemie besonders sichtbar, wo die Häftlinge ohne Bettwäsche
schlafen mussten, Gesichtsmasken und Desinfektionsmittel fehlten und
es für die nötige Abstandswahrung keinen Platz gab. Aus den
Wasserhähnen kam gelb-braunes Wasser, was zu Dermatitis und Reizungen
führt, berichtete das linke Manifesto.
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Geheime faschistische Gruppe in Italien aufgedeckt

Anschläge nach Beispiel des Massakers von Utøya geplant

von Gerhard Feldbauer, 5. Juli 2021



In der lombardischen Hauptstadt Mailand und in Triest hat die
Divisione Investigazioni Generali e Operazioni Speciali (DIGOS) der
italienischen Politischen Polizei in der vergangenen Woche "eine
geheime Nazi-faschistische Organisation" aufgedeckt und aufgelöst,
berichtete die staatliche Nachrichtgenagentur ANSA. In
Anlehnung an die faschistische Spannungsstrategie der 70/80er Jahre
tarnte sie sich pseudorevolutionär als geheime Organisation -
"Avantgarde Revolutionary" - "AR". Sie bestand aus jungen Leuten im
Alter von etwa 20 Jahren, die "aus guten Familien" kommen, und
verfolgte ihre Ziele, wie die Ermittlungen der DIGOS ergaben, mit
"einer Nazi-faschistischen Matrix und stachelte zu Diskriminierung und
rassistischer, ethnischer und nationalistischer Gewalt" auf. Zur
Errichtung "einer neuen Weltordnung" wollte die Organisation das
"absolute Chaos" schaffen, um die Ankunft eines "Diktators" zu
begünstigen. Dazu waren, so ANSA, "gewalttätige
Einschüchterungsaktionen" in sozialen Zentren, Schlägereien gegen
Personen ausländischer Herkunft und muslimischer Religion geplant.

Bei ihren Ermittlungen stießen die Mitarbeiter der DIGOS laut
ANSA darauf, dass sich die italienische Organisation bei ihren
geplanten Operationen zur Errichtung einer "neuen Weltordnung" an dem
norwegischen Faschisten und Massenmörder Anders Behring Breivik
orientierte. Breivik hatte am 22. Juli 2011 die Terroranschläge in Oslo
und auf der Insel Utøya begangen, bei denen er 77 Menschen
ermordete, von denen 69 Teilnehmer eines Zeltlagers der
Jugendorganisation der sozialdemokratischen Arbeiterpartei waren.

Breivik, Vorbild der italienischen "AR"-Faschisten, der seinen
Geburtsnamen in Fjotolf Hansen abgeändert hatte, war der Polizei wegen
krimineller Aktivitäten (Gründung von Briefkastenfirmen,
Urkundenfälschung, Geldwäsche und Steuerhinterziehung in
Millionenhöhe) bekannt. Er gehörte der neofaschistischen
Fremskrittspartiet an, war in dem rechtsextremen Zentrum nordisk.nu,
einem norwegischen islamfeindlichen Forum, aktiv und Mitglied des
norwegischen Ablegers der islamfeindlichen English Defence League. Sein
Vater gehörte als Ministerialrat zur norwegischen OECD-Delegation in
Paris.

Wie die DIGOS ermittelte, versuchte die "Avantgarde Revolutionary" ihr
Aktionsspektrum durch direkte Beziehungen zu anderen ausländischen
rechtsextremen Organisationen wie dem Schweizer Verein "Junge Tat",
den eines ihrer Mitglieder deshalb besucht hatte, zu erweitern.

Dass die DIGOS auch auf US-amerikanische extremistische Einflüsse,
will heißen, die unter Trump geförderten rassistisch-faschistischen
Erscheinungen, stieß, erinnert an die Casa Pound, die sich mit ihrem
Namen auf den amerikanischen Schriftsteller Ezra Pound, einen
Bewunderer Mussolinis, bezieht oder auch daran, dass die Veneto Fronte
Skinheads, die sich ausdrücklich zur "Verteidigung der weißen Rasse"
bekennt, neben ihrer Bewunderung für das "Dritte Reich" Beziehungen
zum Ku Klux Klan unterhielt.

Organisationen wie die jetzt entdeckte "Avantgarde Revolutionary" sind
wie die Casa Pound oder die Forza Nuova die Sturmtrupps faschistischer
Parteien wie der Lega Matteo Salvinis und agieren offen terroristisch,
was es diesen ermöglicht, sich als "harmloses" rechtes Zentrum zu
tarnen. Den Chef der Forza Italia, Berlusconi, an den gerade in diesen
Tagen wegen der in seiner Regierungszeit vor 20 Jahren in einer
"chilenischen Nacht" während des G8-Gipfels in Genua blutig
niedergeknüppelten Demonstranten erinnert wird, animierte das dazu,
zusammen mit der Lega eine neue, einheitliche faschistische Partei zu
bilden und auf den Namen der deutschen CDU zu taufen.
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Während des G8-Gipfels im Juli 2001 in Genua versuchte der Führer
der faschistischen Forza Italia, Silvio Berlusconi, nach dem Vorbild
Pinochets in Chile eine offen terroristische Diktatur zu
errichten

Er scheiterte am Widerstand breiter Massen, konnte aber mit
Unterstützung rechter bürgerlicher Grüppchen sein faschistisches
Regime behaupten 

von Gerhard Feldbauer, 10. Juli 2021
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Parlamentswahlen in Italien von 1994 - stärkste Partei nach Provinzen
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49 Jahre nach dem Sieg über den Faschismus und der Hinrichtung Benito
Mussolinis (seit dem "Marsch auf Rom" 1922 Italiens Diktator) erlebte
das Land im März 1994 eine Wiedergeburt dieses Regimes unter dem
Führer der faschistischen Forza Italia (FI) Silvio Berlusconi. Im
Bündnis mit dem als Nachfolger der Mussolini-Partei 1946 gegründeten
Movimento Sociale Italiano (MSI) und der auf der Basis der Blut- und
Boden-Ideologie 1991 gebildeten Lega Nord gewann er 1994 mit 45,9
Prozent die Parlamentswahlen. 13,5 Prozent davon entfielen auf den
MSI, 8,4 auf die Lega. [1]


Governo nero

Die von ihm danach gebildete Regierung bezeichnete das linke
Manifesto am 15. Mai 1994 als "Governo nero" (schwarze
Regierung) und schrieb: "Faschisten und Monarchisten, Lega-Leute und
christdemokratischer Schrott, Industrielle und Manager der Fininvest
[2]: Das sind die Minister der Regierung Berlusconi. Eine geschlossene
Regierung der extremen Rechten."

Bei den anschließenden Siegesfeiern zeigten Mitglieder und Anhänger
des MSI mit "Duce"- und "Sieg Heil"-Rufen sowie anderen Bekundungen
faschistischer Traditionen in Rom und weiteren Städten, wie die Basis
dieser Regierung aussah. MSI-Führer Gianfranco Fini [3] selbst
bekannte sich als Chef einer Regierungspartei offen zu Mussolini und
der Aktualität seines Erbes und feierte den "Duce" als den "größten
Staatsmann des Jahrhunderts". Altfaschist Pino Rauti, die Nummer zwei
der Bewegung, der in den Senat gewählt worden war, erinnerte an den
"Marsch auf Rom" (den Militärputsch zur faschistischen Machtergreifung
1922), den "Zweiten Weltkrieg gegen die Plutokratien", Mussolinis
"Repùbblica Sociale" und nannte all dies "bleibende Werte, ein
kulturelles und programmatisches Vorratslager, aus dem wir schöpfen".
[4]

Mirko Tremaglia, in der Salò-Republik [5] SS-Offizier, von Fini für
einen Ministerposten vorgeschlagen, verlangte die Wiedereingliederung
Istriens, Dalmatiens und der Hafenstadt Fiume in den italienischen
Staatsverband. Angesichts der Proteste der EU lehnte Staatspräsident
Oscar Luigi Scalfaro, der im übrigen nur halbherzig den faschistischen
Vorstößen entgegentrat, seine Nominierung für das Kabinett ab.
Daraufhin übernahm Tremaglia das Amt des Vorsitzenden des
außenpolitischen Ausschusses der Abgeordnetenkammer. Der Postminister
und Vizepremier, Giuseppe Tartarella, gab zum 50. Todestag des
führenden Mussolini-Philosophen Giovanni Gentile eine Sonderbriefmarke
heraus. In der Abgeordnetenkammer beantragte Fini, das in der
Verfassung verankerte Verbot der Mussolini-Partei aufzuheben, was eine
Rehabilitierung der faschistischen Herrschaft unter Mussolini bedeutet
hätte. Aufgrund der Proteste im In- und Ausland zog er den Antrag
nicht zurück, sondern erklärte lediglich, er sei augenblicklich "nicht
opportun". Der Abgeordnete Eugenio Scalfari, Herausgeber der
"Repùbblica", sah darin lediglich eine zeitliche Verschiebung. Und
tatsächlich zog Fini diesen Antrag auch nie zurück.


Sturz durch Generalstreik

Noch waren die Massen stark genug. Ihr Protest richtete sich vor allem
gegen den sozialen Crash-Kurs der Regierung. Berlusconi unternahm
nichts, um auch nur in Ansätzen seine sozialen Wahlversprechen zu
verwirklichen, und setzte stattdessen gegenteilige Maßnahmen durch:
Der Arbeitsminister verfolgte eine Politik der Lohnsenkungen, der
Haushaltsminister leitete eine Reduzierung der Leistungen der
staatlichen Versicherungen ein. Die entstehenden Lücken sollten
private Versicherungskonzerne schließen. Interessanterweise gehörte
Mediolanum, einer der Großen der Branche, zum Fininvestimperium. In
Angriff genommen wurde eine Rentenreform, die vor allem für Rentner
der unteren Einkommensstufen einschneidende Einbußen vorsah. Der
Haushaltsentwurf bürdete den arbeitenden Menschen 20 Prozent des
gesamten Etats auf. Von etwa 28 Billionen Lire an Kürzungen entfielen
zehn Billionen auf die Renten und 6,36 Billionen auf das
Gesundheitswesen. [6]

Am 15. Oktober 1994 traten fünf Millionen Beschäftigte in den
Generalstreik. In rund 90 Städten kam es zu Massendemonstrationen, wie
es sie seit Jahren nicht mehr gegeben hatte: 300.000 in Mailand,
250.000 in Florenz, 200.000 in Rom, ebenso viele in Turin. Sie
leiteten das Ende Berlusconis ein. Als es am 12. November zu erneuten
Demonstrationen gegen den Sozialabbau kam, darunter mit über einer
Million Menschen in Rom, stellten im Parlament PRC [7] und PDS [8] und
die Lega, die damit aus der Regierungskoalition ausschied [9], einen
Misstrauensantrag. Noch während der Vertrauensdebatte trat Berlusconi
angesichts der unvermeidlichen Abstimmungsniederlage am 21. Dezember
1994, nach 226 Tagen Regierungszeit, zurück.


Governo tecnici verabschiedet Berlusconis Staatshaushalt

Um die Wogen zu glätten setzte Staatschef Oscar Luigi Scalfaro nach
dem Sturz Berlusconis eine Regierung von Fachleuten (Governo tecnici)
ein. An die Spitze berief er den vorherigen Schatzminister
Berlusconis, Lamberto Dini, was den Ex-Premier ebenfalls beruhigen
sollte. Der reagierte jedoch stattdessen mit der Beschimpfung seines
früheren Ressortchefs als "Verräter". Dem Technikerkabinett gehörten
bis auf eine Ausnahme bis dahin nicht in der Politik aktive
Persönlichkeiten an.
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Dinis erste Amtshandlung bestand darin, ohne wesentliche Abstriche
den Haushalt, über den Berlusconi gestürzt war, zur Abstimmung
vorzulegen. Vorsorglich verband er das Votum mit der Vertrauensfrage.
Für den Sparhaushalt stimmten nun Zentrum und Linke, darunter auch der
PRC. Selbst aus dem Bündnis von Berlusconi kamen Dini Stimmen zugute.
Zu den für den 21. April 1996 festgelegten Neuwahlen trat eine
Mitte-Links-Koalition Olivenbaum (Ulivo) unter dem parteilosen Romano
Prodi an. Ihre wichtigsten Kräfte waren der PDS, die Verdi (Grünen)
und die Popolari [10]. Während es 1994 nicht zu einem Wahlbündnis mit
den Kommunisten gekommen war, trat der PRC nun zwar nicht in die
Koalition ein, aber es kam zu Wahlabsprachen, ohne die ein Wahlsieg
des Ulivo im April 1996 fraglich gewesen wäre.

Der parteilose Christdemokrat und Wirtschaftsprofessor Prodi verfügte
über ein eigenes Ökonomie-Institut Nomisma und konnte solide
Kompetenz auf diesem Gebiet ins Feld führen. In der Politik zehrte er
von seinem Image als Anhänger des ermordeten DC-Führers Aldo Moro.
[11] Mit dem Ulivo hatte er obendrein ein bei den Italienern nicht nur
in der Landwirtschaft beliebtes Symbol auserkoren.


Mitte-Links-Wahlsieg

Bei den Wahlen erreichte Ulivo 41,4 Prozent, während die extreme
Rechte nur auf 37,3 Prozent kam. Dieser Erfolg ergab sich jedoch auch
daraus, dass die Lega Nord aus der Allianz mit Berlusconi
ausgeschieden und allein angetreten war. Trotzdem steigerte sie sich
von 8,3 auf 10,4 Prozent, wobei sie in den nördlichen Regionen
zwischen 20 und 30 Prozent erzielte. Nahm man das Ergebnis der Lega
hinzu, dann lag die extreme Rechte mit fast 48 Prozent weit vor der
linken Mitte.

Während die Forza mit 20,6 Prozent leichte Verluste hinnehmen musste
(vorher 21 Prozent), stiegen die Stimmen der Faschisten mit 16,6
Prozent weiter an. Das bedeutete, dass weit über eine Million
Italiener mehr als zwei Jahre vorher die Faschisten gewählt hatten.
Diese Gefahr war also weiter angewachsen.

Dass der Wahlsieg des Centro Sinistra an der Mailänder Börse
Kurssteigerungen und einen besseren Kurswert der Lira auslöste, hatte
zunächst für Verwunderung gesorgt. Für gewöhnlich reagierten die
internationalen Finanzmärkte auf linke Wahlerfolge - und um einen
solchen handelte es sich insofern, als PDS und PRC mit 21,1 bzw. 8,6
Prozent (2,6 mehr als 1994) fast drei Viertel der Stimmen der linken
Mitte einfuhren, was zuvor eher umgekehrt gewesen war. Das war unter
anderem auf Prodi zurückzuführen, den Kreise des Großkapitals als
einen versierten Wirtschaftsmanager kannten. Er war 1978/79
Industrieminister und von 1982 bis 1989 Chef des größten
Staatskonzerns IRI gewesen, hatte das Unternehmen erfolgreich saniert
und dann die Privatisierung eingeleitet. Der Verband der
Großindustriellen Confindustria und Kreise des Großkapitals mit FIAT
an der Spitze hatten ihn in der Wahlkampagne offen favorisiert. Man
erwartete, dass der seinem Bündnis angehörende PDS besser in der Lage
wäre, den Volkswiderstand gegen den Sozialabbau im Zaun zu halten.
Mit neun von 21 Ministerien blieb der PDS im Kabinett deutlich
unterrepräsentiert. Der PRC trat nicht in die Regierung ein,
unterstützte aber Prodi im Parlament, da dieser sonst nicht über die
erforderliche Mehrheit verfügt hätte.

Prodi kündigte an, Italien ins europäische Währungssystem
zurückzuführen und die Bedingungen des Maastrichtvertrages zu
erfüllen. Der Ausschluss von 1992 war ursächlich durch den von der
Deutschen Bank entfesselten Währungskrieg provoziert worden. Sie und
die deutsche Bundesregierung hatten Maastricht nur unter der Bedingung
zugestimmt, dass die von ihnen diktierten Stabilitätskriterien
angenommen und ihre Einhaltung festgeschrieben werden. Im Juli 1992
hatte die Bundesbank ihre Leitzinsen erhöht und damit das EWS
erschüttert, was Italien am meisten geschadet hatte. Die Banca
d'Italia hatte seit Anfang der 80er Jahre einen harten Wechselkurs
durchgesetzt und die Zinsen um jeden Preis hoch gehalten, um ein
Abfließen eigenen Kapitals zu verhindern. Trotz Stützungen in
Milliardenhöhe musste sie dann unter dem Druck der DM einen
Kursverlust von 3,5 Prozent hinnehmen. Die Deutsche Bundesbank, so die
Meinung an der Mailänder Börse, demonstrierte damit, noch ehe
Maastricht in Kraft trat, die Rolle der DM als europäische
Leitwährung. [12]

Neben der Fortsetzung der umstrittenen Privatisierung der Enti
pubblici (öffentliche bzw. staatliche Unternehmen) setzte Prodi den
Sozialabbau fort. PDS-Chef Massimo D'Alema signalisierte dazu "für die
nächsten fünf Jahre 'linker' Politik (zu) entsagen" [13], was
FIAT-Chef Cesare Romiti dazu veranlasste, Prodis Kabinett als
"ausgezeichnete Wahl" zu bewerten. Nachdem die Regierung den Kurs der
Lira stabilisiert und im Ergebnis einer Zinssenkung die
Staatsverschuldung abgebaut hatte, kehrte Italien Ende 1996 ins EWS
zurück. 1997 wurde das Haushaltsdefizit im Verhältnis zum BIP von 6,7
Prozent (1995) auf 3,2 Prozent gesenkt und lag damit nur noch
geringfügig über den Maastrichtkriterien von 3 Prozent. Die
Inflationsrate wurde von vier auf 2,7 Prozent gedrückt (Brüsseler
Forderung 2,9 Prozent), der Zinssatz von 10,3 auf 6,7 Prozent
(Kriterium 8,7 Prozent). [14]


Chancen nicht genutzt

Mit diesem kapitalfreundlichen Kurs der Mitte-Links-Regierung Prodis
war einem neuen Wahlsieg Berlusconis 2001 der Weg geebnet, der dann
auch eintrat. Am 13. Mai 2001 erzielte das faschistische Lager, das
Berlusconi "Casa delle Libertà" (Haus der Freiheit) getauft hatte,
einen zweiten Wahlsieg. Die Forzapartei erreichte rund 30 Prozent,
ein Drittel mehr als 1996. Die AN [15] kam auf zwölf Prozent, etwa
vier Prozent weniger als 1996. Die Lega verlor ein Drittel ihrer
Wähler und sank mit 3,9 Prozent unter die Sperrklausel. Im Parlament
war Berlusconi nicht mehr wie 1994 von den Stimmen der Lega abhängig,
da er in beiden Häusern auch ohne sie über eine Mehrheit verfügte.
[16]


Regierung mit Mussolinis Altfaschisten

Die AN stellte mit Fini als Vizepremier fünf Kabinettsmitglieder.
Mit Mirko Tremaglia übernahm ein Altfaschist aus der Salò-Repubik und
Revanchist ein dazu wie geschaffenes Ministerium für
"Auslandsitaliener". Der als Braccio di ferro (Eisenarm) bekannte
Maurizio Gasparri belegte das ebenfalls neu geschaffene
Telekommunikationsressort, dem die RAI [17] unterstellt wurde, die er
laut Fini von "linken Elementen" säubern sollte.
Landwirtschaftsminister und damit zuständig für die faschistischen
Hochburgen im Süden wurde der eng mit den Naziskins [18] liierte
Giovanni Alemanno. Staatspräsident Carlo Azeglio Ciampi, der nach den
Grundsätzen der Verfassung die Berufung aller Minister der AN und der
Lega hätte ablehnen müssen, unternahm nichts dergleichen.


DC-Nachfolger verschafften der Regierung Berlusconi ein "demokratisches Outfit"

Der rechtsextreme Charakter der "Casa delle Libertà" wurde durch die
Zugehörigkeit der beiden kleinen Nachfolger der früheren Democrazia
Cristiana, Christlich Demokratische Union (CDU) und
Christlich-Demokratisches Zentrum (CCD), kaschiert. Beide
Parteigrüppchen erreichten nur 3,2 Prozent und lagen unter der
Sperrhürde. Berlusconi hatte jedoch ihre parlamentarische Präsenz in
der Direktwahl nicht nur abgesichert, sondern ihnen auch eine
unverhältnismäßig hohe Zahl von Mandaten zukommen lassen. Sie stellten
40 Abgeordnete und 29 Senatoren. Im krassen Widerspruch zu den
Wahlergebnissen wurde CCD-Chef Ferdinando Casini zum Präsidenten der
Abgeordnetenkammer gewählt, der gewöhnlich der zweitstärksten
Regierungspartei zugestanden wird. In seiner Regierung überließ
Berlusconi der CDU zwei und dem CCD einen Ministerposten.

Das "demokratische Outfit" seines 25köpfigen Kabinetts verstärkte der
Forzachef weiter durch vier parteilose Politiker. Eine Schlüsselrolle
kam dem früheren WHO-Direktor Renato Ruggierio zu, der das
Außenministerium übernahm, um ein "gutes Image" gegenüber der EU und
als langjähriger Botschafter in Washington die von Berlusconi
erklärten "besonderen Beziehungen" zu den USA zu pflegen. Ähnliche
Aufgaben nahm CDU-Chef Rocco Buttiglione im neugeschaffenen
Europaministerium gegenüber Brüssel wahr.


Keine Einwände in Brüssel

Berlusconis Verschleierungsmanöver wurden auch durch die Haltung der
EU begünstigt. Deren Sanktionspolitik gegenüber Österreich war zwar
halbherzig und umstritten, hatte aber immerhin eine moralische
Verurteilung der Aufnahme der Haiderpartei in die Regierung
dargestellt. Dass solche Schritte gegenüber Berlusconis FI, der AN und
der Lega - zusammen in einer Koalitionsregierung weitaus gefährlicher
als der Kärtner - unterblieben, musste der faschistischen Exekutive in
Rom nachgerade einen demokratischen Heiligenschein verleihen.


Einladung Stoibers an Berlusconi

Kräftig an diesem "demokratischen Outfit" wirkten die CDU/CSU der
Bundesrepublik samt Medien wie die "FAZ" oder "Die Welt" mit. Bayerns
Regierungschef Stoiber übermittelte postwendend eine Einladung zum
Staatsbesuch in Bayern, der nach den faschistischen Ausschreitungen in
Genua demonstrativ eine weitere zum CSU-Parteitag folgte. Die "FAZ"
bescheinigte der faschistischen Koalition "demokratische Legitimität"
und gab der Hoffnung Ausdruck, mit dem Wahlsieg Berlusconis möge die
Ablösung der sozialdemokratisch geführten Regierungen in der EU
beginnen. [19] Eine Ausnahme auf dieser Medienebene bildete "Die Zeit"
(Hamburg), die am 2. August 2001 der Beunruhigung über die Ereignisse
in Genua und Befürchtungen einer möglichen schleichenden Faschisierung
Ausdruck gab und die Rolle hervorhob, welche die Spannungsstrategie
in der Vergangenheit als "Versuch, einen autoritären Staat
herbeizubomben", gespielt hatte.

Der PRC ging aus der Wahl, wie der Corriere della Sera schrieb,
ungeschlagen als dritte Kraft hervor. Er wies die Anschuldigungen, er
habe mit seinem Alleingang die Niederlage des Regierungslagers, die
besonders heftig von der DS-Führung [20] vorgebracht wurde, zurück.
PRC-Sekretär Fausto Bertinotti erklärte, Ursache der "strategischen
Niederlage" der linken Mitte sei deren Rechtskurs. Die
Linksdemokraten, die das Erbe der IKP, die ihr 1991 noch eine
Wählerschaft von 26,6 Prozent hinterließ, auf dem Gebiet des
parlamentarischen Kampfes verspielten und es auf 16,6 Prozent
herunterwirtschafteten, trügen dafür die Hauptverantwortung. Die DS
hätten nicht, wie in Rimini [21] versprochen, "das Erbe der IKP zur
Entwicklung einer starken reformerischen sozialdemokratischen Partei"
genutzt, sondern einen für die Arbeiterbewegung verhängnisvollen Weg
eingeschlagen.
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Teilnehmer des G8-Gipfels in Genua im Juli 2001 - Japans Ministerpräsident Junichiro Koizumi, der britische Premier Anthony Blair, US-Präsident George W. Bush, Frankreichs Präsident Jacques
Chirac, Italians Ministerpräsident Silvio Berlusconi, der russische Präsident Vladimir Putin, der kanadische Premier Jean Chretien, der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder, Belgiens
Ministerpräsident Guy Verhofstadt und der Präsident der Europäischen Kommission Romano Prodi (v.l.n.r.)

Foto: Kremlin.ru, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0], via Wikimedia Commons




Mit der "Hinterlassenschaft der Linken" aufräumen

Vom 18. bis 22. Juli 2001 fand in Genua der G8-Gipfel statt. Nachdem
Berlusconi bereits während des Wahlkampfes verkündet hatte, in Italien
"Ordnung zu schaffen" und mit der "Hinterlassenschaft der Linken"
aufzuräumen, wollte er ein für alle Mal demonstrieren, wer der Herr im
Hause ist. Auf einem vorangegangenen Gipfel in Göteborg wiederholte er
bei einem Treffen der mehrheitlich sozialdemokratischen
Regierungschefs der EU provokatorisch, Italien von Kommunisten und
Ex-Kommunisten (den sozialdemokratischen Linken) "zu befreien".

Nach Seattle, Prag und Göteborg fanden in Genua die seit Jahren
größten Massenproteste gegen weltweite imperialistische Ausbeutung
und Unterdrückung, gegen NATO-Aggressionen und Staatsterror, der mit
den USA an der Spitze im Nahen Osten wie auch anderswo in der Welt
praktiziert wurde, statt. Triebkraft dieser Aktionen war, dass auf dem
Gipfel als Gastgeber Berlusconi nicht nur als Regierungschef, sondern
in seiner Gestalt der reichste Kapitalist des Landes auftrat. Stellte
man weiter in Rechnung, dass bei diesem Mann die Bewunderung für
Hitler und Mussolini und der eigene, autoritäre und faschistische
Züge beinhaltende Führungsstil mit hemmungsloser Geltungssucht
zusammentrafen, dann war für Genua eine bis dahin nicht gekannte
Repression geradezu vorprogrammiert.
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Polizeigewalt gegen Gipfelproteste in Genua

Foto: Ares Ferrari, CC BY-SA 3.0 [http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/], via Wikimedia Commons




Eine "chilenische Nacht"

Was sich dann in der Stadt, besonders in der Nacht während des Gipfels
abspielte, wurde von Augenzeugen in zahlreichen Medien als eine
"chilenische Nacht" geschildert. [22] Genua war eine "Stadt im
Kriegszustand", das Vorgehen der Sicherheitskräfte war
"verfassungswidrig", "Recht und Gesetz außer Kraft gesetzt", lauteten
die Einschätzungen. [23] Während des Gipfels wurden über 600 Personen
festgenommen und "Gefangenensammelstellen" zugeführt. Mehr als 300
Demonstranten, darunter zahlreiche Ausländer, so auch mehrere
Deutsche, wurden zum Teil schwer verletzt. Eine nächtliche Operation
gegen das Pressequartier in der Diaz-Schule, in der auch das Genueser
Sozialforum (GSF) untergebracht war, hieß im Polizeijargon
"Sturmangriff". In der Diaz-Schule wurden 54 Personen blutüberströmt
und schwer verletzt festgenommen. Laut Pressestimmen und
Zeugenaussagen wurden Festgenommene, darunter selbst Verletzte, unter
Hitler- und Mussolini-Bildern gefoltert und mussten "Viva il Duce"
rufen. Die blutigen Ereignisse wurden als "chilenische Nacht"
charakterisiert.

Polizisten, die sich von den Brutalitäten distanzierten, sagten aus,
dass die Ordnungskräfte gewaltsame Ausschreitungen, zu denen es
seitens der Demonstranten kam, nicht nur selbst provozierten, sondern
regelrecht organisierten, um Vorwände für das gewaltsame Vorgehen zu
schaffen. Die Angriffe lösten in den "schwarzen Block" der Anarchisten
eingeschleuste Polizeiagenten, darunter Faschisten der Forza Nuova,
aus. Der Regisseur Davide Ferrario filmte Polizeioffiziere bei der
Zusammenarbeit mit "Schwarzblock"-Agenten. Der Arzt und Präsident der
italienischen Liga zur Aids-Bekämpfung, Vittorio Agnoletto, erklärte,
in Genua habe eine Operation wie in Chile unter Pinochet
stattgefunden. AN-Führer und Vizepremier Fini hielt sich während des
G8-Gipfels in der Genueser Polizeizentrale auf und leitete persönlich
die faschistischen Repressionsattacken.


Ziel ein autoritäres faschistisches Regime

Genua zeigte, dass in diesem Klima hemmungsloser Repression viele der
im faschistischen Geist groß gewordenen Polizei-Offiziere glaubten,
die im MSI jahrzehntelang propagierte "Stunde X" der Abrechnung mit
den Linken sei gekommen. So war in Genua das an mehreren
Putschversuchen beteiligte elitäre Carabinieri-Korps in vorderster
Linie eingesetzt, darunter Einheiten aus Süditalien, den Hochburgen
der Faschisten. Einer dieser Carabinieri tötete den Studenten Carlo
Giuliani von einem Jeep heraus gezielt mit einem Schuss. PRC-Sekretär
Fausto Bertinotti erklärte, Ziel sei gewesen, "systematisch jeden
Widerstand zu zerschlagen und sein Wachstum unmöglich zu machen". Er
sah die Gefahr einer politischen Wende in Richtung eines
faschistischen oder autoritären Regimes. [24] Professor Bodo Zeuner
von der Freien Universität Berlin warnte, "wenn Polizisten, wenn
Spezialeinheiten der Polizei es sich herausnehmen, politisch
unliebsame Personen, wie in Genua geschehen, mitten in der Nacht zu
überfallen und brutal, ja lebensgefährlich zu verprügeln, dann ist es
zu Folterkellern wie denen der SA im Deutschland von 1933 nur noch ein
Schritt. Wer den Überfall auf die Diaz-Schule in Genua als irgendwie
entschuldbar durchgehen lässt, leistet Beihilfe zu einer schleichenden
Faschisierung der Gesellschaft." [25]
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Zum Gedenken an Carlo Giuliani in der Piazza Alimonda in Genua

Foto: Vettore17, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons




Massenproteste verhinderten terroristische Wende

Berlusconis Rechnung ging nicht in der erwarteten Weise auf. Es gelang
nicht, die Gipfelgegner zur Aufgabe zu zwingen. 300.000 Menschen
formierten sich nach den Knüppelattacken der Polizei in Genua zu neuen
Protesten. In Italien waren es danach wenigstens eine Million. In der
Hauptstadt gingen an der Spitze von etwa 40.000 Demonstranten
Bertinotti und die römischen Mitglieder der Nationalen PRC-Leitung.
Der PRC-Sekretär sprach von einer neuen Generation, die in Genua die
Bühne des antiimperialistischen Kampfes betreten habe, welche "die
kapitalistische Globalisierung" in Frage stellt. Es war, wie er
meinte, die Geburtsstunde der aus zahlreichen Organisationen
bestehenden "großartigen Bewegung", die einen "qualitativen Sprung"
darstelle. [26] Der Protest in Italien sowie im Ausland verhinderte,
dass Berlusconi und Fini diese Repression mit den Methoden von Genua
weiterführen oder gar verstärken konnten.


Parlamentarische Untersuchung verhindert

Auf die Proteste reagierte die Regierung mit aus der Geschichte
bekannten Ritualen. Innenminister Scajola hatte die Stirn zu erklären,
die Polizei habe "ihre Aufgabe würdevoll erfüllt". Fini fügte hinzu:
die Demonstranten "hätten bekommen, was sie verdienten". Mit ihrer
Parlamentsmehrheit wies die rechtsextreme Koalition den Antrag der
Opposition nach Einsetzung einer parlamentarischen
Untersuchungskommission zurück. Unter dem Druck der starken Proteste
musste der Verfassungsausschuss allerdings eine Ermittlungskommission
einsetzen, der jedoch keine richterlichen Vollmachten oder
Gesetzeskraft zustanden. Es gab keine wesentlichen Konsequenzen,
lediglich drei untergeordnete Polizeikommandeure wurden auf andere
Posten versetzt und "Missbrauch" und "grundlose Anwendung von Gewalt"
eingeräumt.

Es stellte sich heraus, dass das gesamte von der Polizei während des
Überfalls auf die Diaz-Schule aufgenommene Video-Material verschwunden
war. Der faschistische Kommunikationsminister Gasparri verhängte über
die RAI eine rigorose Pressezensur und verbot, Sendungen
auszustrahlen, welche die blutigen Ausschreitungen der Polizei
zeigten.
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Die frühere Diaz-Schule - Stätte eines der brutalsten Polizeiüberfälle der jüngeren Repressionsgeschichte Italiens

Foto: Stephen Kleckner, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons




Linke verspielt erneut Chancen

Es gelang den Linken nicht, diese Massenbewegung, die in Genua den
Übergang der Regierung Berlusconi/Fini zur offen terroristischen
Diktatur verhindert hatte, auszubauen und zur Zurückdrängung oder
überhaupt zur Bändigung der faschistischen Gefahr zu nutzen.
Entscheidend dafür war 2002 die revisionistische Wende im PRC mit der
Absage an die führende Rolle der Arbeiterklasse im Klassenkampf. Auch
ein im April 2006 bei den Parlamentswahlen nochmals errungener Sieg
von Mitte-Links unter Prodi wurde zwei Jahre später wieder verspielt.
Die Regierung, der die Kommunisten des PRC und PdCI [27] beitraten,
setzte den Sozialabbau fort und weigerte sich, der Forderung der
Friedensbewegung nachzukommen und das von Berlusconi zur Unterstützung
der USA nach Afghanistan geschickte 1900 Soldaten zählende
Truppenkontingent abzuziehen. [28] Im Januar 2008 verlor Prodi dann
eine Vertrauensabstimmung im Senat und trat zurück. [29] Prodi wurde
Opfer rechter Manöver, bei denen Berlusconi und die Confindustria die
Fäden zogen. Seit Wochen hatte es kaum einen Tag gegeben, an dem nicht
sein Sturz vorausgesagt wurde. [30] Confindustria-Präsident Cordero di
Montezemolo hatte das Ziel mit dem Slogan "Stoppt die maximalistische
Linke" vorgegeben. [31]

Bei den vorgezogenen Wahlen im April 2008 bekamen PRC und PdCI von den
Wählern die Quittung. Von sieben Prozent 2006 sackten sie mit 3,1
Prozent unter die Vier-Prozent-Sperrklausel. Seitdem sind die
Kommunisten nicht mehr im Parlament vertreten. [32]


Faschistische Gefahr nicht gebannt

Werfen wir zum Abschluss einen kurzen Blick darauf, wie es weiter
ging. Angesichts von Massenprotesten ließen Kapitalkreise um FIAT
Berlusconi fallen, und dieser musste im November 2011 zurücktreten. Da
bei vorgezogenen Wahlen ein Mitte-Links-Sieg befürchtete wurde, berief
Staatspräsident Giorgio Napolitano [33] den früheren EU-Kommissar
Mario Monti an die Spitze einer Übergangsregierung der sogenannten
"nationalen Einheit", in die dieser auch Berlusconis Partei aufnahm,
was diesen über seine Niederlage hinwegrettete. Nachdem im März 2018
die neu gebildete Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) mit 32 Prozent ein Patt
mit der faschistischen Allianz erreichte, bildeten M5S und die Lega
Matteo Salvinis eine Regierung mit dem parteilosen Juristen Giuseppe
Conte an der Spitze. Im August 2019 scheiterte Salvini mit seiner
Forderung nach vorgezogenen Neuwahlen, mit denen er Conte stürzen
wollte, und dieser wechselte zu einer Regierung der M5S mit dem
Partito Democratico (PD). [34] Conte wurde im Januar 2021 von der
faschistischen Allianz und Stimmen aus der M5S und dem PD gestürzt.
Danach bildete der frühere EZB-Chef Mario Draghi wieder einmal eine
Regierung der "nationalen Einheit" mit den sogenannten Parteien der
Linken Mitte (M5S, PD und der Linkspartei Freie und Gleiche - LeU) und
der FI Berlusconis [35] und der Lega Salvinis [36].

Es ist also nicht gelungen, der faschistischen Gefahr Einhalt zu
gebieten. Das ist, wie Professor Stefano Azzarà von der Universität
Urbino einschätzte, "mehr denn je auf das Fehlen einer Linken, die
diesen Namen verdient, und die in diese Klassenkämpfe eingreifen
müsste, um Veränderungen zu bewirken", zurückzuführen. [37]


Anmerkungen:


[1] Es scheint angebracht, den Leser vor dem eigentlichen Thema kurz
mit der Vorgeschichte der Wiedergeburt des Faschismus nach 1945 in
Italien vertraut zu machen. Näheres dazu im Buch des Autors "Mussolini
und kein Ende? Die Saat ist fruchtbar noch", PapyRossa Verlag, Köln
2020.

[2] Medienimperium Berlusconis mit rund 300 Unternehmen, darunter drei
Fernsehsender, die das Monopol innehatten.

[3] Seit 1987 Nachfolger von Giorgio Almirante, der mit kurzen
Unterbrechungen seit 1946 an der Spitze des MSI stand. Er war ein
früherer Staatssekretär des "Duce" und hatte noch kurz vor Kriegsende
einen "Genickschuss-Erlass gegen Partisanen unterzeichnet.

[4] "Unità", 18. Mai 1994.

[5] Nach ihrem Sitz in Salò am Gardasee wurde die "Repùbblica Sociale"
kurz Salò-Republik genannt.

[6] Kurswert zu dieser Zeit 636 Lire gleich eine DM.

[7] Partito della Rifondazione Comunista, Nachfolgepartei der 1990 von
den Revisionisten liquidierten Italienischen Kommunistischen Partei
(IKP).

[8] Partito Democratici della Sinistra, aus der IKP hervorgegangene
sozialdemokratische Linkspartei.

[9] Das resultierte aus der Vertretung unterschiedlicher
Kapital-Interessen durch die Lega, zu denen FIAT, ein Widersacher des
Berlusconi-Imperiums, gehörte, die angesichts des Volkswiderstandes
auf Distanz zu Berlusconi gingen.

[10] Nachfolger der 1992 im Korruptionssumpf untergegangenen
Democrazia Cristiana (DC).

[11] Schloss 1978 mit der IKP ein Regierungsabkommen. Wurde daraufhin
in einem von der CIA inszenierten Mordkomplott, in dem die
linksextremen "Roten Brigaden" als Werkzeuge manipuliert wurden, nach
einer Entführung am 16. März am 9. Mai 1978 umgebracht.

[12] Thomas Sablowski: Italien nach dem Fordismus, Münster 1965,
S. 270.

[13] "FAZ", 18. Mai 1996.

[14] "Repubblica", 25. April 1997.

[15] Das MSI hatte sich 1995 in Alleanza Nazionale umgetauft.

[16] PRC-Zeitung "Liberazione", 12. Juni 2001.

[17] Staatliche Rundfunk- und Fernsehanstalt.

[18] Wie die Skinheads sich in Italien meist nennen.

[19] "FAZ", 15. Mai 2001.

[20] Der PDS hatte sich 1999 in Democratici di Sinistra umbenannt.

[21] Tagungsort des Parteitages, der die IKP in PDS umwandelte.

[22] Die Vergleiche mit Chile rührten daher, dass das MSI nach der
Errichtung der Pinochet-Diktatur 1973 offen eine "chilenische Lösung"
für Italien forderte.

[23] Von der PRC-Zeitung "Liberazione" und dem linken "Manifesto" über
die "Unità" und das damaliger Sprachrohr der linken Mitte "Repubblica"
bis zum großbürgerlichen "Corriere della Sera" und weiteren
regierungskritischen Zeitungen wurde wochenlang über die
faschistischen Ausschreitungen berichtet. Wiedergegeben in "UZ" am
18. Mai, 15. Juni, 27. Juli, 3. und 10. August 2001, sowie in "MB"
Heft 5/2001 "Berlusconi ohne Maske".

[24] "Liberazione", 24. Juni 2001.

[25] "UZ", 3. Aug. 2001.

[26] Interview für "Humanité", wiedergegeben in "UZ", 3. Aug. 2001.

[27] 1998 hatte sich eine Fraktion unter dem früheren
Politbüro-Mitglied der IKP, Armando Cossutta, im PRC von diesem
abgespalten und eine zweite KP, den Partito Comunista d'Italia (PdCI),
gebildet. Ist heute zu dem alten Namen PCI zurückgekehrt.

[28] 2006 hatte sie die Wahlen mit der Zusage, die 3200 italienischen
Soldaten aus Irak abzuziehen, gewonnen. Dieses Versprechen hatte Prodi
eingelöst, worauf die Friedensbewegung verlangte, auch das
italienische Kontingent aus Afghanistan abzuziehen, was Prodi
ablehnte.

[29] Nach dem Fall Berlusconis 2011 brachten Ermittlungen über
Berlusconis Korruption und Steuerhinterziehung ans Licht, dass er
einen Senator, der gegen Prodi stimmte, mit einer Million Euro
bestochen hatte.

[30] "ANSA", 17. Januar 2008.

[31] "Liberazione", 26. Oktober 2007. Der Begriff "maximalistische
Linke" zielte auf den PRC.

[32] Ausf. dazu das Buch des Autors "Wie Italien unter die Räuber
fiel. Und wie die Linke nur schwer mit ihnen fertig wurde", PapyRossa
Verlag, Köln 2012.

[33] Zu seiner Rolle siehe die Schrift des Autors: Die Niederlage der
Linken in Italien und der Renegat Napolitano, Schriftenreihe
Konsequent der DKP Berlin, 1/2015.

[34] 2007 aus der Fusion der DS mit der katholischen Zentrumspartei
Margherita hervorgegangen.

[35] Die wieder ihren alten Namen führt.

[36] Die dritte Partei der faschistischen Allianz, die Brüder Italiens
(FdI) von Giorgia Meloni, die aus der Alleanza Nazionale hervorging,
trat nicht in die Regierung ein. Meloni erhofft sich daraus Stimmen
bei den Wahlen, die, wenn es nicht, wie von ihr gefordert, zu
vorgezogenen Neuwahlen kommt, im April 2023 stattfinden, die Meloni an
der Spitze der Allianz gewinnen und Regierungschefin werden will.

[37] "Heute zahlen wir den Preis dafür". In "junge Welt" 28. März
2020.
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TIERGESCHICHTEN/013: Gut, dass es die Oma gibt ... (SB)



Lisa konnte sich vor Freude gar nicht beruhigen. Endlich hatte sich
ihr Wunsch, eine Katze zu bekommen, erfüllt. Ein wenig wurde ihr Glück
allerdings dadurch geschmälert, dass sie ihre Katze nicht mit in ihr
Zuhause nehmen durfte. Lisa lebte mit ihren Eltern in einer Großstadt
und manche Vermieter erlaubten keine Haustiere in ihren Häusern. Doch
in den Ferien, da fuhr sie zu ihrer Oma, die in einem kleinen Dorf
lebte, auf einem ehemaligen Bauernhof. Die Oma bewirtschaftete den Hof
nicht mehr, doch hielt sie sich Kaninchen, Hühner, Enten und Gänse und
einen Hund. Da fand auch die Katze von Lisa einen Platz.

"Na Lisa, hast du dir schon überlegt, wie du dein kleines Katzenkind
nennen willst?"

"Ich fänd Maunzi gut, weil sie so schöne tiefe Maunz-Laute von sich
gibt", erklärte Lisa und kraulte Maunzi, die es sich auf ihrem Schoß
gemütlich gemacht hatte.

"Dann hättest du sie auch Schnurri nennen können, hör nur wie laut
sie schnurrt", lachte ihre Oma.

"Nein, ich bleibe bei Maunzi", beschloss Lisa und erschrak, denn in
dem Augenblick sprang die eben noch so entspannt schnurrende Katze
hinunter und rannte zum Hoftor. Lisa eilte sofort hinterher und holte
sie schnell ein, blieb dann aber abrupt stehen.

Als ob das kleine Katzentier einem Ruf gefolgt wäre, lief sie direkt
auf den Pfeiler des
Tores zu und hockte sich davor hin. Ihren Blick richtete sie auf die
ungewöhnlich große, schwarz-weiß gemusterte Hauskatze, die dort oben
saß und gebieterisch auf das nahe Umfeld blickte. Eigentlich saß sie
nicht, sie thronte, sie hatte etwas Majestätisches an sich, etwas
Bestimmendes. Erst als Maunzi leise miaute, würdigte sie die kleine
Katze eines Blickes. Dann nahm Lisa eine Veränderung in der Haltung
der Katze wahr. Sie wirkte auf einmal bekümmert und miaute Maunzi
mehrere Katzenlaute zu.

Lisa wunderte sich, denn sie hatte nicht gewusst, dass ihre Oma
bereits eine Katze besaß und dann auch noch so ein gewaltiges Tier.
Sie ergriff ihr Kätzchen, hob es auf den Arm und streichelte es. Dann
kehrte sie der merkwürdigen, fremden Katze den Rücken und fühlte sich
von ihr unangenehm beobachtet.


                    


[image: Eine große schwarz-weiße Katze sitzt majestätisch auf dem Pfeiler des Hoftores - Buntstiftzeichnung: © 2021 by Schattenblick]
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"Oma, seit wann hast du denn auch eine Katze? Warum hast du das gar
nicht erzählt?", empörte sich Lisa

"Ich? Eine Katze? Wie kommst du denn da drauf?", erstaunt sah sie ihre
Enkeltochter an.

"Da vorn, auf dem Pfeiler des Hoftors hockte eine riesige schwarz-weiß
gefleckte Hauskatze. Ich muss sagen, irgendwie hat sie mir Angst
gemacht!", berichtete Lisa.

Ihre Oma legte ihr Nähzeug beiseite, erhob sich und schritt neugierig
in Richtung Tor. Lisa folgte ihr, immer noch die kleine Maunzi auf dem
Arm. Als sie das Tor erreichten, war weit und breit nichts mehr von der
seltsamen Katze zu sehen.

"Wird wohl eine aus der näheren Umgebung gewesen sein, die sich hier
ein sonniges Plätzchen gesucht hat. Ich wüsste nur zu gern, wem sie
gehören könnte. Eigentlich gibt es hier nur noch Hunde in der
Nachbarschaft", wunderte sich die Oma, "na, egal, lass uns zum Haus
zurückgehen.

Am Abend nahm Lisa ihr Kätzchen mit in ihr Zimmer. Dort hatte sie ein
Körbchen zurecht gemacht. Müde legte sie sich selbst ins Bett,
schnappte sich ihr Lieblingsbuch, das sie schon zum zweiten Mal las,
und schlief irgendwann darüber ein.

Mitten in der Nacht erwachte sie.
Ein Kratzen an der Scheibe des Fensters hatte sie geweckt. Erst
glaubte sie, es wären Regentropfen, doch das waren keine Tropfen.
Flugs sprang sie auf und lief zum Fenster hinüber. In dem Augenblick
drang ein forderndes Miauen und Fauchen ins Zimmer. Lisas Kätzchen
schrak hoch und kam mit wenigen Sprüngen neben Lisas Beinen zum
Stehen. Lisa nahm Maunzi auf den Arm und beide starrten durchs Fenster
ins Dunkle. Das Mondlicht erlaubte einen Blick hinaus und dort auf
einem Baumstumpf hockte die große Katze und miaute. Lisas kleine Katze
wurde unruhig. Diesmal machte das riesige Katzentier allerdings einen
ganz erbärmlichen Eindruck. Ihr Kopf war geschwollen und sie bewegte
sich, als litte sie große Schmerzen.

Lisa zögerte einen Moment und überlegte was zu tun sei. Schließlich
lief sie ins Schlafzimmer ihrer Oma, weckte sie und berichtete ihr von
der vermutlich verletzten Katze. Rasch erhob sich die Oma, schlüpfte
in ihren Morgenmantel und zog ihre Puschen an.

"Los Lisa, zieh dir schnell was über, wir sehen uns das arme Tier
einmal genauer an! Und lass Maunzi im Zimmer, sie soll nicht mit
raus!"

Wenige Augenblicke später standen beide vor der Katze. Lisas Oma hatte
viel Erfahrung mit Tieren, ganz gleich ob groß oder klein. Ganz ruhig
sprach sie mit ihr und erstaunlicherweise rührte die Katze sich nicht,
sondern ließ sich anfassen. Nach einer kurzen Untersuchung stellte
Oma fest, dass sich um dem Hals der Katze eine Drahtschlinge befand,
die ihr das Atmen nur noch unter Schmerzen ermöglichte. Sie musste
schon versucht haben, sich selbst von der Schlinge zu befreien, denn
ihre eine Pfote war ganz blutig.

"Wir bringen sie in den Stall, dort schnappst du dir einen alten
Strohsack, legst ihn in die Ecke neben der Rübenkiste und stopfst
etwas Heu hinein. Dann hol schnell ein altes Handtuch, du weißt schon,
aber mach schnell!", wies Oma sie an. Lisa beeilte sich und
legte schließlich das Handtuch auf den Sack mit Heu. Darauf bettete
Oma das arme Tier, derweil sie die ganze Zeit zu ihm sprach. Sie
hatte sich bereits eine Zange aus der Werkzeugkiste genommen, knipste
nun vorsichtig den Draht durch und entfernte ihn vom Hals der Katze.
Danach versorgte sie noch die Pfote. Als alles erledigt war, ließen
sie die kranke Katze in Ruhe, damit sie sich erholen und auch schlafen
konnte.

"Wird sie wieder gesund?", wollte Lisa wissen. "Nun, mit etwas Glück,
wenn sie keine inneren Verletzungen
davongetragen hat, müsste sie sich schnell erholen. Du kennst doch das
Sprichwort, ,Katzen haben sieben Leben'."

"Oma, wer kann denn so etwas Schlimmes mit der Katze angestellt haben?
Und warum? Was soll sowas?" Lisa verstand es nicht, sie konnte es
einfach nicht begreifen, wie jemand einem Tier so etwas Gemeines
zufügen konnte. "Die Katze hätte sterben können!"

"Tja, manche Menschen empfinden Freude oder Lust, wenn sie andere
quälen können. Frag mich nicht, warum das so ist."

"Woher wusste die Katze denn, dass sie zu dir kommen kann, dass du
ihr helfen würdest?", wunderte sich Lisa.

"Na, das ist vielleicht eine Frage. Ich verrate dir mal etwas. Zu mir
werden viele kranke Tiere gebracht, ob nun ein überfressener Hamster,
ein flügellahmer Dompfaff, ein hinkender Hund oder ein appetitloses
Pferd oder was sonst noch alles."

"Und, konntest du denen helfen?"

"Nun, ich habe mich stets bemüht und nach einiger Zeit ging es den
meisten wieder besser." Lisa dachte nach, sagte aber nichts mehr.
"Komm Lisa, lass uns wieder zu Bett gehen. Morgen sehen wir nach der
Katze, geben ihr Milch, Wasser und etwas Katzenfutter. Wenn sie
anfängt etwas zu sich zu nehmen, dann wird auch alles wieder gut.
Also, los jetzt, sicher wartet Maunzi schon auf dich", forderte die
Oma sie auf.

Zwar dauerte es etwas länger mit der Genesung der seltsamen Katze,
doch nachdem sie Milch getrunken und Futter gefressen hatte und jeden
Tag etwas mehr davon, war Lisa beruhigt. Als die Katze, die Lisa
insgeheim Majestät genannt hatte, wieder putzmunter war, ließ sie
sich nicht mehr vom Hof der Oma vertreiben. Auf diese Weise sorgte
Lisa von nun an für zwei Katzen.

Ende
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PFLANZEN/060: Wald erzählt - wenn die Bäume baden geh'n ... (SB)



Pflanzen haben nahezu alle Landmassen auf der Erde besiedelt. Sie sind
zu erstaunlichen Anpassungsleistungen in der Lage. Doch auch in den
Gewässern, ob in Süß-, Brack- oder Meerwasser, sind sie zu finden.
Besondere Aufmerksamkeit soll hier jenen Gewächsen gelten, die im
Salzwasser an den Küstengebieten der Meere wachsen. Eine ökologisch
wichtige Rolle spielen die Mangroven. Die großen, weiträumigen
Mangrovenwälder, die zum einen den Küstenstreifen befestigen und zum
anderen einen Schutz gegen die Gewalt der Meeresbrandung bieten, sind
nur in Gebieten mit Wassertemperaturen, die nicht unter ca. 20°C
sinken, anzutreffen. Wozu diese Pflanzen in der Lage sind und welche
Bedeutung sie für Umwelt und Klima haben, wird im Folgenden
beleuchtet.


Ein Leben zwischen den Gezeiten, zwischen Land und Meer

Der Boden, der vom Wasser immer wieder überspült wird, ist nicht
besonders fest und den meisten Pflanzen bietet er nicht ausreichend
Halt. Der Mangrovenbaum hat jedoch besondere Wurzeln ausgebildet, die
sogenannten Stelz- oder Brettwurzeln, die ihm auf dem weichen,
sumpfigen Boden Standfestigkeit verleihen. Stelzwurzeln stützen den
Stamm des Baumes. Brettwurzeln sind flach, breitflächig und in etwa
sternförmig um den Stamm angeordnet und auch sie stabilisieren ihn.
Schwebstoffe werden zwischen den vielen Wurzeln aufgefangen und sinken
zu Boden. Damit tragen sie zur Befestigung des Untergrundes bei. Da
die Wurzeln sich, je nach Gezeitenwechsel (Ebbe und Flut), teils lange
Zeit unter Wasser befinden, haben sie eine spezielle Fähigkeit
entwickelt. Sie können das Salz aus dem Meerwasser aufnehmen und auch
wieder absondern. Auf diese Weise nutzen sie das entsalzene Wasser zum
Wachsen.


Wurzeln und Blätter

Die Wurzeln sind, je nach Mangrovenart (Schwarz-, Rot- oder
Weißmangroven) unterschiedlich salztolerant, das heißt, sie sind
unterschiedlich gut in der Lage das Meersalz aufzunehmen und
abzuscheiden. Daher sind sie nur entsprechend ihren Fähigkeiten an
bestimmten für sie geeigneten Küstenregionen zu finden, wie
beispielsweise an den Küsten Südamerikas, Afrikas und Südostasiens.
Viele Mangroven bilden Atemwurzeln aus, die die Pflanze mit Sauerstoff
aus der Umgebungsluft versorgen. Sie ragen mehrere Zentimeter aus dem
sauerstoffarmen Boden hinauf und sind mit feinsten Poren versehen, die
nur für Gase, nicht aber für Wasser durchlässig sind. Während der Ebbe
kann Luft in sie eindringen, mit der die Pflanze bei Flut mit dem
nötigen Sauerstoff versorgt werden kann.




[image: Oberhalb stehen die Laub tragenden Bäume, unter Wasser ihre vielen kräftigen Wurzeln - National Oceanic and Atmospheric Adminstration (public domain), via Wikimedia Commons]

Mangroven: das Wurzelsystem unter Wasser

National Oceanic and Atmospheric Adminstration (public domain), via Wikimedia Commons




Andere Arten entledigen sich des überschüssigen Salzes über ihre
Blätter, die mit speziellen Drüsen versehen sind, über die die
Ausscheidung stattfindet. Eine andere Möglichkeit der Pflanze besteht
darin, das Salz in den dickfleischigen (sukkulenten) Blättern
anzusammeln. Diese Mangrovenart wird das angesammelte Salz los, wenn
das Blatt zu Boden fällt.

Eine weitere Besonderheit dieser Pflanze ist die Vermehrungsart. Ihre
Samen würden in dem sumpfigen, bewegten Wasser keinen Halt finden.
Deshalb entwickeln sie sich an der Mutterpflanze bereits zu
Keimlingen, die bei einer erreichten Größe von mehreren Zentimetern
von ihr abfallen und sich in den Boden bohren. So verankert können sie
den Gezeitenströmen standhalten und wachsen.


Mangroven - Schutzraum für Mensch und Tier

Dass die Mangroven in der Lage sind, in diesen
Land-Wasser-Grenzregionen zu wachsen, hat viele Vorteile für Mensch und Tier.
Zwischen den Wurzeln suchen kleine Fische, Krebse oder Garnelen
Zuflucht. Mangroven bieten nicht nur Schutz, sondern auch Nahrung für
viele Tiere, wie Krebse und für nahezu 3.000 Fischarten. Für diese Tiere
sind sie Lebensraum und Kinderstube. Garnelen beispielsweise beginnen
ihr Leben im offenen Meer. Das Weibchen legt ca. 100.000 Eier ab und
innerhalb von 24 Stunden schlüpfen die Larven. Etwa zwei Wochen dauert
es, bis sie in die küstennahen, nährstoffreichen Gewässer schwimmen,
wo sie sich im Schutz der Mangrovenwälder zu ausgewachsenen Garnelen
entwickeln.

Die Bewohner der Küstenregionen leben hauptsächlich vom traditionellen
Fischfang. Sie sind auf den Fortbestand der Mangrovenwälder
angewiesen, da die Mangroven die Brutstätte für viele Weichtiere,
Krebstiere, Insekten und Fische sind. Ohne diesen Lebensraum würde
beispielsweise der Fischbestand stark verringert werden oder ganz
ausfallen. Auch für die Garnelen bedeutet das Fehlen des
Mangrovenwaldes das Ende.

Von der einheimischen Bevölkerung dieser Regionen wird das
Mangrovenholz als Bauholz genutzt, zu Holzkohle verarbeitet oder
direkt als Brennholz verwendet. Die Rinde einiger Mangrovenbäume wird
regional als Gerbstoff eingesetzt. Auch Heilmittel werden aus
Teilen des Mangrovenbaums hergestellt.

Seit vielen Jahrhunderten lebten die Küstenbewohner von und mit dem
Mangrovenwald, ohne dass er merklichen Schaden genommen hat. Erst die
fortschreitende, großflächige Zerstörung der Mangrovenwälder seit
Mitte des 20. Jahrhunderts, zeigt mehr und mehr die katastrophalen
Auswirkungen. Wie wichtig der Mangrovenwald für den Schutz der
Menschen und Tiere, die in den Küstenregionen leben, ist, zeigt ein
Vergleich. Im Jahr 1991 starben bei einer schweren Sturmflut ca. 1.000
Menschen. Dort wurden Mangrovenwälder bereits weitreichend vernichtet.
Eine vergleichbar schwere Sturmflut im Jahr 1960 forderte keine
Menschenleben - zu der Zeit war der Mangrovenbestand noch erhalten.
Das zeigt, wie effektiv diese Wälder die Wucht der Wellen brechen
können.


Der Mangrovenwald als Klimaretter in Gefahr?

Es wird davon ausgegangen, dass die Mangrovenwälder 3 bis 5 mal mehr
Kohlenstoff pro Hektar speichern können als Tropenwälder an Land. Über
viele Jahrtausende wurden dort gewaltige Mengen an kohlenstoffhaltigen
Substanzen (z.B. verrottete Blätter) abgelagert. Durch die natürliche
Kohlenstoffspeicherung können die Mangrovenwälder sich positiv auf das
Klima auswirken. Das kann jedoch schnell kippen, wenn Mangrovenwälder
abgeholzt werden, weil sie der Landwirtschaft (Reisanbau), der
Aquakultur (Garnelenzucht) oder dem Anlegen von Soja- und
Palmölplantagen weichen müssen. Beim Abholzen, Verbrennen und einer
massiven Bodenbearbeitung werden die gespeicherten Kohlenstoffe als
Kohlendioxid oder Methan wieder frei und an die Atmosphäre abgegeben.
So wird aus dem eigentlichen Klimaretter eine Bedrohung für das Klima.

Dies ist nur ein kleiner Einblick in die weitreichende Bedeutung der
Mangrovenwälder für die Menschen, die Tiere, die Pflanzen und das
Weltklima. Die Rettung dieser Wälder ist ebenso wichtig, wie der
Zerstörung der Regenwälder Einhalt zu gebieten.

Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.spektrum.de/magazin/eine-mangroveninsel-vor-belize/823005

https://www.spektrum.de/lexikon/biologie/wurzelausscheidungen/71085

https://www.pro-regenwald.de/hg_wald/mangroven



26. Juli 2021

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 165 vom 31. Juli 2021






Copyright 2021 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





MELDUNG/1096: bird, die Story-Agentur Afrika No Filter, geht online (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

bird, die Story-Agentur Afrika No Filter, geht online

von Kester Kenn Klomegah, 13.07.2021



Africa No Filter (ANF), die Non-Profit-Organisation, die sich auf
narrative Veränderungen konzentriert, hat bird [1] gelauncht,
Afrikas erste, für das Handy optimierte Story-Agentur, die darauf ausgelegt
ist, Narrative über und innerhalb des Kontinents zu verändern.

Der Geschäftsführer von Africa No Filter, Moky Makura, berichtet, die
Agentur sei gegründet worden, um überzeugende multimediale Inhalte für
afrikanische Medien zu erstellen, die den pulsierenden, energiegeladenen
und höchst kreativen Kontinent besser widerspiegeln.

"Wir haben einen deutlichen Bedarf an spannenden Beiträgen und Features
festgestellt, um der Flut von - oft negativen - Nachrichten
entgegenzuwirken, die das Bild, das die Welt von Afrika hat, und das Bild,
das Afrika von sich selbst hat, prägen. bird hat es sich zur Aufgabe
gemacht, ein Zuhause für diese Geschichten zu schaffen und sie den Medien
zugänglich zu machen. Auf diese Weise haben wir das Potenzial, Millionen
von Menschen mit Inhalten zu erreichen, die den Kontinent verbinden und die
Macht haben, die Wahrnehmung zu verändern. Es ist eine unglaublich
spannende Initiative und ein potenzieller Wendepunkt für unsere Mission",
sagt Makura.

Das Betriebsmodell von bird ähnelt dem der meisten globalen
Nachrichtenagenturen, mit dem Unterschied, dass es seinen Medienkund:innen
keine Gebühren für die Nutzung seiner Geschichten berechnet. Africa No
Filter finanziert die Erstellung der Inhalte durch ein Netzwerk von
Mitwirkenden, die das Team von bird editiert und auf Fakten
überprüft, bevor es sie auf seiner digitalen Plattform für seine Kund:innen
bereitstellt.

Der Start von bird folgt auf einen bahnbrechenden Bericht mit dem
Titel "Wie afrikanische Medien über Afrika berichten", der herausfand, dass
ein Drittel aller afrikanischen Geschichten in den Nachrichten auf dem
Kontinent von ausländischen Nachrichtendiensten stammen, viele davon
negativ und konfliktbeladen.

Während des Beobachtungszeitraums waren AFP und BBC für ein Viertel aller
Geschichten über andere afrikanische Länder in den beobachteten Outlets
verantwortlich. Afrikanische Nachrichtenagenturen trugen laut dem Bericht,
der im März 2021 veröffentlicht wurde, nur wenig bei.

Der Großteil (81 Prozent) der analysierten Geschichten wurde als "harte
Nachrichten" klassifiziert, z.B. Konflikte und Krisen, die durch Ereignisse
ausgelöst wurden, und waren auch größtenteils politischer Natur, während 13
Prozent der Nachrichten sich speziell auf politische Gewalt, zivile Unruhen
und bewaffnete Konflikte konzentrierten.

Für die Studie wurden 38 afrikanische Redakteur:innen befragt und Inhalte
von 60 afrikanischen Nachrichtensendern in 15 Ländern zwischen September
und Oktober 2020 analysiert. bird hat damit begonnen, afrikanische
Content-Ersteller:innen und Journalist:innen an Bord zu holen, die von
bezahlten Arbeits- und Ausbildungsmöglichkeiten profitieren werden.

"Wir wollen mehr Medienpartnerschaften eingehen und mehr Content
Creators und mobile Journalist:innen an Bord holen, die mit Leidenschaft
über normale Menschen, Orte und Themen berichten, die den Kontinent feiern.
Wir priorisieren Geschichten, die das vorherrschende stereotype Narrativ
über den Kontinent bewusst verschieben, weg von Armut, Krankheit,
Konflikten, schlechter Führung und Korruption", sagte Tom Kirkwood, Leiter
der in Nairobi ansässigen Africa InSight Communications, die mit dem Aufbau
des bird-Systems und der Plattform beauftragt ist.

Er fügte hinzu: "Wir befinden uns bei bird noch sehr in der Start-up-Phase,
aber es ist klar, dass die Nachfrage nach guten und einfachen Geschichten
vorhanden ist. Es könnte keinen besseren Zeitpunkt geben - die Welt ist
bereit für alternative, leichtere, aufbauende Geschichten, die diesen
dynamischen Kontinent widerspiegeln, und das ist es, was bird auf
einzigartige Weise auf den Markt bringt."

Africa No Filter ist eine Spendenkooperation, die von der Ford Foundation,
Bloomberg, Andrew W. Mellon Foundation, Luminate, Open Society Foundations,
Comic Relief, der Conrad Hilton Foundation und dem British Council
gefördert wird.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Weitere Informationen:

[1] https://bird.africanofilter.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/081: Moskau - "Der nächste Eindringling wird versenkt" (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Moskau: "Der nächste Eindringling wird versenkt"

Briten, Niederländer und Deutsche provozieren - nicht nur im
Schwarzen Meer

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 4. Juli 2021



Achtung Realsatire, die Tagesschau macht Handstand auf der
Zunge:

"Militärische Auseinandersetzungen sind für Russland seit
 Jahren ein bewährtes Mittel, sich Geltung und Mitsprache zu
 verschaffen" (1), 


behauptet sie frech, obwohl die Politik mit Bomben und Granaten
doch das Markenzeichen der USA ist. Die Spitzenjournalisten der
ARD-aktuell fühlen sich halt über alle Fakten erhaben. Sogar darüber,
dass Propaganda besonders dann wirkt, wenn sie die Wahrheit bloß
verbiegt und nicht komplett ignoriert. Im vorliegenden Fall wirft ihr
Stuss zudem die Frage auf, seit wann es denn den USA und ihren
NATO-Kriegskameraden zusteht, anderen Völkern Mitsprache und Geltung
zu gewähren oder zu versagen. Nicht "der Russe", sondern die
"Westliche Wertegemeinschaft" versucht, alle unbotmäßigen Länder unter
ihre Fuchtel zu zwingen, mit erpresserischen Sanktionen oder - falls
sie sich militärisch überlegen fühlt - mit mörderischem
Angriffskrieg.

Man muss das Offensichtliche ja nicht immer wieder aufzeigen und
nachweisen. Belassen wir es also bei dem Einwurf, dass nicht nur der
Irak, Syrien und Libyen Zeugnis ablegen für die Rechtlosigkeit,
Infamie und Unmenschlichkeit des Weltherrschers USA und seiner
Vasallen. Die zahllosen Kriege der "Westlichen Wertegemeinschaft" und
deren vernichtende Sanktionspolitik haben noch weniger mit
demokratischen und humanitären Idealen zu tun als die
mittelalterlichen Kreuzzüge mit Glaubensstärke und christlicher
Nächstenliebe.

Der Wertewesten, wir Guten, wir fälschen die Geschichte lieber, statt
ihre Lehren zu beherzigen; aufs gleiche Recht für alle und auf die
Vorzüge der friedlichen Koexistenz pfeifen wir jederzeit, wenn es im
Interesse der USA liegt. Denen dient die deutsche Bundesregierung
nämlich besonders gerne. Kanzlerin Merkel findet dafür die immer
passende Rechtfertigung: Die transatlantischen Beziehungen seien ein
zentraler Pfeiler in der Außen- und Sicherheitspolitik, der im
ureigenen Interesse erhalten werden müsse. Wörtlich

"Wir sollten nie vergessen, dass Europa nicht neutral ist,
 Europa ist Teil des politischen Westens." (2) 


Tja, Pech gehabt, Freunde, wir sind nicht neutral und friedlich.
Übrigens: Geografisch gehört auch Russland zu Europa, aber damit
berühren wir schon eine Wurzel des Unfriedens: Russland will sich
nicht von der NATO-EU vereinnahmen und als Teil dieses "politischen
Westens" (Merkel) von US-Kapitalisten ausbeuten lassen. Deshalb gilt
Russland, wie die Volksrepublik China, wie der Iran und etliche andere
"Böse", als Feind. Und darum bleibt Merkel bei ihrer transatlantisch
verdrehten Logik: Wenn sich "Europa" in der Welt behaupten wolle,
müsse es

"sein Schicksal stärker in die eigene Hand nehmen und
 gleichzeitig als verlässlicher Partner der westlichen Werte- und
 Interessengemeinschaft agieren." (ebd.) 


Es wäre zum Lachen, wenn diese Ignoranz gegenüber der Geschichte (die
Sowjetunion und China waren Opfer, nicht Täter!) nicht zum Heulen
wäre.


Zu viel auf dem Kerbholz

An der gegenwärtig wieder verstärkt feindseligen Ausrichtung
Deutschlands gegen Russland und China beteiligt sich selbstredend auch
ARD-aktuell, indem die Redaktion die aggressive Politik des Westens
verschleiert. Sie wirkt daran mit, den neuen/alten "Feinden" all das
Übel anzudichten, mit dem sich der Westen selbst hervortut. Der
mörderische Putsch in Kiew, obwohl von den USA, der NATO und der EU
organisiert, wurde zur "Maidan-Demokratiebewegung" umgelogen. Die
Volksentscheide der mehrheitlich russischen Krimbewohner, ihre
Halbinsel wieder mit Russland zu vereinen, zu dem die Krim seit
Katharina der Großen gehört, werden mit der Keule "Annexion der Krim"
aus dem Gedächtnis getilgt, ohne Rücksicht auf die Fakten und auf
russisches Geschichtsbewusstsein und Kulturtradition. Der Krieg der
Ukro-Nazis gegen die Donbass-Republiken wird als Verteidigung gegen
russische Okkupationsabsichten ausgegeben. Der Konsens des Abkommens
von Minsk (2015) ist längst vergessen.

Kein Wort verlor die Tagesschau bisher darüber, dass die USA und ihr
ergebenster Kriegsknecht, die Bundesrepublik Deutschland, weiterhin
Truppen im Irak stationieren, unter Bruch des Völkerrechts und
entgegen dem Willen des Parlaments und der Regierung in Bagdad. (3)
Sie schweigt beharrlich über den deutschen Anteil am Völkerrechtsbruch
bei der Besetzung und Bombardierung Nordsyriens. (4) Erst recht
darüber, dass die Bundesluftwaffe sich an Kriegsverbrechen beteiligte,
z.B. in Deir-ez-Zor (5), indem ihre Tornado-Aufklärer der US-Air-Force
die Zieldaten für das sorgfältig geplante Massaker beschafften.

Die Auflistung fundamentaler journalistischer Regelverstöße der
Tagesschau ließe sich beliebig fortsetzen. Stichworte: Venezuelas
Hampelmann-"Präsident" Guaidó, Israels Landraub in Palästina, die
Psy-Ops um die Skripals, um Nawalny und den Berliner Tiergarten-Mord,
die Einmischung des Westens in Belarus, die Krawallstories über die
Uiguren in China, die angeblich russischen Cyber-Angriffe auf den
Bundestag, undsoweiter, undsoweiter...


Lückenhafte Nachrichten 

Am 28. Juni begann das zweiwöchige Manöver "Sea Breeze" (Seebrise) der
USA-geführten Werte-Allianz im Schwarzen Meer. Mit 32 beteiligten
Ländern aus allen Kontinenten, 5000 Soldaten, 32 Kriegsschiffen, 40
Kampfflugzeugen sowie 18 Spezialtrupps und Taucherteams ist es die
bisher größte derartige Übung direkt vor der russischen Küste.
ARD-aktuell berichtete darüber, erklärte jedoch mit keinem Wort den
Manöver-Gegenstand, die angenommene Lage, das sogenannte "Szenario".
Und: Sie ließ unerwähnt, dass neben den USA ausgerechnet die Ukraine
eine Führungsfunktion im Manöver hat.

Die Ukraine ist (noch) kein Mitglied der NATO. Geübt wird auch nicht
Selbstverteidigung gemäß NATO-Statut. Deshalb machte die US-Botschaft
in Kiew auf harmlos: Man wolle ja nur "die Kompatibilität der
Streitkräfte verbessern, die Sicherheit auf See erhöhen und für
Frieden in der Region sorgen." (7)

Weniger heuchlerisch gibt die Zeitung "Star and Stripes" der
US-Streitkräfte zu, dass eine Machtdemonstration beabsichtigt ist:

"... die USA und ihre Verbündeten haben die Vorbereitungen für
 Sea Breeze fortgesetzt, deren Ziel es ist, Moskau eine klare
 Botschaft zu senden, dass sie sich nicht einschüchtern lassen.
 ... Wenn Moskau glaubt, dass wir in Kriegszeiten zusammenstehen und
 über genügend militärische Macht verfügen ... wird Russland
 abgeschreckt ... gleichzeitig werden unsere Verbündeten, Partner
 und Freunde Mut fassen und sich selbstbewusst genug fühlen, um sich
 den russischen Forderungen zu widersetzen." (8) 


Die Tagesschau und ihre Korrespondenten in Moskau und in Washington
fragen aber nicht: Von welchen russischen Forderungen sehen sich denn
"die Verbündeten, Partner und Freunde der USA" gefährdet? Ist nicht
vielmehr "Sea Breeze" selbst eine aggressive Herausforderung, ein
äußerst brisanter, abenteuerlich dummer Versuch, Russlands
Hoheitsrechte mit einem möglichst großen Heloten-Heer "einzudämmen",
wie auf dem NATO-Gipfel anno 2016 als politische Zielvorgabe ganz
offiziell beschlossen? (9, 10, 11)


Nieten am Regierungsruder

Eine Glanznummer in ebenso riskanter wie stupider militärischer
Provokation boten zum Auftakt die Briten, indem sie ihren Zerstörer
HMS "Defender" in russische Hoheitsgewässer vor der Krim eindringen
ließen. Und wieder vermied die Tagesschau sorgfältig und NATO-hörig,
uns mitzuteilen, was daran falsch war. (12) Das britische Kriegsschiff
verstieß gegen internationales Recht und konnte von russischer Marine
und Luftwaffe nur mit Warnschüssen und Bombenabwürfen zur Kursänderung
gezwungen werden.

Von "jüngster Kraftprobe" statt von Rechtsbruch und Friedensgefährdung
war daraufhin die Rede, nicht nur auf tagesschau.de. Und obwohl es
sich unbestreitbar um einen britischen Übergriff handelte, war wieder
der Russe schuld:

"Es ist nicht das erste Mal, dass Russland gegen das ... Manöver
 'Sea Breeze' Sturm läuft". (ebd.) 


Gerade so, als wäre Moskau verpflichtet, sich das aggressive Verhalten
der Briten widerspruchslos gefallen zu lassen.

"Sea Breeze" ist kein Manöver im üblichen Sinne. Es findet unter
Berufung auf Verabredungen Washingtons mit Kiew im Jahr 1993 statt, zu
einer Zeit, als in Moskau der versoffene Boris Jelzin den USA zu
Willen war. Allerdings war damals noch überhaupt keine Rede von enger
Koordination der Ukraine mit der NATO. "Sea Breeze" verfolgt indessen
ausdrücklich das Ziel,

"die Kompatibilität der ukrainischen Streitkräfte mit denen der
 NATO-Verbündeten zu erhöhen." (13) 


Der britische Zerstörer HMS "Defender" war nicht die einzige dreiste
Provokation im "Sea Breeze"-Rahmen. Die niederländische Fregatte HNLMS
"Evertsen" nahm kurz darauf, ebenfalls ohne Russlands Erlaubnis, Kurs
auf die "Straße von Kertsch", eine Meerenge östlich der Krim. (14)
Erst russische SU-30-Jagdflugzeuge und SU-24-Bomber überzeugten den
Fregatten-Kapitän schließlich, dass ein Richtungswechsel ratsam war.

ARD-aktuell vermeldete auch diese Begebenheit wie üblich einseitig,
von Hintergründen und Kontext bereinigt. Ausführlich gab sie das
scheinheilige Gejammer der holländischen Regierung wieder, die
russischen Kampfjets hätten die "Evertsen" bedrängt und
"Schein-Attacken" geflogen. Sie hätten auf der Fregatte
"unverantwortliche Störungen der Elektronik" bewirkt. Die russische
Sichtweise wurde hingegen nur mit einem Satz bedacht. (15)

Die Tagesschau ließ unerwähnt, dass die Niederländer ja gewarnt sein
mussten. Was ihnen widerfuhr, hatten die USA bereits vor sieben Jahren
erlebt. Damals überflog ein russischer SU-24-Bomber die USS "Donald
Cook" im Schwarzen Meer und ruinierte das hochmoderne elektronische
Kampfsystem "Aegis" (16) des mit Raketen bestückten Zerstörers
gründlich. (17) Die "Donald Cook" hatte alle russischen Mahnungen
ignoriert und gar zu frech Kurs auf die russischen Küstengewässer
genommen. Als wehrloser Kahn mit vollkommen desillusionierter
Besatzung musste sie in einen rumänischen Hafen flüchten.

Der hintergründige Zweck der beiden jüngsten hochriskanten
Provokationen blieb unseren Qualitätsjournalisten natürlich verborgen:
Briten und Niederländer durchkreuzten damit den Plan des französischen
Präsidenten Macron und der deutschen Kanzlerin Merkel, nach dem
(unergiebigen) Biden-Putin-Treffen in Genf ein sinnvolleres
EU-Gipfeltreffen mit dem russischen Präsidenten zu veranstalten. Ihr
Vorschlag stieß nicht nur auf den vorhersehbaren Widerstand Polens und
der drei baltischen Staaten. Auch das EU-Mitglied Niederlande hielt
dagegen. Das nicht-mehr-EU-Mitglied Großbritannien stänkerte vom Rande
her. (18) Meldung nach Washington: EU-Gipfelpläne gekippt, Mission
erfüllt.

Die Tagesschau ist zwar laut Rundfunkstaatsvertrag verpflichtet, über
das Weltgeschehen umfassend und vollständig zu unterrichten. (19) Wie
aber sollte die ARD-aktuell-Redaktion über etwas unterrichten, das sie
sich selbst nicht zu kapieren gestattet?


Zurechtgebogene Wahrheit

Statt pflichtgemäßer Information spielte die Tagesschau also auch
diesmal nur wieder die Platte mit der völkerrechtlichen
Fehlinterpretation ab, Russland habe die Krim annektiert; die Briten
hätten daher keine russischen Hoheitsrechte verletzt, ihr Kriegsschiff
"Defender" habe nur ukrainisches Seegebiet vor der Krim durchfahren:

"Für den überwiegenden Teil der Weltgemeinschaft aber war und
 ist die Krim gemäß dem Völkerrecht weiter Bestandteil der Ukraine.
 Weshalb auch die Briten darauf verweisen, dass sich ihr Schiff in
 ukrainischen und nicht in russischen Gewässern aufgehalten
 habe." (Anm. 13) 


Erstens: "Weltgemeinschaft" ist ein transatlantischer Kampfbegriff. Er
verschleiert, dass nur eine knappe Mehrheit, nämlich 100 von 194
Staaten, die Krim im Jahr 2014 als weiterhin ukrainisch erklärte; mehr
als 50 Zwergstaaten hatten zu dieser Mehrheit beigetragen (u.a.
Monaco, Tuvalu, Andorra, Liechtenstein, Malta, Nauru, San Marino,
Palau, Marshallinseln). Der anspruchsvoll "überwiegende Teil der
Weltgemeinschaft" repräsentiert nicht mal ein Drittel der
Weltbevölkerung. Zweitens: Anders, als ARD-aktuell zu suggerieren
versucht, blieb das See-Recht von alldem unberührt. Die Russische
Föderation wurde per UN-Resolution am 19. Dezember 2017 sogar
ausdrücklich aufgefordert,

"allen ihr als Besatzungsmacht aus dem anwendbaren Völkerrecht
 erwachsenden Verpflichtungen nachzukommen." (20) 


Dazu gehört auch, dass Russland als "Besatzungsmacht" den Verkehr in
den Hoheitsgewässern rund um die Krim regulieren darf. Selbst deutsche
Rechtsexperten erkennen diese Zuständigkeit an. Es spielt
völkerrechtlich und (im hier diskutierten Fall) auch politisch
überhaupt keine Rolle, ob die Krim annektiert wurde oder ob sie sich
frei und aus eigenen Stücken zum Wechsel nach Russland entschloss. Das
Eindringen fremder Kriegsschiffe in die Gewässer rund um die Krim ist
in jedem Falle illegal. (21)

Es ist allerdings für ARD-aktuell typisch, dass sie ihrem Publikum
solche korrekt einordnenden Informationen vorenthält und der plumpen
britischen Provokation den Anschein von Legitimität verleiht.
Russlands Außenpolitik soll, wo immer sich dazu Möglichkeiten bieten,
als Gefahr für die Sicherheit Westeuropas dargestellt und
diskreditiert werden. Das zeigt sich auch in einer anderen Bemerkung
der Tagesschau:

"Gleichzeitig lässt das Land (Russland) bei einer Übung im
 östlichen Mittelmeer selbst die Muskeln spielen: schließlich
 unterhält Russland in Syrien eine Marine- und Luftwaffenbasis. Bei
 der Militärübung kommen auch Kampfflugzeuge zum Einsatz, die
 Überschallraketen befördern können." (Anm. 12) 


Nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich. USA und NATO veranstalten
weitab von ihren Zentralen, jedoch in nächster Nähe zu Russland,
provokante Militärmanöver in ohnehin schon gespannter Atmosphäre.
Russland reagiert, aber nur nahe der eigenen Grenze bzw. im
Hoheitsbereich Syriens, seines Verbündeten. Es handelt legitim, weil
es Verteidigungsbereitschaft demonstriert und keine aggressive
"Eindämmung" probt.


Die Schwadroneure haben das Wort

Die Propagandatröten der ARD-aktuell nehmen sich heraus, dies
anzuzweifeln und von (bedrohlichen) russischen "Muskelspielen" zu
schwadronieren. Für Ignoranz und transatlantischen Konformismus der
ARD-aktuell garantiert Sylvia Stöber, mit Sonderstatus in der
ARD-aktuell-Unterabteilung "Faktenfinder" ausgestattet:

"Innenpolitisch sind die Berichte vom Schwarzen Meer dazu
 geeignet, von der Corona-Lage in Russland und den Einschränkungen
 nicht kremltreuer Politiker und Bürgerengagements vor der Duma-Wahl
 im September abzulenken: Putin präsentiert sich stattdessen als
 Verteidiger Russlands." (22) 


Fakten, die die Aggressivität des "Wertewestens", seine
Feindbildmalerei und Kriegstreiberei belegen, fallen bei ARD-aktuell
gerne untern Tisch. Die Tagesschau meldete folglich nicht, dass hinter
einer Londoner Bushaltestelle Geheimpapiere gefunden und im Internet
veröffentlicht worden waren, die beweisen, dass Premier Boris Johnson
seinen Zerstörer HMS "Defender" zu einer absichtlichen Provokation in
die russischen Hoheitsgewässer geschickt hatte. (23, 24) Der Vorfall
war kein Versehen, sondern Beweis für Johnsons unsägliche Arroganz und
chaotische Bedenkenlosigkeit. (Anm. 18)

Keine Silbe verliert ARD-aktuell natürlich darüber, dass auch unsere
intellektuell nur bescheiden ausgestattete Kriegsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer gut für jedwede Friedensgefährdung im Schwarzen Meer
ist. Zeitgleich mit der "Defender"-Provokation ließ sie zwei
Eurofighter des Taktischen Luftwaffengeschwaders 71 "Richthofen" vom
ostfriesischen Heimatstandort Wittmund ans Schwarze Meer verlegen:
nach Rumänien, auf den militärischen Teil des Flughafens Constanta.
(25) Sie sind dort in eine Alarmrotte der Royal Air Force integriert
und sollen "im Ernstfall an der Seite der britischen Einheit
schnellstmöglich handlungsbereit" sein. (Anm. 23)

Faktisch ist das eine deutsche Beteiligung an der
"Sea Breeze"-Provokation: Das Manöver endet am 10. Juli, die
Eurofighter der Bundesluftwaffe sollen am 9. Juli nach Wittmund
heimkehren. (Anm. 25)

ARD aktuell wäre gut beraten, über die Warnung der russischen
Generalität zu berichten: "Der nächste Eindringling in unsere
Hoheitsgewässer wird versenkt." (Anm. 18) Bisher fühlte sich die
Tagesschau darüber erhaben. Sie hätschelt lieber den freidrehenden
Außenminister Maas, verharmlost beflissen die Baerböcke der Woche und
gibt Mutti Merkel als friedliebende Lichtgestalt aus, Kramp hin,
Karrenbauer her. So lenkt sie das zahlende Publikum davon ab, dass wir
nur um Haaresbreite um einen weiteren echten Krieg herumgekommen sind.


Quellen und Anmerkungen: 
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(11) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-881165.html
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China: Dem Ressentiment verpflichtet

von Gerhard Mersmann, Neue Debatte, 3. Juli 2021



Nicht dass die öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten mit ihrem
heute-journal allein dastünden. Auch in privaten Printmedien wie der
FAZ wurde der Ton angestimmt, der die Berichterstattung über die zugegeben
bombastischen Feierlichkeiten in China anlässlich der 100-jährigen Existenz
der Kommunistischen Partei begleitet. Das autoritäre Regime, so der Tenor,
habe seinen Hut in den Ring geworfen, um nach der Weltherrschaft zu
trachten.

Zuverlässig wie immer lieferte der ZDF-Korrespondent für China, Ulf Röller,
einen Filmbericht, in dem die Aufmärsche auf dem Platz des Himmlischen
Friedens gezeigt und mit seiner Sichtweise der Dinge untermalt wurden (1).
Zur Erklärung trug das alles nichts bei, zur emotionalen Mobilisierung
schon.

Nicht dass die Entwicklung Chinas nicht gekennzeichnet wäre von Ereignissen
tragischen Ausmaßes, ob es, wie Röller bemerkte, die Kulturrevolution
betrifft oder die Niederschlagung der Proteste auf dem Tian'anmen-Platz im
Juni 1989. Das heutige China sähe anders aus, hätten diese Exzesse nicht zu
Lernprozessen geführt. Die Vorgeschichte, die zu erzählen wäre, wenn man
sich mit der Geschichte der Kommunistischen Partei befasst, könnte
allerdings dazu beitragen, einen differenzierteren Blick auf die
Befindlichkeit des heutigen Chinas zu erhalten.

Vom Ressentiment bis zur emotionalen Mobilisierung

Da war der von den Briten geführte Opiumkrieg, der die Aktivitäten heutiger
kolumbianischer Drogenringe als karitative Veranstaltungen erscheinen lässt
und als dessen Folge das heute so beweinte, weil auf dem Weg zurück zu
China befindliche Hongkong aus der chinesischen Souveränität riss. Und da
war die japanische Annexion großer Teile Chinas, die mit unbeschreiblichem
Terror einherging, für den bis heute das 1937 stattgefundene Massaker von
Nanking (2) in den Geschichtsbüchern steht, bei dem in wenigen Tagen
300.000 Zivilisten ermordet und 20.000 junge Frauen vergewaltigt wurden.

Die Gründung der Kommunistischen Partei Chinas und die Resonanz, die sie
erhielt, ist von diesen historischen Geschehnissen nicht zu trennen. Ein
Bericht darüber würde auch erklären, warum die zahlenmäßig größte
Bevölkerung eines existierenden Nationalstaates auf diesem Planeten
durchaus positive Sichtweisen auf dem Weg dieser Kommunistischen Partei
abgewinnen kann. Da mutet es schon sehr ironisch an, wenn man die Erklärung
beifügen muss, dass manches in der Geschichte komplexer ist, als es auf den
ersten Blick aus dem Jetzt erscheint.

Blutbäder aufzurechnen ist ein gravierender Fehler, allerdings sollten
keine davon verschwiegen werden, wenn es darum geht, die Befindlichkeit
eines Landes erklären zu wollen. Denn, um auf den jüngsten Bericht Röllers
und den wie immer zuverlässigen Kommentar Claus Klebers (3) zurückzukommen,
die Intention ist eine andere, nämlich die der emotionalen Mobilisierung.

Der wiederholte, nahezu standardisierte journalistische Sündenfall
entblätterte sich bei der Kommentierung eines korrekt wiedergegebenen
Zitats aus der Rede des chinesischen Präsidenten Xi Jinping, dessen Worte
lauteten, China sei gerüstet und werde es nicht zulassen, dass irgendeine
fremde Macht versuchen werde, es zurück in die Sklaverei zu werfen.

Kommentiert wurde dieses aus der Historie mehr als verständliche Ansinnen
als eine aggressive Ankündigung, jetzt die Weltherrschaft anzustreben. So
werden Fakten mit Behauptungen transportiert, so wird emotional mobilisiert
und so wird ein demagogisches Konstrukt befördert, das, wenn noch ein
Funken analytischer Redlichkeit mit im Spiel ist, als ein Akt der
Volksverhetzung zu überführen ist.

Populismus. Propaganda. Demagogie

Wie kann das Urteil eigentlich noch lauten, wenn Fakten verschwiegen und
Aggressionspläne angedichtet werden? Handelt es sich dabei nicht wieder
einmal um ein Referenzstück, für das in der ganzen hysterischen
Mobilisierung Schlammbegriffe wie Populismus, Propaganda und Demagogie
stehen? Man bleibt dem Ressentiment verpflichtet; im Hause selbst ernannter
Qualitätsmedien versteht sich.


Quellen und Anmerkungen

(1) heute-journal (1.07.2021): Maos Partei feiert Jubiläum. Auf:

https://www.zdf.de/nachrichten/heute-journal/maos-partei-feiert-jubilauum-100.html (abgerufen am 3.7.2021).

(2) Das Massaker von Nanking, das am 13. Dezember 1937 begann und sich über
etwa sieben Wochen hinzog, umfasst zahlreiche Kriegsverbrechen der
japanischen Besatzer in der chinesischen Hauptstadt Nanking während des
Zweiten Japanisch-Chinesischen Krieges. Je nach Quelle und Schätzungen
wurden etwa 200.000 bis über 300.000 Zivilisten und Kriegsgefangene
ermordet. Rund 20.000 Mädchen und Frauen wurden vergewaltigt.

(3) Claus Kleber (Jahrgang 1955) ist Journalist, Buchautor und
Fernsehmoderator. Bis 1984 war er als Rechtsanwalt tätig.1985 wurde er
Studioleiter des Südwestfunks in Konstanz und berichtete ab 1986 als
Korrespondent für ARD-Anstalten aus den USA, wo er später Studioleiter in
Washington D.C. wurde. Vor seinem Wechsel zum ZDF war er ARD-Studioleiter
in London. Seit Anfang 2003 ist er Moderator des ZDF-heute-journals.


Der Artikel "China - Dem Ressentiment verpflichtet" wurde erstveröffentlicht
im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2021/07/03/china-dem-ressentiment-verpflichtet/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die Nachdruckgenehmigung.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DERMATOLOGIE/761: Hautkrebsscreening - Past, Present, Future (SHÄB)
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Hautkrebsscreening: Past, Present, Future

von Dr. Udo Hennighausen



DERMATOLOGIE. Demografischer Wandel trägt zur Zunahme der
Hautkrebsinzidenz und -prävalenz bei. Hautkrebsscreening kann Mortalität
senken und Lebensqualität steigern.


Hautkrebsscreening: Past, Present, Future", mit diesem Thema
eröffnete Prof. Matthias Augustin, Direktor des Instituts für
Versorgungsforschung in der Dermatologie und bei Pflegeberufen (IVDP),
UKE Hamburg, den Reigen der Vorträge des Hautkrebs-Updates der
MedKomAkademie am 6. Mai dieses Jahres. Die Rationale der Gesetzlichen
Früherkennung auf Hautkrebs (gHKS), eingeführt zum 1. August 2008,
beinhaltete 1. leichte Erkennbarkeit suspekter Befunde, 2.
reproduzierbare klinische Kriterien und 3. wenig Aufwand für die
Diagnostik (klinischer Befund, Auflichtmikroskopie, Gewebeprobe).
Eingeführt wurde das gHKS insbesondere wegen der stark gestiegenen
Inzidenz des Hautkrebses in den vorausgegangenen zwei Jahrzehnten. Bis
heute liegen jedoch noch keine kontrollierten klinischen Studien zum
gHKS vor, und die gewonnenen Versorgungsdaten lassen sich nicht
zweifelsfrei interpretieren, wenn die Mortalität als Endpunkt
betrachtet wird. Augustin zitierte aus einer Arbeit, erschienen im New
England Journal of Medicine, in der sich die Autoren kritisch zum
Anstieg der Inzidenz des malignen Melanoms (MM) in den USA äußern.
Unter anderem stellen sie den Anstieg der Inzidenz des MM um den
Faktor 6 dem Anstieg des Risikofaktors UV-Exposition um den Faktor 2
in ein- und demselben Zeitraum kritisch gegenüber und vermuten eine
"Überdiagnosen-Flut" [1]. Ausgehend von der Frage, ob diese
Interpretation auch auf Deutschland übertragbar sei, erklärte der
Vortragende die Lage in unserem Land und nahm Bezug auf
Bedarfsanalyse, Situationsanalyse und Nutzenanalyse.

• Bedarfsanalyse bezüglich Früherkennung: Gemäß einer
Hochrechnung der Barmer wurden für Deutschland 676 Todesfälle infolge
eines Plattenepithel-Karzinoms und 2.826 Todesfälle infolge eines MMs
für das Jahr 2012 geschätzt. Für 2014 entfielen in der Statistik für
alle Krebsneuerkrankungen in Deutschland (abgesehen vom nicht
melanotischem Hautkrebs, nonmelanoma skin cancer, NMSC) 4,4 %
(männlich) und 4,5 % (weiblich) auf das MM der Haut. Allerdings wurden
2014 bei einer Melderate von etwa 230.000 Fällen an die Krebsregister
circa 590.000 operierte Hautkrebs-Fälle - ICD-10 C43 (MM) und C44
(NMSC) codiert. Für die stationären Hautkrebsfälle wurde für die
Zeitspanne von 2000-2015 ein Zuwachs auf mehr als 250 % gefunden. Die
Diskrepanz zwischen den als inzidente Fälle an die Krebsregister
gemeldeten und den tatsächlich versorgten Hautkrebsfällen liegt daran,
dass viele Krebsregister keine Basalzellkarzinome und grundsätzlich
keine Zweittumoren erfassen, was insbesondere die epithelialen Tumoren
sehr häufig betrifft. Krebs-Melderegister erfassen somit nur einen
Teil der zu versorgenden Tumorlast des Hautkrebses in Deutschland.

• Situationsanalyse der derzeitigen Versorgung: Daten der DAK für
die Jahre 2008-2015 ergaben, dass 33,5 % der Versicherten innerhalb
ihres Berechtigungszeitraums von zwei Jahren am gHKS teilgenommen
haben. Schleswig-Holstein nimmt hierbei mit 37 % Platz 2 ein. Ab dem
Alter von circa 64 Jahren nehmen mehr Männer als Frauen am gHKS teil.
Von 2009 bis 2015 betrug gemäß dem Volldatensatz aller
GKV-Versicherten in Deutschland der relative Zuwachs an MM in den
verschiedenen Regionen Deutschlands (Großstädte, urbane, eher
ländliche und dünn besiedelte Gebiete) zwischen 28,8 und 38,0 %, der
an NMSC zwischen 49,5 und 54,7 %. Hautkrebs wurde auf Landkreisebene
häufiger beobachtet, wenn ein höherer Akademikeranteil, ein höheres
Haushaltseinkommen, eine geringere Sonnenlichtexposition und ein
höherer Anteil Älterer zu verzeichnen waren. Die Assoziation mit der
Inanspruchnahme des gHKS durch den Hautarzt ergab: Je höher die
Bildung, desto mehr, je ländlicher die Region, desto weniger gHKS
wurden durchgeführt. Die Häufigkeit der Hautkrebsscreenings auf
Kreisebene war dabei nicht mit einer Zunahme der Diagnose des Melanoms
assoziiert. Je länger die Fahrt zum Hautarzt gewesen wäre, umso mehr
wurde die hausärztliche Praxis für das Screening aufgesucht. Auch hier
zeigte sich ein mit den in der Hautarztpraxis gewonnenen Erfahrungen
vergleichbares Bild.

• Nutzenanalyse, Outcome versus intendierter Nutzen: DAK-Daten
von 2010-2015 zeigen, dass durch das gHKS die Wahrscheinlichkeit des
Auftretens von "High-Risk"-MM um 65 %, diejenige für das Auftreten von
"High-Risk"-NMSC um 50 % reduziert wird. Die Kostenanalyse für die
Behandlung der im gHKS erkannten MM-Fälle ergab um 47 % niedrigere
Fallkosten; rechnet man erkannte MM- und NMSC-Fälle zusammen, lagen
die Fallkosten um 10 % niedriger. Bezieht man jedoch die Kosten der
Prävention mit ein, so ergeben die saldierten Gesamtkosten der
Hautkrebs-Versorgung Zusatzkosten von 71,0 Euro pro HK-Fall,
beziehungsweise 2,70 Euro Mehrkosten pro Versicherten.

Als Nutzen müssen dabei gemäß GBA-Beschluss jedoch nicht nur die
Mortalität und die Kostenveränderungen, sondern auch die Reduzierung
der Morbidität und die Verbesserungen der Lebensqualität durch eine
frühe Erkennung von Hauttumoren mit der Folge einer besseren Prognose
für die Betroffenen berücksichtigt werden. Für das gHKS spricht auch
die Tatsache, dass in den Niederlanden, wo es die Früherkennung des
Hautkrebses durch niedergelassene Dermatologen nicht gibt, bei
ansonsten vergleichbaren klimatischen und sozioökonomischen
Verhältnissen der Anteil der diagnostizierten und behandelten
MM-Patienten, bei denen ein risikoärmeres MM (< 1 mm Tumordicke)
diagnostiziert wurde, signifikant geringer gefunden wurde als in
unserem Land. Entsprechend findet man dort auch eine höhere Letalität
und Mortalität des Melanoms.

Vor allem der demografische Wandel trägt zur Zunahme der
Hautkrebsinzidenz und -prävalenz bei, von einer anhaltenden
"Überdiagnosen-Flut" durch das gHKS in Deutschland kann nicht
gesprochen werden. Eine Kostensenkung bei der Hautkrebsversorgung -
eines der erklärten Ziele - konnte nicht erreicht werden. Gelungen ist
es dagegen, die Mortalität zu senken, vermutlich als Folge
verbesserter Therapien; auch ein Gewinn an Lebensqualität für die
Betroffenen wurde erreicht. Zudem muss der erwiesene primär-präventive
Effekt des gHKS bei der Gesamtbeurteilung angemessen berücksichtigt
werden [2]. Das "Schadenspotenzial" des gHKS (Belastung durch Warten
auf einen Termin, durch die Untersuchung sowie durch eine Operation)
ist nach den vorliegenden Studiendaten als gering zu werten, die
Akzeptanz des gHKS in der Bevölkerung dagegen als hoch einzuschätzen.


Info

1. Welch HG, Mazer BL, Adamson AS (2021) The Rapid Rise in Cutaneous
Melanoma Diagnoses. N Engl J Med 384(1): 72-79

2. Krensel M, Schäfer I, Zander N, Augustin M (2019) Primärprävention
im Rahmen des Hautkrebsscreenings [Primary Prevention in the Context
of Skin Cancer Screening]. Hautarzt 70 (6): 432-4
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Häufig übersehen: Invasive Pilzinfektionen

von Uwe Groenewold



INVASIVE MYKOSEN. Sie sind selten, aber gefährlich: Invasive
Pilzinfektionen. Atemwege und Verletzungen können Eintrittspforten
sein. Für die Diagnose ist eine interdisziplinäre Zusammenarbeit
hilfreich. Unklare Datenlage zur Verbreitung.


Invasive Pilzinfektionen sind eine oft unterschätzte Gefahr für
hospitalisierte und immunsupprimierte Patienten. Die Diagnose ist eine
klinische Herausforderung und erfordert eine interdisziplinäre
Kooperation. Dabei müssen unter anderem klinische, radiologische und
mikrobiologische Befunde berücksichtigt werden, wie Dr. Marina Rogacev
vom Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Lübeck, im
Interview erklärt (siehe unten). Einer Untersuchung des in Jena
angesiedelten Nationalen Referenzzentrums für Invasive Pilzinfektionen
(NRZMyk) zufolge werden nur rund 50 Prozent der invasiven Mykosen zu
Lebzeiten des Patienten diagnostiziert; die Infektionen zählen zu den
am häufigsten übersehenen Todesursachen bei Intensivpatienten
(DOI: 10.3238/arztebl.2019.0271).

Invasive Pilzinfektionen, etwa durch Hefe- oder Schimmelpilze
hervorgerufen, sind im Vergleich zu Mykosen der Haut oder der
Schleimhäute selten, aber ungleich gefährlicher. Eintrittspforte für
Pilze sind die Atemwege, verletzte Haut oder Schleimhäute. Wie weit
verbreitet invasive Mykosen sind, ist unklar; das Nationale
Referenzzentrum bezieht sich auf eine Untersuchung aus Frankreich und
kommt auf eine Gesamtinzidenz von 5,9 pro 100.000 Fälle und Jahr.
Inzidenz und Sterblichkeit haben sich demzufolge während des
Beobachtungszeitraums von 2001 bis 2010 erhöht.

Dies gilt auch für Anzahl und Heterogenität der Risikopatienten.
Beispielsweise habe sich in Europa die Zahl der
Stammzelltransplantationen zwischen 2000 und 2016 nahezu verdoppelt.
Gleichzeitig wurden neue Risikokohorten identifiziert, etwa
hospitalisierte Patienten mit schwerer Influenza oder chronisch
obstruktiver Lungenerkrankung, so das Referenzzentrum. Gefährdet sind
insbesondere Patienten, deren Immunabwehr erheblich geschwächt ist,
etwa durch Immunsuppressiva nach Organtransplantation, angeborene
Immundefekte, eine anhaltende Therapie mit Prednison, eine
HIV-Infektion, bei schweren Verletzungen sowie bei Erkrankungen, die
eine intensivmedizinische Behandlung erfordern. Auch fortgeschrittene
Diabeteserkrankungen können das Risiko für eine invasive Mykose
erhöhen.

Die Therapie stützt sich insbesondere auf drei antimykotische
Substanzklassen: Polyene, Azole und Echinocandine. Die
Behandlungsschemata richten sich nach Grunderkrankung und
Organbeteiligung, bei der Auswahl helfen mehrere Leitlinien. Eine
antimykotische Prophylaxe ist für hämatologische und onkologische
Patienten empfehlenswert, sinnvoll kann sie für Patienten mit
komplexen abdominellen Eingriffen, für intensivpflichtige Patienten
mit entsprechenden Risikofaktoren sowie für Patienten nach
Lungentransplantation sein. Allerdings ist die Datenlage hierfür
derzeit nicht eindeutig. Problematisch sei, so das Referenzzentrum,
dass in den vergangenen Jahren weltweit vermehrt resistente Erreger
nachgewiesen worden sind, in Deutschland allerdings sei die
Resistenzlage derzeit noch unproblematisch. Konkrete Resistenzraten
konnten bislang auch hier aufgrund fehlender Daten nicht ermittelt
werden.

Das vom Robert Koch-Institut (RKI) und dem Bundesministerium für
Gesundheit geförderte Nationale Referenzzentrum für Invasive
Pilzinfektionen ist Ansprechpartner bei Fragen zur Diagnostik und
Therapie invasiver Mykosen. Kontakt und weitere Infos auf der Website
des Zentrums unter: 

www.nrz-myk.de

 * 


"Letalität einzelner Infektionen liegt trotz Therapie bei bis zu 50 Prozent"

Interview mit Dr. Marina Rogacev, Klinik für Infektiologie und Mikrobiologie am Campus Lübeck des
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH)


Wie lassen sich die wesentlichen invasiven Mykosen kurz charakterisieren?

Dr. Marina Rogacev:  Generell unterscheidet man bei invasiven
Pilzinfektionen zwischen Infektionen durch Hefepilze (Candida) und
Schimmelpilze (zum Beispiel Aspergillen, Mucorales). Während erstere
vor allem bei nosokomialen Blutstrominfektionen relevant sind und im
Rahmen der Blutkulturdiagnostik diagnostiziert werden, treten letztere
meist bei Patienten mit zellulären Immundefekten auf und betreffen
häufig die Lunge, aber auch andere Organe. Schimmelpilze sind die
problematischeren Erreger im Hinblick auf die frühzeitige und korrekte
Diagnosestellung.


Laut Nationalem Referenzzentrum für Invasive Pilzinfektionen
wird lediglich jede zweite invasive Mykose zu Lebzeiten entdeckt. Was
macht die Diagnostik so schwer?

Rogacev:  Die Diagnose fußt auf klinischen, radiologischen,
mikrobiologischen und histopathologischen Befunden und erfordert
häufig eine interdisziplinäre Kooperation; Voraussetzung für eine
Diagnostik ist ein klinischer Verdacht, auf den eine entsprechende
Fragestellung ans Labor folgt.

• Die mikrobiologische Diagnostik auf Pilze erfolgt nur auf
spezielle Anforderung und erfordert besondere Kulturbedingungen, zum
Beispiel spezielle Nährmedien und eine verlängerte Bebrütungsdauer.

• Manche Pilze lassen sich schlecht kulturell anzüchten oder
wachsen sehr langsam, sodass die mikrobiologische Diagnose für den
Patienten bei klinisch akuten Verläufen zu spät kommt.

• Besonders bei bereits unter antimykotischer Therapie stehenden
Patienten ist die molekulare Pilzdiagnostik sensitiver als die Kultur,
allerdings bisher meist Speziallaboren vorbehalten.

• Die korrekte Identifizierung insbesondere bei seltenen
Schimmelpilzen ist wichtig, da sich anhand der Spezies häufig bereits
Rückschlüsse auf die Wirksamkeit von Antimykotika ziehen lassen. Viele
Spezies besitzen intrinsische Resistenzen gegen bestimmte
Substanzklassen.


Eine frühzeitige Diagnose vorausgesetzt: Wie erfolgreich ist
die Therapie mit Antimykotika angesichts der von Ihnen angesprochenen
zunehmenden Resistenzen? 

Rogacev:  Invasive Aspergillosen und Candidämien sind
lebensbedrohliche Erkrankungen, die Letalität liegt trotz Therapie bei
bis zu 50 Prozent, bei anderen invasiven Schimmelpilzinfektionen teils
noch höher. Der Therapieerfolg hängt meist nicht primär von der
Resistenz des Erregers ab, sondern auch davon, wie schnell zum
Beispiel eine Immunrekonstitution, eine erfolgreiche Therapie der
Grunderkrankung oder eine (operative) Fokussanierung erreicht werden
können.

Generell spielt die Resistenzentwicklung bei Pilzen bisher eine
deutlich geringere Rolle als bei Bakterien. Zwar wurden in den letzten
Jahren multiresistente Erreger wie Candida auris im Zusammenhang mit
nosokomialen Infektionen beschrieben, diese sind aber in Deutschland
bisher selten. Die in einigen Regionen beschriebene zunehmende
Azol-Resistenz von Aspergillen ist in Schleswig-Holstein bisher
ebenfalls nicht verbreitet. Dennoch bleiben die Resistenztestung und
regelmäßige statistische Auswertung der Daten wichtig, um eine
Ausbreitung von Resistenzen nicht zu verpassen.


Sind auch bei COVID-19-Patienten invasive Mykosen nachgewiesen und behandelt worden?

Rogacev:  Wie Influenza erhöht auch COVID-19 das Risiko für
mykotische Superinfektionen. Vor allem bei COVID-19-Patienten, die
eine invasive Beatmung benötigen, besteht durch längere Aufenthalte
auf der Intensivstation, zentrale Venenkatheter, sowie Therapien mit
Breitspektrum-Antibiotika und antiinflammatorischen Medikamenten ein
erhöhtes Risiko für das Auftreten von Candidämien. Die
COVID-19-assoziierte pulmonale Aspergillose, kurz CAPA, wurde in einer
prospektiven multizentrischen Studie (DOI: 10.1093/cid/ciaa1065) bei
30 von 108 Intensivpatienten unter invasiver Beatmung diagnostiziert.
Die CAPA trat im Median nach vier Tagen invasiver Beatmung auf.
Patienten mit CAPA hatten im Vergleich zu Patienten ohne CAPA eine
deutlich erhöhte Mortalität.


Wie schätzen Sie die Versorgungssituation in Schleswig-Holstein ein? 

Rogacev:  Leider gibt es keine belastbaren Daten über die
Häufigkeit von invasiven Mykosen in Schleswig-Holstein beziehungsweise
in Deutschland. Es gibt keine Meldepflicht und kein offizielles
Register. Auch aufgrund von Nachweisraten im Labor können keine
Rückschlüsse auf die Erkrankungshäufigkeit gezogen werden, da Pilze
einerseits häufig als Kontaminanten in Patientenproben vorkommen,
andererseits aus den genannten Gründen oft unterdiagnostiziert werden.
Der Anteil von Candida-Nachweisen bezogen auf alle Erregernachweise
aus Blutkulturen bei hospitalisierten Patienten liegt meist im
niedrigen einstelligen Prozentbereich. Diagnose und Therapie von
invasiven Infektionen erfordern die interdisziplinäre Zusammenarbeit
verschiedener Fachbereiche. Für die Koordination der oft komplexen und
langwierigen Therapie ist die Zusammenarbeit mit Spezialisten - zum
Beispiel in einem Antibiotic Stewardship Team - von Vorteil.

Vielen Dank für das Gespräch. 
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POLITIK/267: "Die Impfstoff-Apartheid der EU" (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. Juli 2021

german-foreign-policy.com

"Die Impfstoff-Apartheid der EU"

Die EU erkennt in Asien hergestellte Vakzine nicht für die Einreise an.
Das löst heftige Proteste in Afrika aus, wo die EU diese Impfstoffe
verteilen lässt.



BRÜSSEL - Die Weigerung der EU, Impfungen mit außerhalb der Union
produzierten Vakzinen als gültig für die Einreise anzuerkennen, führt zu
wütenden Protesten auf dem afrikanischen Kontinent. Auslöser ist
insbesondere, dass die EU und ihre zuständige Behörde EMA (European
Medicines Agency) den AstraZeneca-Impfstoff bislang nur dann als wirksam
gegen Covid-19 einstufen, wenn er in Fabriken auf dem europäischen
Kontinent hergestellt wurde, nicht aber, wenn er aus der Produktion des
Serum Institute of India (SII) stammt. Letzteres Vakzin ist, da der Ausstoß
der europäischen Fabriken bisher ausschließlich in reichen Ländern verimpft
wurde, von der internationalen Covax-Initiative verteilt worden - auch an
Länder in Afrika. Nach empörten Reaktionen der Afrikanischen Union (AU)
melden sich nun Politiker und Medien aus verschiedenen Staaten des
Kontinents zu Wort. Madagaskars Gesundheitsminister erklärt, es stelle sich
die Frage, ob es "einen Impfstoff für Afrikaner gibt und einen anderen für
Europäer". Eine weithin rezipierte ostafrikanische Wochenzeitung wirft der
EU "Impfstoff-Apartheid" vor.

"Die nächste Runde der Covid-Diplomatie"

Experten warnen bereits seit Wochen, die Einführung des digitalen
EU-Impfpasses könne, sollte Brüssel auf seinen Vorschriften für ihn
beharren, außenpolitisch zu erheblichen Schwierigkeiten führen. In einer
Stellungnahme aus dem European Council on Foreign Relations (ECFR) etwa
hieß es schon Mitte Mai, die Union stehe in Sachen "Covid-Diplomatie"
bisher schlecht da. Im Frühjahr 2020 habe sie Gesichtsmasken gehortet,
während vor allem China anderen Ländern medizinische Schutzausrüstung für
den Kampf gegen die Pandemie geliefert habe.[1] Die EU-Impfkampagne sei nur
schleppend in Gang gekommen; Länder wie Israel, Großbritannien "und sogar
Serbien" seien damit erheblich schneller gewesen. Nicht nur bei
Impfstoffspenden an ärmere Länder seien die europäischen Staaten
mittlerweile von den USA abgehängt worden; es komme vor allem auch nicht
gut an, dass die EU immer noch die zeitweise Freigabe von Impfstoffpatenten
blockiere, während die Vereinigten Staaten ihr - wenn auch mit
unübersehbaren Einschränkungen [2] - zugestimmt hätten. "Auf der Landkarte
der Impfstoffdiplomatie" sei die EU "weniger präsent als andere Mächte",
hieß es weiter beim ECFR. Nun gebe es allerdings eine Chance, "die nächste
Runde der Covid-Diplomatie zu gewinnen". Das habe auch mit den Impfpässen
zu tun.

"Das Ansehen der EU"

Wie der ECFR im Mai vor allem mit Blick auf die östlichen und die
südöstlichen Nachbarstaaten der EU festhielt, gelte es nicht nur eine
formale Kompatibilität der dortigen Impfnachweise mit den Impfpässen der EU
herzustellen, um Hindernisse etwa bei der Einreise in die EU aus dem Weg zu
räumen. Man müsse auch eine Lösung für die Tatsache finden, dass in den
Nachbarstaaten viele Einwohner mit russischen oder chinesischen Vakzinen
geimpft seien, die jedoch die zuständige EU-Behörde EMA (European Medicines
Agency) nicht oder noch nicht zugelassen habe.[3] Weil aber bislang laut
offiziellen EU-Regeln die Berechtigung zur Einreise in die EU an die
Immunisierung mit einem EMA-zugelassenen Vakzin gekoppelt sei, könnten nach
aktuellem Stand beispielsweise nur Albanier EU-Mitgliedstaaten besuchen,
die mit dem BioNTech/Pfizer-Vakzin geimpft seien, nicht jedoch ihre
Mitbürger, die einen chinesischen oder einen russischen Impfstoff erhalten
hätten. Bleibe es dabei, dann sei mit "diplomatischen Verwicklungen" zu
rechnen, die "das Ansehen der EU in diesen Ländern wohl kaum verbessern"
würden, warnte der ECFR: Wie Brüssel damit umgehe, werde "tiefgreifende
Auswirkungen auf das Ansehen der EU in den nächsten Jahren" haben.
Afrikas Impfstoffmangel

Die EU, jenseits großspuriger Sonntagsreden weitgehend mit sich selbst und
mit Strafmaßnahmen gegen missliebige Staaten beschäftigt, hat die Warnungen
ignoriert; sie erntet aktuell einen ersten heftigen Proteststurm vor allem
auf dem afrikanischen Kontinent. Dort ist die bisherige Versorgung mit
Impfstoffen besonders miserabel. Ursprünglich war geplant, die Staaten
Afrikas über die internationale Covax-Initiative zu versorgen, die dazu
sämtlichen ärmeren Ländern bis Jahresende die Impfung eines Fünftels ihrer
Bevölkerung ermöglichen wollte. Dazu hatte sie vorab rund 2,4 Milliarden
Impfdosen bestellt. Die westlichen Staaten, darunter auch Deutschland und
die EU, brüsteten sich stolz, Geld dafür zur Verfügung zu stellen.
Allerdings sind, weil ebenjene westlichen Staaten die meisten Vakzine für
sich reservieren - Auffrischungsimpfungen im Herbst inklusive -, kaum
Impfstoffe erhältlich; Covax konnte mit Stand vom 2. Juli gerade einmal 95
Millionen Dosen verteilen.[4] Auf den afrikanischen Kontinent mit einer
Bevölkerung von 1,3 Milliarden Menschen waren bis Mai lediglich 18,2
Millionen Dosen über Covax geliefert worden. Aus China, das dem Fachportal
Bridge Beijing zufolge inzwischen mehr als 400 Millionen Dosen in
Entwicklungs- und Schwellenländer geliefert hat, haben die Länder Afrikas
bisher 24 Millionen Dosen erhalten.[5]
Nicht anerkannt

Für Protest sorgt nun, dass die EU die in Afrika verabreichten Impfstoffe
nicht anerkennt. Dies gilt nicht nur für die chinesischen Vakzine, sondern
auch für dasjenige von AstraZeneca, das den Großteil der Covax-Lieferungen
bildet. Die Ursache: Covax hat den AstraZeneca-Impfstoff aus der Produktion
des Serum Institute of India (SII) erhalten, weil die in Europa
produzierten Dosen des Vakzins ausschließlich an reiche Länder geliefert
wurden. Während viele Staaten das in Indien hergestellte AstraZeneca-Vakzin
ebenso anerkennen wie das in Europa produzierte und es teilweise selbst
ihren Bürgern verabreicht haben, lehnen die EU und ihre zuständige Behörde
EMA dies bislang kategorisch ab. Auf dem afrikanischen Kontinent hat nun
die Erkenntnis, von der EU mit Impfstoffen abgespeist zu werden, denen sie
selbst offenkundig misstraut und die deshalb nicht zur Einreise in ihre
Mitgliedstaaten berechtigen, in den vergangenen Tagen ungewöhnlich wütende
Reaktionen ausgelöst.

"Politische Spiele", "Ethnozentrismus"

Bereits am vergangenen Donnerstag hieß es - noch sehr zurückhaltend - in
einer offiziellen Stellungnahme der Afrikanischen Union (AU), das Vorgehen
der EU setze "die gleichberechtigte Behandlung" geimpfter Afrikaner aufs
Spiel.[6] Der AU-Sondergesandte für die Beschaffung von
Covid-19-Impfstoffen, Strive Masiyiwa, erinnerte empört daran, er sei in
der EU mit dem Argument, die europäischen Impfstofffabriken würden für die
Versorgung der Europäer benötigt, auf Covax mit seinen in Indien
hergestellten Vakzinen verwiesen worden: "Wie kann es sein, dass sie uns
jetzt erzählen, diese Impfstoffe seien nicht gültig?"[7] Madagaskars
Gesundheitsminister Jean-Louis Rakotovao-Hanitrala erklärte, er sei
"überrascht und schockiert": Man frage sich nun, "ob es etwa einen
Impfstoff für Afrikaner gibt und einen anderen für Europäer".[8] In einem
Kommentar des Radiosenders Capital FM aus Kenia war von einem
"Doppelzüngigkeit", einem "diskriminierenden" Vorgehen und
"Ethnozentrismus" in Europa die Rede. China fülle derweil mit sein
en Exporten "die Lücke, die strukturell von den reichen Ländern geschaffen
wurde".[9] Die weithin rezipierte Wochenzeitung The East African stellte
trocken fest, in der AU sei man "zutiefst verärgert"; darüber hinaus warf
das Blatt der EU "Impfstoff-Apartheid" vor - eine selten deutliche Kritik
am Umgang der ehemaligen Kolonialmächte mit dem afrikanischen
Kontinent.[10]


Mehr zum Thema:

Impfstoffe für Afrika

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8629/
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WIRKSTOFF/586: Antibiotika-Resistenzen - "Großes Optimierungspotenzial" (SHÄB)
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"Großes Optimierungspotenzial"

Dirk Schnack sprach mit der Infektiologin Dr. Anette Friedrichs



ANTIBIOTIKA-RESISTENZEN spielen sektor-, aber auch berufsübergreifend
eine immer größere Rolle. Infektiologin Dr. Anette Friedrichs aus dem
UKSH im Interview mit Dirk Schnack.

Frau Dr. Friedrichs: Wie häufig werden Antibiotika in Deutschland
verordnet, kennen Sie Zahlen?

Dr. Anette Friedrichs:  Antibiotika kommen in verschiedenen
Sektoren zum Einsatz, in der ambulanten und in der stationären
Humanmedizin sowie in der Veterinärmedizin. Man schätzt die
Gesamtverordnungsmenge in der Humanmedizin auf 600-700 Tonnen im Jahr,
ähnlich viel wird in der Veterinärmedizin verordnet. In der
Humanmedizin werden ca. 85 % aller verordneten Antibiotika im
ambulanten Sektor verordnet, wohingegen nur 15 % im stationären Sektor
verordnet werden.

Die vorliegenden Zahlen erfassen also immer nur Teilbereiche der
Gesamtverordnungsmenge an Antibiotika in Deutschland, sodass keine
allumfassende Aussage getroffen werden kann.

Im ambulanten Bereich besteht erfreulicherweise eine rückläufige
Verordnungstendenz: Nach Veröffentlichung der Versorgungsatlas-Studie
(Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung, ZI) wurden im
Jahr 2018 insgesamt 446 Verordnungen über Antibiotika pro 1.000
Versicherte zulasten der GKV ausgestellt. 2010 waren es noch 562
Verordnungen. Das entspricht einem Rückgang von 21 Prozent.

Der durchschnittliche Gesamtverbrauch von antibakteriellen Mitteln für
die systemische Anwendung in der EU/im EWR (im ambulanten und
Krankenhaussektor zusammen) lag im Jahr 2018 bei 20,1 Definierten
Tagesdosen (DDD) pro 1.000 Einwohner pro Tag, Deutschland liegt mit
11,9 DDD eher im niedrigen Bereich, dennoch werden auch in Deutschland
noch zu viele Antibiotika verordnet.

Wie oft beobachtet man bei Patienten im UKSH in Kiel eine
Antibiotikaresistenz und wie sieht diese Entwicklung im Zeitablauf
aus?

Friedrichs:  Das lässt sich schwer pauschal beantworten. Wir
unterscheiden zwischen intrinsischen Resistenzen von Bakterien gegen
eine bestimmte Antibiotikasubstanz und erworbenen Resistenzen. Erstere
sind als stabile genetische Eigenschaft eines Bakteriums zu
bezeichnen, die chromosomal codiert wird und bei allen Vertretern
einer Spezies zu finden sind. Beispielsweise ist Proteus mirabilis
intrinsisch resistent gegenüber Imipenem. Die erworbene Resistenz
wird, wie der Name schon sagt, durch eine Veränderung des Genoms
erworben. Diese erworbenen Resistenzen sind klinisch die relevanteren,
weil die Bakterien auch mehrere Resistenzen erwerben können und dann
kumulativ weniger Substanzen zur Therapie zur Verfügung stehen. Manche
resistenten Bakterien wie z.B. der methicillinresistente S. aureus
(MRSA) werden nicht mehr so häufig diagnostiziert wie noch vor einigen
Jahren, andere wie z. B. vancomycinresistente Enterokokken (VRE) oder
gramnegative Stäbchenbakterien mit Resistenzen gegen drei wichtige
Antibiotikaklassen (3-MRGN) nehmen zu.

Welche Therapieoptionen haben Sie in solchen Fällen?

Friedrichs: Im Falle von Antibiotikaresistenzen kann aktuell
noch auf andere Antibiotikaklassen und Reserveantibiotika
zurückgegriffen werden. Das Mikrobiom des Patienten wird durch ein
solches Reserveantibiotikum aber häufig stärker beeinträchtigt, als es
ohne eine Resistenz mit einem zielgerichteteren, schmaleren
Antibiotikum der Fall gewesen wäre.

Welche Folgen hat die Resistenz für betroffenen Patienten in Einzelfällen?

Friedrichs:  Neben der schon erwähnten Schädigung des
Mikrobioms durch Breitband- und Reserveantibiotika ist bei einer
eingeschränkten Auswahlmöglichkeit von Antibiotika häufig die Wahl von
Wirkstoffen mit größerem Nebenwirkungspotenzial erforderlich. Diese
haben beispielsweise eine erhöhte Nephrotoxizität oder senken in
stärkerem Maße die Krampfschwelle als Antibiotika mit schmalerem
Wirkspektrum. In anderen Resistenzfällen ist nur noch die Gabe
intravenöser Antibiotika im Rahmen einer stationären Versorgung
möglich. Eine verlängerte stationäre Versorgung ist wiederum mit einer
erhöhten Morbidität und Mortalität verbunden.

Warum kommt es überhaupt zu Antibiotikaresistenzen?

Friedrichs:  Antibiotikaresistenzen kommen natürlicherweise in
Bakterien vor, um sich gegen andere Mikroorganismen wie z. B. Pilze zu
schützen. Sie entstehen durch natürliche Mutationen im Erbgut der
Bakterien oder durch Aufnahme von Resistenzgenen aus der Umgebung, die
Bakterien untereinander wie in einem Netzwerk austauschen und
weiterreichen. Bakterien können dabei mehrere Resistenzgene erwerben,
sodass sie sich einer Vielzahl von Antibiotika widersetzen können.

Der prophylaktische oder therapeutische Einsatz von Antibiotika
bedingt einen Selektionsdruck mit nachfolgender Änderung des
Mikrobioms: Bakterienstämme, die eine Resistenz gegenüber dem
Antibiotikum besitzen, überleben und breiten sich aus. Dies wird durch
eine lange Therapiedauer, eine unsachgemäße Indikationsstellung und
Dosierung begünstigt. Resistente Erreger können durch direkten oder
indirekten Kontakt zwischen Menschen, zwischen Menschen und Tieren und
aus der Umwelt übertragen werden. Bakterien, die viele Resistenzgene
aufgenommen haben, die multiresistenten Erreger (MRE), können
Patienten ohne Krankheitswert besiedeln, aber auch für schwerwiegende
Infektionen verantwortlich sein. Um die Ausbreitung von
Antibiotikaresistenzen zu minimieren, ist der sachgemäße und klar
indizierte Einsatz von Antibiotika essenziell.

Sind Ärzte über diese Entwicklung ausreichend informiert und was
können Ärzte in Praxen und in Kliniken dagegen tun?

Friedrichs:  Ärzte wissen um diese Problematik. Ein Problem ist
allerdings, dass im Falle der Antibiotikaverordnung nur der aktuell
betroffene Patient dem Behandler gegenübersitzt, und zwar mit seinen
Beschwerden, welche man lindern, bestenfalls kurieren möchte; aber
auch mit seiner Erwartungshaltung. Mit jeder Antibiotikaverordnung
wird aber auch das Umfeld, die übrige Gesellschaft, behandelt. Jede
einzelne Antibiotikaeinnahme fördert die Ausbreitung von resistenten
Erregern. Der Patient, welcher das Antibiotikum eingenommen hat, ist
ggf. nicht beeinträchtigt durch einen resistenten Keim, kann diesen
aber auf eine andere Person übertragen, die dann unter Umständen
erkrankt. Die Entscheidung, ein Antibiotikum nicht zu verschreiben,
ist genauso eine ärztliche Maßnahme, ein Handeln, wie eine Verordnung.
Dies dem Patienten zu vermitteln bedarf des ausführlichen
Aufklärungsgesprächs, damit Patient und Arzt sich auf Augenhöhe
treffen und der Patient die Sinnhaftigkeit einer Nicht-Verordnung,
welche u. U. initial als ärztliches Unterlassen oder Nicht-Kümmern
empfunden wird, mit Verständnis annehmen kann.

Was wünschen Sie sich aus ärztlicher Sicht von anderen Berufsgruppen? 

Friedrichs:  Der weitere Ausbau und die regelmäßige
Aktualisierung von interdisziplinären Leitlinien, um einheitliche
Therapieempfehlungen zu gleichen Krankheitsbildern geben zu können,
ist wünschenswert. Ich denke dabei z.B. an den Harnwegsinfekt. Eine
sogenannte asymptomatische Bakteriurie wird aktuell noch zu häufig
antibiotisch behandelt, ohne dass diese von Krankheitsrelevanz ist.

Aber nicht nur in der Humanmedizin, sondern auch und gerade die
Verordnung von Antibiotika in der Veterinärmedizin und schließlich
auch der Konsument selbst haben großen Einfluss auf die Entwicklung
von Antibiotikaresistenzen. Landwirte und Tierärzte sind häufiger mit
resistenten Erregern besiedelt als der Rest der Bevölkerung. Auch ihre
Familienmitglieder haben im Verhältnis zur allgemeinen Bevölkerung ein
erhöhtes Risiko, mit multiresistenten Erregern wie MRSA besiedelt zu
sein.

Wird interprofessionell zusammengearbeitet, um das Problem zu lösen? 

Friedrichs:  Ja. Die Antibiotic-Stewardship (ABS)-Initiative
zur Optimierung des Antiinfektivaeinsatzes ist inzwischen anerkannt
und wird von den unterschiedlichsten Fachdisziplinen dankend
angenommen und erbeten. Gemäß Leitlinie arbeiten im Rahmen von ABS
optimalerweise Infektiologen, Mikrobiologen und Apotheker
interdisziplinär zusammen, um die Antibiotikatherapie so
patientenoptimiert wie möglich zu gestalten. Zudem werden immer mehr
Netzwerke auf regionaler und nationaler Ebene gegründet, um
themenfokussiert zusammenzuarbeiten. Viele Landesärztekammern bieten
zudem curriculare Fortbildungen an, um dem weiterhin großen Bedarf an
ABS-Fortbildungen entgegenzukommen. Trotz aller Bemühungen gibt es
aber in den meisten Häusern noch nicht ausreichend ABS-Stellen, um den
Bedarf in den einzelnen Kliniken zu decken.

Was muss aus Ihrer Sicht außerdem - z.B. politisch - geschehen, um
die Entwicklung positiv zu beeinflussen? 

Friedrichs:  Weltweit sind in vielen Ländern Antibiotika gar
nicht rezeptpflichtig, sodass hier eine wichtige Kontrollinstanz der
Antibiotikaverordnung fehlt, was konsekutiv eine bakterielle
Resistenzentwicklung fördert. Für den Erwerb von ESBL bildenden
Bakterien ist die Relevanz von Auslandsreisen, z. B. nach Asien und
auf den indischen Subkontinent, nachgewiesen: Bis zu 30 % der
Reiserückkehrer aus Regionen mit hoher ESBL-Prävalenz sind mit ESBL
bildenden E. coli kolonisiert.

Da die Kenntnis des rationalen Antibiotikaeinsatzes auch Teil der
klinischen Infektiologie ist, ist die gerade vom Deutschen Ärztetag
beschlossene Einführung eines Schwerpunktfacharztes für Innere Medizin
und Infektiologie wichtig, um die Bedeutung dieses Querschnittsfaches
hervorzuheben und Ärzte mit hervorragender Expertise in der
Antiinfektivaverordnung ausbilden zu können. Weiteres politisches
Engagement für eine Fortführung der bereits bestehenden
Förderprogramme für die Ausbildung von Infektiologen und ABS-Experten
ist wünschenswert, natürlich auch, um für Krankenhäuser die
Hemmschwelle zur Finanzierung dieser Arztstellen abzubauen.

Bisher beschränkt sich ABS vornehmlich auf den stationären Bereich. Da
der Hauptanteil der Verordnungen aber im ambulanten Bereich erfolgt,
ist die Ausweitung der Maßnahmen und die Einbeziehung der ambulant
tätigen Ärzte unbedingt notwendig. Des Weiteren bedarf es eines
intensiven Dialogs mit der Veterinärmedizin, um auch in diesem Sektor
noch mehr Bewusstsein für die Konsequenzen des Antibiotikaeinsatzes zu
schärfen und interdisziplinäre sektorenübergreifende Strategien zu
entwickeln.

Jedes mikrobiologische Labor ist verpflichtet, regelmäßig
Resistenzstatistiken seinen Einsendern zukommen zu lassen. In der
Regel werden aber keine laborübergreifenden regionalen
Resistenzstatistiken erstellt, obwohl diese für regionale
fachübergreifende Antibiotikatherapieempfehlungen beispielsweise für
Harnwegsinfektionen notwendig wären. Hier sehe ich großes
Optimierungspotenzial.

Vielen Dank für das Gespräch.

Dr. Anette Friedrichs ist Fachärztin für Innere Medizin und
Infektiologie am UKSH, Campus Kiel. Sie führt regelmäßig Visiten zur
Antiinfektiva-Therapieberatung durch.

Anfang Texteinschub

Fortbildung 18.08.2021


Antibiotikaresistenzen gehen alle Heilberufe an - deshalb veranstaltet
die Interessengemeinschaft der Heilberufe (IDH) in Schleswig-Holstein
am 18. August für Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Veterinäre an der
Akademie der Ärztekammer Schleswig-Holstein die Fortbildung
"Résistance gegen Resistenz - ist NACH der viralen VOR der
bakteriellen Pandemie?" Neben Dr. Anette Friedrichs werden Referenten
aus allen angesprochenen Professionen sowie aus der Industrie zu den
Vortragenden bzw. Diskussionsteilnehmern zählen. Die Anmeldungen
erfolgen über die jeweiligen Körperschaften, für Ärzte über die
Akademie unter 

www.aeksh.de/akademie/fortbildungsangebote/interprofessionelle-fortbildungen

Ende Texteinschub
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ENTWICKLUNG/1553: OP-Roboter - Für eine höhere Genauigkeit im OP (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 6, Juni 2021

Für eine höhere Genauigkeit im OP

von Uwe Groenewold



OP-ROBOTER. Neue Technologie in der Paracelsus-Klinik
Henstedt-Ulzburg. Ziele: Kürzere Reha und weniger Revisionen durch
größere Präzision.


Die Digitalisierung im Krankenhaus macht sich immer stärker auch
im Operationssaal bemerkbar. Zwar ist das Geschick der Chirurgen nach
wie vor maßgeblich für den Behandlungserfolg verantwortlich, doch die
mit Robotertechnologie ausgestatteten Unterstützungssysteme helfen bei
der OP-Planung, übernehmen komplexe Handgriffe und bügeln mögliche
Schnitzer des Operateurs aus, indem sie bei Planabweichungen ihre
Arbeit einstellen. Die neuesten Entwicklungen der jüngeren
Vergangenheit:

• Die Uniklinik Rostock vermeldete im Februar, dass das Model
Rosa (Robotic Surgery Assistent) künftig in der Neurochirurgie
eingesetzt werde. Statt mit Röntgenstrahlen misst der Roboter das
Gesicht des Patienten per Laser aus und führt den Operateur exakt an
die Stelle im Gehirn, an der Implantate eingesetzt oder Proben
entnommen werden sollen. Die bildgebende Diagnostik könne gutartige
von bösartigen Tumoren unterscheiden, so die Uni; Patienten mit
Hirntumoren, Epilepsien, Parkinson oder anderweitigen
Bewegungsstörungen würden von dem Roboter profitieren.

• Im Herzzentrum der Uniklinik Freiburg werden seit April
Infarktpatienten mit einem Herzkatheter-Roboter behandelt. Das
Unterstützungssystem weitet verengte Kranzgefäße oder setzt Stents
ein. Der Roboterarm wird mit Hilfe von Sensoren über eine
Steuerungskonsole gelenkt, die in beliebiger Entfernung vom
Behandlungstisch steht. Ähnlich funktioniert das seit Jahren in der
Inneren Medizin sowie in Urologie und Gynäkologie im Einsatz
befindliche OP-Robotersystem Da Vinci. Chirurgen müssen künftig also
nicht mehr zwingend am Tisch stehen; dank Robotertechnologie ist der
Weg für telemedizinische Eingriffe geebnet.

• Die Paracelsus-Klinik Henstedt-Ulzburg setzt bei der
Kniegelenkersatzchirurgie ab sofort auf die Unterstützung durch einen
OP-Roboterarm - als erstes Krankenhaus im Großraum Hamburg, in
Mecklenburg-Vorpommern und in Schleswig-Holstein, wie die Klinik
betont. Die MAKO genannte Technologie ermögliche den Einsatz eines
künstlichen Kniegelenks mit idealer und millimetergenauer
Positionierung. Ein optimaler Sitz der Prothese könne auf diese Weise
mit hoher Sicherheit erreicht werden - "Voraussetzung für ein
schmerzfreies Leben mit einem künstlichen Gelenk", wie Dr. Johannes
Erler, Sektionsleiter Endoprothetik, im Gespräch mit dem
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt betonte.

Eine OP-Planung auf Grundlage eines CT-Bildes gehört auch bei den
bisherigen Gelenkersatzoperationen zum Standard. Die Planungssoftware
des MAKO-Systems errechne jedoch auf Basis der Röntgenbilder ein
3D-Modell und mache Vorschläge zur Wahl der Prothesengröße und
Positionierung der Sägeschnitte, so die Paracelsus-Klinik in einer
Mitteilung. Der Operateur könne die Vorschläge optimieren und während
der OP auf nötige Veränderungen reagieren. Neben der präzisen Planung
ergeben sich die eigentlichen Vorteile für den Operateur während des
Eingriffs mit dem Roboterarm: Das System gibt dem Arzt beim Sägen des
Knochens eine Echtzeitrückmeldung durch grüne oder rote Leitlinien.
Die elektronisch gesteuerte Säge arbeitet mit ausgesprochen hoher
Präzision auf einen Millimeter beziehungsweise ein Grad genau. "Diese
Genauigkeit ist von Hand nicht zu erreichen", erklärte Erler.

Gleichwohl bleibt der Chirurg der wichtigste Akteur im OP, die
elektronische Säge lässt sich nur durch Muskelkraft führen. Der
Roboterarm ist gleichzeitig jedoch auch eine Art Korrektiv: Weicht der
Operateur beim Knochenschnitt von der gespeicherten Planung ab, stoppt
der Sägevorgang automatisch. Präzision und Patientensicherheit stünden
im Vordergrund dieser neuen Operationstechnik, so die
Paracelsus-Klinik. Die Vorteile für die Patienten seien deutlich
spürbar: das künstliche Gelenk ist beweglicher, Schmerzen nach der
Operation verringern sich und die Patienten sind schneller wieder auf
den Beinen. "Studien zufolge können Patienten, die mit einem MAKO
operiert wurden, schneller wieder ihre Alltagstätigkeiten aufnehmen",
sagte Dr. Jürgen Ropers, Chefarzt der Abteilung für Orthopädie,
Unfallchirurgie und Wirbelsäulenchirurgie. Laut Untersuchungen
insbesondere aus den USA, wo das System bereits seit rund zehn Jahren
etabliert ist, verkürzt sich auch die Reha-Zeit und das Risiko für
Revisionsoperation verringert sich. Weltweit gibt es rund 220
MAKO-OP-Roboter, in deutschen Kliniken sind schätzungsweise 25 Geräte
dieser Art im Einsatz.

Die Paracelsus-Klinik Bremen operiere seit März 2020 mit einem solchen
System, das seitdem bei rund 150 Patienten eingesetzt wurde, erläutert
Dr. Erler. "Nach Auskunft des Kollegen vor Ort sind viele Patienten so
zufrieden mit Eingriff und Heilungsverlauf, dass sie keine Reha mehr
benötigen. Das ist ein Quantensprung in der Versorgung, da wollen wir
auch hin." Selbstverständlich dürfe das neue System nicht zu einer
übereilten Entscheidung zur Implantation führen, die Indikation werde
nur nach Ausschöpfung aller konservativer Maßnahmen in Abstimmung mit
dem Patienten gestellt. "Die wenigsten Patienten haben zunächst den
Wunsch, ein künstliches Gelenk zu erhalten. Wenn der Leidensdruck
jedoch zu groß wird, ist eine Operation oft unausweichlich."

Ob sich die Investition - Anschaffungskosten im hohen sechsstelligen
Bereich, dazu regelmäßige Wartungs- und Materialkosten - für die
Paracelsus-Klinik lohnt, lässt sich heute noch nicht sagen.
Grundsätzlich begrüßen Gesundheitsexperten die digitale Entwicklung in
den Kliniken und in den Operationssälen. Gemäß
Krankenhausstrukturfonds-Verordnung (§ 19, Abs. 1, Nr. 9) gehören
robotikbasierte Anlagen und Systeme zu den förderfähigen
Digitalisierungsvorhaben; die Bundesregierung will damit
Investitionshürden für Kliniken schmälern.

Laut Erler werden die Kosten bei rund 35 operierten Patienten pro Jahr
gedeckt. Klinikintern rechne man zunächst mit 50 Patienten jährlich,
Tendenz steigend. "Wenn es gut läuft, wollen wir das OP-Programm mit
dem MAKO-System ausweiten, etwa auf Hüftendoprothesen. Für dieses Jahr
ist das allerdings noch nicht vorgesehen." Klinikmanagerin Anke
Franzke erklärte dazu: "Als moderne Klinik wollen wir unseren
Patienten die bestmögliche und qualitativ hochwertigste medizinische
Versorgung bieten. Wenn medizinische Innovationen das Beste des
Menschen mit dem Besten der Künstlichen Intelligenz verknüpfen, dann
ist das genau der Weg, den wir hier an der Paracelsus-Klinik
Henstedt-Ulzburg einschlagen möchten."

Anfang Texteinschub

Info


Jährlich werden in Deutschland rund 200.000 künstliche Kniegelenke
implantiert. Der Eingriff selbst dauert nach Angaben von Dr. Johannes
Erler rund 60 Minuten, ein etwa einwöchiger Klinikaufenthalt und eine
dreiwöchige Reha schließen sich an. Am häufigsten zum Einsatz kommt
eine Oberflächenprothese. Dabei werden defekte Gelenkanteile entfernt
und die Knochen an Ober- und Unterschenkel überkront. Seltener sind
Schlittenprothesen und gekoppelte Prothesen. Die Standzeit künstlicher
Kniegelenke ist lang, einer Lancet-Studie von 2019 zufolge halten 82
Prozent der Prothesen 25 Jahre.

Ende Texteinschub
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ASIEN/998: US-Außenminister Austin in Hanoi - Nguyen Xuan Phuc bekräftigt unabhängige Außenpolitik Vietnams (Gerhard Feldbauer)

US-Außenminister Lloyd Austin beendete Besuch in Hanoi

Premier Nguyen Xuan Phuc bekräftigte "Vietnams konsequente Außenpolitik der Unabhängigkeit"

von Gerhard Feldbauer, 31. Juli 2021



US-Außenminister Lloyd Austin besuchte am 28. und 29. Juli auf
Einladung des vietnamesischen Verteidigungsminsters Phan Van Giang
Hanoi, berichtete die staatliche Nachrichtenagentur Vietnam News
Agency (VNA) am Donnerstag. Es handelte sich um den ersten Besuch
eines hochrangigen Mitglieds der Regierung von US-Präsident Joe Biden
in dem Land. Es ging um die Zusammenarbeit bei der Beseitigung von
Kriegsfolgen (vor allem die Dioxinentgiftung auf dem ehemaligen
US-Luftwaffenstützpunkt Bien Hoa und anderen Orten) und um die
Strafverfolgung auf See (Piraterie), die bereits 2011 in einem
"Memorandum of Understanding" den Ressorts der Verteidigungsminister
übertragen wurden. Neu aufgenommen wurde die medizinische
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Covid-19-Epidemie, bei der die
Gesundheitsbehörden ebenfalls mit Angehörigen der Polizei und der
Armee zusammenwirken.

Austin wurde von Staatspräsident Nguyen Xuan Phuc und Premier Pham
Minh Chinh empfangen. Wie VNA berichtete, gab das
Präsidentenamt danach bekannt, dass US-Vizepräsidentin Kamala Harris
demnächst Hanoi besuchen werde. Im Gegensatz zu westlichen Meldungen,
die ausschließlich von einer militärischen Zusammenarbeit berichteten,
betonte der vietnamesische Premier laut VNA, der Schwerpunkt
der Kooperation liege in den "Bereichen Handel-Investitionen,
Klimawandel, Wissenschaft-Technologie, Bildung und Ausbildung". Hier
will Vietnam sein Potenzial in Bereichen wie Infrastruktur, Transport,
Humanressourcen und erneuerbarer Energie einbringen. Dem diene, wie
Xuan Phuc erwähnte, eine kürzlich zwischen dem US-Finanzministerium
und der Staatsbank von Vietnam erzielte Vereinbarung über einen
Währungsaktionsplan, um die wirtschaftliche Zusammenarbeit beider
Seiten voranzutreiben. Erörtert wurde ferner die Rolle der
südostasiatischen Staatengruppe (ASEAN), zu der eine
Verteidigungsministerkonferenz (ADMM+) gehört.

In dem Verband Südostasiatischer Staaten spielt Vietnam als eine
führende Wirtschaftsmacht Südostasiens eine gewichtige Rolle. Im Juni
2020 richtete das Land in Hanoi per Video-Konferenz den 36. Gipfel
der Regierungschefs der ASEAN aus. Im November 2017 war Vietnam in
Da Nang Gastgeber des Gipfeltreffens der Asiatisch-Pazifischen
Wirtschaftsgemeinschaft (APEC). 2019 war Hanoi Austragungsort des
zweiten (gescheiterten) Gipfeltreffens der Präsidenten der USA und der
KDVR (Koreanische Demokratische Volksrepublik / Nordkorea), Donald
Trump und Kim Jong-un.

Darüber, dass Lloyd, wie Reuters aus Hanoi berichtete,
Forderungen Joe Bidens nach Fortschritten bei den Menschenrechten zur
Voraussetzung der weiteren Entwicklung der Zusammenarbeit überbracht
habe, wurde nichts bekannt.

Laut westlichen Medien kamen die bekannten Streitfragen über die
Gewässer im Süd-, Ostchinesischen und Gelben Meer zur Sprache, zu
denen die Spratley- und Paracel-Inseln gehören, auf die China und
Vietnam, aber auch Taiwan, Malaysia, Brunei und die Philippinen
Ansprüche erheben. Die USA haben bekanntlich die Pazifik-Region zum
zentralen Schauplatz der Durchsetzung ihrer Weltherrschaftspläne mit
Stoßrichtung gegen die Volksrepublik China erklärt. In diesem Kontext
ist zu sehen, dass Austin zuvor bereits Singapur besuchte und er am
Freitag zu einem Besuch auf den Philippinen startete.

Zu neu aufgelegten Spekulationen, wie sie auch DPA verbreitete,
Vietnam im Rahmen einer Stärkung der militärischen Zusammenarbeit
beider Länder gegen den "Einfluss Chinas in der Region" zu gewinnen,
bekräftigte Premier Pham Minh Chinh den bekannten Standpunkt, dass
Vietnam eine "konsequente Außenpolitik der Unabhängigkeit" verfolge,
die Grundlage seiner "Partnerschaft mit den USA" sei, um "zum Wohle
des Friedens, der Stabilität und der Entwicklung in der Region und der
Welt" beizutragen, wie ihn VNA zitierte.

Zum Abschluss der Gespräche wurde im Beisein beider Minister ein
"Memorandum of Understanding" über die Zusammenarbeit bei der Suche,
Sammlung und Identifizierung von Überresten vietnamesischer gefallener
Soldaten" (im US-Krieg von 1965 bis 1975) unterzeichnet. Vietnam
sicherte zu, weiter bei der Suche nach den sterblichen Überresten
vermisster US-Soldaten umfassend und effektiv zusammenzuarbeiten. Dazu
wurde ferner ein "Memorandum of Understanding" für Harvard und die
Texas Tech University unterzeichnet, das vorsieht, eine Datenbank zu
erstellen, die in Vietnam bei der Suche nach den im Krieg Vermissten
helfen soll.

Von linker Seite wurden außerhalb Vietnams Befürchtungen laut, diese
enge Zusammenarbeit könnte das Land vom sozialistischen Weg abbringen,
besonders aber kritisiert, dass diese Kooperation die USA einschließt,
den früheren Kriegsgegner, der unermeßliches Leid mit Millionen Toten
und im Norden ein weitgehend zerbombtes Land hinterlassen hat. Dazu
muss man festhalten, dass die SRV (Sozialistische Republik Vietnam,
Name des am 2.7.1976 wiedervereinigten Vietnams) nach der Niederlage
des Sozialismus 1989/90 in Europa mit einem Schlag die internationale
Basis ihrer wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den sozialistischen
Staaten verlor. Um seine Existenz zu sichern, musste Vietnam zur
Kooperation mit der kapitalistischen Weltwirtschaft übergehen, sonst
wäre es ein vom Kapital abhängiger Rohstofflieferant mit dem aus
Afrika bekannten Elend geworden.

Dieser Weg ließ sich nicht beschreiten, ohne Beziehungen zu den USA,
der führenden kapitalistischen Wirtschaftsmacht, zu entwickeln. Es
ging darum, Auslandsinvestitionen zu erschließen, Importe zu sichern
und Zugang zu neuen Absatzmärkten zu gewinnen. Völliges Neuland betrat
Vietnam nicht. Bereits 1986 hatte der VI. Parteitag der KPV
(Kommunistischen Partei Vietnams) einen Kurs der Erneuerung (Doi Moi)
beschlossen, der die stärkere Einbeziehung privatkapitalistischer
Betriebe in Industrie, Landwirtschaft und im Finanzsektor festlegte.
Das geschah vor dem Hintergrund, dass sich zehn Jahre zuvor - ein Jahr
nach dem Sieg über die US-Aggressoren im April 1975 - der
sozialistische Norden mit dem kapitalistischen Süden zur SRV vereinigt
hatte.

Darauf aufbauend schloss Vietnam nach 1989/90 Schritt für Schritt eine
Vielzahl bilateraler Verträge mit ausländischen kapitalistischen
Unternehmen, trat dem Internationalen Währungsfond und der Weltbank
bei und schloss zuletzt 2019 mit der Europäischen Union das EU-Vietnam
Free Trade Agreement (EVFTA). Auf diesem schwierigen und steinigen Weg
musste Vietnam Kompromisse eingehen, zum Beispiel den Schutz
ausländischer Investitionen gewähren, dem Umgang mit neoliberalen
Wesensmerkmalen wie dem geistigen Eigentum zustimmen, Standards der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) berücksichtigen, und
ebenso - wie im Abkommen mit der EU - den Abbau von 99 Prozent der
Zölle akzeptieren und die Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens.

Nicht zu übersehen ist, dass als Resultat dieser Zusammenarbeit in
Vietnam bis dahin nicht gekannte Begleiterscheinungen aus der Welt des
Kapitals wie die Korruption Fuß fassten. Dass die KP Vietnams dieser
einen schonungslosen Kampf angesagt hat, bezeugt, dass Nguyen Phu Trong
die Bekämpfung der Korruption zur "Chefsache" erklärt und persönlich
unter seine Kontrolle gestellt hat.

In der wirtschaftlichen und auch wissenschaftlich-technischen
Kooperation versuchen die Wirtschaftspartner immer wieder, unterstützt
von ihren Regierungen, dem privat-kapitalistischen Sektor in Vietnam
eine Dominanz gegenüber dem gesellschaftlich vorherrschenden zu
verschaffen, um so den sozialistischen Weg zu unterminieren. Vietnam
hat bisher alle Versuche, seine wirtschaftliche Souveränität
einzuschränken und die Kommandogewalt über seine Wirtschaft
anzutasten, zurückgewiesen. Dass es hier nicht nachgibt und auch die
führende Rolle seiner Kommunistischen Partei bewahrt, ist als eine
entscheidende Garantie des erfolgreichen Vorwärtsschreitens auf seinem
sozialistischen Weg zu sehen. Schon 1989/90 hatte die KPV, im
Gegensatz zu den KPs anderer sozialistischer Staaten, dem Sozialismus
die Treue gehalten und nicht den Pfad der Sozialdemokratie
eingeschlagen. Auf dem 13. Parteitag im Januar dieses Jahres zählte
sie 5,1 Millionen Mitglieder, darunter 60 Prozent Jugendliche, die die
im Westen propagierte Meinung, die Jugend interessiere der
Befreiungskrieg und der Sozialismus nicht, Lügen straften.

 * 
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FRAGEN/079: Kolumbianische Präsidentschaftskandidatin Francia Márquez - "Das Volk muss seine Macht erkennen. Nur so ist Veränderung möglich" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

"Das Volk muss seine Macht erkennen. Nur so ist Veränderung 
möglich" 

Präsidentschaftskandidatin Francia Márquez über strukturelle
Unterdrückung, Transformationsprozesse und die verbindende Kraft des
Fußballs
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(Bogotá, 4. Juli 2021, lanzas y letras/poonal) -
Umweltschützerin und Menschenrechtlerin Francia Márquez ist zum Symbol
eines Volks geworden, das um seine Befreiung kämpft. Die
Afrokolumbianerin, der 2018 der renommierte Goldman-Umweltpreis
verliehen wurde, stammt aus der Region Cauca, die durch immer neue
Wellen der Vertreibung und Gewalt gegen die Bewohner*innen von sich
reden macht. Auch Márquez selbst ist von Vertreibung betroffen: 2014
sah sich die Aktivistin gezwungen, ihre Heimat zu verlassen. Vor etwa
einem Jahr kündigte Márquez an, bei den Präsidentschaftswahlen 2022
anzutreten. Ihre politischen Forderungen betreffen Umweltthemen,
Frieden und die Rechte von Schwarzen und von Frauen. Wie verbinden
sich diese Kämpfe in der kolumbianischen Realität? Und welche Rolle
spielt der Fußball? Ein Interview mit einer der eindringlichsten
Stimmen der aktuellen Mobilisierungsprozesse.

 * 

Wie nehmen Sie die besondere Situation wahr, in der sich Kolumbien
seit zwei Monaten befindet? Was können Sie uns über die soziale
Bewegung erzählen, und wie empfinden Sie die Gesellschaft
allgemein?

Wir befinden uns in einer echten Umbruchsituation. In einem Moment, wo
viele Menschen schon fast zu müde geworden sind, um an Veränderung zu
glauben, beispielsweise die Menschen, die in der Peripherie leben, die
verarmt sind, Menschen, die schon immer von der Gesellschaft
ausgeschlossen wurden - in einem solchen Moment passiert endlich was.
Wie der gesellschaftliche Aufbruch zeigt, gibt es immer noch Menschen,
die nicht mehr bereit sind, die Dinge hinzunehmen, wie sie sind. Sie
wollen versuchen, für dieses Land eine Veränderung herbeizuführen. Was
jetzt passiert, ist die Antwort auf ein Übermaß an systematischer und
struktureller Gewalt. Gewalt, die permanent ausgeübt wird und die
historisch ausgeübt wurde. Die Mehrheit der Kolumbianer*innen lebt
quasi in einem Zustand der Rechtlosigkeit. Für uns gab und gibt es
kein Wohlergehen, keinen Wohlstand, keine Würde, dafür gehören
Tragödien und Leid zu unserem Alltag. Wir haben einfach genug davon,
und viele ziehen aus der Frustration die Kraft für diesen Aufruhr.

Menschen, denen der Krieg zugesetzt hat, sagen Ja zum Frieden, auch
wenn wir dazu gezwungen wurden, weiter Krieg zu führen. Dass die
Waffen nun schweigen, ist ein stummer verzweifelter Schrei der Mütter,
die ihre Kinder verloren haben, es ist der Schrei der Völker, der
Jugend, die nicht weiter als Manövriermasse in diesem Krieg benutzt
werden will, der Schrei der Frauen, die nicht noch mehr Kinder für den
Krieg gebären wollen. Nicht nur diese Regierung, sondern auch die
davor hat sich immer derselben gewalttätigen Mechanismen bedient, um
das Volk zu unterjochen: Hunger, Terror, Ausgrenzung, Rassismus,
Patriarchat. Die heutige Generation jüngerer Leute sagt nun: Halt,
Stopp, wir ertragen das nicht mehr. Wir müssen eine Veränderung
herbeiführen. Insofern ist es eine Bewegung von unten, überwiegend
getragen von jungen Menschen, die sich in direkter Konfrontation
befinden und schon immer befunden haben. Eine Compañera von mir hat es
vor kurzem so ausgedrückt: Es sind nicht einfach die jungen Leute, die
sich in der direkten Konfrontation befinden, es sind junge schwarze
Leute, die da, wo sie stehen, dem Tod direkt ins Auge blicken. Das ist
nicht erst jetzt seit dem Streik so, für uns als Schwarze heißt dieses
Level der Konfrontation schon immer auch Konfrontation mit dem Tod.

Nach Ansicht vieler Menschen bedeutet Transformation in Kolumbien
vor allem einen institutionellen Wandel. Wichtig sei, dass der
Kongress sich neu zusammensetzt und neue Volksvertreter*innen
einbezieht. Wie betrachten Sie diesen Ansatz auf dem Hintergrund Ihrer
eigenen Präsidentschaftskandidatur? Glauben Sie, dass Veränderung vor
allem eine institutionelle Angelegenheit ist, oder wo müsste diese
Veränderung stattfinden?

Das Vordringen in den politischen Raum der Volksvertretung ist kein
Selbstzweck, sondern ein Mittel zur Umsetzung notwendiger
Veränderungen. Diese muss jedoch in der Gesellschaft, in den Menschen
stattfinden. Wenn wir Veränderung wollen, müssen wir an der Wurzel
ansetzen, das heißt, bei den Menschen. Der Tag, an dem wir uns unserer
Macht bewusst werden, die wir als Völker, als Männer, als Frauen, als
Jugendliche in den Händen halten - das wird der Tag sein, an dem sich
viele Dinge ändern werden. Und meiner Meinung nach sind wir gerade
dabei, uns unserer Macht bewusst zu werden. Institutionen sind keine
seelenlosen Gebilde. Sie werden von Menschen getragen, von ihren
Visionen, Gedanken und Interessen. Natürlich müssen wir uns unseren
Raum auch in den Institutionen nehmen, das gilt auch für die
Institution Staat, die traditionell von Männern besetzt wurde, von
weißen Männern, die das weiße Privileg verinnerlicht haben. Es ist an
der Zeit, dass das Volk sich selbst rettet, und um sich zu retten,
muss das Volk erkennen, was Macht bedeutet, und es muss vor allem
erkennen, dass es sein Schicksal selbst in die Hand nehmen kann. Und
da kommt die Transformation der Institutionen ins Spiel. Wir müssen
die Herausforderung annehmen, von unten stark sein und uns der Macht
des Volkes, der Macht der Jugend bewusst werden und innerhalb des
kolumbianischen Staats unseren Raum behaupten.

Bekanntermaßen war es für Frauen noch nie leicht, sich ihren Platz
in der Politik zu erobern, weder in der Politik von unten noch in den
Institutionen. Könnten Sie uns ein wenig über Ihre Erfahrungen
erzählen?

In meinem Fall sind es nicht nur die Probleme als Frau, sondern als
Repräsentantin eines historisch rassifizierten, ausgegrenzten,
marginalisierten Volkes, die es schwierig machen, einen Platz in der
politischen Landschaft zu behaupten. Platz innerhalb des Staats zu
besetzen ist schon allein deshalb kein Kinderspiel, weil der Staat von
der Elite selbst aufgebaut wurde, und wann immer wir versuchen
mitzuspielen, werden die Spielregeln geändert. Wir müssen eigene
Spielregeln aufstellen, um innerhalb des Staats Macht zu erlangen,
darin liegt die große Herausforderung. Dass das für eine Frau wie mich
nicht einfach ist, liegt an der Gewalt, die uns umgibt: physische,
narrative, systematische und integrale Gewalt. Formen von Gewalt, die
an die Gesellschaft weitergegeben und von der Gesellschaft
reproduziert werden. Ich sage: Es ist nicht einfach, und ich meine
nicht: Es ist unmöglich. Wir müssen dafür kämpfen, die Dinge zu
ändern, die wir falsch finden, die wir für ungerecht halten, und ich
glaube, dass wir einen anderen Platz verdient haben. Gestern sagte
eine Compañera: "Uns blieb nichts anderes übrig als in diesem Land
voller Ungewissheiten aufzuwachsen, in diesem Kolumbien, das seine
Bevölkerung ermordet, das die Träume der Jugendlichen
instrumentalisiert und die Körper von Frauen als Kriegsbeute benutzt".

Wir wuchsen auf in diesem Land, das Menschen enteignet und den Krieg
dem Frieden vorzieht, denn Krieg eröffnet die Möglichkeit, Sicherheit
entsprechend einer selbst geschaffenen Vision von Demokratie zu
verkaufen. Alle Regierungen haben uns Sicherheit verkauft, doch diese
Sicherheit ist nicht real. Mit ihrem Diskurs haben sie es geschafft,
ihre Vormachtstellung zu bewahren, sich im Staat als mächtige Elite zu
behaupten und sich als Mehrheit zu konstituieren, obwohl sie in
Wirklichkeit eine Minderheit sind: Seit 200 Jahren gibt es diese
Republik, und es waren nicht mehr als 40 Familien, die uns regiert
haben. Wir wurden in diesem Land geboren, und wir haben die
Verantwortung, unseren Kindern, unseren Enkeln und den nächsten
Generationen einen besseren Ort zu hinterlassen.

Kommen wir zum Fußball. Wir haben vorhin über das Projekt "Wir
machen das Spiel" gesprochen, bei dem es um Frieden im Fußball geht.
Wie sind Sie auf diesen Ansatz gekommen, und wie betrachten Sie die
Rolle der Frauen in dieser Männerdomäne?

Ich bin in einer Gemeinschaft aufgewachsen, in der viele
fußballerische Talente gefördert wurden. Die Geschichte meiner Familie
ist eng mit der Geschichte des Fußballs verbunden. Bis auf meinen
Cousin Steven Lucumi hat es zwar niemand von uns bis in die Profiliga
geschafft, aber meine Brüder waren alle sehr gute Fußballspieler und
meine Cousinen auch. In meiner Gemeinde wuchsen wir mit den
Fußballmeisterschaften auf, die mein Onkel organisierte. Wir wurden
immer Meister, sowohl im Männer- als auch im Frauenfußball. Eine
Nichte von mir trainiert heute beim Erstligisten Club América de Cali,
und meine Brüder hätten alle Profifußballer werden können. Weil wir
aber in einer ländlichen Gegend lebten und sie nicht das Geld hatten,
zum Training nach Cali zu fahren, haben sie es nie in eine
professionelle Liga geschafft. Einer meiner Brüder kam immerhin bis in
die C-Liga, aber dann wurde ihm der ganze Aufwand zu viel, außerdem
hatte er keine Sponsoren. Trotzdem, der Fußball war auch für uns ein
Weg, uns in die Gemeinschaft einzubringen und starke Verbindungen zu
schaffen. Mannschaftszugehörigkeit war bei uns nie ein Grund, sich zu
zerstreiten, sondern Fußball war schon immer ein Mittel, um ein
Zusammengehörigkeitsgefühl zu erzeugen, eine Verbindung zwischen
jungen Menschen herzustellen und Frieden zu schaffen. Wir lieben
diesen Sport, nicht wegen der Aufstiegschancen, sondern weil er uns
zusammenbringt. Weil er eine Basis schafft, von der aus wir gemeinsam
auf ein Ziel hinarbeiten und uns durchsetzen.

Die Gespräche mit meinen fußballbegeisterten Genossinnen und Genossen,
und davon habe ich im Laufe der Zeit einige kennengelernt, haben mich
zu einer Vision inspiriert. Ich wünsche mir, dass unsere Unterschiede
eines Tages nicht mehr dazu führen, dass wir uns gegenseitig
umbringen, denn Unterschiedlichkeit kann eine große Bereicherung sein,
wenn wir gemeinsam etwas aufbauen. Dass jemand auf die Idee kommt,
einen Menschen zu töten, weil sein Trikot eine andere Farbe hat, geht
zurück auf die Kultur des Krieges, des Drogenhandels, die in diesem
Land gesät wurde und natürlich auch den Fußball und seine Fans geprägt
hat. Wir müssen dieses Muster durchbrechen und sagen: "Wir machen das
Spiel", wie Sie es vorhin schon erwähnt haben, denn es geht um unser
Leben, um unsere Würde, um Gerechtigkeit und nicht zuletzt darum, das
wir zu einer großen Gemeinschaft zusammenwachsen.

Wenn América oder Cali spielen, scherzen wir miteinander, die Caleños,
die Americanos, aber ganz ohne Aggression. Ich habe noch nie erlebt,
dass sich die jungen Leute da, wo ich herkomme, wegen eines
Fußballspiels gegenseitig angreifen. Fußball hat in unserem Leben
einen wichtigen Stellenwert, auch der Frauenfußball erhält immer mehr
Beachtung. Meine Nichte sagt: "Ich werde Fußballerin", sie trainiert
im Club América und setzt alles daran, Profifußballerin zu werden, um
den Frauenfußball zu repräsentieren, und ich bin allen Menschen
dankbar, die dazu beigetragen haben, dass das heute möglich ist. Sie
ist mit dieser Vision aufgewachsen, denn bei uns ist es immer so, dass
wir auch eine Frauenmeisterschaft haben. Ich war nie eine gute
Fußballerin, aber in meiner Familie gab es davon einige:
Torhüterinnen, Stürmerinnen und Verteidigerinnen.

Wenn die kolumbianische Nationalmannschaft spielt, und wir alle das
Trikot anziehen und diese Freude spüren, dann habe ich das Gefühl,
Teil einer geeinten Nation zu sein. Ich glaube fest daran, dass wir
diese Leidenschaft und Energie einsetzen können, um unser Land zu
einen, den Schmerz zu heilen und den Krieg und die Gewalt zu beenden.
Ich vertraue in unsere Macht, die der Fans und die der Fußballer. Als
Umweltschützerin fand ich zum Beispiel die Aktion von Cristiano
Ronaldo super [Bei einer Pressekonferenz Mitte Juni schob der
Fußballer die bereitgestellten Colaflaschen zur Seite und griff nach
einer Flasche Wasser. Darauf gingen bei Coca-Cola die Aktien
zeitweilig in den Keller. Anm. d. Übers.]. Das war ein echter Ausdruck
von Macht. Vor kurzem hatte ich noch einer Compañera von meinem
eigenen Coca-Cola-Boykott erzählt, ich habe nämlich vor vielen Jahren
aufgehört, Coca Cola zu trinken, und Ronaldo hat mit seiner Geste mal
eben etwas geschafft, was uns in all diesen Jahren nicht gelungen ist.

Es wird Zeit, dass Sportlerinnen und Sportler, ob nun im Fußball und
in anderen Sportarten, ihre Macht erkennen. Sie sind tatsächlich in
der Lage, positive Veränderungen zu bewirken, für Gerechtigkeit zu
sorgen, hier in Kolumbien und überall auf der Welt. Nehmen Sie zum
Beispiel Yerry Mina aus Guachené. Sehen Sie, wie er sich bewegt und
was für eine Inspiration das ist für die jungen Leute. Und mich freut
es besonders, dass so jemand in einem Gebiet wie Guachené im Cauca
aufgewachsen ist. Diese Region ist so von Gewalt geprägt und macht
auch immer nur aufgrund der Gewalt von sich reden. Dass dieser
begnadete Fußballspieler aus so einer Gegend stammt, gibt den Kindern
und Jugendlichen im Cauca Hoffnung. Mein großer Traum ist, dass die
Fans der verschiedenen Mannschaften einander nicht mehr als Feinde
betrachten. Wir wurden darauf getrimmt, uns so wahrzunehmen, das ist
ein Produkt des Krieges. Ich wünsche mir, dass wir an unseren
Unterschieden wachsen, dass wir auf unserer Verschiedenheit etwas
aufbauen können, sie als Tugend wahrnehmen und als Kraftquelle für
eine wirkliche Veränderung. Dass wir unsere Macht erkennen und lernen,
sie zu nutzen.


Übersetzung: Lui Lüdicke
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Peru

Pedro Castillo offiziell zum Präsidenten ernannt



Während der Sozialist das Volk zur Einheit aufruft, erkennt
Keiko Fujimori das Wahlergebnis zwar an, bleibt aber bei ihrem
unbewiesenen Betrugsvorwurf.

(Lima, 19. Juli 2021, la diaria).- Nach mehr als 40 Tagen des Wartens hat
die Nationale Wahlbehörde in einer virtuellen Zeremonie am Abend des 19.
Juli Pedro Castillo und Dina Boluarte von der Partei Peru Libre offiziell
zu Siegern der Präsidentschaftswahl vom 6. Juni erklärt. Boluarte wird das
Amt der Vizepräsidentin übernehmen; der 51-jährige Lehrer und
Gewerkschaftsführer Castillo wird am 28. Juli, dem 200. Jahrestag der
peruanischen Unabhängigkeit, im Rahmen einer feierlichen Zeremonie Schärpe
und Zepter aus der Hand des derzeitigen Präsidenten Francisco Sagasti
erhalten.


Castillo: "Lasst uns als Volk zusammenfinden"

Minuten nach der Proklamation durch die Mitglieder der Wahlbehörde richtete
der neue Präsident eine Botschaft an die Bürger*innen am Paseo Colón im
Zentrum Limas. "Compañeros und Brüder dieser Partei aus dem tiefsten
Inneren Perus, mein Dank geht an euch, liebe Landsleute, an alle Peruaner,
die heute Abend hier sind, und an all' jene, die sich außerhalb unserer
Landesgrenzen befinden", begann Castillo seine Rede. Angesichts der enormen
innenpolitischen Spannungen rief der künftige Präsident zur Einheit auf und
wandte sich an die politischen Parteien, die am Wahlkampf teilgenommen
hatten. "Lasst uns die zweihundertjährige Geschichte unseres Landes
gemeinsam würdigen - mit all' unserer Unterschiedlichkeit, unseren
Schwierigkeiten und Erfahrungen. Lasst uns als Volk zusammenfinden und
geeint die nächsten zweihundert Jahre beginnen", so Castillo.


Fujimori: "Die Wahrheit wird so oder so herauskommen"

Am Nachmittag hatte die Wahlbehörde auf ihrem Twitter-Account mitgeteilt,
dass sie die letzten fünf Einsprüche der rechtlichen Vertretung der rechten
Partei Fuerza Popular der Kandidatin Keiko Fujimori für erledigt erklärt
habe und nun sich auf den Verkündungsakt vorbereite. Fujimori hatte bei den
Wahlen 44.200 Stimmen weniger erhalten als ihr Gegenkandidat. Stunden vor
der Verkündung der Wahlbehörde, die nicht angefochten werden kann, hatte
Fujimori eine Pressekonferenz einberufen und verkündet, sie werde das
Ergebnis anerkennen, "weil es das Gesetz und die Verfassung, die zu
verteidigen ich geschworen habe, so vorschreiben." Dennoch beharrte sie
auf ihrer unbewiesenen Theorie des Wahlbetrugs und ergänzte: "Die Wahrheit
wird so oder so herauskommen". In der Tageszeitung La Republica aus Lima
wird Fujimori folgendermaßen zitiert: "Meine Partei hat alle zulässigen
Rechtsmittel ausgeschöpft. Inzwischen haben die Peruaner selbst gesehen,
dass Peru Libre uns am Wahltag Tausende von Stimmen gestohlen hat. Mit der
illegitimen Ernennung von Pedro Castillo wurde die Verteidigung der
Demokratie nicht beendet, im Gegenteil: Sie hat gerade erst begonnen", so
die Kandidatin des rechten Flügels. Ihre Anhänger*innen forderte sie auf,
weiter zu demonstrieren, jedoch nicht gewalttätig oder durch Angriffe auf
öffentliche Beamte. Erst eine Woche zuvor waren zwei Minister und einige
Journalisten von militanten Fujimori-Anhängern attackiert worden.
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Kuba 

Die USA intervenieren erneut



Die Proteste in den kubanischen Städten seien Reaktionen auf
Misswirtschaft und Mangel, so Biden. Die 60 Jahre Embargo erwähnt er
mit keinem Wort.

(New York, 12. Juli 2021, la jornada) - Angesichts der anhaltenden
Proteste gegen die kubanische Regierung hat die Biden-Administration
umgehend ihre Unterstützung für die Protestierenden bekundet. Dabei
verschweigt sie jedoch, dass die Maßnahmen der USA zur Lahmlegung der
kubanischen Wirtschaft genau darauf ausgelegt sind, eine solche Krise
herbeizuführen und derartige Demonstrationen zu begünstigen. Unerwähnt
bleiben die Millionen von Dollar, die Washington ausgibt, um sich in
Kubas innere Angelegenheiten einzumischen. Erst Ende Juni hatte die
internationale Staatengemeinschaft die Wirtschaftsblockade zum 29. Mal
verurteilt - mit überwältigender Mehrheit. Nur Israel und die USA
stimmten für die Fortsetzung des Embargos. Kolumbien, Brasilien und
die Ukraine enthielten sich der Stimme.

Er unterstütze das "kubanische Volk und seine Forderung nach Freiheit
und Entlastung von den tragischen Folgen der Pandemie und der
jahrzehntelangen Unterdrückung und dem wirtschaftlichen Leid, dem es
durch das autoritäre Regime ausgesetzt war", hatte US-Präsident Joe
Biden erklärt. Bidens Staatssekretär Antony Blinken erläuterte auf
einer Pressekonferenz, zehntausende Kubaner*innen gingen auf die
Straße, um ihr Versammlungsrecht auszuüben und ihrer Meinung in ihrer
Forderung nach Freiheit und Menschenrechten Ausdruck zu verleihen. Die
Kritik richte sich an Kubas autoritäres Regime, weil es die
grundlegendsten Bedürfnisse des Volkes, etwa nach Nahrung und Medizin,
nicht erfülle. Blinken forderte die kubanische Regierung auf, die
Demonstrationen nicht mit Repression zu beantworten und dem
kubanischen Volk das Recht auf die Gestaltung seiner Zukunft
zuzugestehen.


Jahrzehntelange Embargo-Politik trägt Früchte

Was beide unerwähnt lassen, genau wie weitere rangniedrigere der
Regierungsmitglieder: die seit sechs Jahrzehnten andauernde
Embargopolitik zusammen mit 243 weiteren von der Trump-Administration
verhängten Maßnahmen. Ihr Ziel: die kubanische Wirtschaft zu ersticken
und Engpässe bei Lebensmitteln, Kraftstoff und Medizin zu verursachen.
Ebenfalls unerwähnt blieb die Tatsache, dass Washington immer noch
jährlich mehr als 20 Millionen Dollar "Unterstützung" an
regierungsfeindliche Gruppen in Kuba verteilt. Im Haushaltsentwurf für
das nächste Fiskaljahr werden erneut 20 Millionen Dollar für
"Programme zum Aufbau der Demokratie, Menschenrechte und
Zivilgesellschaft in Kuba" veranschlagt. Fast 13 Millionen sind für
Radio- und Propagandasender wie TV Martí vorgesehen - wie viele
weitere Millionen in geheime Operationen fließen, ist nicht bekannt.


US-Regierung bestreitet Verstrickung in Proteste

Mehrere Expert*innen und Beobachter*innen des Verhältnisses der beiden
Staaten reagierten überrascht auf die Entscheidung der
Biden-Administration, bis auf weiteres keinen Kurswechsel in ihrer
Kuba-Politik vorzunehmen. Diesen hatte sie in ihrem Wahlkampf
versprochen und die kubanische Isolationspolitik als gescheitert
bezeichnet.

Ohne die wirtschaftlichen Sanktionen, die Unterstützungsgelder für
Regimekritiker*innen oder die lange, unrühmliche Interventionshistorie
zu erwähnen, schloss Blinken eine Verwicklung Washingtons in die
Geschehnisse in Kuba aus. "Es wäre ein schwerwiegender Fehler des
kubanischen Regimes, die momentanen Ereignisse als Ergebnis oder Folge
irgendeiner Handlung der Vereinigten Staaten zu interpretieren." Die
Sprecherin des Weißen Hauses Jen Psaki ergänzte: "Alles deutet darauf
hin, dass die Proteste spontane Bekundungen von Menschen waren, die
die Misswirtschaft und Repression der kubanischen Regierung nicht
länger ertragen wollen." Unmittelbar darauf schien sie sich jedoch mit
der Aussage, dass die Biden-Administration "prüft, wie wir den
Menschen in Kuba direkt helfen können", zu widersprechen.


US-Maßnahmen und Pandemie bedingen die Krise

Einigen Beobachter*innen fiel auf, dass die Ereignisse in Kuba
niemanden in Washington, geschweige denn in Kuba, zu überraschen
schienen. Der Anwalt José Pertierra, langjähriger Experte der
Beziehungen zwischen den USA und Kuba, bezeichnete das Geschehen
gegenüber dem mexikanischen Nachrichtenportal La Jornada als
"perfekten Sturm". Die US-Maßnahmen, mit deren Hilfe man "an den
Stellschrauben drehen" könne, wie der Mangel an Lebensmitteln oder die
fehlende Elektrizität in der Sommerhitze, falle mit den Folgen der
Pandemie zusammen: Der Devisenmangel aufgrund der Stilllegung des
Tourismus hatte verheerende Zustände in der Bevölkerung zur Folge.
Laut Pertierra versuchen die Vereinigten Staaten, den daraus
resultierenden Missmut zu stärken und knüpfen damit an das an, was von
Anfang an ausdrückliches Ziel der Blockade war: "Die Menschen zur
Verzweiflung zu bringen."

Die Befürworter*innen dieser Politik in den USA seien immer bereit,
eine Krise zu nutzen und zu befeuern: "Sie haben das unmittelbare
Ziel, die Aufhebung der Blockade zu verhindern. Vielleicht ist es
ihnen mit dem, was gerade passiert ist, vorerst mit Bidens Hilfe
gelungen." Nach Pertierras Ansicht folgt diese Gruppe einem Drehbuch,
das auch die Bedrohung ihrer Kritiker*innen beinhaltet. Die
Anweisungen kämen jedoch nicht aus Kuba, sondern aus Miami. Während
einer Demonstration auf der Insel sei er per Telefon bedroht worden.
Er und andere Mitstreiter*innen erhielten mehrere Anrufe von einer
unterdrückten Nummer: "Der Kommunismus fällt heute in Kuba. Wir
beobachten Dich, Pertierra. Du wirst auf dich aufpassen müssen."


Uneinigkeit hinsichtlich der Kuba-Politik in Washington

Abgeordnete beider Parteien, besonders Amerikaner*innen kubanischer
Abstammung, verurteilten wie üblich die kubanische Regierung. Robert
Menéndez, Demokrat und einflussreicher Vorsitzender des
Senatsausschusses für auswärtige Beziehungen, erklärte: "Dies könnte
ein Moment sein, der den Lauf der Geschichte verändert." Auch der
republikanische Kongressabgeordnete Marco Rubio forderte, Biden müsse
verlangen, dass die kubanischen Streitkräfte die Demonstrierenden
nicht gewaltsam unterdrückten.

Es stimmten jedoch nicht alle in den offiziellen Chor mit ein. Jim
McGovern, langjähriger Kongressabgeordneter der Demokraten, erklärte:
"Die kubanische Regierung muss die Rechte ihres Volkes auf
friedlichen, rechtmäßigen Protest wahren, und die US-Regierung muss
das Embargo beenden, das kläglich gescheitert ist und dem kubanischen
Volk großes Leid zugefügt hat." Der Vorsitzende des Ausschusses für
auswärtige Angelegenheiten, Gregory Meeks, schloss sich der Position
seines Kollegen an und forderte Biden dazu auf, dabei zu helfen, das
Leiden in Kuba zu lindern, indem er die Sanktionen der
Trump-Administration aufhebe und dem kubanischen Volk zusätzliche
humanitäre Hilfe und Impfungen anbiete. Eine breite progressive
Bewegung in den USA forderte außerdem: "Hände weg von Kuba!"


Übersetzung: Hannah Hefter
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Haiti 

Steckt Interims-Premierminister hinter Präsidentenmord?



Das Nachrichtenportal Caracol Noticias hat den amtierenden
haitianischen Premierminister Claude Joseph direkt beschuldigt, in den
Mord an Präsident Moïse verwickelt zu sein.

(Port-au-Prince, 15. Juli 2021, prensa latina/poonal) - Die
haitianische Polizei (PNH) hat mögliche Verbindungen des amtierenden
Premierministers Claude Joseph zu Verdächtigen des Mordes an Präsident
Jovenel Moïse zurückgewiesen. Laut einer Erklärung der PNH hätten die
bisherigen Ermittlungen keine Verbindungen zwischen Claude Joseph und
den Tatverdächtigen ergeben. Die Verdächtigen selbst hätten hierzu
auch keinerlei Hinweise gegeben, hieß es. Allerdings seien die
diesbezüglichen Ermittlungen noch nicht abgeschlossen.

Zuvor hatte das kolumbianische Nachrichtenportal Caracol Noticias [1]
Joseph direkt beschuldigt, in das Attentat auf Moïse vom 7. Juli
verwickelt zu sein. Es beruft sich dabei auf Ermittlungen einer
eigenen Recherchegruppe sowie auf Aussagen von drei kolumbianischen
Söldnern, die Teil der aus 21 Kolumbianern bestehenden Truppe waren.
Der Präsident wurde dabei durch Schüsse getötet, seine Ehefrau schwer
verletzt.


Zwei Tage vor seinem Tod hat Moïse den Premierminister
entlassen

Demnach begannen die Planungen für den Überfall auf Moïse bereits im
November 2020 im Sitz der Sicherheitsfirma CTU Security in Miami. An
dem Treffen seien der Chef der Firma, der Venezolaner Antonio I., der
kolumbianische Geschäftsführer Arcángel P., der US-Haitianer James S.,
ein haitianischer Diplomat und der kolumbianische Ex-Soldat Jonathan
R. beteiligt gewesen, sowie der haitianische Arzt Christian S., den
die Polizei für den Auftraggeber hält. Ziel des Treffens sei laut
Caracol Noticias gewesen, den Präsidenten Jovenel Moïse zu entführen,
um die Macht zu übernehmen und an Premierminister Claude Joseph zu
übergeben. Dieser ist nur geschäftsführend im Amt, er war von Moïse
nur zwei Tage vor dessen Ermordung, quasi als letzte Amtshandlung
entlassen und durch Ariel Henry ersetzt worden, der seitdem erfolglos
das Amt des Premierministers für sich beansprucht.

Wie Caracol Noticias weiter schreibt, würden sowohl die haitianischen
Behörden als auch das FBI Premierminister Joseph als Schlüsselfigur
hinter dem Mord sehen, zusammen mit dem Arzt S. und dem haitianischen
Exsenator John Joel J., auch "Triple J" genannt, der die Treffen mit
den Söldnern koordiniert und Fahrzeuge besorgt und Ausrüstung bezahlt
haben soll.


Kolumbianische "Sicherheitsfirmen" sollen Söldner engagiert
haben

Die drei Kolumbianer Jonathan R., sein Bruder, Ex-Hauptmann Germán R.
sowie der ehemalige Unteroffizier Duverney Capador sollen über drei
kolumbianische Sicherheitsfirmen den Kontakt zu den weiteren
kolumbianischen Söldnern hergestellt haben, die zum großen Teil nichts
Genaues von der Aktion gewusst haben sollen. Jonathan R. nahm
schließlich nicht an der Aktion teil und dient nun als Kronzeuge; sein
Bruder sitzt in Haiti in Haft und Capador starb beim Schusswechsel mit
der Polizei.

Die Polizei hat bis zum 15. Juli 23 Männer verhaftet, drei sollen bei
Gefechten mit der Polizei erschossen worden sein; sechs weitere
befinden sich noch auf der Flucht. Bislang ist noch ungeklärt, welche
Rolle der Sicherheitsdienst des Präsidenten bei dem Überfall gespielt
hat. Keiner der Wachleute war dabei verletzt worden.


Anmerkung:

[1] https://noticias.caracoltv.com/informes-especiales/primer-ministro-claude-joseph-en-la-mira-por-asesinato-del-presidente-de-haiti


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/steckt-interims-premierminister-hinter-praesidentenmord/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 3. August 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/2007: Präsidentschaftswahlen Brasilien 2022 - Lula laut Umfragewerten vorne (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Präsidentschaftswahlen 2022: Lula laut Umfragewerten vorne
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(Brasilia, 5. Juli 2021, prensa latina) - Würden die Wahlen diese
Woche stattfinden, so wäre Ex-Präsident Luiz Ignácio Lula da Silva
sowohl im ersten als auch im zweiten Wahlgang die klare Nummer eins.
Der derzeitige Staatschef Jair Bolsonaro käme mit 32 % auf den zweiten
Platz. Dies ergab eine am 5. Juli 2021 veröffentlichte Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts CNT/MDA.


2000 befragte Brasilianer*innen stimmen mehrheitlich für
Lula

Laut der Befragung würde das Gründungsmitglied der Arbeiterpartei PT
bei den Präsidentschaftswahlen mit 49 % an die Spitze schießen. Nicht
berücksichtigt sind in dem Ergebnis die Stimmen derjenigen, die noch
nicht wissen, wen sie wählen oder nicht geantwortet haben. Der
Politiker Ciro Gomes und der ehemalige Richter Sérgio Moro würden sich
den dritten Platz mit jeweils 7 % der Stimmen teilen. Der Gouverneur
des Bundesstaats Sao Paulo, João Doria, nähme mit 3 % der
Stimmen den vierten Platz ein. Würde das Ergebnis auch die leer
abgegebenen oder sonst wie ungültigen Stimmzettel und die
unentschlossenen Wähler*innen berücksichtigen (diese werden
voraussichtlich 8,6 bzw. 7,8 % der Stimmen ausmachen), wären es 41,3 %
der Stimmen für Lula, 26,6 % für Bosonaro, für Ciro und Moro je 5,9 %
und für Doria 2,1 %. Der ehemalige Gesundheitsminister Henrique
Mandetta käme auf 1,8 %. Für die Umfrage wurden 2.000 Personen in 137
Städten und 25 Bundesstaaten direkt befragt. Die Fehlermarge beträgt
2,2 Prozentpunkte bei einem Vertrauensbereich von 95 %.


"Das Volk kann so viel Dummheit nicht mehr ertragen"

Am 29. Juni 2021 hatte Lula öffentlich erklärt, Bolsonaro werde die
Wahlen im kommenden Jahr verlieren, da die Brasilianer*innen einen
Regierungschef wünschten, dem die Mehrheit der Menschen am Herzen
liege. "Bosonaro wird die Wahlen im Jahr 2022 verlieren. Und er
verliert nicht gegen Lula, sondern gegen die Arbeiterpartei. Das
brasilianische Volk wird ihn besiegen, denn es kann so viel Dummheit
nicht mehr ertragen. Und es will seine Hoffnung und seine
Lebensqualität wiedererlangen", bekräftigte der ehemalige
Arbeiterpräsident in einem in den sozialen Netzwerken veröffentlichten
Video. Das Volk wolle, dass seine Kinder lernten, äßen, arbeiteten.
"Das sind die Dinge, die die Menschen von einem Präsidenten erwarten",
betonte der ehemalige Gewerkschaftsführer. "Die Menschen brauchen
jemanden, der Brasilien mag, jemanden, der regiert und dabei an die
Mehrheit denkt. Die Menschen wollen keinen Streit mehr, keinen Hass",
erklärte Lula. Er rief dazu auf, "ein wenig Liebe in die politische
Arbeit hineinzutragen und nicht diesen Hass, der das Handeln der
Regierung Bolsonaro bestimmt".


Lulas Popularität wächst, Bolsonaros Umfragewerte gehen in
den Keller

Bereits der Ausbruch der zweiten Welle der Corona-Pandemie Anfang März
hatte Bolsonaros Beliebtheit schwer geschadet. Seit die
Senatskommission den Umgang der Regierung mit Covid-19 untersucht,
gehen die Umfragewerte des Präsidenten erst recht in den Keller. Die
Krankheit hat inzwischen mehr als 525.000 Tote gefordert.
Die Popularität Ignacio da Silvas ist hingegen immer stärker
gewachsen, nachdem ein Bundesrichter im März 2021 seine Verurteilung
aufgehoben und Lula damit seine politischen Rechte wiedererlangt
hatte.
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Haiti 

Präsident Jovenel Moïse ermordet - Polizei erschießt vier
Verdächtige
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Der umstrittene Präsident wurde nachts in seinem Haus
erschossen. Regierung verhängt Staatstrauer und verspricht lückenlose
Aufklärung.

(Port-au-Prince, 8. Juli 2021, la diaria) - In den frühen
Morgenstunden des 7. Juli wurde Präsident Jovenel Moïse von
Unbekannten erschossen. Seine Frau überlebte den Angriff
schwerverletzt. Sie wurde noch am Mittwoch nach Miami ausgeflogen und
in ein Krankenhaus gebracht. Laut Zeugenaussagen drang eine Gruppe von
Personen gegen 1 Uhr nachts schwer bewaffnet in das Haus des
Präsidenten am Rande von Port-au-Prince ein. Die Täter sollen Englisch
und Spanisch gesprochen haben.


Angreifer bezeichneten sich selbst als DEA-Agenten

Seither befindet sich das Land im Ausnahmezustand. Die Flughäfen sind
geschlossen, die Grenze zur Dominikanischen Republik abgeriegelt. Die
näheren Umstände der Tat sind bisher ungeklärt. Inwieweit die
Leibwächter, die das Haus bewachen sollten, in die Vorfälle verwickelt
sind, ist ebenfalls offen. Wie die Regierung am späten Mittwoch
mitteilte, wurden die mutmaßlichen Täter kurz nach dem Angriff von der
Polizei gestellt. Anwohner*innen berichteten von einem heftigen
Schusswechsel. Dabei sollen vier der mutmaßlichen Auftragsmörder
getötet und sechs weitere verhaftet worden sein. Während des Einsatzes
wurden drei Polizeibeamte entführt, konnten aber später wieder befreit
werden.

"In der Nacht von Dienstag auf Mittwoch verschaffte sich eine Truppe
Bewaffneter Zugang zum Haus des Präsidenten, eröffnete das Feuer und
tötete das Staatsoberhaupt. Martine Moïse wurde bei dem Angriff
verwundet", erklärte Premierminister Claude Joseph im nationalen
Fernsehen. Die Angreifer selbst hätten sich als Agenten der
US-amerikanischen Drogenbehörde DEA bezeichnet, aber "die waren nie
und nimmer von der DEA", versicherte in Washington der haitianische
Botschafter Bocchit Edmond auf einer Pressekonferenz. Es handle sich
eindeutig um einen gut geplanten und von Profis ausgeführten Angriff.
Die Täter seien möglicherweise in die benachbarte Dominikanische
Republik entkommen. In der derzeitigen Situation werde nun die Hilfe
der USA benötigt, so Edmond.


Internationale Bestürzung

Regierungen und internationale Organisationen auf der ganzen Welt
verurteilten den Mord an Präsident Moïse. UN-Generalsekretär António
Guterres rief die Haitianer*innen dazu auf, angesichts dieser
schrecklichen Tat zusammenzustehen, die verfassungsmäßige Ordnung zu
respektieren und sich gegen jegliche Form von Gewalt zu positionieren.
Der UN-Sicherheitsrat übermittelte der Familie von Moïse, der
Regierung und dem haitianischen Volk sein Beileid. Die Organisation
Amerikanischer Staaten (OAS) berief noch am selben Tag eine
Dringlichkeitssitzung ein. Der Präsident der Dominikanischen Republik
Luis Abinader nannte das Verbrechen einen "Angriff auf die
demokratische Ordnung Haitis und der Region". Auch sein kubanischer
Amtskollege Miguel Díaz-Canel verurteilte das Attentat. Angesichts der
politischen Krise forderte er das haitianische Volk auf, Ruhe zu
bewahren. Wie viele amerikanische Regierungen sprach auch er dem
gesamten Land sein Beileid aus. US-Präsident Joe Biden wertete die
"abscheuliche Tat" als äußerst beunruhigendes Zeichen angesichts der
aktuellen Krise in Haiti und versicherte, die Vereinigten Staaten
seien "bereit, an der Schaffung eines sicheren haitianischen Staats
mitzuhelfen". Der französische Außenminister Jean-Yves Le Drian rief
die politischen Akteur*innen des Landes zu Ruhe und Zurückhaltung auf:
Die politische Situation und die Sicherheit des Landes befänden sich
derzeit in einem äußerst fragilen Zustand; umso wichtiger sei, dass
es, dass das Verbrechen aufgeklärt werde.


Legitimität des Präsidenten angezweifelt

Die politische Krise in Haiti hatte sich weiter verschärft, nachdem
Jovenel Moïse im Januar 2020 das Parlament aufgelöst hatte. Seither
hatte der 53-jährige ehemalige Bananengroßhändler per Dekret regiert.
Die ursprünglich für Oktober 2019 angekündigten Präsidentschafts- und
Parlamentswahlen waren auf den 26. September 2021 verschoben worden.
Mehrere Oppositionsführer vertraten den Standpunkt, Moïse sei nur bis
zum 7. Februar 2021 rechtmäßiger Präsident Haitis gewesen, da er mit
dem Ende der Amtszeit des vorherigen Präsidenten Michel Martelly exakt
für fünf Jahre vereidigt worden sei, und hatten seither seinen
Rücktritt gefordert. Moïse hingegen behauptete, er könne bis Februar
2022 regieren, weil das Wahlergebnis 2015 annulliert wurde und er sein
Amt erst ein Jahr später als geplant habe antreten können. Moïse hatte
seine Gegner und einige oppositionelle Richter im Februar beschuldigt,
einen Putsch gegen ihn vorzubereiten. Nachdem es im Jahr 2018 nach dem
Beschluss zur Streichung der Treibstoffsubventionen zu heftigen
Protesten gekommen war, hatten die Unruhen aufgrund der
Wirtschaftskrise in diesem Jahr erneut an Intensität zugenommen. Ein
weiterer Anlass war ein Korruptionsskandal: Angeblich wurden 3,8
Milliarden Dollar des PetroCaribe-Programms zur Förderung der
Ölindustrie veruntreut.


Krise erfasst nahezu alle Bereiche des öffentlichen
Lebens

Die haitianische Krise hat nahezu sämtliche Bereiche des öffentlichen
Lebens erfasst: Die wirtschaftlichen Auswirkungen der politisch und
institutionell angespannten Situation hatten in den vergangenen Jahren
immer wieder zu Protesten geführt, das Gesundheitssystem wurde erst
von der Cholera und dann von Covid-19 in die Knie gezwungen, und die
allgemeine Sicherheitslage befindet sich in einem desolaten Zustand:
Heftige Konkurrenzkämpfe rivalisierender bewaffneter Banden in
verschiedenen Vierteln der Hauptstadt bedrohen das Leben der Menschen.
Entsprechend wird nun auch die Beantwortung der Frage, wer Moïses
Nachfolge übernehmen soll, zum Problem: Eigentlich hätte das Amt dem
Leiter des Obersten Gerichtshofs René Sylvestre zugestanden, dieser
starb jedoch an Covid-19; seine Beerdigung war für den 7. Juli
geplant. Prinzipiell hätte die Möglichkeit bestanden, dass einer der
Senatoren, deren Mandat noch nicht abgelaufen ist, Moïses Platz
einnimmt, so Jean Wilner Morin, Vorsitzender der Nationalen
Richtervereinigung von Haiti. Dies treffe immerhin auf ein Drittel der
Senatoren zu. Premierminister Joseph bräuchte dafür laut Verfassung
eigentlich die Zustimmung der Abgeordnetenkammer. Diese kann er aber
beim besten Willen nicht bekommen, weil das Parlament vor über einem
Jahr aufgelöst wurde. Joseph, der nun die Nachfolge Moïses angetreten
hat, war im April übergangsweise das Amt des Ministerpräsidenten
übertragen worden. Zwei Tage vor seinem Tod hatte Moïse Ariel Henry
zum neuen Regierungschef ernannt. Henry sollte sich um die Bildung
einer Konsensregierung mit verschiedenen politischen Sektoren kümmern
und sowohl die Wahlen als auch ein Verfassungsreferendum organisieren,
auf das der Präsident gedrängt hatte.


Claude Joseph verspricht lückenlose Aufklärung

Nach der Ermordung des Präsidenten verhängte die haitianische
Regierung eine 15-tägige Staatstrauer. "Dies ist ein harter Schlag für
das Land, für die Nation, aber die Tat wird nicht ungesühnt bleiben.
Wir werden die Mörder von Jovenel Moïse und die Hintermänner des
Verbrechens vor Gericht bringen", erklärte Joseph gegenüber der
haitianischen Tageszeitung Le Nouvelliste. Er verurteilte die
"barbarische Tat" und rief die Bevölkerung dazu auf, Ruhe zu bewahren:
Die Sicherheit des Landes sei "unter Kontrolle".
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Kolumbien 

"Wir laufen Gefahr, uns zu einer Diktatur zu entwickeln"

Von Daniela Pastrana
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Die Menschenrechtsdelegation befindet sich seit dem 3. und bis zum 12.
Juli in Kolumbien

Foto: © Daniela Pastrana



Eine Delegation zur Beobachtung der Menschenrechte befindet sich
bis zum 12. Juli in Kolumbien, um sich über die Lage nach den seit
zwei Monaten anhaltenden Auseinandersetzungen zu informieren. 

(Bogotá, 6. Juli 2021, Pie de Página) - Der Saal, in dem sich 50
Menschen aus einem Dutzend Länder trafen, begann plötzlich so zu
schwingen, dass ich dachte, es handle sich um ein Erdbeben. Sekunden
später breitete sich eine große Rauchwolke über dem Himmel von Bogotá
aus und vergrößerte sich vor unseren Augen, als wir durch das große
Fenster des Hotels blickten.

Es war kein Erdbeben, wie mein von den vielen Beben in Mexiko-Stadt
geprägtes Gehirn dachte. Und auch keine Bombe, wie es sich als erster
Gedanke in unserer kollektiven Vorstellung breit machte. Es war der
Abbruch des alten Gebäudes des Verteidigungsministeriums. Die
Regierung hatte das bereits angekündigt. Aber im Zusammenhang dessen,
was wir am ersten Arbeitstag der internationalen "Mission SOS
Colombia" zur Beobachtung der Menschenrechte in Kolumbien gehört
hatten, brachte uns diese Rauchwolke auf die schlimmsten Ideen.


Auseinandersetzungen seit zwei Monaten

Die Delegation befindet sich seit dem 3. und bis zum 12. Juli in
Kolumbien, um sich über die Lage nach den seit zwei Monaten
anhaltenden Auseinandersetzungen zwischen Demonstrant*innen und
Sicherheitskräften zu informieren. Eingeladen von kolumbianischen
Menschenrechtsorganisationen, reisen die Mitglieder der Mission durch
zahlreiche Regionen des Landes, um sich mit Aktivist*innen, aber auch
mit Polizist*innen und Regierungsvertreter*innen zu treffen. Seit
Gewerkschaften, indigene Gruppen und andere Oppositionelle, unter
ihnen vielen junge Leute, am 28. April mit einem "Nationalen Streik"
begannen, gegen die Regierung zu mobilisieren, wurden nach Angaben von
Menschenrechtsorganisationen [1] 75 Menschen getötet und über 1800
willkürlich festgenommen. Es kam zu 7704 registrierten Angriffen auf
Demonstrant*innen. 83 erlitten schwere Augenverletzungen, 28 wurden
Opfer sexualisierter Angriffe.

Kurz bevor die Rauchwolke aufstieg, hatte uns der Pfarrer Javier
Giraldo ausführlich erklärt, dass es um die Menschenrechte im Land
katastrophal bestellt sei. Und alle Aktivist*innen bestätigten: "Das
ist der schlimmste Moment der Gewalt im kolumbianischen Staat." Es ist
schwierig, sich auszumalen, was das in einem Land heißt, in dem vor
ein paar Jahren ein Friedensabkommen unterzeichnet wurde, das einen
über 50 Jahre währenden Krieg beendete, durch den sechs Millionen
Menschen vertrieben wurden und in dem 120.000 verschwanden.


Lage der Menschenrechte "katastrophal"

Aber alle bestanden darauf: Niemals habe man so etwas erlebt wie das,
was in diesem "Nationalen Streik" passierte, der bis heute anhält. Es
gebe keine Präzedenzfälle. Weder, was den Widerstand einer von
Jugendlichen und Heranwachsenden angestoßenen Bewegung, noch, was die
repressive Antwort des Staates betrifft: die gezielten Morde, das
Verschwindenlassen, die Verstümmelungen, die sexualisierte Gewalt
gegen Demonstrant*innen, die Verfolgungen, die Folter und den Einsatz
aller staatlichen Strukturen sowie die Angriffe der Drogenmafia,
Paramilitärs und Privatunternehmen. Auch die Medien spielten eine
Rolle. Sie würden die Bewegung delegitimieren und einen Diskurs des
Hasses gegen einen fabrizierten Feind reproduzieren: die Jungen.

"Allen Ernstes würde ich sagen, dass wir Gefahr laufen, uns zu einer
Diktatur zu entwickeln", erklärt Jeny Ortiz vom Zentrum für Forschung
und populäre Erziehung (CINEP). Dann beschreibt sie: "Die Regierung
kontrolliert die Staatsanwaltschaften. Von den hohen Gerichten gibt es
eine Stellungnahme, in denen sie die repressiven Maßnahmen
unterstützt, Militärs haben sich dieser Haltung angeschlossen. Die
Regierung ordnet einfach an, dass Städte militarisiert und Häuser
beschossen werden. Mächtige Unternehmer unterstützen das ebenso wie
Paramilitärs. Der "Uribismo", also die machtvollen Strukturen des
ehemaligen rechtsextremen Präsidenten Álvaro Uribe,
kontrolliert alles. Du kannst nicht demonstrieren, weil sie dich töten
werden. Du kannst keine Anzeige erstatten, weil der Beamte dich
verraten wird. Du kannst keinen Prozess vor einem Gericht führen, weil
du kaum Recht bekommen wirst."


Medien verbreiten Hass

Im Laufe des Tages zeichnen die sozialen Organisationen, die die
Mission empfangen haben, ein Szenario der Repression, wie es sie zuvor
nie gegeben habe. Darin habe die Regierung des Präsidenten Iván Duque
zwei mächtige Verbündete: die Medien und das Unternehmertum. Jeny
Ortiz beschreibt mehrere Konstanten, die sich durch den Streik gezogen
hätten.

So beispielsweise die Reproduktion des Hass-Diskurses durch die
Medien. "Der Diskurs in den Massenmedien hatte das Ziel, Hass gegen
die jungen Leute zu provozieren, die sich im Widerstand befinden. Sie
behaupten, dass die Demonstranten Mangel in der Stadt provozieren,
obwohl nachgewiesen ist, dass der Mangel durch die Unternehmer
hervorgerufen wurde. Außerdem würden sie Verkehrsstaus auslösen. Das
sind Aussagen, die einen inneren Feind und ein Bild schaffen sollen,
nach dem die widerständigen jungen Leute Vandalen und Terroristen
seien. Zugleich herrschte Schweigen über die fürchterlichen Aktionen
des Staates. Diese blieben unsichtbar."

Zur gleichen Zeit sei es zu Angriffen auf unabhängige Journalist*innen
gekommen, die die Angriffe dokumentieren wollten. Und es sei versucht
worden, den Protesten ihre Legitimität zu nehmen. "Man hat versucht,
den Kampf zu delegitimieren", erklärte die CINEP-Vertreterin. Man habe
erklärt, es gebe keine Steuerreform, die ja der Auslöser für die
Proteste war. Und es sei behauptet worden, es gebe gar keinen Streik,
während die Auseinandersetzungen auf der Straße weitergegangen seien.
"Es gibt ein sehr tiefes Schweigen, mit dem Ziel, den Streik für
nichtig zu erklären."


Der Streik geht weiter

Doch der Streik geht weiter und die anfänglichen Proteste haben sich
zu einer Art politischen Pädagogik entwickelt, die in Form von
kulturellen und künstlerischen Aktivitäten und Volkskonversationen
ihren Ausdruck finden. "Nicht über die Massenmedien, aber über soziale
Netzwerke haben wir es geschafft, ständig etwas zu veröffentlichen.
Eine Protestaktion haben wir so stark verbreitet, dass Facebook die
Live-Übertragungen blockiert hat. Wir haben Zeugen, nutzen die
sozialen Netzwerke und erhielten wichtige Erklärungen von der
Interamerikanischen Menschenrechtskommission sowie der internationalen
Gemeinschaft", erklärt Ortiz.

Anfang Juni hat die Interamerikanische Menschenrechtskommission (CIDH)
der Organisation Amerikanischer Staaten (OAE) Kolumbien einen
Arbeitsbesuch abgestattet, für den sich Menschenrechtsorganisationen
stark gemacht hatten. Auch eine argentinische sowie eine katalanische
Delegation waren in das Land gereist.


Europäische Union soll Kooperation mit Kolumbien
überdenken

Am 1. Juli hat die Stadtversammlung von Rom die Europäische Union
aufgefordert, angesichts der "extremen und unverhältnismäßigen Gewalt"
der Nationalpolizei und der Spezialeinheit zur Aufstandsbekämpfung
ESMAD über eine Suspension der Handelsverträge mit der kolumbianischen
Regierung nachzudenken. "Seit Beginn des Generalstreiks am 28. April
ist eine handlungsunfähige Welt Zeuge einer nie dagewesenen Eskalation
der Gewalt geworden. Polizei und Militär sind unverhältnismäßig gegen
viele friedliche Proteste vorgegangen", schrieb der Stadtrat der
italienischen Hauptstadt. Die kolumbianischen Medien würden nicht in
adäquater Form über die willkürliche Repression und die systematischen
Menschenrechtsverletzungen berichten.

Hier drängt sich eine andere Frage auf: Wenn die
Menschenrechtsverletzungen so gravierend sind, warum berichtet die
internationale Presse dann nicht mit demselben Nachdruck über die
Krise in Kolumbien wie über Venezuela? "Das liegt daran, dass
Machtfaktoren im Spiel sind, die mit internationalen Investitionen zu
tun haben", sagt Danilo Rueda von der ökumenischen Kommission Justicia
y Paz (CIJP). "Man kann nicht behaupten, dass es in Kolumbien
Sicherheit für Investitionen gibt. Das stimmt nicht. Sowohl in den
ländlichen als auch in den städtischen Regionen operieren neue
bewaffnete Gruppen", so Rueda. Die Unternehmen würden das negieren.
"Das interessiert sie nicht, weil sie wollen, dass investiert wird.
Dabei stören Menschen, die auf Menschenrechtsverletzungen aufmerksam
machen."


Erosion rechtsstaatlicher Verhältnisse

Nach Meinung des CIJP-Vertreters hat der soziale Aufstand auch
gezeigt, dass es in Kolumbien ein Defizit hinsichtlich der Information
gebe. Die Medien, die sich meist in den Händen wirtschaftlich
mächtiger Kräfte befänden, verfälschten und verzerrten, was
tatsächlich bei den Mobilisierungen passiert sei. Zugleich seien
zahlreiche kleine, lokale und regionale Medien aufgetaucht "die
beschreiben und erzählen, Analysen teilen, und Stimmen zu Wort kommen
lassen, die von den großen Massenmedien der Unternehmen verschwiegen
werden."
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Auch nach über zwei Monaten gehen die Proteste in Kolumbien weiter
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Der Abbruch des alten Gebäudes des Verteidigungsministeriums zu Beginn
der Mission hätte nach Ruedas Meinung symbolträchtiger nicht sein
können. Er verweist auf den Zusammenbruch eines Bausteins der Macht,
den die Jungen durch ihre Mobilisierungen und die daraufhin
einsetzende Repression sichtbar gemacht hätten, erklärt Danilo Rueda.
"Die Repression zeigt die Erosion rechtsstaatlicher Verhältnisse und
einer Demokratie, die vorgibt, die Freiheiten zu respektieren. Der
Streik hat gezeigt, dass dieses Bild nur eine Fassade ist."


Anmerkung:

[1] http://www.indepaz.org.co/
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Chile 

Verfassungskonvent wählt Mapuchevertreterin zur Präsidentin

Von Leonel Yáñez Uribe
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Auch Mapuche demonstrieren während der ersten Sitzung des
Verfassungskonvents
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Der Konvent hat seine Arbeit aufgenommen. In einem Jahr muss die
neue Verfassung fertig sein. Keine einfache Aufgabe für das neu
gegründete Gremium.

(Santiago de Chile, 5. Juli 2021, poonal) - Am Sonntag den 4. Juli
nahm der Verfassungskonvent in Chile seine Arbeit auf. 155
Vertreter*innen waren am 15./16. Mai von der Bevölkerung in das
verfassungsgebende Gremium gewählt worden. Dieses hat jetzt ein Jahr
Zeit für die Ausarbeitung einer neuen Grundrechtecharta, die den
Beginn tiefgreifender Transformationsprozesse in Chile ermöglichen
soll.

Dass die Mehrheit der Bevölkerung Chiles die aus der Zeit der
Pinochet-Diktatur stammende Verfassung von 1980 ersetzen will, ist ein
Ergebnis der Revolte vom Oktober 2019. Die feierliche
Eröffnungsveranstaltung des Verfassungskonvents im ehemaligen
Nationalkongress war allerdings begleitet von Auseinandersetzungen auf
der Straße und verlief alles andere als ruhig.


Konflikte im Vorfeld

Im Vorfeld der Einweihung des Verfassungskonvents herrschte eine
angespannte Atmosphäre, die gravierende Differenzen zutage brachte.
Die meisten Mitglieder des Konvents vertreten soziale und ethnische
Gruppen sowie politische Parteien, die gegen die rechte Regierung
opponieren. Diese muss jedoch den Rahmen für eine Änderung der
aktuellen Verfassung schaffen, in deren Folge es möglich werden
könnte, die von Pinochet geerbten institutionellen Rahmenbedingungen
zu verändern. Das heißt, die gesamte Logistik und die Infrastruktur
für die Kommunikation der Mitglieder des Verfassungskonvents muss von
Präsident Piñeras Leuten bereitgestellt, vorbereitet und organisiert
werden.


Missachtung indigener Sprachen

In diesem Zusammenhang wurde der (inzwischen erfolgte) Rücktritt von
Exekutivsekretär Francisco Encina gefordert, den Piñera für die
Organisation des Ablaufs benannt hatte. Encina hatte sich geweigert,
die Übersetzung zwischen den indigenen Sprachen und dem Spanischen zu
ermöglichen und damit die notwendige gemeinsame Kommunikation
unterbunden; immerhin sind 17 Sitze ausschließlich für ethnische
Gruppen reserviert. Darüber hinaus zeugt seine Weigerung auch von
seiner Ignoranz gegenüber dem kulturellen Reichtum Chiles, der sich in
verschiedenen Sprachen ausdrückt. Allein die Sprache der Mapuche,
Mapudungún, die "Sprache der Erde", wird in Chile von einer
Viertelmillion Menschen gesprochen.


Mehr Geld für Security als für Teilhabe

Besonders kritisch: Die Ausschreibung der Regierung für den Aufbau
eines Sicherheitsapparats für den Verfassungskonvent umfasst knapp
eine halbe Million Euro. Das ist etwa so viel, wie für Mechanismen der
Bürgerbeteiligung und -kommunikation ausgegeben werden soll. Wenn aber
Information und Teilhabe der Bevölkerung und von Organisationen
angestrebt sind, ist es sicherlich erforderlich, dafür weitaus höhere
Beträge zur Verfügung zu stellen.


"Binnenverhältnisse in der Opposition"

Dass die Arbeit im Verfassungskonvent nicht nur einfach werden wird,
lassen auch die "Binnenverhältnisse in der Opposition" erahnen. Bei
der Frage, wer den Vorsitz des Konvents übernehmen soll, konnten sich
unabhängige und parteigebundene Linke nicht auf einen gemeinsamen
Vorschlag einigen. Bei der im Fernsehen übertragenen Wahl für die
Präsidentschaft und deren Vertretung konnte man öffentlich beobachten,
wie sich die aus dem linken Spektrum abgegebenen Stimmen verteilten.
Im ersten Wahlgang unterstützte der Frente Amplio die
Mapuche-Vertreterin Elisa Loncón. Die Kommunistische Partei und die
Lista del Pueblo stimmten für die Repräsentantin der indigenen
Gemeinschaft der Goya, Isabel Godoy.


Vocería del Pueblo fordert umfassende Kompetenzen für den
Verfassungskonvent

Noch vor der Einweihung des Verfassungskonvents hatten sich einige
Mitglieder zur Vocería del Pueblo (Stimme der Bevölkerung)
zusammenschlossen und mehrere Stellungnahmen veröffentlicht. In einer
unter dem Namen "Politik der Würde" veröffentlichten und von 80
Personen unterzeichneten Erklärung werden sechs Kernforderungen
genannt, an denen sich die Konventsmitglieder nach Meinung der Vocería
del Pueblo orientieren sollten:

Freilassung der Gefangenen, Wahrheit und Gerechtigkeit, Entschädigung,
Demilitarisierung der Araukania-Region oder des Wallmapu [überwiegend
von Mapuche bewohntes Gebiet in der Araucanía-Region, Anm.d.Ü.], keine
weiteren Ausweisungen von Migrant*innen, Souveränität des
verfassungsgebenden Gremiums.

Die letzte Forderung bezieht sich auf die Position der in der Vocería
del Pueblo zusammengeschlossenen Konventsmitglieder, die die
verfassungsgebende Versammlung als eine "völlig autonome Instanz, die
den politischen Charakter der Gesellschaft unter Achtung der
Grundrechte neu ordnen soll", betrachtet. Nach Ansicht der Vocería
soll der Verfassungskonvent auch die Funktion haben, die Umgestaltung
der Gesellschaft zu betreiben.

So erklärt die Ökofeministin und Konventsangehörige aus Punta Arenas,
Elisa Gustinianovich von der Lista de los Pueblos, der
Verfassungskonvent sei "von den Bewegungen errungen worden". Zu seiner
Einweihung solle es "hoffentlich auch populäre, künstlerische
Ausdrucksformen geben, wie Demonstrationen, Protestmärsche und
Kundgebungen". Es entstehe eine demokratische Umgangsform, die
verschiedene Bewegungen und Menschen aus sozio-ökologischen,
feministischen und indigenen Kämpfen zusammenbringe. "Der beste Start
für einen Prozess wie den, den wir gerade erleben, ist es, ihn in all
diese populären Mobilisierungen einzubetten", so Gustinianovich
weiter. Die Zeremonien des Verfassungskonvents sollten daher "mit
allen notwendigen Symbolen ausgestattet werden und alle möglichen
Kennzeichen von Interkulturalität, Plurinationalität und
Ausdrucksformen der Bevölkerung zulassen. Die Behörden müssen
garantieren, dass es keine Repression dagegen geben wird."


Demos auf der Straße begleiten die Zeremonie

Die Konstituierung des Verfassungskonvents war das wichtigste Ereignis
im demokratischen Leben der Chilen*innen seit 30 Jahren oder, nach
Ansicht mancher Geschichts- und Politikwissenschaftler*innen, seit der
Unabhängigkeit und Gründung des Nationalstaats im Jahr 1810, und sie
verlief alles andere als reibungslos: Über 20.000 Menschen aus
verschiedenen politischen Sektoren und linken Bewegungen hatten sich
rund um die zentrale Plaza de Armas versammelt, wo sie von
Wasserwerfern mit Tränengas abgedrängt wurden. Es kam zu gewaltsamen
Zusammenstößen mit der chilenischen Polizei. Wie schon im Verlauf der
"chilenischen Revolte" hagelte es Kritik aufgrund des provokanten und
teilweise korrupten Vorgehens der chilenischen Polizei, der
Carabineros de Chile.

Bei der Versammlung des Verfassungskonvents im ehemaligen
Nationalkongress wurde die Nationalhymne bereits gesungen, die 155
Konventsmitglieder hatten ihren Eid aber noch nicht abgelegt, als in
den sozialen Medien die ersten Klagen über Polizeigewalt gegen
Demonstrationen in der Umgebung laut wurden. Daraufhin baten mehrere
Mitglieder des Konvents die für den Ablauf der Zeremonie
Verantwortliche Carmen Gloria Valladares darum, die Sitzung zu
unterbrechen, bis die polizeilichen Repressionsmaßnahmen gegen
Demonstrationen in der Umgebung des Gebäudes eingestellt würden.

Für die Demonstrierenden ging es darum, Chile zu verändern. Für
América Lobos aus dem populären Stadtteil Quinta Normal war es ein
"historischer Tag, in dem jahrelange Kämpfe zusammenfließen". Es gehe
jetzt darum, den "lange nicht vorstellbaren Prozess hin zu einer neuen
Verfassung einzuleiten". América Lobos und ihre Begleiterinnen trugen
ein Schild für die Freiheit der politischen Gefangenen: "Alle
politischen Gefangenen müssen freigelassen werden, nach Hause kommen
und all das ausdrücken, was sie im Gefängnis erlebt haben. Eine*r nach
der anderen soll freigelassen werden. Es ist auch unser Kampf, diese
jungen Leute sind keine Kriminellen, sie kämpfen für ein besseres,
würdevolles und gleichberechtigtes Chile". Schließlich stimmte die
Polizei zu, nicht weiter gegen die Demonstrationen vorzugehen. Die
Situation auf der Straße beruhigte sich, und die Demonstrierenden
zogen zur Plaza Dignidad, dem symbolträchtigen Platz, an dem der
Aufstand begonnen hatte.


Wahl der Präsidentin des Konvents

Die Mitglieder des Konvents schritten derweil zur Wahl der
Vorsitzenden für die Dauer von neun oder maximal zwölf Monaten. In
einem ersten Wahlgang konnten alle Konventsmitglieder entsprechend
ihrer Präferenz für eine*n der acht Kandidat*innen verschiedener
politischer Ausrichtung stimmen. In der ersten Runde erreichte Elisa
Loncón Antileo [1] die für die absolute Mehrheit benötigten 78 Stimmen
noch nicht. Die Vertreter der Regierungsparteien erhielten 36 Stimmen
und damit alle ihrer Parteimitglieder. Die 93 Stimmen der Linken mit
und ohne Parteizugehörigkeit teilten sich auf zwischen Elisa Loncón
(58 Stimmen) und Isabel Godoy (35 Stimmen), beide Vertreterinnen
indigener Gemeinschaften.

Im zweiten Wahlgang erhielt Loncón 96 Stimmen und Godoy nur fünf.
Offensichtlich hatte also die Mehrzahl der Mitglieder der
kommunistischen Partei und der Lista del Pueblo die Wahl Loncóns zur
Präsidentin des Konvents mit ihren Stimmen unterstützt. Bemerkenswert:
Jedes Mitglied des Konvents brachte die eigene Stimme zur Wahlurne und
übergab sie dort an Berichterstatterin Valladares. Diese zeigte bei
der Auszählung alle Wahlzettel auch vor der Kamera, die die Prozedur
in den Vorgarten des ehemaligen Nationalkongresses übertrug.
Gleichzeitig rief Valladares alle 155 Voten einzeln aus. Nur ein
Konventsmitglied war zuhause in Quarantäne und stimmte online ab.


Dankesworte in Mapudungún und Spanisch

Nachdem Elisa Loncón als Präsidentin des Verfassungskonvents bestätigt
worden war, sprach sie in ihrer Sprache, dem Mapudungún, und in
spanischer Übersetzung [2] zu den Anwesenden und weit darüber hinaus:

"An alle Menschen in Chile, die uns zuhören: Hier sind wir! Wir danken
denen, die sich verbündet und uns Mapuche ihr Vertrauen geschenkt
haben, deren Träume sich auch in unserem Aufruf wiederfinden, eine
Mapuche-Frau zu wählen, um die Geschichte dieses Landes neu zu
schreiben.

Wir sind glücklich, dadurch gestärkt zu werden. Aber diese Stärke
steht allen Teilen der Bevölkerung Chiles zu, allen Sektoren, allen
Regionen, allen Nationen und indigenen Gemeinschaften, allen Brüdern
und Schwestern, allen Organisationen, die uns begleiten. Unsere Grüße
und unser Dank richten sich auch an alle diejenigen, die sexuelle
Vielfalt und Diversität leben, und an alle Frauen, die gegen das auf
Herrschaft basierende System angehen.

Unser Umgang miteinander soll pluralistisch, demokratisch und
partizipativ sein". Der Verfassungskonvent werde Chile zu einem
"plurinationalen, interkulturellen Land machen, in dem die Rechte der
Frauen, der Care-Arbeitenden und die Mutter Erde geachtet werden", zu
einem Land, das die Verfügungsgewalt über seine Gewässer
zurückgewinnt.


"Dieser Traum ist der Traum unserer Vorfahren"

Elisa Loncón schloss ihre Rede mit einem besonderen Gruß an die
Mapuche im Wallmapu. "Dies war stets der Traum unserer Vorfahren.
Jetzt wird er Wirklichkeit!". Es sei möglich, Chile neu zu begründen,
respektvolle Beziehungen zwischen den Mapuche, den anderen indigenen
Gemeinschaften und allen Bewohner*innen des Landes aufzubauen. Das
erste Zeichen dafür sei der partizipative Charakter des
Verfassungskonvents. Der Vorsitz solle rotieren und kollektiv
arbeiten, Demokratie und Teilhabe sollten gestärkt und der Prozess bis
in die letzten Winkel Chiles transparent gemacht werden. Das Ziel:
Alle sollen an den neuen Regeln des Zusammenlebens mitwirken und über
die zukünftige Verfasstheit der Gesellschaft mitbestimmen.


Übersetzung: Ute Löhning


Spanische Version:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/convencion-constituyente-presidida-por-representante-mapuche/


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Elisa_Lonc%C3%B3n

[2] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/wir-werden-chile-neu-gruenden/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/verfassungskonvent-waehlt-mapuchevertreterin-zur-praesidentin/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 3. August 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





FRIEDEN/1138: Der halbe Nachruf ... (SB)



Nur Nacht hört zu: ich liebe dich, mein Volk im Plunderkleid:

Wie der heidnischen Erde, Gäas Sohn entkräftet zur Mutter glitt,
So wirf dich dem Niederen hin, sei schwach, umarme das Leid,
Bis einst dein müder Wanderschuh auf den Nacken der Starken tritt.

Gertrud Kolmar (1894 - 1943) aus "Wir Juden" (1933) [1] 
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Esther Bejarano
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Zum Tod Esther Bejaranos am 10. Juli 2021 wurde der
Auschwitz-Überlebenden in zahlreichen Nachrufen gedacht. Auch ihre
Beerdigung eine Woche darauf auf dem Jüdischen Friedhof in
Hamburg-Ohlsdorf war vielen Medien eine Notiz wert. Selbst Mitglieder
der Bundesregierung wie Außenminister Maas meldeten sich zu Wort und
würdigten die mit 96 Jahren in Hamburg Verstorbene als "wichtige
Stimme im Kampf gegen Rassismus und Antisemitismus". Häufig wurde
daran erinnert, dass die Vorsitzende des Auschwitz-Komitees und
Ehrenpräsidentin der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes -
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA e.V.) ihre
Hoffnung in die Jugend setzte, um zu verhindern, dass der Faschismus
jemals wieder an die Macht gelange.

Eher selten wurde an ihr aus Deportation, Lagerhaft,
Vernichtungsdrohung und fast unwahrscheinlicher Flucht erwachsenes
Lebensmotto "Nie wieder Faschismus - nie wieder Krieg!" erinnert.
Durchaus einigen konnten sich Medien und Politik darauf, sie als
Kämpferin gegen Antisemitismus, Rassismus und Rechtsextremismus zu
charakterisieren. War ihr Leben in der Bundesrepublik dem Widerstand
gegen die niemals verschwundene Gefahr eines Wiedererstarkens des
Faschismus gewidmet, stand der mediale Widerhall im Zeichen eines von
Staats- und Verfassungsschutz geprägten Begriffes für neue wie alte
Nazis, der ihnen einen Platz in der totalitarismusideologischen
Schaukel zuweist, der zur Stigmatisierung und Kriminalisierung des an
der gleichen Achse befestigten "Linksextremismus" unentbehrlich zu
sein scheint. 

So wurde der 1946 auf Landesebene in Frankfurt und 1947 überregional
von WiderstandskämpferInnen gegen die NS-Diktatur gegründete VVN, in
dessen BundessprecherInnenkreis Esther Bejarano seit 1990 aktiv war
und als dessen Ehrenpräsidentin sie bis zuletzt fungierte, praktisch
seit Bestehen der Bundesrepublik politisch geächtet und verfolgt.
Weil sich in seinen Reihen viele KommunistInnen organisierten, die im
NS-Staat verlustreichen Widerstand geleistet hatten, fiel der VVN dem
Verdikt der antikommunistischen Staatsräson zum Opfer. Von
zahlreichen Verbotsversuchen in seiner Tätigkeit eingeschränkt und
von konkurrierenden Organisationen bürgerlicher Parteien in seiner
Legitimität in Frage gestellt, hat sich der VVN-BdA nach dem Anschluss
der DDR auf pluralistischer Basis rekonstituiert und ist bis heute
für den antifaschistischen Aktivismus in der Bundesrepublik von
großer Bedeutung.

Dennoch oder besser gerade deshalb wird der Verband vom
Verfassungsschutz beobachtet und konnte nur mit Mühe verhindern, dass
ihm 2019 vom Berliner Finanzamt der Status der Gemeinnützigkeit
aberkannt werden sollte. Maßgeblichen Anteil am Scheitern des
Versuches, dem Verein seine finanzielle Lebensgrundlage zu entziehen,
hatte Esther Bejarano. Im November 2019 schrieb sie einen Brief an
Bundesfinanzminister Olaf Scholz, wie Heiko Maas Mitglied einer
SPD, die die Mitgliedschaft zahlreicher kommunistischer
WiderstandskämpferInnen im VVN 1948 zum Anlass genommen hatte,
aufgrund angeblicher kommunistischer Unterwanderung einen
Unvereinbarkeitsbeschluss über die eigenen GenossInnen zu verhängen.

Das Haus brennt und Sie sperren die Feuerwehr aus!, wollen der
 größten und ältesten antifaschistischen Vereinigung im Land die
 Arbeit unmöglich machen? Diese Abwertung unserer Arbeit ist eine
 schwere Kränkung für uns alle. Die Bundesrepublik ist ein anderes,
 besseres Deutschland geworden, hatten mir Freunde versichert, bevor
 ich vor fast 60 Jahren mit meiner Familie aus Israel nach Deutschland
 zurückgekehrt bin. Alten und neuen Nazis bin ich hier trotzdem
 begegnet. (...)


In den vergangenen Jahrzehnten habe ich viele Auszeichnungen und
 Ehrungen erhalten, jetzt gerade wieder vom Hamburger Senat eine
 Ehrendenkmünze in Gold. Mein zweites Bundesverdienstkreuz, das Große,
 haben Sie mir im Jahr 2012 persönlich feierlich überreicht, eine
 Ehrung für hervorragende Verdienste um das Gemeinwohl, hieß es da.
 2008 schon hatte der Bundespräsident mir das Bundesverdienstkreuz 1.
 Klasse angeheftet. Darüber freue ich mich, denn jede einzelne Ehrung
 steht für Anerkennung meiner unserer Arbeit gegen das Vergessen,
 für ein Nie wieder Krieg nie wieder Faschismus, für unseren Kampf
 gegen alte und neue Nazis.


Wer aber Medaillen an Shoah-Überlebende vergibt, übernimmt auch eine
 Verpflichtung. Eine Verpflichtung für das gemeinsame NIE WIEDER, das
 unserer Arbeit zugrunde liegt. Und nun frage ich Sie: Was kann
 gemeinnütziger sein, als diesen Kampf zu führen? [2]


Anderthalb Jahre lang war der VVN-BdA mit dem juristischen und
politischen Kampf gegen die steuerliche Aberkennung des
Gemeinnützigkeitsstatus befasst, bis er Ende April 2021 nach
Anerkennung seines Einspruchs gegen die Maßnahme durch das Finanzamt
für Körperschaften 1 einen Zwischenerfolg bekanntgeben konnte.
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Streitbar ansingen gegen Chauvinismus, Rassismus und Antisemitismus
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Natürlich beeinträchtigt eine solche Bedrohung die Arbeit kleiner
Organisationen wie VVN oder auch attac, die den Entzug der
Gemeinnützigkeit bislang nicht erfolgreich revidieren konnten,
erheblich. Im Zusammenhang mit der allgemeinen Verschärfung des
Versammlungsrechts und des Ausbaus repressiver Exekutivgewalt in den
dafür zuständigen Polizeigesetzen der Länder unterminiert der Staat
systematisch antifaschistischen, antikapitalistischen und
sozialökologischen Aktivismus. Diese Entwicklung verläuft parallel
zur allgemeinen Rechtsverschiebung des politischen Diskurses wie des
Rollbacks gegen feministische, queere, antirassistische und andere
die herrschenden Vergesellschaftungsnormen in Frage stellende
Gruppen. Dazu gehört auch der aus den eigenen Reihen vorangetriebene
Versuch eines Auseinanderdividierens der linken Bewegung anhand der
angeblichen Unvereinbarkeit von Geschlechter- und Rassismuskämpfen
mit Klassenwidersprüchen, deren Bearbeitung allerdings über einen
paternalistischen Linkspopulismus mit zum Teil rechtsoffenen
Anschlussangeboten nicht hinausgeht.

Um die Ironie eines Shoah-Überlebende wahlweise geschichtspolitisch
würdigenden wie antikommunistisch unterdrückenden Staates auf die
Spitze zu treiben wurde die DKP, der Esther Bejarano stets
solidarisch verbunden war, einen Tag vor ihrem Tod vom
Bundeswahlausschuss die Zulassung zur Bundestagswahl verweigert.
Dieser formalrechtlich begründete Beschluss wurde dort per Abstimmung
unter Beteiligung der im Bundestag vertretenen, sprich mit der DKP
konkurrierenden Parteien gefasst und wird von der Vereinigung
Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V. (VDJ) als "kaltes
Parteiverbot" bezeichnet. Dem VDJ nach handelt es sich um eine
"falsche und interessengeleitete" Auslegung des Parteiengesetzes [3].
Ein Staat, der sich 1956 ein Verbot der KPD geleistet hat, was für
zahlreiche KommunistInnen, die während der NS-Zeit verfolgt und in
KZs interniert wurden, erneute politische Gefangenschaft nach sich
zog, stellt seine demokratische Glaubwürdigkeit akut in Frage, wenn
er die parlamentarische Handlungsfähigkeit einer kommunistischen
Kleinpartei mit fadenscheiniger Begründung verhindert.

Esther Bejarano war der in der BRD herrschende Antikommunismus stets
bewusst, so dass sie von der gesinnungsideologischen Stigmatisierung
ihrer antifaschistischen Arbeit nicht überrascht gewesen sein dürfte.
In einer ihrer letzten Reden zum diesjährigen Tag der Befreiung am 8.
Mai 1945 betonte sie:

Es gab NIE eine STUNDE NULL! Alte Nazis bauten die Polizeibehörden,
 das Militär und viele Behörden in der Bundesrepublik auf. Diese
 Kontinuitäten und der aggressive Antikommunismus sind auch Ursachen
 für die heute fast täglich bekannt werdenden rassistischen und
 antisemitischen Vorfälle in den Sicherheitsbehörden. [4]


Eher unbequem für diejenigen, die Esther Bejarano zwar als
Überlebende des Genozids an den europäischen JüdInnen würdigen,
internationalistische und antikolonialistische Bewegungen jedoch nur
dann würdigen, wenn sie ins tagespolitische und staatsideologische
Profil passen, war Esther Bejaranos unerschrockenes Eintreten für die
PalästinenserInnen. Für viele linke JüdInnen in aller Welt und
jüdische HumanistInnen wie Martin Buber, Albert Einstein und Hannah
Arendt markierte die Unterdrückung und Vertreibung der
PalästinenserInnen einen nicht zu kittenden Bruch mit ihren
emanzipatorischen Idealen und der jüdischen Ethik. Birgit Gärtner,
die 2004 die Lebensgeschichte der Verstorbenen unter dem Titel "Wir
leben trotzdem" herausgegeben hat, bestätigt in einem ausführlichen
und lesenswerten Nachruf [5], dass ihre Gesprächspartnerin die
PalästinenserInnen niemals von der Verpflichtung zu solidarischem
Handeln ausgenommen hat. Das brachte ihr unter anderem
Konfrontationen mit sogenannten Antideutschen ein, die sich
ausgesprochen deutsch gebärdeten, indem sie einmal mehr darüber
befanden, was JüdInnen zu tun und zu lassen haben.




[image: Auf der Bühne der Künstlerkonferenz in Berlin im Juni 2019 - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Esther Bejarano im Gespräch mit Moshe Zuckermann 
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Am 18. Juli widmete der Schauspieler Rolf Becker, der zu Esther
Bejarano in einem von beiden so gewünschten geschwisterlichen
Verhältnis stand, diesem ansonsten eher ausgeblendeten Teil ihres
politischen Vermächtnisses einen Teil seiner Trauerrede. Dabei
zitierte er aus einem Brief, den Esther Bejarano und er anlässlich
der Konferenz "50 Jahre israelische Besatzung" aufgrund der
Diffamierung der Teilnehmenden durch Antideutsche verfasst
hatten. Er war an den dort referierenden israelischen Historiker
Moshe Zuckermann gerichtet: 

Lieber Moshe, Zur Zeit der Verleumder überschrieb Erich Fried vor
 einem halben Jahrhundert ein Gedicht nicht ahnend, dass zu den
 Verleumdern heute Leute gehören könnten, die nicht in der Lage zu
 sein scheinen, zwischen der Kritik an der israelischen Regierung und
 der Verteidigung von menschlichen Rechten auf Leben zu unterscheiden,
 sich darüber hinaus anmaßen, als Deutsche darüber zu entscheiden, wer
 als Jude zu akzeptieren ist. Dich, lieber Moshe, zitierend: Wer
 meint, den Antisemitismus bekämpfen zu sollen, vermeide es vor allem,
 Israel, Judentum und Zionismus, mithin Antisemitismus, Antizionismus
 und Israel-Kritik wahllos in seinen deutschen Eintopf zu werfen, um
 es, je nach Lage, opportunistisch zu verkochen und demagogisch
 einzusetzen. Dir, den mit Dir Referierenden und mit Euch
 Diskutierenden solidarische Grüße! [6]


Indem sich Esther Bejarano als Kritikerin des israelischen
Siedlerkolonialismus in einem Land engagierte, das sich eine
proisraelische Staatsräson verordnet hat, die zur Akzeptanz der
menschenrechtswidrigen Besatzungspolitik Israels zu verpflichten
scheint, und an ihrer linken, internationalistischen Gesinnung keinen
Zweifel gelassen hat, zugleich aber eine moralische Autorität
darstellte, an der im staatsoffiziellen Berlin niemand vorbeikam,
legte sie einen ausgesprochen unangenehmen Widerspruch in der
herrschenden Staatsräson offen. Wer es bis heute für notwendig
erachtet, sich auf den Schwur von Buchenwald [7] zu berufen, zu dem sich
die befreiten Häftlinge am 19. April 1945 bekannten, hat es sich
geradezu zur Aufgabe gemacht, die kognitive Dissonanz
opportunistischen Regierungshandelns aus den Schatten
symbolpolitischer Verklärung ins Licht machtkonformer
Interessenpolitik zu ziehen.
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Esther Bejarano mit Microphone Mafia auf dem UZ-Pressefest in Dortmund im Juni 2014

Foto: © 2014 by Schattenblick



Schließlich war auch ihr Kampf gegen Krieg und Militarismus der
deutschen Staatsräson unverträglich und für die bürgerlichen Medien
nur sehr bedingt verwertbar. Die Bundesrepublik ist als
EU-Hegemonialmacht maßgeblich an innerimperialistischer Konkurrenz
und militärischer Ressourcensicherung beteiligt. Diese Tendenz nimmt
eher zu als ab, stellen sich mit der Pandemie, der weltweiten
sozialen Verelendung und der Krise der gesellschaftlichen
Naturverhältnisse doch Fragen, deren nationalstaatliche Bewältigung
in genozidale und ökozidale Strategien münden könnte.

Die weitgehende Ausblendung des 80. Jahrestages des Angriffes
Hitlerdeutschlands auf die Sowjetunion am 22. Juni im Kalender
staatsoffiziellen Gedenkens hat noch einmal klargestellt, dass das
Gebot "Niemals wieder!" einem bedenklichen Verfall durch eine Politik
des Vergessenmachens ausgesetzt ist, die den Boden dafür bereitet,
Kriege gegen Staaten gerade dort, wo sie einst gescheitert sind,
wieder führbar zu machen. [8] Aus diesem Grund und zugunsten eines
offiziellen Bruches mit den NS-Kontinuitäten der BRD war es Esther
Bejarano stets ein Anliegen, den 8. Mai als Tag der Befreiung vom
NS-Regime als Feiertag zu begehen. Dieser auch angesichts der
unverhältnismäßigen Überzahl kirchlicher Feiertage überfällige
Schritt böte dann die Gelegenheit, am 8. Mai "über die großen
Hoffnungen der Menschheit nachzudenken: Über Freiheit, Gleichheit,
Brüderlichkeit und Schwesterlichkeit." [9]

Die große jüdische Dichterin Gertrud Kolmar, die vermutlich Anfang
März 1943, nur wenige Wochen vor der Deportation Esther Bejaranos
nach Auschwitz, dort ermordet wurde, hat in dem Gedicht "Anno Domini
1933" geschildert, wie ein "Jud und Kommunist", der sich auf der
Straße für ein verlassenes und krankes Kind einsetzte, von
Umstehenden erschlagen wird: "Ein Stiefeltritt, ein Knüppelstreich /
Im dritten, christlich-deutschen Reich." [10]

Die Gewalt gegen Menschen, die sich nicht am sozialdarwinistischen
Hauen und Stechen beteiligen wollen, sondern im Bewusstsein eigener
Flüchtigkeit und Vergänglichkeit die Aufhebung ohnmächtiger Schwäche
und die Inakzeptanz jedes Schmerzes zum Ausgangspunkt einer
Menschwerdung machen, deren Verwirklichung - vielleicht unter dem
Begriff des Kommunismus - noch aussteht, könnte als Spitze all dessen
bezeichnet werden, gegen das es aufzustehen gilt. Esther Bejarano hat
dieser Gewalt viel Angriffsfläche geboten und ist damit auf
beispielhafte Weise vorangegangen.

Was bleibt, ist das Festhalten im Kampf gegen das Vergessen, der
durch das gelebte Leben über das testamentarische Vermächtnis
hinausweist, mit dem Esther Bejarano ihre mahnende Stimme erhebt: 

Nie mehr schweigen, wenn Unrecht geschieht. Seid solidarisch! Helft
 einander! Achtet auf die Schwächsten! Bleibt mutig! Ich vertraue auf
 die Jugend, ich vertraue auf euch! Nie wieder Faschismus nie wieder
 Krieg!
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Begegnung über die Zeiten auf der Künstlerkonferenz in Berlin im Juni 2019

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://gedichte.xbib.de/Kolmar_gedicht_353.+Wir+Juden.htm

[2] https://vvn-bda.de/offener-brief-von-esther-bejarano-an-olaf-scholz-das-haus-brennt-und-sie-sperren-die-feuerwehr-aus/

[3] https://www.vdj.de/mitteilungen/nachrichten/nachricht/kaltes-parteiverbot-vdj-kritisiert-nichtzulassung-der-dkp-zur-btw-als-verfassungswidrig-und-undemokratisch/

[4] https://www.auschwitz-komitee.de/5249/esther-bejarano-wir-sind-da-meine-befreiung-im-mai-1945-und-meine-hoffnungen/

[5] https://www.heise.de/tp/features/Kleine-Frau-mit-grosser-Wirkung-Baruch-dayan-ha-emet-Esther-Bejarano-6134246.html?seite=all

[6] https://vvn-bda.de/zum-abschied-von-esther-du-bist-und-bleibst-anwesend/

[7] https://vvn-bda.de/ziele-aufgaben/

[8] http://schattenblick.de/infopool/politik/kommen/volk1795.html

[9] https://vvn-bda.de/wir-werden-sie-nie-vergessen-ehrenpraesidentin-esther-bejarano-gestorben/

[10] https://gedichte.xbib.de/Kolmar_gedicht_352.+Anno+Domini+1933.htm
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HERRSCHAFT/1913: Die Geister, die ich rief ... (SB)



Herr Maaßen ist der Motor einer neuen CDU. Ich glaube, die CDU
wird sich nach der Ära Merkel, die einige Schwierigkeiten gebracht
hat, deutlich verändern - dafür spricht einiges -, und Herr Maaßen
wird hier eine wesentliche Rolle spielen. [...] Ich glaube, dass die
Kandidatur von Herrn Maaßen eine Kandidatur ist, die vielen
Konservativen wieder Hoffnung gibt, zur Union
zurückzukommen.

Alexander Mitsch (ehemaliger Vorsitzender der Werteunion) [1]



Dass Hans-Georg Maaßen auf Krawall gebürstet ist, liegt in der Natur
seiner Weltsicht wie auch seiner politischen Ambitionen. Hatte er als
Administrator repressiver Innenpolitik über die Jahre hinter den
Kulissen derart Karriere gemacht, dass ihm seine staatstragenden
Verdienste schließlich den Chefsessel des Inlandsgeheimdienstes
einbrachten, war ihm die technokratisch-verschwiegene Exekution der
damit verbundenen Machtfülle nicht genug. Statt der Logik seines Amtes
zu folgen, dass das geheime Wirken der Staatsgewalt am besten hinter
verschlossenen Türen aufgehoben ist, hielt er die Zeit für reif, seine
Gesinnung auszuposaunen und das Land vor aller Augen dementsprechend
umzukrempeln. Das war allerdings ein Fauxpas, der ihn als
Funktionsträger ins Abseits katapultierte, führte Maaßen doch in aller
Öffentlichkeit vor, dass der Verfassungsschutz von der Spitze her so
rechtslastig aufgestellt war, wie das nach den mörderischen Umtrieben
des NSU offenkundig wurde und nur mühsam mit dem Narrativ angeblichen
Behördenversagens gedeckelt werden konnte. Statt einen Schlussstrich
zu simulieren und eine von Grund auf geläuterte Institution
vorzutäuschen, wozu er berufen worden war, schlug er die Pauke rechter
Feindbildproduktion, bis ihn selbst Horst Seehofers schützende Hand
nicht mehr decken konnte.

Maaßen, der sich nach Kräften als Repräsentant des behördlichen
Apparates untragbar gemacht hatte, schien Geschichte zu sein - eine
traurige Figur und weitere finstere Episode hinter der polierten
Fassade geheimdienstlicher Abschottung. Doch weit gefehlt! Die
Rachsucht reaktionärer Kleinbürgerlichkeit, die sich von Ausländern,
Linken und medialen Schmierfinken bedroht fühlt und zum hasserfüllten
Ausbruch drängt, um es endlich allen zu zeigen, lässt sich so schnell
nicht löschen. Am allerwenigsten aber nach der Blamage seiner
einstweiligen Entlassung aus dem Staatsdienst, die für ihn nur ein
weiterer Beweis dafür sei konnte, wie weit die Feinde nationaler
Gesinnung und Anständigkeit das Feld übernommen haben. So treibt er
denn sein Unwesen in eben jener Sphäre, in der er den größtmöglichen
Schaden anrichten kann und zugleich wie der Phönix aus der Asche
aufzusteigen hofft, diesmal jedoch als Politiker im Bundestag und wer
weiß, vielleicht gar als künftiger Innenminister, worüber er zumindest
schon einmal laut nachgedacht hat.

Warum macht Maaßen nicht den kleinen Schritt und wechselt gleich in
die AfD, wo er mit seinen Ansichten gut aufgehoben wäre und man ihn
als Überläufer mit offenen Armen empfinge? Erstens folgte dort dem
kurzlebigen Rausch des Triumphs der Kater auf dem Fuße, dass er nur
einer unter vielen wäre und wenig bewirken könnte. Zweitens sagt ihm
der Instinkt des geschmähten Unruhestifters, dass er als Provokateur
am äußersten rechten Rand der CDU vortrefflich nachlegen und die
Parteiführung in Reaktionsnöte drängen kann, was ihm den Dünger
fortgesetzter medialer Aufmerksamkeit verschafft, der für sein
Gedeihen unverzichtbar ist. Also nutzt er die parlamentarische
Sommerpause im Vorfeld der Bundestagswahl, um Armin Laschet vors
Schienbein zu treten, der gerade so schön dabei war, schweigend
zuzusehen, wie sich die grüne Konkurrenz selbst zerlegt. Wer wie
Laschet schon etliche Wahlen aus vermeintlich aussichtsloser Position
gewonnen hat, indem er gar nichts und damit auch keine Fehler gemacht,
mithin den Felsen in der Brandung inszeniert hat, kann den
quertreibenden Maaßen als schmerzenden Stachel im Kandidatenfleisch
nicht dauerhaft ignorieren. Es muss also etwas geschehen, bevor das
wetterwendische Wahlvolk der wieder Tritt fassenden Union angesichts
der Querelen abermals die Gunst entzieht.



Werdegang eines reaktionären Bürokraten

Ehe zur Sprache gebracht werden soll, wie sich die Platzhirsche der
Partei in der Causa Maaßen zu Wort melden, mag zum besseren
Verständnis, wes Geistes Kind er seit langem ist, ein kurzer Rückblick
auf seine Laufbahn aufschlussreich sein. Wohin sein politischer
Kompass ausgerichtet ist, belegte schon vor gut 30 Jahren seine
Doktorarbeit über "Die Rechtsstellung des Asylbewerbers im
Völkerrecht", in der er vor "unkontrollierter Massenzuwanderung"
warnte und mit Kampfbegriffen wie "Asyltourismus" schwadronierte. Vom
damaligen Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) ins Innenministerium
geholt, wo er zum Referatsleiter für Ausländerrecht aufstieg,
erstellte er 2002 ein Gutachten über den in Bremen aufgewachsenen
Murat Kurnaz, der im US-Folterlager Guantanamo gefangengehalten wurde.
Um die Verpflichtung der Bundesregierung in Abrede zu stellen, Kurnaz
zurückzuholen, legte Maaßen dar, dass dessen Aufenthaltsrecht in
Deutschland erloschen sei, weil er sich mehr als sechs Monate außer
Landes aufgehalten und bei den zuständigen Behörden nicht gemeldet
habe. Gegen heftige Kritik hielt Maaßen an seiner Entscheidung fest,
so dass Kurnaz zunächst weiter in Guantanamo bleiben musste. Erst
später entschied ein deutsches Gericht, dass er das Land nicht
freiwillig verlassen habe, in einem Foltergefängnis festgehalten
werde, sich deshalb bei Behörden nicht melden könne und daher sein
Aufenthaltsrecht auch nicht erloschen sei.

Nachdem Maaßen 2012 vom damaligen CSU-Innenminister Hans-Peter
Friedrich zum Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz ernannt
worden war, griff er Edward Snowden als Verräter von
Staatsgeheimnissen an und forderte die Medien zu einer engeren
Zusammenarbeit im Dienst der Staatssicherheit auf. 2015 stieß er durch
mehrere Strafanzeigen Ermittlungen gegen zwei Blogger von
netzpolik.org wegen angeblichen Verdachts auf Landesverrat an. Als
Chef des Inlandsgeheimdienstes unterstützte er den Aufbau der AfD und
traf mehrfach mit deren Spitzenpolitikerinnen zusammen, um sie zu
beraten, wie sie eine Überwachung durch den Verfassungsschutz
vermeiden könnten. Maaßen sprach sich offen gegen die Überwachung der
AfD aus, obwohl diese rechtsextreme und völkische Positionen wie jene
Björn Höckes beherbergte und schützte.

Offengelegt wurde dies von Franziska Schreiber in ihrem Buch "Inside
AfD - Der Bericht einer Aussteigerin" [2]. Sie war enge Mitarbeiterin
Frauke Petrys und Vorsitzende des AfD-Jugendverbandes "Junge
Alternative" in deren Heimatland Sachsen, rückte später in den
Bundesvorstand auf und trat im Streit mit dem rechten Flügel zehn Tage
vor der Bundestagswahl 2017 aus der Partei aus. In ihrem zeitnah
erschienenen Buch verwies sie auf einen Bericht des Magazins Der
Spiegel, demzufolge Petrys Bestreben, den saarländischen Landesverband
wegen Überschneidungen mit dem rechtsextremen Milieu aufzulösen, auf
Hinweise des obersten Verfassungsschützers zurückzuführen sei. Petry
habe dies öffentlich immer bestritten - auf Maaßens Wunsch hin, so
Schreiber. Bei mindestens zwei Treffen sei es zudem darum gegangen,
dass der Parteivorstand ein Parteiausschlussverfahren gegen den
Thüringer Rechtsaußen Björn Höcke einleiten müsse, weil sonst die
Beobachtung und eine Nennung im Verfassungsschutzbericht unvermeidbar
seien. Es sei Maaßen zufolge nicht entscheidend, dass es tatsächlich
zu einem Ausschluss komme. Vielmehr solle der Bundesvorstand zeigen,
dass er auf demokratische Weise Entscheidungen gegen solche
Unruhestifter herbeiführen könne. Frauke Petry betrieb 2015 und 2017
Ausschlussverfahren gegen Höcke, obgleich sie wusste, dass die
Schiedsgerichte der Partei generell wenig zu Ausschlüssen neigen.

Schenkt man Franziska Schreibers Darstellung Glauben, wozu erheblicher
Anlass besteht, hat der Verfassungsschutz unter Maaßens Führung
versucht, steuernd in den Kurs der AfD einzugreifen, um sie von einer
geheimdienstlichen Beobachtung freizuhalten. Überraschend ist daran
allenfalls, dass es auf diese Weise konkretisiert worden zu sein
scheint. Der Inlandsgeheimdienst hat seit jeher versucht, die Rechte
von innen her zu instrumentalisieren. Nach 1945 wurden zahlreiche
einschlägig kompetente Experten des NS-Staats in die Behörde
integriert. Der Verfassungsschutz war an der Vertuschung der
Hintergründe des Oktoberfestattentats 1980 beteiligt, und das
NPD-Verbot scheiterte später daran, dass die Parteiführung regelrecht
von V-Leuten durchsetzt war. Im fünf Jahre dauernden NSU-Prozess
blendeten Bundesanwaltschaft und Gericht eine mögliche Beteiligung des
Geheimdienstes systematisch aus. Da sich gut zwei Dutzend V-Leute im
engeren Umfeld des NSU befunden hatten, liegt der Verdacht nahe, dass
dessen Existenz und Treiben nicht unwesentlich ein Geschöpf des
Verfassungsschutzes war.

Was die damaligen Vorwürfe gegen Maaßen betrifft, hat dieser Gespräche
mit Petry nicht dementiert. Wie der Verfassungsschutz erklärte, führe
man Gespräche mit Vertretern aller Parteien. Maaßen habe der AfD
jedoch nie geraten, ein Parteiausschlussverfahren gegen Herrn Höcke
einzuleiten. Auch habe man AfD-Vertretern nicht gesagt, wie die Partei
einer Beobachtung entgehen könne. Da nun gewissermaßen Aussage gegen
Aussage stand, sollte sich Maaßen im Parlamentarischen Kontrollgremium
dazu erklären. In Berliner Parlamentskreisen, so hieß es, werde
Schreibers Darstellung für plausibel gehalten. Wie etwa der Präsident
der Bundespolizei, Dieter Romann, gehöre auch Maaßen seit langem zu
den Kritikern der Flüchtlingspolitik Angela Merkels. Zwischen den
Sicherheitsbehörden und der Kanzlerin herrsche Entfremdung. Maaßen
lehne eine Beobachtung der AfD durch den Verfassungsschutz ab,
obgleich 2017 und 2018 verschiedene Landesämter den Präsidenten des
Bundesamtes aufgefordert haben sollen, eine Materialsammlung über die
AfD anzulegen. Bundesinnenminister Horst Seehofer hatte Maaßen als
dessen Dienstherr noch wenige Tage zuvor bei der Vorstellung des
Verfassungsschutzberichts eine "vorzügliche Arbeit" attestiert. [3]

Kontakte zwischen Maaßen und Petry waren schon geraume Zeit bekannt.
So hatte Der Spiegel bereits im März 2016 berichtet, sie hätten sich
auf Petrys Wunsch hin im Herbst 2015 mehrmals getroffen. Das
Nachrichtenmagazin berief sich auf "mehrere AfD-Politiker", denen
Petry davon erzählt habe. Auch von Ratschlägen an Petry hinsichtlich
des saarländischen AfD-Verbands war damals die Rede. Im Frühjahr 2016
zitierte Die Welt Maaßen mit der Aussage, die AfD sei keine
rechtsextremistische Partei. Die Voraussetzungen für eine Überwachung
seien nicht erfüllt. [4]

Im Verfassungsschutzbericht 2017 wurde die AfD im Kapitel
"Rechtsextremismus" denn auch mit keiner Silbe erwähnt. Das mutete
insofern erstaunlich an, als deren Kontakte zu rechtsextremen
Strukturen wie der identitären Bewegung oder der
Ein-Prozent-Initiative und anderen hinlänglich bekannt waren. Björn
Höcke war weiterhin Parteimitglied und hetzte unter anderem gegen die
Erinnerungskultur an die Verbrechen des NS-Staats. Alexander Gauland
hatte Hitler und die Nazis als einen "Vogelschiss in über tausend
Jahren erfolgreicher deutscher Geschichte" bezeichnet. Frauke Petrys
Kurs wurde torpediert, die AfD rückte nach rechts und wurde mehr denn
je zum Sammelbecken diverser Varianten nationalistischer,
rassistischer, Minderheiten diskriminierender Gesinnungen.



Geheimdienstchef posaunt seine Gesinnung aus

Wenngleich Maaßens mutmaßliche Einflussnahme über Petry nur befristet
funktioniert hatte, war das für ihn kein Grund, diese Partei nunmehr
unter Beobachtung zu stellen. Statt dessen wurde die AfD im damaligen
Verfassungsschutzbericht mehrfach im Kapitel "Linksextremismus"
erwähnt, der sich unter anderem dadurch auszeichne, dass er gegen
AfD-Parteitage protestiere, "Informationen über vermeintliche oder
tatsächliche Rechtsextremisten sowie deren Strukturen" sammle wie auch
Rechtsextremisten andauernd bekämpfe und neben der Bundesregierung und
den Grünen auch die AfD für Verschärfungen des Asylrechts
verantwortlich mache. [5] Wäre es demnach geboten, dem Bundesamt für
Verfassungsschutz und seinem damaligen Präsidenten eine
parteiergreifende Sichtweise vorzuwerfen, da sie die Rechte schützen
und die Linke verfolgen? Diese Kritik griffe zu kurz und diente sich
der Staatsräson an, als sei diese ein neutraler Sachwalter
divergierender Interessen.

Kernaufgabe des Inlandsgeheimdienstes ist die Überwachung,
Bezichtigung und Verfolgung der Linken, soweit sich diese die
Veränderung der herrschenden Verhältnisse auf ihre Fahnen geschrieben
haben oder auch nur im Verdacht stehen, mit einer solchen zu
sympathisieren. Hingegen ist die Rechte mit ihrem Ruf nach einem noch
stärkeren Staat, einer verschärften Sicherheitspolitik, einer
nationalen Formierung und einer sozialrassistischen Ausbeutung und
Zurichtung ihrem Wesen nach Fleisch vom Fleische einer Staatsgewalt,
welche dem Schutz der Eigentumsordnung verpflichtet ist.

Wenn Maaßen es also zuließ und begünstigte, dass die AfD unter Alice
Weigel und Alexander Gauland zur Jagd auf die bürgerlichen Parteien
blies und sie auf deren eingeschlagenem Weg vorantrieb, womöglich gar
mancherorts Regierungsbeteiligung erlangen könnte, betrieb er
geheimdienstliches Kerngeschäft. Die Rechte bleibt aus dieser
Perspektive stets ein wenngleich wildwüchsiges, so doch verwandtes
Terrain, das nach Möglichkeit infiltriert und instrumentalisiert wird,
um die Handlungsoptionen gegen herrschaftskritische Bestrebungen und
mögliche Revolten in Krisenzeiten zu erweitern. So gefährlich die AfD
schon für sich genommen sein mag, fiel ihr Aufstieg doch mit einer
Aufrüstung des Sicherheitsstaats zusammen, der mit neuen
Polizeigesetzen, Notstandsplänen, Medienkontrolle und vielen anderen
Maßnahmen den (noch) nicht erklärten Ausnahmezustand auf die
Tagesordnung gesetzt hat. Erst im Kontext dieser Kombination lässt
sich der Umgang des Verfassungsschutzes mit der Rechten, wenn schon
naturgemäß nicht nebelfrei, so doch mit einer gewissen Reichweite
ausleuchten.

Im Spätsommer 2018 geriet Hans-Georg Maaßen als Präsident des
Bundesverfassungsschutzes endgültig in Misskredit, als er die Echtheit
eines Videos bezweifelte, das nach der Tötung eines Mannes in Chemnitz
eine Attacke gegen Migranten zeigte. Wie er dazu erklärte, lägen ihm
keine belastbaren Informationen vor, dass dort Hetzjagden auf
Ausländer stattgefunden hätten. Vielmehr sprächen gute Gründe dafür,
dass es sich bei einem entsprechenden Video um eine gezielte
Falschinformation handle, um möglicherweise die Öffentlichkeit von dem
Mord in Chemnitz abzulenken. Belege für seine Behauptungen lieferte er
nicht. Dies löste eine Koalitionskrise aus, worauf Maaßen in seinem
Amt nicht mehr tragbar war. Innenminister Seehofer, der Maaßens
Positionen offenbar wertschätzte, wollte ihn als Sonderberater für
europäische und internationale Aufgaben zu sich ins Ministerium holen,
wo er als Staatssekretär im Range eines Abteilungsleiters nicht nur
ein Gehalt von über 14.000 Euro im Monat bezogen, sondern auch über
großen Einfluss verfügt hätte.

Diese geplante Beförderung löste weithin Empörung aus. Das Fass zum
Überlaufen brachte jedoch Maaßens Abschiedsrede im Bundesamt für
Verfassungsschutz, in der er seine umstrittenen Äußerungen zu
Hetzjagden in Chemnitz verteidigte und von teilweise linksradikalen
Kräften bei den Sozialdemokraten sprach. Bei einer Abschiedsrede vor
europäischen Kollegen in Warschau am 18. Oktober soll Maaßen beklagt
haben, seine Äußerungen seien für diese Kräfte willkommener Anlass
gewesen, einen Bruch der großen Koalition zu provozieren. Er sei in
Deutschland als Kritiker der Flüchtlingspolitik der Bundesregierung
bekannt, wofür ihn seine politischen Gegner und einige Medien aus dem
Amt gedrängt hätten. Im November 2018 konnte Seehofer nicht umhin,
Maaßen in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen.



Staatsschutz holt seine Kritiker ins Boot

Hatte der Staatsschutz die von der extremen Rechten ausgehende Gefahr
jahrelang verschleiert und ihre Umtriebe instrumentalisiert, so
inszenierte er nun geradezu einen Paradigmenwechsel. Was Maaßen
durchkreuzt hatte, exekutierte der nachfolgende Präsident des
Bundesverfassungsschutzes, Thomas Haldenwang. Alle Sünden der
Vergangenheit wurden in steter Wiederholung als Behördenversagen
deklariert, was dem Ruf nach einem effizienteren geheimdienstlichen
und polizeilichen Auftritt Tür und Tor öffnete. Heute ist es breit
kommunizierter Konsens in den Verlautbarungen des Staatsapparats, dass
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus die derzeit größte Gefahr für
die Demokratie in Deutschland seien. Das Gefahrenpotential entlade
sich in realer Gewalt. Schlag auf Schlag folgten längst in Stellung
gebrachte oder auf kurzem Weg umgesetzte Razzien, Festnahmen, Verbote,
Einstufungen und Prozesse gegen rechtsextreme Zirkel und Bestrebungen.
Der Eindruck, von Staatsorganen getäuscht und hintergangen zu werden,
wich dem integrativen Gefühl, an einem Strang gegen rechte Gewalt zu
ziehen.

Lange hatte die AfD die politische Konkurrenz erfolgreich vor sich
hergetrieben, Bernd Lucke und Frauke Petry entsorgt, sich zunehmend
radikalisiert und für die extreme Rechte geöffnet. Dass sie bei Bedarf
auch Kreide fressen kann, sofern das taktische Kalkül es gebietet,
ändert nicht das Geringste an ihrer Strategie, sich mit völkischen und
rassistischen Positionen als die einzige Rettung der von
Abstiegsängsten heimgesuchten Schichten zu präsentieren. Als mit
Maaßens Abgang der Schutzschirm entfiel, wurde es eng für die Partei.
Jörg Meuthen verwahrte sich im Oktober 2018 gegen Überlegungen, die
AfD durch den Verfassungsschutz unter die Lupe zu nehmen. Zugleich
bemühte sich eine vom Bundesvorstand eingesetzte "Arbeitsgruppe
Verfassungsschutz" fieberhaft, den Mitgliedern dringend
Verhaltensregeln anzuempfehlen, wonach bestimmte verfängliche
Formulierungen bis auf weiteres allenfalls zu denken, nicht aber
öffentlich zu äußern seien. Das hat nicht funktioniert.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz stufte die AfD im Januar 2019 als
Prüffall und den rechtsnationalen "Flügel" der Partei sowie deren
Jugendorganisation "Junge Alternative" in die nächsthöhere Kategorie
des Verdachtsfalls ein. Wenig später stellte der Inlandsgeheimdienst
den "Flügel" um Björn Höcke (Thüringen), Andreas Kalbitz (Brandenburg)
und Hans-Thomas Tillschneider (Sachsen-Anhalt) offiziell unter
Beobachtung, die dritte und höchste Stufe geheimdienstlicher
Befassung. Der Verfassungsschutz verfügte also, dass es sich bei dem
Zusammenschluss um eine rechtsextreme Bestrebung handle. Bei einem
Verdachtsfall ist der Einsatz von nachrichtendienstlichen Mitteln wie
etwa Observation erlaubt, bei einer Beobachtung darüber hinaus das
Anwerben von Informanten. Auch dürfen Daten zu einzelnen Personen
gesammelt und gespeichert werden. Was ein Abgeordneter im Plenum oder
in Ausschüssen sagt, darf allerdings nicht in die Akten einfließen.

Für die AfD, die schon geraume Zeit darum rang, ihr Profil zu glätten,
um den Verfassungsschutz vor der Tür zu halten, war das ein Stich ins
innerparteiliche Wespennest. Nachdem der Vorstand mit knapper Mehrheit
beschlossen hatte, dass Andreas Kalbitz kein Parteimitglied mehr sei,
weil er beim Eintritt substantielle Tatsachen verheimlicht habe,
herrschte offener Krieg. In den sozialen Netzwerken wurde allseits
gefeuert, was das Zeug hält. Kalbitz rief seine Anhänger auf, in der
AfD zu bleiben. Björn Höcke sprach von Verrat, Tino Chrupalla von
einer Verbrüderung mit dem politischen Gegner, auch Gauland und Weidel
kritisierten den Beschluss heftig. Meuthen, der nach wie vor am Rand
des Abgrunds stand, war dank seines Coups fürs erste der Held einer
bis dahin wenig schlagkräftigen gemäßigten Mehrheit, die plötzlich
Hoffnung schöpfte, den Ansturm der weit besser organisierten und
rabiateren Flügelfraktion zu bremsen. Schließlich wurde sogar der
"Flügel" formell aufgelöst, was natürlich keineswegs bedeutete, dass
damit auch der Einfluss dieser Kreise gebrochen wäre.

Nach Schätzungen des Verfassungsschutzes hatte der "Flügel" rund 7000
Anhänger und wäre damit doppelt so groß wie die NPD. In Deutschland
gebe es aktuell rund 32.000 Rechtsextremisten, etwa 13.000 von ihnen
würden als gewaltbereit eingestuft. Zugleich stellte Haldenwang eine
neue Dynamik im Bereich des Rechtsextremismus und eine Vermischung
unterschiedlicher Milieus fest. Der Rechtsextremismus werde durch
viele Quellen gespeist, angefangen bei einer sprachlichen Verrohung
und Enthemmung, die den Boden dafür düngten. Grenzen des Sagbaren
würden ausgetestet, indem man das Unsagbare ausspricht und die
Grauzone zwischen richtig und falsch erweitert, legte Haldenwang dar,
als sei dies eine völlig neue Erkenntnis.



Deutungsmacht im Sicherheitsdiskurs

Wenn Staatsgewalt die extreme Rechte lektioniert, wer in diesem
Verhältnis Ross und Reiter sei, besteht zu wohlgefälligem Beifall kein
Anlass. Der Streit ums Gewaltmonopol kann nur zu Lasten all jener
ausgehen, die stets auf die eine oder andere Weise darunter zu leiden
haben. Herauskommen wird dabei keine bessere Gesellschaft, sondern
eine veränderte Austarierung der Gewichte im Kontext einer
Herrschaftssicherung, welche die wirtschaftliche und ökologische Krise
zu verzögern versucht. Wer über die Zwangsinstrumente gebietet, seinen
Vorteil aus diesen Verhältnissen zu ziehen, wird mit allen zu Gebote
stehenden Mitteln verhindern, dass sie von Grund auf geändert werden.
Um jedoch von der dadurch heraufbeschworenen Katastrophe nicht selber
verschlungen zu werden, muss die Umwälzung der Lasten massiv
verschärft werden. Darin sind sich der bürgerliche Staat und die
extreme Rechte durchaus einig, nicht jedoch zwangsläufig, was den Weg
dahin betrifft und wer am Ende als politisches Personal im Sattel
sitzt.

Die staatliche Ordnung mittels repressiver Verschärfung
aufrechtzuerhalten oder sie schwer zu erschüttern, um ihre repressive
Neuordnung zu erzwingen, ist eben nicht ohne weiteres gleichzusetzen.
Der Aufstand, wie ihn die Rechte anstrebt, ist gewissermaßen der
prozessuale Gegenentwurf zur administrativen Durchsetzung des starken
Staates, der die soziale Revolte präventiv einzuhegen trachtet, birgt
sie doch das unkontrollierte Potential gesellschaftsverändernder
Bestrebungen, die an der Eigentumsfrage rühren. Der Feind steht links,
verortet die Staatsräson die grundsätzliche Gefahrenlage nicht im
rechten Sektor, zu dem sie ein instrumentelles Verhältnis unterhält.
Daraus folgt für die Linke, dass das verschärfte Vorgehen gegen rechte
Strukturen auf staatlicher Ebene direkt oder mittelbar auf sie
abzielt, zumindest aber die Voraussetzungen dafür stärkt.

Was wie eine Kehrtwende in der Wahrnehmung und Verfolgung
rechtsextremer Umtriebe anmuten mag, ist vielmehr der Ertrag des
Manövers, mit dem die aus dem Ruder laufende geheimdienstliche
Instrumentalisierung der Rechten gedeckelt wurde. Der daraus
resultierende Ruf nach einer Reform der Geheimdienste war Wasser auf
die Mühlen einer gesteigerten Effizienz des Verfassungsschutzes und
dessen engere Zusammenarbeit mit den Polizeien, die ihrerseits mit den
neuen Ländergesetzen einen enormen Zuwachs ihrer exekutiven
Ermächtigung erfuhren. Das Resultat ist absehbar: Die bürgerliche
Gesellschaft darf sich samt ihren Presseorganen Seite an Seite mit dem
Staatsschutz gegen die extreme Rechte in Stellung bringen. Der Argwohn
gegenüber den Schlapphüten angesichts offenkundiger Querverbindungen
und Verflechtungen mit dem rechten Milieu schwindet zugunsten der
Zuversicht, im Schutz staatlicher Sicherheitsorgane in den besten
Händen zu sein.

Generalbundesanwalt Peter Frank machte den Kampf gegen
Rechtsextremismus zu einem Schwerpunkt seiner Tätigkeit. Auch
Bundesinnenminister Horst Seehofer betonte nun, dass die größte Gefahr
derzeit in Deutschland von rechts drohe. Die Entwicklungen von der
rechten Terrorzelle NSU bis heute machten deutlich, dass die
Bedrohungslage durch den Rechtsextremismus in diesem Land durch nichts
relativiert werden könne. Ein neu eingerichteter Kabinettsausschuss
befasst sich mit dem Kampf gegen Rechtsextremismus und Rassismus, das
Waffenrecht wurde verschärft, Justizministerin Christine Lambrecht
entwarf ein Gesetz zur Bekämpfung von Hass im Internet, das härtere
Strafen vorsieht. Seehofer schuf Hunderte neue Stellen für BKA und
Verfassungsschutz im Kampf gegen Rechts, auch der öffentliche Dienst
soll besser durchleuchtet werden. Das Bundeskriminalamt führt mehr
Strukturermittlungsverfahren durch, um unabhängig von konkreten
Einzeltaten das Umfeld Verdächtiger aufzuhellen, und überprüft auf
Grundlage der Gesetzgebung gegen Hass und Hetze sehr viel intensiver
das Internet. Und dass dabei nicht nur Symbolpolitik gemacht wird,
belegte eine Welle eng getakteten Vorgehens gegen rechtsextreme
Strukturen.

Wollte man von einer Zäsur sprechen, so war dies der Mord am Kasseler
Regierungspräsidenten Walter Lübcke am 2. Juni 2019. Gefolgt von dem
daraufhin deutlich wahrgenommenen Mordanschlag auf einen Flüchtling
aus Eritrea in der hessischen Kleinstadt Wächtersbach, insbesondere
aber dem antisemitischen Anschlag von Halle und der Bluttat in Hanau
erforderte und beförderte dieser Gesamtkomplex eine Kurskorrektur. Was
nach Recherchen der Amadeu Antonio Stiftung mehr als 200 Todesopfer
rechtsextremer oder rassistischer Gewalt seit 1990 in Deutschland,
dazu Pogrome, tagtägliche Angriffe auf Asylunterkünfte, Bedrohungen
und zahlreiche weitere Gewalttaten nicht ausgelöst hatten, stand
plötzlich ganz oben auf der Agenda des Staatsschutzes. Im Jahr 2019
wurden mehr als 1.200 Straftaten gegen Politiker verübt, die
allermeisten von Rechtsextremen. Einen tödlichen Angriff auf einen
hochrangigen politische Repräsentanten, Schüsse auf eine Synagoge und
eine Mordserie auf offener Straße konnte der Sicherheitsstaat nicht
unbeantwortet lassen, wollte er seine Akzeptanz nicht aufs Spiel
setzen. Auch waren nicht feste Strukturen am Werk, die sich überwachen
und infiltrieren ließen, sondern in Netzwerken lose verbundene
Rechtsextremisten oder zuvor nicht in Erscheinung getretene
Einzeltäter, die sich tatsächlich kaum noch oder gar nicht mehr
kontrollieren ließen.

Wie weit der Sicherheitsdiskurs längst vorgedacht und in Stellung
gebracht war, hatte bereits Anfang 2017 Thomas de Maizière mit einem
Gastbeitrag in der FAZ unter dem programmatischen Titel "Leitlinien
für einen starken Staat in schwierigen Zeiten" zur Debatte gebracht.
Damit trat er eine heftige Scheinkontroverse los, die einen
wesentlichen Zweck umgehend erfüllte: Politiker (fast) aller Parteien
und Journalisten (fast) jeder Couleur beteiligen sich vehement an der
Diskussion, wie innere Sicherheit anders und besser zu gewährleisten
sei. Die Woge allgemeiner Verunsicherung reitend forderte de Maizière
eine in der Geschichte der Bundesrepublik beispiellose Zentralisierung
von Sicherheitskompetenzen auf Bundesebene zu Lasten der föderalen
Struktur: Stärkung des Bundeskriminalamts (BKA), Abschaffung der
Landesämter für Verfassungsschutz, Ausbau einer "echten
Bundespolizei". Darüber hinaus schlug er eine Abschiebung abgelehnter
Asylbewerber unter der Regie des Bundes vor, wofür
"Bundesausreisezentren" in der Nähe von Flughäfen errichtet werden
könnten. Hitzige Rangeleien um den Ball, den er aufs Feld des zu
optimierenden Sicherheitsstaats gespielt hatte, waren die Folge.
Befürworter und Kritiker seiner Vorschläge überboten einander mit
weiteren, nicht selten noch schärferen Maßnahmen, die nun
unverzichtbar seien. Die Bekämpfung gewalttätiger Extremisten, so eine
zentrale Forderung, müsse in einer einzigen Hand konzentriert werden.
Das und vieles mehr nahm später in den neuen Polizeigesetzen Gestalt
an, den schärfsten seit dem NS-Staat.



Flaggschiff der Werteunion

Unterdessen spielt Maaßen den Ball in seiner Partei auf rechtsaußen.
Weit davon entfernt, in der Versenkung zu verschwinden, ging er mit
seiner Mission in die Offensive und trat als Mitglied der
rechtskonservativen Werteunion auf den Plan. Er zeigte sich
allenthalben bei Veranstaltungen von Unionspolitikern, wobei sich
unmissverständlich abzeichnete, unter welcher Flagge er segelt.
Wenngleich ein CDU-Mitglied ohne jedes Mandat, verstand er sich doch
bei seinen Gastauftritten nicht als Ratgeber von außen, sondern als
eine Art Antreiber von innen. Er freue sich darauf, die notwendige
Politikwende für Deutschland zu befördern und durch Auftritte für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und die Werteunion bei den Landtagswahlen
in Sachsen und Brandenburg zu unterstützen, twitterte er. Bei der
Werteunion handelt es sich um eine inoffizielle Formation, die sich
als konservativer Impulsgeber der Union versteht, aber weder von der
CDU noch der CSU als Vereinigung anerkannt wird.

Maaßen stellte die Autorität des Führungspersonals seiner Partei in
Frage und drohte die ohnehin fragile Überarbeitung des Profils zu
sabotieren. Ihm schwebt eine Union vor, die sich deutlich
konservativer aufstellt. Die CDU müsse von innen reformiert werden,
begrüßte er den Wechsel an der Parteispitze von Angela Merkel zu
Annegret Kramp-Karrenbauer und an der Bundestagsfraktionsspitze von
Volker Kauder zu Ralph Brinkhaus. Für ihn ist die seines Erachtens
seit 2015 unveränderte Ausländerpolitik der Kern allen Übels und
mithin die Kernbotschaft seiner Predigt, in der er vor den Gefahren
der Asylsuchenden im allgemeinen und des Islamismus im besonderen
warnt. Um dies zu verkünden, wurde er eingeladen, so auch vom Berliner
Kreis, einem Zusammenschluss von rechtskonservativen Landes- und
Bundespolitikerin in der Union.

Bei solchen Auftritten lieferte Maaßen jenes Gefahrenszenario ab, das
zu entwerfen man ihn herbeigebeten hatte. Er habe in seiner früheren
Funktion immer wieder den Eindruck gewonnen, dass die Erkenntnisse der
Verfassungsschutzämter nicht mit der notwendigen Sensibilität
aufgenommen worden seien. Dies seien wohl auch Ergebnisse von
islamistischer Propaganda und Desinformation. Extremistische
Bestrebungen würden unterschätzt, es handle sich um ein schleichendes
Gift. Man richte den Blick auf spektakuläre Anschläge, während der
Extremismus leise daherkomme, dessen Protagonisten oftmals gut
gebildet seien und als wohlintegriert gelten würden. Im Umgang mit
solchen Menschen seien Gesetzesverschärfungen nötig.

Im Vorfeld der Landtagswahlen in Sachsen, Brandenburg und Thüringen
organisierte er gemeinsam mit der Werteunion Wahlversammlungen, an
denen Anhänger von CDU und AfD teilnahmen, in deren Wertschätzung er
badete. Er scheute sich nicht, mit namhaften AfD-Politikern
aufzutreten und mahnte in zahlreichen Interviews einen
rechtskonservativen Aufbruch in der deutschen Politik an. Gegenüber
der Rheinischen Post versicherte Maaßen treuherzig, er halte sich
nicht für rechts. "Menschen, die mich näher kennen, halten mich für
sozial und damit für eher links - und für einen Realisten. So sehe ich
mich auch." Er wolle nicht in die rechte Ecke gestellt werden. "Nur
weil man die Klimapolitik und die Migrationspolitik kritisiert, nur
weil man Bedenken hat, was einige Punkte der Sicherheitspolitik
angeht, ist man nicht automatisch rechts." Der Ausdruck "rechts" werde
heute inflationär verwendet, um Personen auszugrenzen und sich mit
deren Sachargumenten nicht auseinandersetzen zu müssen.

In diesem Interview erklärte er zudem, ihn schockiere die
Harmoniebedürftigkeit in der CDU. Der Karlsruher Parteitag 2015 sei
für ihn ein "Damaskus-Erlebnis" gewesen. Angela Merkel habe damals
eine überwältigende Mehrheit bekommen und neuneinhalb Minuten Applaus.
"Niemand hat sie mit Blick auf die Flüchtlingspolitik kritisiert.
Obwohl viele Politiker, die dort waren, mir gesagt hatten: So geht es
nicht weiter." Dies sei einer Volkspartei unwürdig. Er wünsche sich
von seiner Partei eine Neupositionierung und stehe damit nicht allein,
da viele Menschen das forderten, weit über die 2.500 Mitglieder der
Werteunion hinaus.

In der rechtsextremen Postille Junge Freiheit gab Maaßen ein langes
Interview, in dem er das sattsam bekannte Lied rechter Demagogie sang,
die Demokratie sei bedroht, weil rechte Positionen auf Widerspruch
stießen. So behauptete er, Fakten würden ignoriert, nur weil sie von
rechts kommen. Auf Versammlungen von besorgten Bürgern höre er immer
wieder die Klage, dass der Korridor dessen, was zu sagen erlaubt ist,
ohne dafür als Extremist hingestellt zu werden, immer enger werde. Das
dürfe nicht länger hingenommen werden. Auf die Frage, wie ein
Politikwechsel durchgesetzt werden könne, antwortete Maaßen,
Deutschland stehe vor großen wirtschaftlichen und finanzpolitischen
Herausforderungen und sei darauf schlecht vorbereitet. Das könne sehr
schnell zu Neuwahlen und einem Regierungswechsel führen.



Wahlkämpfer auf Rechtsaußen der CDU

Hans-Georg Maaßens Aufstieg zu einem politischen Spitzenbeamten, Chef
des Inlandsgeheimdienstes und nunmehr Wahlkämpfer auf dem äußersten
rechten Flügel der Union ist symptomatisch für den jahrzehntelangen
Kurs deutscher Regierungspolitik. Hartz-IV-Regime, wachsende
Repression nach innen und Militarisierung nach außen als Strategien,
aus den anwachsenden Krisen als Sieger hervorzugehen, brachten ein
gesellschaftliches Klima von Nationalismus, Sozialrassismus und
Fremdenfeindlichkeit hervor, das Wasser auf die Mühlen einer
erstarkenden rechten Bewegung war. Sie formierte sich dort, wo die
ehemals großen Volksparteien hindrifteten, die sich dadurch
tendenziell überflüssig machten. Wenn sie nun angesichts des Absturzes
in der Wählergunst halbherzig gegensteuern, liegt das Debakel in der
Luft: Reaktionäre Denkweisen und Kreise zu hofieren, aber sich
zugleich von ihnen abzugrenzen, zwingt dem politischen Spitzenpersonal
einen Spagat auf, der allzu leicht schiefgehen kann.

In diesem Dilemma fuhr sich auch Annegret Kramp-Karrenbauer fest, die
eine Ära nach Angela Merkel einläuten wollte, aber in ihrem Drall nach
rechts einen heftigen Schlingerkurs hinlegen musste. Provoziert von
Maaßen, der die wahre CDU dort verortet, wo er selber steht, und ihr
vorhielt, unter der früheren Vorsitzenden nach links abgedreht zu
sein, dachte sie laut über seinen Parteiausschluss nach, um dann
postwendend zurückzurudern. Während die Medienmeute über AKK herfiel,
konnte sich Maaßen vergnügt die Hände in Unschuld waschen. Wie er
scheinheilig erklärte, sei es ihm ein Rätsel, wer ihr dazu geraten
habe, solche Gedankenspiele zu formulieren. Es gebe in der Tat hohe
Hürden für einen Parteiausschluss, und er hätte im Leben nicht
gedacht, dass ihn diese Hürden einmal schützen müssten. Dann drehte er
den Spieß um und warf der CDU-Vorsitzenden parteischädigendes
Verhalten vor: Ihre Äußerung schade der CDU massiv und werde dem
politischen Gegner Mitglieder und Stimmen in die Arme treiben.

Indem sich Maaßen als Aushängeschild der Werteunion immer wieder ins
Gespräch brachte und vom rechten Rand seiner Partei hofieren ließ,
erreichte er als Etappenziel, von der südthüringer CDU zu ihrem
Direktkandidaten im Wahlkreis 196 für die Bundestagswahl am 26.
September gewählt zu werden, nachdem der bisherige Abgeordnete Mark
Hauptmann nach einer Korruptionsaffäre um Maskengeschäfte nicht wieder
angetreten war. Mit dem Biathlon-Olympiasieger Frank Ullrich schickt
die SPD allerdings einen populären Gegner ins Rennen, der in einer
Umfrage zuletzt knapp in Führung lag. Gelaufen ist das Rennen also für
Maaßen noch lange nicht, was ihn dazu anspornt, mit provozierenden
Einlassungen unermüdlich Feuer unter dem Kessel zu machen.



Provokateur gegen den ARD-Journalismus

Ohne das rechte Narrativ von der "Lügenpresse" explizit zu bedienen,
stößt Maaßen doch aufmerksamkeitsheischend ins gleiche Horn, wenn er
nun in einer neuerlichen Provokation eine Art Gesinnungsprüfung für
ARD-Journalisten fordert. "Wenn man sieht, dass es da auch
Verbindungen gibt zwischen Personen, die für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk und die Tagesschau arbeiten, und der
linken und linksextremen Szene, dann wäre das wirklich auch eine
Untersuchung wert", sagte er in einem Interview mit dem Privatsender
TV Berlin. Die Biographie einiger Redakteure sollte aus Maaßens Sicht
auf den Prüfstand gestellt werden, um ihre charakterliche Eignung zu
untersuchen. Dabei stellte er weder klar, von welchen Personen er
sprach, noch führte er Beispiele für die mutmaßlichen "Verbindungen"
an. Als dies, wie beabsichtigt, heftige Empörung auf den Plan rief,
ruderte Maaßen vorgeblich zurück und bekannte sich zu einem politisch
unabhängigen öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der für die Demokratie
unverzichtbar sei. Eine Gesinnungskontrolle journalistischer Arbeit
durch die Politik dürfe es nicht geben. Es gehöre aber auch
zur Meinungsfreiheit, die tendenziöse Berichterstattung bei den
Öffentlich-Rechtlichen zu kritisieren. Und tags darauf legte er
abermals nach und betonte gegenüber der Deutschen Presseagentur, es
sei "seit Jahren bekannt", dass es Journalisten gebe, die Bezüge "zur
Antifa" gehabt hätten "und möglicherweise noch haben". Ein solcher
Verdacht müsse ausgeräumt werden. [6]

Mit Blick auf die offensichtliche Taktik Maaßens zog Thüringens
Ministerpräsident Bodo Ramelow Parallelen zu Björn Höcke: "Er
provoziert mit steilen Äußerungen, wartet die Empörung ab, um dann zu
behaupten, mal wieder missverstanden zu sein. Maaßen benutzt damit
ähnliche Methoden wie Herr Höcke." Man sollte nicht immer wieder auf
solche Provokationen hereinfallen, warnte Ramelow. [7] Wenngleich er
damit Maaßens Vorgehensweise zutreffend einordnete, ist die daraus
gezogene Konsequenz aus verschiedenen Gründen schwer zu erfüllen. Ihn
schlichtweg zu ignorieren ist schon deshalb kaum möglich, weil seine
oftmals absurd anmutenden Anwürfe zumindest aus seiner Sicht nicht aus
der Luft gegriffen, sondern inhaltlich begründet sind. Wie jeder
andere auch, hält er die eigene Gesinnung für den Fixpunkt des
Universums, weshalb für ihn bereits in der SPD linksextreme Tendenzen
zu verorten sind.

Auch sorgt Maaßen nicht zum ersten Mal mit Äußerungen über den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk für Aufregung. So forderte er im
September 2019 eine Reform oder Abschaffung von ARD, ZDF und Co. Mit
Blick auf die Sender kritisierte er: Wir haben zu viele, sie sind zu
teuer, zu fett, zu borniert und zu parteiisch. Eine Rundfunkabgabe von
einem Euro pro Monat sei für jeden Haushalt ausreichend. [8] Diese
Forderung einer drastischen Reduzierung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks deckt sich weitgehend mit der Position der AfD. Wie diese
kritisiert er natürlich an der ARD vor allem, dass sie nicht seine
Auffassungen befördert, weshalb er ihr ein linksextremes Netzwerk
andichtet. Nicht Wahrheit steht hier zur Disposition, sondern
Deutungsmacht, die sich aus Sicht divergierender Interessen nach deren
jeweiligen Maßgaben sortiert.

Das geht jedoch im Getöse unter, mit dem sich Parteipolitik und
Journalismus auf den stinkenden Brocken stürzen, den ihnen der
selbsternannte Rächer der Enterbten vor die Füße geworfen hat. Dass
ein ehemaliger Verfassungsschutzpräsident kein Geistesriese sein muss,
um es einmal zurückhaltend auszudrücken, unterstrich beispielsweise
seine Anfang Juni gesendete Botschaft, dass die Anfangsbuchstaben im
vollständigen Namen von Annalena Baerbock mit dem Kürzel ACAB
identisch seien, das für All Cops are Bastards stehe. Wörtlich hatte
Maaßen getwittert: "Annalena Charlotte Alma Baerbock = ACAB = All Cops
Are Bastards. Zufall oder Chiffre?" Dies zeugt einerseits davon, wie
weit Maaßen auf seiner Mission bereits abgedriftet ist, zugleich aber
auch von der rachsüchtigen Schläue eines Provokateurs, der es immer
wieder versteht, Unheil zu stiften, aus dessen Folgen er Vorteil zu
ziehen hofft. Dass er es geschafft hat, mit seinen schrägen Äußerungen
zur ARD eine vorgeblich seriöse Debatte über Meinungsfreiheit und
unabhängige Medien loszutreten, wirft die Frage auf, warum man ihm so
bereitwillig auf den Leim geht. Die hochkochende Empörung blendet denn
auch völlig aus, dass die angeblichen Verteidiger demokratischer
Vielfalt keine Probleme mit der Observierung, Diskreditierung und dem
Verbot linker Medien haben. Und so halten sie Maaßen nicht etwa
entgegen, dass linke Positionen auch in der ARD vertreten sein
sollten, sondern erklären es lediglich für abwegig, dass er solche in
den Öffentlich-Rechtlichen verortet. Dass sie dort natürlich nichts zu
suchen hätten, ist die stillschweigende Übereinkunft, bei der er sie
packen kann.



Spaltkeil an innerparteilichen Widerspruchslagen

Ähnlich verhält es sich mit der CDU, in die Maaßen den Spaltkeil zu
treiben versucht, indem er Tendenzen und Strömungen anspricht, die
durchaus in der Partei anzutreffen sind. Deren rechter Rand, an dem
sich die Werteunion angesiedelt hat, der nicht nur CDU-Mitglieder
angehören, markiert den graduellen Übergang zur AfD. Die Ratio
parteipolitischer Teilhabe an der Ausübung der Staatsgewalt
führt geradezu zwangsläufig zu der Konstellation, dass maßgeblichen
Akteuren am Scheideweg einander widerstreitender Interessen das Hemd
der Regierungsbeteiligung näher als der Rock vorgeblich eherner
demokratischer Prinzipien ist. So setzten für eine talfahrende CDU der
Stimmenverlust und die mangelnden Koalitionsoptionen in ostdeutschen
Bundesländern die Kardinalfrage des Umgangs mit der erstarkenden AfD
auf die Tagesordnung, wobei natürlich grundsätzlich gilt, dass dies
überhaupt kein Thema wäre, gäbe es nicht mehr oder minder große
innerparteiliche Schnittmengen mit Rechtsaußen.

Maaßen selbst fordert einen offenen Umgang mit der AfD und hat
wiederholt in Interviews erklärt, dass man die Zusammenarbeit nicht
für immer ausschließen könne, auch wenn das gegenwärtig vielleicht
keine Option sei. Mit dieser Auffassung steht er zumindest in
ostdeutschen Landesverbänden nicht allein, wie dies etwa die
Magdeburger "Denkschrift" zweier CDU-Abgeordneten belegte, die ihrer
Partei anempfehlen, das "Soziale mit dem Nationalen zu versöhnen".
Nationale Identität, Stolz und Heimatverbundenheit seien die Grundlage
der Gesellschaft und man habe versäumt, die Sehnsucht nach Heimat zu
verteidigen. Damit plädierte das CDU-Duo also für eine Agenda ihrer
Partei, die sich kaum noch von jener der AfD unterscheidet. Die beiden
kommen ebenfalls zu dem Schluss, dass man eine Koalition mit der AfD
nicht für die Zukunft ausschließen dürfe, da es darauf ankomme, welche
Strömung sich dort durchsetze.

Das hört man auf höchster Parteiebene der Union gar nicht gern, die
eine entschiedene Abgrenzung zumindest im Munde führt, um sich nicht
angreifbar zu machen. "Wer aus machtpolitischen Aspekten seine
Grundsätze verlässt, der begeht politischen Selbstmord", warnte
Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reiner Haseloff seine Partei
eindringlich vor einer Annäherung an die AfD. CSU-Landesgruppenchef
Alexander Dobrindt erklärte die AfD zum politischen Gegner: "Wir
haben im Bundestag eine Zusammenarbeit mit der AfD per
Fraktionsbeschluss ausgeschlossen. Wer zu einem anderen Ergebnis
kommt, hat nicht alle Latten am Zaun." Führende Unionspolitiker lehnen
derzeit eine Zusammenarbeit mit der AfD so aufgebracht ab, dass man
sich fast schon an ein Beschwörungsritual erinnert fühlt, das
herbeigerufene Geister vergeblich zu bannen sucht.

Wie also mit Maaßen verfahren, den die CDU so schnell nicht loswerden
kann und in Teilen auch gar nicht will? Er hat nicht nur im
Schlagabtausch mit Kramp-Karrenbauer genüsslich hervorgehoben, dass
ein Parteiausschluss doch recht befremdlich wäre und zudem hohe Hürden
zu nehmen hätte. Als möglicher Direktkandidat seines thüringer
Wahlkreises setzt er alles auf die Karte, dass ihn seine Partei im
Vorfeld der Bundestagswahl weder ignorieren noch einen Staub
aufwirbelnden Ausschluss einleiten kann. Der frühere Generalsekretär
Ruprecht Polenz rät dennoch zu einem Ausschlussverfahren: "Ja, auch im
Wahlkampf. Gerade jetzt." So weit gehen andere nicht, die wie der
niedersächsische Landesvorsitzende Bernd Althusmann Maaßen zum
Parteiaustritt auffordern. Auch der saarländische Ministerpräsident
Tobias Hans legt ihm den Austritt nahe, lehnt aber ein
Ausschlussverfahren ab, das sehr schwierig sei und jemandem Bedeutung
gebe, der eigentlich keine in der Union habe. Genau das will Maaßen
bekanntlich ändern, weshalb er keinesfalls selbst das Handtuch werfen
wird.

Armin Laschet windet sich angesichts der Bredouille, zwingen ihn doch
die Umstände, wider Willen zumindest ansatzweise Farbe zu bekennen. Er
hatte im Vorfeld der aktuellen Kontroverse erklärt, in Thüringen habe
die Basis entschieden, die ihre eigenen Entscheidungen treffe, wie das
gesetzlich auch so geregelt sei. Er werde nicht jeweils kommentieren,
wer in 299 Wahlkreisen kandidiert. Die Abgrenzung der CDU nach rechts
sei glasklar: Mit der AfD wird nicht koaliert, nicht kooperiert, nicht
verhandelt. Sie muss aus den Parlamenten verschwinden. Als jedoch der
Druck wuchs, sich zu Maaßens jüngsten Ausfällen zu äußern, rang sich
Laschet nach Tagen des Schweigens auf einer internen Sitzung des
CDU-Bundesvorstands zu der Aussage durch, solche Debatten schadeten
der Partei und seien nicht hilfreich. Nach der Bundestagswahl im
September werde es keine Kooperation und keine Verhandlungen der Union
mit der AfD geben, und er erwarte von jedem Direktkandidaten, dass er
sich daran hält. Als die Opposition weiterhin keine Ruhe gab und das
Malheur auszuschlachten versuchte, distanzierte sich der
Unionskanzlerkandidat schließlich bei einer Veranstaltung der
Frauenzeitschrift Brigitte von den Äußerungen Maaßens, ohne diesen
jedoch beim Namen zu nennen. Gerade in einer Zeit wie dieser, in der
es viele Falschnachrichten zur Pandemie gebe, sei ein starker
öffentlich-rechtlicher Rundfunk wichtig. Dies sei die Position der
gesamten CDU. Er habe aber nicht vor, Bemerkungen eines Kandidaten
jedes Mal durch eine eigene Positionierung aufzuwerten, fügte Laschet
hinzu.

Während der Parteivorsitzende die Attacke des leidigen Quertreibers
mehr schlecht als recht auszusitzen versuchte, assistierten ihm andere
Spitzenvertreter der CDU wie Thomas Strobl und Volker Bouffier betont
gelassen. Wenngleich sie Maaßens Äußerungen ablehnten, müsse Laschet
nicht alles kommentieren, waren auch sie bemüht, den Ball flach zu
halten. In die Offensive ging hingegen der frühere Vorsitzende der
Werteunion, Alexander Mitsch, der Maaßen zum Motor einer neuen CDU
erklärte, dessen Kandidatur vielen Konservativen Hoffnung gebe, zur
Union zurückzukommen. Diese könne wieder zur Heimat konservativer und
wirtschaftsliberaler Mitglieder werden. Er plädiere dafür, den
Bundestagskandidaten Hans-Georg Maaßen in das CDU-Wahlkampfteam
einzubinden. Die CDU werde sich nach der Ära Merkel deutlich verändern
und Herr Maaßen dabei eine wesentliche Rolle spielen.

Wie ein sprichwörtliches Danaergeschenk, das sich als unheilvoll für
den Empfänger erweist, bietet Maaßen der CDU die Heimholung jener
Wählerschaft an, die sie an die AfD verloren hat. Dass er die
Parteiführung dazu in den Schwitzkasten nimmt, indem er ihren jüngsten
Aufschwung in den Meinungsumfragen mit seinen Ausfällen beschädigt,
lässt die Granden der Union fürchten, dass sie bei diesem Geschäft
mehr zu verlieren als zu gewinnen hätten. Stillhalten wird Maaßen eher
nicht, der seinerseits unter Druck steht, die Gunst der Stunde nicht
in den Sand zu setzen. Als in den Ruhestand strafversetzter
Staatsdiener und einfaches Parteimitglied mit leeren Händen gekommen,
will er sich am eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen und zum Höhenflug
ansetzen, den zu befördern er ständig nachlegen muss. Man geht wohl
nicht fehl in der Annahme, dass in gehobenen CDU-Kreisen viele
klammheimlich dem SPD-Kandidaten Frank Ullrich im südthüringischen
Wahlkreis 196 die Daumen drücken, der das Dilemma auf denkbar
einfachste Weise für sie aus der Welt schaffen und ihnen den Quälgeist
im Bundestag ersparen könnte.



Völkischer Opfermythos auf Rachezug

Wenngleich also Maaßens Rache an Angela Merkel und Konsorten durchaus
noch misslingen kann, sollte doch an seiner ideologischen Heimat kein
Restzweifel mehr bestehen. Als stehe er mit einem Bein am rechten Rand
der CDU und mit dem anderen im moderaten Flügel der AfD, fungiert er
gewissermaßen als personifizierte Brücke zwischen den beiden
verwandten Lagern, über die er seine Partei nach rechts zu ziehen
trachtet. Obgleich die Rechte ein zutiefst patriarchales und
sozialrassistisches Herrenmenschentum zeitgenössischen Zuschnitts
propagiert, bedient sie die Ideologie, sich der Opfer des politischen
Establishments anzunehmen und deren berechtigter Empörung Stimme und
Wirkung zu verleihen. Was immer ihr argumentativ entgegengehalten
wird, verwandelt sie als angeblichen Beweis unerträglicher
Bevormundung in eine Munitionierung ihrer Klientel, der sie gesundes
Volksempfinden attestiert. Der völkische Opfermythos richtet sich als
Gegenentwurf zu dem Verständnis einer Klassengesellschaft nicht gegen
die herrschenden Verhältnisse, sondern drängt auf Übernahme der Macht
zum Zwecke ihrer Verschärfung. Als Exekutivorgane des staatlichen
Gewaltmonopols nach innen und außen unterliegen Geheimdienste,
Polizeien und Bundeswehr wie auch die Justiz und Administration zwar
einer gesetzgebenden parlamentarischen Kontrolle, die jedoch den
Ausnahmezustand prinzipiell einschließt. Dem wollen die Rechten
insofern nachhelfen, als sie kraft ihrer eigenen Deutungsmacht zu
bestimmen trachten, wann der nicht offiziell erklärte Notstand
eingetreten sei, der ihre Selbstermächtigung begründet, massiv zu
intervenieren.

Sie wollen das Land von allem Undeutschen säubern, worunter Menschen
migrantischer Herkunft, aber nicht zuletzt auch jegliche für schwach
und abartig erachteten Minderheiten, ja nicht zuletzt Frauen fallen,
die zurück an Heim und Herd getrieben werden sollen. Charakteristisch
für die Neue Rechte macht sie als zentrales Feindbild linke oder
liberale "Gutmenschen" aus, die aus ihrer Sicht das identitäre
Leitmotiv des weißen deutschen Mannes mit feministischen und
Minderheiten schützenden Zumutungen in den Dreck ziehen. Wenn sozialer
Abstieg droht, ja selbst wenn du nichts mehr hast und bist, sollte
dich doch mit Stolz erfüllen, ein Deutscher zu sein. Dieses
Heilsversprechen verkehrt die Frage nach der Herkunft von Ausbeutung
und Verfügung ins Gegenteil, indem zur Jagd auf all jene geblasen
wird, die man selber immer noch niedermachen und zurichten kann.

In diesen trüben Gewässern navigiert auch ein Hans-Georg Maaßen, der
sich zur verfolgten Unschuld stilisiert, den Wutbürger mimt und sich
des scheinheiligen Codes rechter Gesinnung bedient, man wird ja wohl
noch sagen dürfen ...


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/ex-vorsitzender-der-werteunion-es-tut-der-cdu-gut-wenn-sie.694.de.html

[2] Franziska Schreiber: Inside AfD. Der Bericht einer Aussteigerin, Europa Verlag, München 2018, 221 Seiten, 18,00 Euro

[3] www.berliner-zeitung.de/politik/tipps-an-petry--verfassungsschutz-chef-maassen-wegen-afd-unter-druck-310422

[4] www.sueddeutsche.de/politik/maassen-petry-afd-1.4076324

[5] www.deutschlandfunk.de/maassen-unter-druck-wegen-angeblicher-afd-beratung-solche.694.de.html

[6] www.heise.de/tp/features/Wie-viel-Maassen-steckt-im-Verfassungsschutz-6129184.html
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HERRSCHAFT/1912: Covid - der Vorwand für Verschärfungen ... (SB)



Großbritannien schickt sich an, nach dem erfolgreichen Lichten des
Ankers in kontinentalen Gewässern allein auf Kaperfahrt zu gehen. Den
Ballast EU-europäischer Integrationspolitik mit dem Brexit abgeworfen
segelt es sich leichter und schneller, was beste Startbedingungen für
erfolgreiche Beutezüge bietet. Staatliche Regulationen und
sozialpolitische Einschränkungen abwerfen, wo es nur geht, lautet das
Credo erfolgreichen Unternehmertums, das gilt im Vereinigten
Königreich nicht nur für die Privatwirtschaft, sondern für alle
staatliche Administration, die deren Geschäftsbetrieb einschränken
könnte. Daher muss der Pflichtenkatalog der Seuchenbekämpfung ein
Ende haben. Wenn nicht heute, wann dann, rief Boris Johnson der
leidgeprüften Bevölkerung von der Brücke zu, und so wurden fast alle
öffentlichen Auflagen am 19. Juli, dem "Freedom Day", fallen
gelassen. In Innenräumen und Menschenmengen eine Mund-Nase-Bedeckung
zu tragen unterliegt nun ebenso der persönlichen Verantwortung wie
das Halten von Abstand zum nächsten Menschen, über dessen
Infektionsstatus nicht mehr bekannt ist als womöglich über den
eigenen.

In London wurde schon vor einem Jahr laut über das schnelle Erreichen
der Herdenimmunität nachgedacht, und das vor der Verfügbarkeit
wirksamer Impfstoffe. Covid treffe ohnehin vor allem alte Menschen,
war vom Premierminister als Argument gegen das Verhängen eines
Lockdowns zu vernehmen, wie sein in Ungnade gefallener Berater
Dominic Cummings der Presse verriet. Als handle es sich bei der
Pandemie um eine Art Frischzellenkur für das Land wurde ernsthaft
erwogen, dem in seinen Auswirkungen noch weitgehend unverstandenen
Erreger SARS-CoV-2 freie Bahn zu geben. Unter erheblichem
öffentlichen Druck wurde schließlich zurückgerudert und das ganze
Arsenal öffentlicher Infektionsschutzmaßnahmen aufgefahren, aber die
Idee, der Biologie ihren Willen zu lassen und wie der Phönix aus der
Asche gestärkt aus dieser Rosskur hervorzugehen, war in der Welt.

Obschon die britische Bevölkerung mit fast 130.000 Todesopfern
erheblich unter der Pandemie gelitten hat, konnte sich die Regierung
aufgrund einer frühzeitig eingeleiteten Impfkampagne eines besonders
effizienten Krisenmanagements rühmen, das auch zur Beschönigung
anderer Defizite Verwendung fand. Das Versäumnis, die Einschränkung
des Flugverkehrs von Indien nach Großbritannien trotz des Ausbruchs
der Delta-Variante dort drei Wochen lang zu verzögern, um ein
bilaterales Handelsabkommen mit dem Subkontinent nicht zu gefährden,
schrumpfte unter der Blendwirkung der Impfkampagne zu einer
lässlichen Sünde. Dabei hatte das leichtfertige Durchwinken tausender
Flugpassagiere aus Indien wesentlichen Anteil daran, dass UK heute
nach Indien das zweite Land mit hundertprozentiger Prävalenz der
hochinfektiösen Delta-Variante ist, obwohl gerade erst die hohen
Inzidenzzahlen nach Verbreitung der in der Grafschaft Kent zuerst
aufgetretenen Alpha-Variante zurückgegangen waren.

Wenn nun mit dem Argument, durch die Immunisierung der Bevölkerung
sei die Verbindung von Infektion und schwerer Erkrankung erfolgreich
unterbrochen worden, die vermeintliche Freiheit von staatlicher
Maßregelung gefeiert wird, dann ist das nicht nur aus
infektionsmedizinischer Sicht fatal, wie die von zahlreichen
EpidemiologInnen im Medizinjournal The Lancet publizierte Warnung vor
der unregulierten Verbreitung der Pandemie zeigt. Das Land, in
dem der Manchesterkapitalismus den historischen Beginn der
industrialisierten Klassengesellschaft markiert und dessen liberale
Tradition stets dem Schutz der herrschenden Eigentumsordnung und
Standesprivilegien diente, ist bis heute von tiefgreifenden sozialen
Widersprüchen gekennzeichnet. Die hauptsächlich von der Aufhebung
verpflichtender basaler Infektionsschutzmaßnahmen Betroffenen
arbeiten im Dienstleistungs- und Niedriglohnsektor, wo zahlreiche
Publikums- und KundInnenkontakte die Regel sind. Die Beschäftigten im
Einzelhandel und in der Gastronomie, im öffentlichen Nahverkehr und
Gesundheitswesen, in der Tierindustrie und anderen Teilen des in UK
besonders stark aufgeblähten Servicesektors waren und sind
überdurchschnittlich stark gefährdet, an Covid zu erkranken oder zu
versterben.

Diese Auswirkungen wurden zwar durch die zweifache Impfung von 55
Prozent der Bevölkerung stark reduziert, doch die hohe Zahl von rund
30.000 neu Infizierten täglich sorgt auch unter Immunisierten
zuverlässig dafür, dass weiterhin Menschen erkranken und sogar
sterben. Für die Gruppe der aus verschiedenen Gründen nicht
Geimpften, zu denen nicht nur Menschen gehören, die sich aus
prinzipiellen Gründen einer Impfung verweigern, sondern auch Kinder
und Jugendliche unter 18 Jahren, wie Personen, die sich aus
medizinischen Gründen nicht impfen lassen können oder befürchten,
wegen impfbedingter Einschränkungen ihren Job zu verlieren, stellt
der Freedom Day eine akute Bedrohung dar. Auch hier kann der
Klassenantagonismus über Leben und Tod entscheiden - wohlhabende
Menschen können sich vielleicht auf ihrem Landhaus verbarrikadieren
oder in ein Land mit geringer Inzidenz reisen, aber Lohnabhängige
müssen sich allein des täglichen Sattwerdens wegen einem
Infektionsrisiko aussetzen.

Mag die lautstark proklamierte Freiheit auch mit der Warnung des
Premierministers einhergehen, weiterhin vorsichtig zu sein und es
nicht zu übertreiben, so handelt es sich dabei um nicht mehr als eine
im Vorweg erteilte Rückversicherung, gegebenenfalls die Verantwortung
für größere Ausfälle an die Betroffenen delegieren zu können. In der
neoliberalen Gesundheitswirtschaft fungiert das Prinzip der
Eigenverantwortung in erster Linie als Bezichtigungskonstrukt, mit
dem die Kosten kapitalistischer Vergesellschaftung auf die
Marktsubjekte abgewälzt werden sollen, um die Profite zu
privatisieren und die Kosten zu sozialisieren. Nicht der Stress des
täglichen Überlebens, die chemische Verseuchung der Nahrungsmittel,
die toxische Belastung der Atemluft oder andere Folgen
fossilistischer Industrieproduktion sollen krank machen, sondern
individuelles Fehlverhalten wird zur Universalbegründung
medizinischer Ausfälle erhoben.

Während die häufig aufgrund permanenter Belastung sozialökologischer
Art chronifizierten Erkrankungen, die mit dem prothetischen Arsenal
der Hochleistungsmedizin und Pharmaindustrie zumindest so weit
eingeschränkt werden, dass die Menschen erwerbsfähig bleiben, was als
zentralen biopolitischen Zweck staatlicher Gesundheitsfürsorge zu
bezeichnen nicht übertrieben sein dürfte, als vermeintliches
Individualgeschehen für das Raster der Eigenverantwortung passförmig
gemacht werden können, sind die Verbreitungswege eines Erregers mit
hoher Infektiosität wie SARS-CoV-2, der vor allem über das gemeinsam
genutzte Fluidum der Atemluft um sich greift, hochgradig sozial
bestimmt. Die von Boris Johnson propagierte individuelle Freiheit ist
schon deshalb eine Mogelpackung, weil an einem infektiösen Geschehen
mindestens zwei Personen beteiligt sind. Die Entpflichtung gerade so
einfach und direkt zu vollziehender Infektionsschutzmaßnahmen wie das
Tragen von Masken, das Halten von Abstand und das Verbot des
Zusammentreffens großer Menschenmengen in Innenräumen ist mithin
nicht weit entfernt von einer sozialdarwinistischen Maßnahme zur
Verlängerung der Front klassenspezifischer Auseinandersetzungen.

Eine Gesellschaft wie die britische, deren Gesamtprodukt in erster
Linie dem finanzkapitalistischen Akkumulationsmodell der Londoner
City geschuldet ist, macht Menschen aufgrund ihres geringen und
weiter sinkenden Anteils an konventioneller Mehrwertproduktion
systematisch für den Produktionsprozess überflüssig. Zugleich wird
ein erheblicher Optimierungsdruck entfacht, der den Geschäftsbetrieb
rationalisieren und die Arbeit produktiver machen soll. Das fast
zeitgleiche Ausscheren Großbritanniens aus der EU, das diesen
Rationalisierungsprozess auf die Spitze treiben und das globale
Geschäft des britischen Kapitals effizienter machen soll, und des
Beginns der Pandemie hat die herrschenden Geld- und Funktionseliten
dazu veranlasst, die bei Arbeitsschutz, Arbeitsplatzgarantie und
Sozialfürsorge flexibilisierte Bewirtschaftung der Bevölkerung
auch auf das administrative Gesundheitsmanagement zu übertragen.

Wo biopolitische und staatsökonomische Zwecke in eins fallen, wird
die Lebenskraft und -zeit der Menschen kalt kalkuliert auf rabiate
Weise zum Verbrauchsstoff gemacht. Der Begriff des "Humankapitals"
ist so zynisch nicht, denn die bei seiner Kritik in Anspruch
genommene Moral hat in kapitalistischen Gesellschaften lediglich
Feigenblattfunktion. So lange deren Betriebsmodus in der Verwertung
des Kapitals um seiner selbst willen besteht, was in der
Gleichgültigkeit des jeweiligen Gegenstands der Rechnung, aus Geld
mehr Geld zu machen, in Erscheinung tritt, ist die Austauschbarkeit
und Objektivierbarkeit dieses Produktionsfaktors mit der
betriebswirtschaftlichen Vokabel "Human Ressources" korrekt benannt.
Demgemäß geht es bei der Seuchenbekämpfung nicht um den Menschen an
und für sich, sondern die Sicherung seiner Verwertbarkeit durch eine
Form der sozialen Reproduktion, deren Hauptzweck der Bestand
gesellschaftlicher Integrität und imperialistischer
Handlungsfähigkeit ist.

"Freedom Day" meint genau dies - der gesellschaftliche Gesamtbetrieb
soll auf die Höhe pandemischer Resilienz gebracht werden, um die
möglichst unbehinderte Entfachung der Produktivkräfte auch bei
höheren Verlusten in der Bevölkerung garantieren zu können. Dazu
gehört selbstverständlich die Freiheit zu feiern und zu konsumieren,
so lange zahlungsfähige Nachfrage abzuschöpfen und die Zustimmung für
systemtragende Professionen und KapitaleignerInnen zu erlangen ist.
Partiell wieder aufzunehmender Einschränkungen wie die von Johnson
nach den großen Partys am Freedom Day ins Gespräch gebrachten
Impfpässe für NachtklubbesucherInnen, deren Vorzeigen ab September
verpflichtend werden soll, wie situativ abgestimmter
seuchenpolitischer Maßnahmen eingedenk hat die Gewährleistung des
Gesamtbetriebs auch als nach außen gewendeter Standortvorteil
Vorrang. Als Vorwand für repressive Maßnahmen, die über das
epidemiologisch Sinnvolle hinausgehen oder gleich auf andere Felder
staatlicher Sozialkontrolle überblenden, hat sich die Pandemie längst
bewährt, denn die Freiheit der Eigentumsordnung ist die Fessel all
jener, die nichts besitzen als ihre durch Verkauf stets
fremdbestimmte Arbeitskraft.

Dass die Privilegien der EigentümerInnen, die sich Freiheiten aller
Art in Form besonderer Leistungen und Kaufangebote herausnehmen
können, desto wertvoller werden, als der Schatten, der auf den davon
ausgeschlossenen GeringverdienerInnen, MigrantInnen und Flüchtenden
lastet, düsterer wird, vertieft den klassenantagonistischen Charakter
des Freedom Days. Meritokratische Effekte sind in das pandemische
Krisenmanagement eingepreist, denn soziale Ungleichheit ist ein
besonders heiß brennender Treibstoff, dessen der Phönix bedarf, wenn
er sich über die bei seinem Aufstieg produzierten Ascheberge erheben
will. Ein treffendes Sinnbild dafür ist der Start des
milliardenschweren englischen Unternehmers Richard Branson ins All -
wo der Schub seines Raumschiffes auf dem Rücken von Millionen
erwirtschaftet wird, ist der lebensfeindliche Gehalt einer möglichen
Flucht von der Erde hinter keinem Euphemismus menschlichen
Fortschritts mehr zu verstecken.

Das gilt auch für die aktuelle Aussage des britischen
Gesundheitsministers Sajid Javid, es sei an der Zeit zu lernen, mit
dem Virus zu leben, anstatt sich weiter vor ihm wegzuducken. Wenn mit
Freiheit gemeint ist, sich ganz auf die Impfung zu verlassen und alle
anderen Schutzvorkehrungen zu ignorieren, dann kann das nur als
Affront für all diejenigen verstanden werden, die weiterhin Vorsicht
walten lassen. Resilienz erweist sich ganz im Sinne der sogenannten
Risikogesellschaft, in der unternehmerisches Kalkül zur zentralen
Ratio aller Tausch- und Wechselverhältnisse erhoben wird, als
marktförmige Anpassungsstrategie, der ein gewisser Abrieb in Form
permanenter Verluste an Menschenleben oder Long Covid-Fälle
unabdinglich ist.

Die langfristigen Schäden, die durch das aktive Entfachen des
Infektionsgeschehens angerichtet werden und insbesondere die
nichtgeimpfte Altersgruppe bis 18 Jahre treffen könnten, beunruhigen
große Teile der Bevölkerung, wie Umfragen zeigen, bei denen mehr als
50 Prozent gegen die Aufhebung des verbindlichen Infektionsschutzes
votieren. Der Preis für das forcierte Erreichen der Herdenimmunität,
die angesichts der höheren Infektiosität der Delta-Variante bei über
90 Prozent der Bevölkerung liegen dürfte, deutet sich bereits in der
anwachsenden Zahl jüngerer Covid-PatientInnen auf den
Intensivstationen an. Die Prognose, dass rund 10 Prozent aller
Infizierten mit Long Covid-Symptomen zu kämpfen haben werden, von
denen wiederum ein Viertel dauerhafte Organschäden davontragen
könnte, ist bei einer möglichen Zahl von bis zu 100.000
Neuinfektionen am Tag ebenfalls nicht gering zu schätzen.

Die umfangreiche Literatur zum Zusammenhang des Überspringens in
Tieren residenter Infektionsagentien via tierischem Zwischenwirt oder
direkter Übertragung auf den Menschen als auch die von
EpidemiologInnen befürchtete Qualifizierung der Infektiosität und des
Überspringens von Immunschranken durch weitere Mutanten von
SARS-CoV-2 legt nahe, dass die destruktiven sozialen, medizinischen
und ökologischen Auswirkungen der fossilistischen Produktionsweise
und des globalen Reiseverkehrs wie Warenhandels in anwachsender
Häufigkeit Pandemiegeschehen hervorrufen werden. Die durch den
kapitalistischen Wachstumszwang befeuerten, auf immer mehr
Lebensbereiche ausgreifenden und deren Reproduktionsfähigkeit
erschütternden Produktivkräfte bewegen sich auf einem Verbrauchs- und
Zerstörungsniveau, das mehr in Frage stellt als die
Freiheitsversprechen eines Liberalismus, der die Fortsetzung dieses
Entwicklungspfades im Zweifelsfall gewaltsam durchsetzen will.

Die durch die Krise des Klimas, der Biodiversität und der weltweit
anwachsenden sozialen Verelendung aufgeworfene Frage, wie wir in
Zukunft arbeiten und leben wollen, erhält durch die Pandemie nicht
nur zusätzliche Brisanz, sondern lässt die radikale Überwindung der
herrschenden Gesellschaftsverhältnisse für immer mehr Menschen
alternativlos erscheinen. Ein gesellschaftliches Großexperiment wie
das in UK verfolgte Projekt, sich unter kapitalistischen Bedingungen
als imperialistischer Akteur auf der Weltbühne behaupten zu wollen,
indem die eigene Bevölkerung als Brennstoff viraler Reproduktion
einem Härtetest mit ungewissem Ausgang unterzogen wird, könnte
vielleicht sogar diejenigen, die selbst dann noch abwarten und
zuschauen, wenn der Himmel in Flammen steht oder Wassermassen
biblischen Ausmaßes aus seinen Pforten entlässt, während der Boden
in der Sonnenglut unfruchtbar wird oder in Schlammfluten wegsackt,
eines Besseren belehren.

26. Juli 2021
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KRIEG/1796: Schleichweg zu globalen Fronten ... (SB)



Nach dem Ende des Kalten Krieges, der Wiederherstellung der
staatlichen Einheit Deutschlands und der Wiedererlangung unserer
vollen Souveränität haben wir uns in einer neuen Weise der
internationalen Verantwortung zu stellen. Einer Verantwortung, die
unserer Rolle als wichtiger europäischer und transatlantischer
Partner, aber auch als starke Demokratie und starke Volkswirtschaft im
Herzen Europas entspricht. [...] Gerade wir Deutschen haben nun auch
eine Verpflichtung, unserer neuen Verantwortung umfassend gerecht zu
werden. Das schließt - und das sage ich ganz unmissverständlich - auch
die Beteiligung an militärischen Operationen ausdrücklich
ein.

Kanzler Gerhard Schröder am 11. Oktober 2001 im Bundestag [1]



Angesichts seiner reichhaltigen Erfahrung im Umgang mit Niederlagen
sollte es dem deutschen Militarismus auch nach dem fluchtartigen Abzug
vom Hindukusch nicht sonderlich schwer fallen, sich in die nächsten
Waffengänge zu stürzen. Wie ein Dieb in der Nacht musste sich die
Bundeswehr aus Afghanistan fortschleichen, um nicht beim
klammheimlichen Abflug noch verlustreich verabschiedet zu werden. Die
letzten deutschen Transportmaschinen verließen das Feldlager Camp
Marmal mit ausgeschalteten Transpondern, aus Angst von den Taliban
abgeschossen zu werden. Das gern kolportierte Motto der NATO
"Gemeinsam rein - gemeinsam raus" nahm im Zuge einer Fahrt
aufnehmenden Absetzbewegung wie insbesondere des geheim gehaltenen
Abgangs der US-Truppen doch eher die Form eines "Rette sich wer kann!"
an, auch wenn ein ums andere Mal betont wurde, dass von Parallelen zu
Saigon überhaupt keine Rede sein könne.

Ohnehin war der weitaus längste Krieg mit deutscher Beteiligung in der
Geschichte der Bundesrepublik hierzulande weitgehend in Vergessenheit
geraten. Allenfalls wenn alljährlich im März die Verlängerung des
Mandats anstand und der Bundestag im eingeübten Schlagabtausch darüber
debattierte, riefen obligatorische Medienberichte einen flüchtigen
Seitenblick wach. Bedrängt von Sorgen, die um das eigene Wohlergehen
kreisen, taucht nur das im Visier der Gefahrenabwehr auf, was die
Überlebensperspektive unmittelbar zu beeinträchtigen droht. Woraus
sich der hiesige Lebensstandard speist, der trotz seines Verfalls für
immer mehr Menschen und begründeten Abstiegsängsten bis tief in die
Mittelschichten hinein immer noch weit in den Schatten stellt, was für
die allermeisten anderen Länder gilt, ist keines Gedankens wert, der
Konsequenzen nach sich zöge. Für die Kumpanen der Räuberbande, die
vielerorts durch Handel und Waffengewalt mordet und plündert, scheint
die Welt so weit in Ordnung zu sein, dass man besser nicht daran
rührt, sie zu verändern.
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Im Würgegriff 20 Jahre währender Okkupation

Außerdem ist ja auch gar nicht ausgemacht, dass der deutsche
Expansionismus an diesem Kriegsschauplatz tatsächlich verloren hat.
Zumindest konnte die Truppe mit dem achselzuckenden Fazit abrücken,
dass es sich irgendwie nicht gelohnt hat, und zwar verdrossen, aber
wohlbehütet an die heimischen Fleischtöpfe zurückkehren. Ganz anders
sieht es zwangsläufig für die Menschen in Afghanistan aus, die
größtenteils in Armut und Elend leben. Ihre Lage ist schlimmer denn
je. Nach Angaben der Weltbank existiert die Hälfte der Bevölkerung
unter der von den Vereinten Nationen definierten Armutsgrenze, die bei
einem Dollar pro Tag angesetzt wird. Afghanistan gehört zu den Ländern
mit der niedrigsten Bildungsrate weltweit - nach Angaben der UNESCO
können unter den über 15-jährigen nur drei von zehn lesen und
schreiben. Jedes vierte Kind muss seinen Eltern bei der Arbeit helfen,
statt zur Schule zu gehen, weil die Familien anders nicht überleben
können.

Rund drei Millionen Binnenvertriebene gibt es in Afghanistan, allein
seit Jahresbeginn kamen fast 300.000 Menschen hinzu. Die
Sicherheitslage ist im Laufe der Besatzungszeit immer schlechter
geworden. Seit Beginn der Militärintervention von USA und NATO stieg
die Zahl ziviler Opfer nahezu Jahr für Jahr weiter an, wovon Kinder in
immer größerem Ausmaß betroffen waren, und die mit der Regierung
verbündeten Kräfte hatten einen erheblichen Anteil daran. Neben
Selbstmordanschlägen verursachten Luftangriffe jeweils die größte Zahl
an zivilen Opfern. Kabul ist einer der gefährlichsten Orte der Welt.
Bombenanschläge, Raketenangriffe, Entführungen - das alles ist Alltag
in der afghanischen Hauptstadt. Dem "Costs of War Project" zufolge,
das sich auf registrierte Todesfälle stützt, starben in Afghanistan
und Pakistan mindestens 238.000 Menschen in direkter Folge von
Kriegshandlungen, über 71.000 davon Zivilistinnen. Nach der Analyse
der IPPNW-Studie "Body Count" liegt die tatsächliche Zahl der zivilen
Opfer jedoch vermutlich fünf- bis achtmal so hoch. Hinzu kommt eine
noch weit höhere Zahl von Verwundeten. [2]

Der Marionettenregierung steht das Wasser bis zum Hals, da ihre
Existenz ganz und gar von westlichen Truppen und Geldern abhängt. Zwar
verkündete Präsident Aschraf Ghani, ein Rückzug der Amerikaner würde
keine Auswirkung auf die Sicherheit in Afghanistan haben, da die
Regierung die vollständige Kontrolle im ganzen Land ausübe. Absurder
konnte die Durchhalteparole nicht sein, da die Taliban schon jetzt so
weite Teile des Landes kontrollieren wie seit 2001 nicht mehr. In den
meisten ländlichen Gebieten und Provinzen haben sie die Vorherrschaft
erlangt oder die Kontrolle bereits vollends übernommen, nur in den
Städten und Distriktzentren kann sich die Regierung noch teilweise
militärisch behaupten. De facto droht nach dem Ende der 20-jährigen
westlichen Okkupation eine Machtübernahme der Taliban, die das Land
bis auf die Hauptstadt Kabul im Grunde bereits in der Hand haben. Dazu
gehören auch viele Gebiete im Norden, die in den 90er-Jahren nie von
ihnen erobert worden waren. Die Provinzhauptstädte sind größtenteils
eingekreist und werden in absehbarer Zeit fallen. Für die Regierung
und deren Milizen gibt es kein Rückzugsgebiet mehr. [3]

Nie haben sich islamistische Kämpfer aus Afghanistan auf den weiten
Weg nach Europa gemacht, woran sich auch nach dem absehbaren Sieg der
Taliban nichts ändern wird. Enorme Auswirkungen hat dieser jedoch
insofern, als abermals sehr viele Menschen die Flucht ergreifen werden
- sei es aus politischen Gründen oder weil das Elend im Land, das
derzeit von einer ungeheuren Dürre heimgesucht wird, weiter zunimmt.
Vergleichbar mit Syrien im Jahr 2015 dürfte es aus Afghanistan zu
einem weiteren großen Exodus von Menschen kommen, die versuchen,
europäische Länder zu erreichen.
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"Wir lassen euch nicht im Stich ..."

"Wir lassen euch nicht im Stich", lautete das Versprechen der
Bundesregierung an die afghanischen Helfer der Bundeswehr. Inzwischen
sind die deutschen Truppen heimgekehrt, doch die sogenannten
Ortskräfte größtenteils schutzlos zurückgeblieben. Dolmetscher,
Elektriker, Fahrer, Küchenhelfer oder Sicherheitspersonen - wer für
die Bundeswehr gearbeitet oder mit ihr Geschäfte gemacht hat, sieht
sich akuter Bedrohung ausgesetzt. Er muss die Rache der Taliban
fürchten, doch unter Umständen auch, dass seitens Regierungskreisen
alte Rechnungen beglichen werden. Viele haben bereits ihr Haus, ihren
Landbesitz oder gar Angehörige verloren, eine Rückkehr an ihren
Heimatort, wo sie jeder kennt, ist oftmals unmöglich.

Nach langem Streit innerhalb der Bundesregierung, bei dem vor allem
Horst Seehofers Innenministerium gemauert hatte, war der Kreis der
grundsätzlich Ausreiseberechtigten auf alle seit 2013 für die
Bundeswehr Beschäftigten ausgeweitet worden. Rund 2400 solcher Visa
sind erteilt, was jedoch nichts daran ändert, dass Hunderte oder gar
Tausende weiterer Afghanen mit der Angst leben müssen, dass die
Taliban sie aufspüren, bevor sie die rettende Reise nach Deutschland
antreten können. Die Lösung, Ortskräfte mit der Bundeswehr sicher
auszufliegen, wurde systematisch verschleppt. Sie sollen sich nun
selbst Flugtickets besorgen und ihre Ausreise organisieren. Das
Verfahren der "eigenverantwortlichen Ausreise" habe sich bewährt,
stellte das Innenministerium auf Nachfrage zynisch klar. Für die
Zurückgelassenen gibt es keine Anlaufstelle, da das angekündigte
Ortskräftebüro in Masar-i-Sharif nie eröffnet wurde. Das einzig
verbliebene deutsche Büro befand sich noch in Kabul, doch der Weg
dorthin durch von den Taliban kontrolliertes Gebiet ist
lebensgefährlich. [4]
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Milliarden befeuern den Stellvertreterkrieg

Wer glaubt noch den Treppenwitz hiesiger Kriegspropaganda, dass die
Bundeswehr am Hindukusch gewesen sei, um Demokratie zu bringen, die
Infrastruktur aufzubauen oder die Mädchen und Frauen vom patriarchalen
Joch zu befreien? Sie repräsentierte dort deutsche Interessen mit
Waffengewalt, sich Einfluss in der Region zu verschaffen. So war die
Lehre aus dem Massaker von Kundus, das auf deutschen Befehl verübt
wurde, nicht der Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan oder wenigstens
eine angemessene finanzielle Entschädigung der Hinterbliebenen. Oberst
Klein wurde entlastet und bald darauf zum General befördert, hatte er
doch den ausstehenden Beweis erbracht, dass auch die deutsche Truppe
handfest Krieg führen kann. Es wurden Milliarden in die Kriegsführung
investiert und weitere Milliarden ins Land gepumpt, um kleine und
große Warlords und Statthalter zu alimentieren, die im Interesse
rivalisierender Regional- und Großmächte einen Stellvertreterkrieg
anheizen. Die Bevölkerung wird von allen mit Füßen getreten, und dabei
mischt auch Deutschland kräftig mit, indem Potemkinsche Dörfer
diverser Ausbildungs- und Aufbauprojekte vorgehalten werden, deren
Finanzierung in den Taschen lokaler Schutzherren oder Marionetten
landet.

Afghanistan gilt als der Inbegriff eines Landes, das von Armut, Elend
und Krieg ohne Aussicht auf ein Ende dieser Verheerungen geprägt ist.
Nach Jahrzehnten der Eskalation lebensfeindlicher Verhältnisse drängt
sich der Eindruck auf, dass das am Hindukusch nie anders gewesen und
gleichsam das Wesensmerkmal einer rückständigen Gesellschaft ist, die
aufgrund der ihr innewohnenden Strukturen den Anschluss an die Moderne
zwangsläufig verfehlt hat. Dass diese kolonialistische Sichtweise
trügt, bezeugen Berichte aus den 1960er- und 70er-Jahren, die eine
differenzierte Perspektive eröffnen und zumindest ahnen lassen, dass
eine andere Entwicklung möglich gewesen wäre, hätten ausländische
Interventionen nicht ihre Ansätze zerstört und das Land bis heute mit
imperialistischer Aggression überzogen.

Angesichts seiner zentralen geographischen Lage ist Afghanistan
Brückenkopf und Drehscheibe des Ringens der Großmächte um
geostrategische Positionen, Rohstoffe und deren Transportwege, in
jüngerer Zeit auch reichhaltige Vorkommen weltweit begehrter
Bodenschätze. Für die westlichen Okkupanten ist das Land ein nach
Zentralasien weisender Keil zwischen China und Russland, den beiden
Widersachern in den finalen Schlachten um globale Vorherrschaft. Für
Deutschland ging es dabei nicht nur um konkret realisierten
ökonomischen Zugewinn, sondern in einer Kette sukzessive ausgeweiteter
Kriegsbeteiligungen um günstige Ausgangsbedingungen für den
nächstfolgenden Waffengang. Denn wer dabei nicht mitzieht droht auf
der Strecke zu bleiben.

Die kurzschlüssige Faustformel, wonach das Engagement der westlichen
Mächte gescheitert sei, weil anstelle von Fortschritten nur eine
Verschlimmerung der Verhältnisse eingetreten ist, hieße indessen, der
Propaganda vorgehaltener Einsatzziele bereitwillig auf den Leim zu
gehen. NATO-Staaten haben Afghanistan, den Irak, Libyen und Syrien
bedrängt und überfallen, um Staatswesen zu zerschlagen, nicht um sie
nach demokratischen Maßgaben zum Wohle der Bevölkerung aufzubauen. Sie
sind auch nach Kabul gekommen, um zu bleiben, wobei sie den Blutzoll
auf die einheimischen Sicherheitskräfte umlasten und ihre Präsenz
zurückfahren, aber keineswegs völlig aufzugeben trachten. Weder
Washington noch Berlin ist bereit, Russland, China, dem Iran oder
einem anderen Rivalen Einfluss auf das strategisch wichtige Land zu
überlassen. Wenngleich die Kampftruppen abgezogen werden, um sie an
anderen Kriegsschauplätzen einsetzen zu können, bleibt ein gewisser
Bodensatz an sogenannten Beratern und privaten Söldnern im Land, wie
auch der Krieg aus der Luft mit Drohnen und Flugzeugen nicht endet.
Auch werden regionale Verbündete des Westens wie die Türkei, aber auch
Pakistan, ermutigt, den Konflikt am Kochen zu halten. Die Intervention
hat viele Gesichter und keines davon lächelt dem jahrzehntelang
drangsalierten Land versöhnlich zum endgültigen Abschied zu.

Anfang des Jahres waren noch etwa 10.000 reguläre Soldaten aus
insgesamt 40 NATO-Ländern und -Partnerstaaten in Afghanistan
stationiert, darunter auch rund 1000 aus Deutschland. Nachdem sich die
USA als größter Truppensteller gegen einen weiteren Verbleib in dem
Land entschieden hatten, beschloss die NATO im April, den Abzug aus
Afghanistan einzuleiten. Denn für die Partner wäre eine Fortführung
des Einsatzes nur unter gravierenden Zusatzkosten und enormen Risiken
möglich gewesen. Die letzten deutschen Soldaten kehrten am 30. Juni in
die Heimat zurück. Zu den wenigen ausländischen Streitkräften im Land
zählen neben einigen US-Amerikanern unter anderem noch Türken und
Norweger. Die Türkei sichert derzeit den Flughafen von Kabul und die
Norweger betreiben ein Feldkrankenhaus. Ein sicherer Betrieb des
Flughafens gilt zusammen mit einer medizinischen Versorgung als
Voraussetzung dafür, dass Botschaften und internationale Vertretungen
im Land bleiben können. [5]
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Deutscher Militarismus drängt an die Front

Am 7. Oktober 2001 griff die US-Armee Afghanistan mit der fingierten
Begründung an, die Taliban müssten gestürzt werden, weil sie Osama bin
Laden Zuflucht gewährten und daher zur "Achse des Bösen" gehörten. Die
anderen westlichen Mächte ließen sich nicht lange bitten, und auch
Deutschland zog unter Kanzler Schröder in "uneingeschränkter
Solidarität" mit. Sich vorgeblich vom Bündnis rufen oder drängen zu
lassen gehörte stets zu den bevorzugten Mechanismen des deutschen
Strebens nach Vorherrschaft, zumal sich die Kriegsbeteiligung auf
diese Weise an der Heimatfront gut verkaufen ließ. In Wirklichkeit
hatte die rot-grüne Bundesregierung unter Gerhard Schröder und seinem
Außenminister Joseph Fischer Washington die deutsche Kriegsbeteiligung
regelrecht aufgedrängt. Der damalige US-Verteidigungsminister Donald
Rumsfeld bestätigte später auf einer Pressekonferenz, dass Berlin nie
um die Bereitstellung von Soldaten gebeten worden sei, wie die
Bundesregierung behauptet hatte.

Am 11. Oktober 2001, vier Tage nach Beginn der amerikanischen
Kriegshandlungen in Afghanistan, kündigte Kanzler Schröder vor dem
Bundestag eine grundlegende Neuorientierung der deutschen Außenpolitik
an. Einen Monat später beschloss der Bundestag die Bereitstellung von
3900 Bundeswehrsoldaten für den Kampf gegen den internationalen
Terrorismus. Schröder verknüpfte die Abstimmung mit der
Vertrauensfrage, was höchst ungewöhnlich war, zumal angesichts der
Unterstützung von Union und FDP auch bei Gegenstimmen aus dem eigenen
Lager eine Mehrheit garantiert gewesen wäre. Doch der Kanzler wollte
sicher gehen, dass SPD und Grüne geschlossen für den größten deutschen
Militäreinsatz seit dem Zweiten Weltkrieg stimmen. Auch Fischer drohte
mit Rücktritt, falls sich die Grünen-Fraktion gegen den
Afghanistaneinsatz wenden sollte. Diese Drohungen erwiesen sich als
überflüssig. Ein SPD-Parteitag stimmte drei Tage später mit 90 Prozent
der Kriegspolitik zu, und auf dem Bundesparteitag der Grünen stellten
sich mehr als zwei Drittel der Delegierten hinter den Kriegsbeschluss.

So wurde der erste Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan am 22.
Dezember 2001 beschlossen, die ersten deutschen Kräfte erreichten das
Land im Januar 2002. Zunächst umfasste der Einsatz die militärische
Beteiligung an der Operation Enduring Freedom und an der
Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe ISAF bis 2014. Danach
blieben Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr im Rahmen der
NATO-Folgemission Resolute Support im Land. Nach der Ankündigung der
US-Regierung, im Mai 2021 US-Truppen aus Afghanistan bis spätestens
zum 11. September 2021 abzuziehen, begannen auch die anderen
NATO-Truppen, das Land zu verlassen. Am 29. Juni 2021 verließen die
letzten deutschen Soldaten und Soldatinnen das Einsatzgebiet. Damit
endete ein fast 20-jähriger Einsatz der Bundeswehr, die das
zweitgrößte Kontingent nach den USA gestellt hatte. Insgesamt waren
über 150.000 deutsche Soldaten und Soldatinnen am Hindukusch präsent,
viele wurden mehrfach eingesetzt. 59 von ihnen kamen in Afghanistan
ums Leben, wovon 35 im Gefecht oder durch Anschläge getötet wurden.
Tausende weitere trugen Verletzungen davon, und ungezählt bleiben
jene, die traumatisiert und unter Umständen lebenslang an den Folgen
ihres Einsatzes zu leiden haben. Allein die militärischen Kosten des
Kriegseinsatzes beliefen sich auf 12 Milliarden Euro.

Dabei führte die Bundeswehr angeblich gar keinen Krieg, sondern bohrte
Brunnen, pflanzte Bäume und sorgte für Mädchenschulen. Ein
Bundespräsident musste sogar noch zurücktreten, als er das
Offensichtliche offen aussprach, dass deutsche Wirtschaftsinteressen
weltweit militärisch gesichert werden müssten. Ein
Verteidigungsminister stolperte über Kundus, doch so wurde Zug um Zug
die Legitimation deutscher Intervention vorangetrieben. Seit 2015
handelte es sich offiziell nicht mehr um einen Kampfeinsatz, sondern
eine "Ausbildungs-, Beratungs- und Unterstützungsmission". Wenngleich
es Washington und Berlin nicht gelungen ist, in Kabul ein stabiles
Marionettenregime zu installieren, hat der Krieg doch aus deutscher
Sicht einen wichtigeren Zweck erfüllt und der Rückkehr des
Militarismus den Weg gebahnt. Darauf lässt sich aufbauen. So unternahm
die Große Koalition 2014 einen weiteren Anlauf, als Außenminister
Frank-Walter Steinmeier, der 2001 als Kanzleramtschef vermutlich
bereits Schröders Kriegsrede geschrieben hatte, fast wortgleich eine
größere militärische Rolle in der Weltpolitik ankündigte. Seither sind
die Militärausgaben von 32 auf über 50 Milliarden Euro je
Haushaltsjahr massiv gestiegen und Steinmeier ist Bundespräsident.
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Vom Interventionskrieg zum Großmachtkonflikt

Die westlichen Militärinterventionen haben vielerorts ganze Regionen
ins Elend gestürzt, ohne dass der angestrebte Zweck in vollem Umfang
erreicht worden wäre, weshalb allenthalben von einem Scheitern die
Rede ist. In Mali, wo das größte deutsche Kontingent stationiert ist,
weiten sich nach acht Jahren Krieg Aufstände und dschihadistische
Überfälle zum Flächenbrand in der gesamten Sahelzone aus. Frankreich
hat das Ende seines Kampfeinsatzes angekündigt. In Libyen herrscht
nach dem Waffenstillstand lediglich die Ruhe vor dem nächsten Sturm.
Maßgeblichen Einfluss üben dort nicht die westlichen Mächte, sondern
die Türkei, Russland und die Vereinigten Arabischen Emirate aus. In
Syrien ist es nicht zum Regime Change gekommen, Russland, die Türkei
und der Iran sind mit jeweils eigenen Interessen in die Bresche
gesprungen. [6]

Damit dürfte die Ära der klassischen westlichen Interventionskriege
wohl ihren Zenit überschritten haben. Der Rückzug von Kampftruppen aus
Afghanistan diente indessen nicht zuletzt dem Zweck, sie an anderen
Fronten einzusetzen. Da der sukzessive Vormarsch in die Region
zwischen Russland und China ins Stocken geraten ist, wurde die Wende
zum unmittelbaren Großmachtkonflikt auf die Tagesordnung gesetzt. Wie
seit langem strategisch geplant, wenden sich die USA nun massiv der
Konfrontation mit China zu, um dessen Aufstieg zur führenden Weltmacht
gewaltsam zu verhindern. Der deutsche Militarismus ist auch in
Ostasien und im Südchinesischen Meer zunehmend mit von der Partie,
insbesondere jedoch in Osteuropa gegen Russland aufgestellt. Mit dem
Rückzug aus Afghanistan wurde allenfalls eine Front gewechselt, nicht
jedoch vom ultimativen Argument massiver Waffengewalt Abstand
genommen.


Fußnoten:


[1] www.wsws.org/de/articles/2021/07/02/afgh-j02.html

[2] www.heise.de/tp/features/Die-letzten-Bundeswehr-Streitkraefte-haben-Afghanistan-verlassen-6124328.html

[3] www.deutschlandfunk.de/journalist-zur-lage-in-afghanistan-taliban-haben-faktische.694.de.html

[4] www.tagesschau.de/inland/ortskraefte-afghanistan-103.html

[5] www.n-tv.de/politik/NATO-Einsatz-in-Afghanistan-ist-Geschichte-article22687305.html

[6] www.jungewelt.de/artikel/405432.am-abgrund.html
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INTERNATIONAL/326: Skandal-Prozess im Vatikan wegen zweifelhafter Immobiliengeschäfte auf Oktober verschoben (Gerhard Feldbauer)

Skandal-Prozess im Vatikan eröffnet und auf Oktober verschoben

Der Kirchenstaat betrieb zweifelhafte Immobiliengeschäfte und wurde
dabei über den Tisch gezogen

von Gerhard Feldbauer, 30. Juli 2021



Im Vatikan ist am Dienstag ein Skandal-Prozess ohnegleichen eröffnet
worden. Es geht um zweifelhafte Immobilien-Geschäfte in Höhe von
Hunderten Millionen Euro, bei denen der Kirchenstaat sich bereichern
wollte, aber von gewieften Gaunern über den Tisch gezogen wurde. Mit
dem prominenten Kardinal Giovanni Angelo Becciu, der bei dem dubiösen
Unternehmen Regie führte, steht erstmals ein Kirchenoberer dieses
Ranges vor einem vatikanischen Gericht. Mit ihm sitzt auch das
vatikanische Staatssekretariat selbst auf der Anklagebank. Zur
Kuriosität gehört, dass das Staatssekretariat gleichzeitig als
Nebenkläger auftritt, darunter Kardinalstaatssekretär Pietro Parolin,
der sich als Geschädigter sieht.

Becciu war bis Ende Juni 2018 "Substitut für die Allgemeinen
Angelegenheiten des Staatssekretariats". Dieses Amt gleicht in seiner
Machtfülle dem deutschen Kanzleramt, was Becciu zu einem der
mächtigsten Männer im Vatikan, zur Nummer drei in der Hierarchie des
Kurienstaates, machte. Am 31. August 2018 wurde er Präfekt der
Kongregation für die Selig- und Heiligsprechungsprozesse. Im September
2020 trat er von allen Ämtern zurück.

Ihm werden Veruntreuung, Geldwäsche, Betrug, Amtsmissbrauch und
weitere Delikte vorgeworfen. Während sich die meisten Angeklagten
durch ihre Anwälte vertreten ließen, erschien Becciu persönlich vor
Gericht, und mit ihm sein ebenfalls angeklagter ehemaliger
Privatsekretär Mauro Carlino. "Der Kardinal ist überzeugt, seine
Unschuld beweisen zu können", sagte sein Anwalt Fabio Viglione.
Gleichzeitig teilte Becciu mit, er werde gegen den früheren
Mitarbeiter des Staatssekretariats Monsignor Alberto Perlasca und die
ehemalige Beraterin im Vatikan Francesca Immacolata Chaouqui, eine
Italo-Marokkanerin, wegen schwerwiegender und völlig falscher Aussagen
während der Ermittlungen Anzeige erstatten.

Mit Becciu sind insgesamt zehn Personen aus Kirchen- und Laienämtern
des Staatssekretariats sowie hochrangige Mitarbeiter der vatikanischen
Finanzinformationsbehörde angeklagt, unter ihnen der inzwischen
entlassene Direktor der vatikanischen Finanzaufsicht, Tommaso Di
Ruzza. Aus der internationalen Finanzwelt gehört der römische Broker
Enrico Crasso mit seinen Finanzmaklern Raffaele Mincione und Gianluigi
Torzi dazu. Die Untersuchungen erstreckten sich bis in die Vereinigten
Arabischen Emirate, nach Großbritannien, Jersey, Luxemburg, Slowenien
und in die Schweiz.

Zu den Angeklagten gehört auch der frühere Präsident der Vatikanischen
Finanzinformationsbehörde, René Brülhart aus der Schweiz. Auch er
beteuerte seine Unschuld, er habe seine Aufgaben immer korrekt
erfüllt. Auch der Investmentbanker Gianluigi Torzi, der im April per
Haftbefehl festgenommen wurde, sitzt auf der Anklagebank. Ihm wird
Geldwäsche und das Ausstellen von Rechnungen für fiktive
Finanzgeschäfte vorgeworfen.

Den Vorsitz des dreiköpfigen Gerichts führt Giuseppe Pignatone an, der
zu den angesehensten italienischen Staatsanwälten zählte. Er ist ein
bekannter Mafia-Verfolger, erst auf Sizilien, dann zuletzt in Rom, wo
er die Operation "Mafia Capitale" leitete. Papst Franziskus hatte ihn
2019 zum Präsidenten des vatikanischen Gerichts ernannt. Das Tribunal
tagte in einem behelfsmäßigen Gerichtssaal, der für den Prozess in den
Vatikanischen Museen eingerichtet wurde.

In dem Verfahren geht es um insgesamt mindestens 350 Millionen Euro,
die der Vatikan 2018/19 in eine Luxusimmobilie im Londoner Stadtteil
Chelsea investierte und dabei Millionen Verluste einfuhr. Publik
wurde, dass es zu den Finanzpraktiken des Vatikans gehört, Immobilien
zu erwerben und mit Gewinn wieder zu verkaufen. Das diene dem
Erwirtschaften seiner Einnahmen, hieß es. Im vorliegenden Fall kaufte
die Kurie ein Geschäftshaus in der 60 Sloane Avenue in London und
zahlte dafür einen unangemessen hohen Preis, weil nicht erkannt wurde,
dass der bereits erwähnte Investmentbanker Torzi eine hoch über dem
Wert liegende Kalkulation vorgelegt hatte. Obendrein verheimlichte er,
dass er selbst vertragliche Anteile mit Stimmrechten hielt. Da die
Anteile des Vatikans keine enthielten, hatte der Kirchenstaat keine
Kontrolle über die Immobilie. Wie das Medienportal Vatican News
enthüllte, verlangte Torzi für die Überlassung der Anteile 23 Millionen
Euro. Nach langem Feilschen bezahlte der Vatikan schließlich 15
Millionen Euro.

Für den Kauf der Immobilie sollen auch Spendengelder aus dem
Peterspfennig, einer jährlichen Kollekte, die die katholischen
Gläubigen weltweit erbringen, verwendet worden sein. Die Ermittlungen
deckten laut Vatican News ein Netz zweifelhafter Machenschaften
auf. An dem Deal Beteiligte hätten auch "in die eigene Tasche"
gewirtschaftet.

Auf Antrag der Anwälte der Angeklagten ist der Prozess am ersten
Verhandlungstag nach achtstündigen Beratungen auf den 5. Oktober
verschoben worden. Dazu wurden Formfehler, fehlende Dokumente und
mangelnde Vorbereitungszeit angeführt. Der Vorsitzende Richter,
Giuseppe Pignatone, beauftragte den leitenden Staatsanwalt als
Vertreter der Anklage, den Anwälten der Verteidigung bis zu diesem
Zeitpunkt weitere Beweisstücke und die fehlenden Dokumente zur
Verfügung zu stellen, unter anderem ein Video mit der Vernehmung des
ehemaligen Verwaltungschefs im Staatssekretariat, Monsignor Alberto
Perlasca, der zwar bei allen Finanzoperationen die Finger im Spiel
hatte, jetzt aber dem leitenden Staatsanwalt des Vatikans als
Kronzeuge dient.

 * 
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INTERNATIONAL/325: Urteile in Rom gegen ehemalige Offiziere und Polizisten militär-faschistischer Diktaturen Südamerikas (Gerhard Feldbauer)

Urteile in Rom gegen ehemalige Offiziere und Polizisten
militär-faschistischer Diktaturen Südamerikas wegen Mord und Folter

Unter den Ermordeten 38 Italiener

von Gerhard Feldbauer, 14. Juli 2021



Nach 22jährigen Ermittlungen über heute 40 Jahre und länger
zurückliegende Verbrechen hat der Kassationsgerichtshof, das Oberste
Gericht Italiens, in der vergangenen Woche die Urteile, darunter 14
lebenslange Haftstrafen, gegen mehr als 20 ehemalige Offiziere,
Polizisten und Zivilisten militär-faschistischer Diktaturen
Südamerikas bestätigt. Sieben Verurteilte waren während der Verfahren
ersten Grades und der Berufungsverfahren gestorben. Die Ermittlungen
hatte die italienische Staatsanwaltschaft auf Forderung von
Angehörigen der Opfer 1999 aufgenommen. Die entscheidenden
Untersuchungen lagen in den Händen des römischen Staatsanwalts
Giancarlo Capaldo, der dazu in 12 Ländern recherchierte. Die aus
Bolivien, Chile, Peru und Uruguay stammenden Personen waren "wegen
Menschenrechtsverletzungen, Mord und Entführung" angeklagt worden,
berichtete die staatliche Nachrichtenagentur ANSA. Unter den
verfolgten Oppositionellen befanden sich 38 Personen, die auch die
italienische Staatsbürgerschaft besaßen. Zur Urteilsverkündung befand
sich nur der italienisch-uruguayische Marineoffizier Jorge Néstor
Troccoli in Italien. Alle anderen Urteile ergingen in Abwesenheit.
Troccoli, der dem Geheimdienst der uruguayischen Marine (FUSNA)
angehörte, wurde beschuldigt, in der argentinischen Marine an der
Verschleppung, Folterung und Ermordung von Regime-Gegnern teilgenommen
zu haben, darunter sechs italienische Staatsbürger.




[image: Foto: Pepe Robles, Public domain, via Wikimedia Commons]

Gedenkmarsch mit Fotos von Verschwundenen am 24. März 2006 in Buenos Aires aus Anlaß des 30. Jahrestages des Militärputsches in Argentinien von 1976

Foto: Pepe Robles, Public domain, via Wikimedia Commons



In Argentinien wurden im Zuge der militär-faschistischen Diktatur 1976
bis 1983 nach Schätzung von Menschenrechtsorganisationen 30.000
Menschen verschleppt und ermordet. In Chile waren es unter der
Pinochet-Diktatur von 1973 bis 1990 mindestens 40.000, in Peru von
1964 bis 1985 70.000 und in Bolivien geschätzte 14.700. "Es waren die
1970er Jahre und der südamerikanische Kontinent wurde von
Militärregimes gequält: Jeder, der sich ihnen widersetzte, wurde
entführt, gefoltert, getötet und 'verschwand'. Es waren die Jahre der
Verschwundenen", kommentierte das linke Manifesto.

Jorge Ithurburu, der das Online-Portal 24. März herausgibt, das
sich der Suche nach Verschwundenen in Argentinien widmet, wies darauf
hin, dass es noch immer "Dutzende von Familien gibt, die noch heute
darauf warten, die Leichen ihrer vermissten Verwandten zu finden".

Troccoli, der lebenslänglich erhielt, war zum Prozess nicht
erschienen. Nach der Urteilsverkündung wurde er verhaftet und in das
Fuorni-Gefängnis in Salerno eingeliefert. Die römische
Nachrichtenagentur ADN-Kronos wies Anschuldigungen, das sei
"ein politischer Prozess", zurück. Die "Angeklagten wurden auf
Grundlage legitimer juristischer Prinzipien verurteilt", zitiert die
Agentur Vertreter des Kassationsgerichts.

ANSA verweist auf die Rolle der terroristischen "Operation
Condor" bei der Verfolgung von Oppositionellen in Lateinamerika.
Dieses Unternehmen wurde vom US-Geheimdienst CIA mit den
Partnerorganisationen der Diktaturen in Chile, Argentinien, Uruguay,
Paraguay, Bolivien und Peru in den 1970er Jahren geschaffen, um Gegner
der Regimes zu entführen, zu foltern, zu ermorden und auch einfach
verschwinden zu lassen. Die "Operation Condor", die "im Namen des
Kampfes gegen den Kommunismus in Lateinamerika" agierte, wurde von den
USA "offen unterstützt, um linke politische und oppositionelle Kräfte
auch weltweit zu verfolgen und zu töten", vermerkt das kommunistische
Online-Portal Contropiano.

Die Mörder und Folterknechte wurden auf einem Trainingscamp der US Army
in Fort Benning in Columbus (Georgia), der School of the Americas (SOA)
ausgebildet. Das bereits 1946 als "Escuela de las Américas" gebildete
Trainingscamp absolvierten mehr als 60.000 lateinamerikanische
Militärs.

Die Begründerin der Initiative der Angehörigen der italienischen Opfer
der Operation Condor für die juristische Verfolgung der Mörder,
Cristina Mihura, zeigte sich gegenüber Contropiano zufrieden
über die Urteile. Ihr Ehemann Bernardo Arnone, ein linker Uruguayer
italienischer Herkunft, floh nach dem Militärputsch des
Armee-Oberbefehlshabers Jorge Vileda 1976 in Uruguay nach
Argentinien. Er wurde in Buenos Aires entführt und verschwand danach
spurlos. Cristina Mihura bildete mit etwa 20 freiwilligen Aktivisten
eine Gruppe, die seit 1999 Staatsanwalt Capaldo unterstützte.

 * 
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INTERNATIONAL/324: Todesstrafe in den USA - Signal für Menschenrechte (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Todesstrafe in USA - Signal für Menschenrechte

von Helmut Ortner, 7. Juli 2021



Die Regierung von US-Präsident Biden hat Hinrichtungen auf Bundesebene
vorerst ausgesetzt. Justizminister Garland gab das Moratorium bekannt.
Bidens Vorgänger Trump hatte Hinrichtungen erlaubt. Dessen
Todesstrafen-Offensive steht für eine der tödlichsten Perioden in der
Geschichte der Todesstrafe auf Bundesebene.

Mehr als 2.500 Menschen warten in den Todeszellen der US-Bundesstaaten auf
ihre Hinrichtung, in den nationalen Todestrakten zusätzlich 61 Verurteilte
(2020). In den USA ist die Todesstrafe - so zynisch das klingen mag - Teil
des politischen Arsenals, mit dem die Glaubenskriege ausgetragen werden.
Das Recht des Staates, ein schweres Verbrechen mit der Hinrichtung des
Täters zu sühnen - daran scheidet sich das liberale vom konservativen
Amerika.

Kurz vor Ende seiner Amtszeit hatte sich Trump noch einmal als konsequente
Hardliner: Künftig sollten neben dem Tod durch die Giftspritze auch andere
Methoden der Hinrichtung wie Erschießungen, den elektrischen Stuhl oder den
Einsatz von tödlichem Gas erlaubt sein. Und Trump hatte die
Wiedereinführung von Hinrichtungen auf Bundesebene durchgesetzt, nachdem es
dort seit 2003 keine Hinrichtung mehr gegeben hatte. Die Todesstrafe war
seitdem zwar weiter verhängt, aber nicht vollstreckt worden. Der
Rechtsstreit um die Wiederaufnahme der Hinrichtungen hatte sich bis vor das
oberste Gericht in Washington gezogen, die Trump-Regierung setzte sich
schließlich durch. Die ersten drei Exekutionen waren daraufhin im Juli 2020
in einem Bundesgefängnis in Terre Haute im Staat Indiana per Giftspritze
durchgeführt worden.

Trump war immer ein glühender Verfechter der Todesstrafe, hier unterschied
er sich nicht von seinen republikanischen Ex-Kollegen. George W. Bush,
einer seiner Vorgänger, ließ während seiner Wahlkampfkampagne gar einst
verlauten, er befürworte die Todesstrafe, "weil ich glaube, dass sie Leben
retten kann". Eine bizarre Logik, die auch heute noch den meisten in der
Republikanischen Partei als Leitsatz dient. Dabei zeigen Studien, dass von
der Androhung von Todesstrafe keinerlei abschreckende Wirkung hat. Tatsache
ist: Trumps Hinrichtungs-Offensive markierte eine der tödlichsten Perioden
in der Geschichte der Todesstrafe auf Bundesebene seit mindestens 1927.

Nun hat die Regierung von US-Präsident Biden die Hinrichtungen auf
Bundesebene vorerst wieder ausgesetzt und ein Moratorium für Hinrichtungen
auf Bundesebene beschlossen. Wie Justizminister Merrick Garland mitteilte,
werden in den Bundesgefängnissen so lange keine Todesurteile mehr
vollstreckt, bis eine Überprüfung seines Ministeriums abgeschlossen ist. Es
gebe "ernsthafte Bedenken" gegen die Vollstreckung der Todesstrafe, schrieb
Garland in einem Vermerk. Er ordnete an, die von der Trump-Regierung
durchgesetzten Veränderungen der Richtlinien für Hinrichtungen zu
überprüfen. Unter anderem soll untersucht werden, ob die in der Giftspritze
verwendete Substanz Pentobarbital mit hohem Risiko Schmerzen und Qualen
verursacht. Zudem sollen Vorschriften geprüft werden, die Hinrichtungen
beschleunigen sollten. Auch die neu eingeführte Möglichkeit, bei
Exekutionen auf Methoden und Personal der Bundesstaaten zurückgreifen zu
können, soll auf den Prüfstand kommen. Auch verwies er auf mögliche
"Willkür", die überproportionale Betroffenheit von Schwarzen und die
"beunruhigende" Zahl von Fehlurteilen. Das Justizministerium müsse
sicherstellen, dass die Bundesjustiz jeden Menschen verfassungsgemäß und
gesetzeskonform, aber auch fair und menschlich behandele, erklärte Garland.


Heftige Debatten: Pro und Contra

Insgesamt ist die Todesstrafe in den USA auf dem Rückzug. Das hat
vielerorts mit einer sich wandelnden öffentlichen Meinung zu tun, aber auch
mit den zunehmenden Schwierigkeiten, die nötigen Stoffe für die Giftspritze
zu beschaffen. Zudem führen Todesstrafen-Urteile meist zu langwierigen -
und vor allem kostspieligen - Rechtsstreitigkeiten. Wenn also ein
wachsender Teil der Amerikaner über Sinn und Legitimation der Todesstrafe
nachdenkt, mag das auch mit der Einsicht zu tun haben, dass das gesamte
Hinrichtungssystem zukünftig kaum mehr finanzierbar ist. Indes: die
Mehrheit, beinahe 60 Prozent der Erwachsenen in den Vereinigten Staaten
befürworten nach wie vor die Todesstrafe, davon 27 Prozent sogar
nachdrücklich, wie eine aktuelle Befragung des Meinungsforschungsinstituts
Pew Research Center ergab.

Die Forderung nach einer Abschaffung der Todesstrafe löst in den
Vereinigten Staaten immer wieder heftige Debatten aus. In diesem
Zusammenhang ist eine zweite aktuelle Pew-Studie interessant: je nach
Religion und Weltanschauung gibt es erhebliche Unterschiede in der
Zustimmung der Ablehnung der Todesstrafe. So sprechen sich 65 Prozent der
AtheistInnen und 57 Prozent der AgnostikerInnen in den USA gegen die
Todesstrafe nach einem Schuldspruch wegen Mord aus [1]. Hingegen sprechen sich
75 Prozent der weißen evangelikalen ProtestantInnen und 73 Prozent der
weißen ProtestantInnen ohne evangelikalen Hintergrund für Hinrichtungen
aus. Bei den hispanischen KatholikInnen sind es 61 Prozent, bei den
Befragten ohne konkrete weltanschauliche Verortung ("nothing in
particular") 63 Prozent. Etwas geringere Zustimmungswert zeigen sich bei
den Schwarzen ProtestantInnen. 50 Prozent sind dafür, 47 Prozent dagegen.

Gegner der Todesstrafe verweisen häufig auf die Gefahr, dass Unschuldige
hingerichtet werden - ein Risiko, das nun ebenfalls durch das
Justizministerium überprüft werden soll. Wie zu erwarten, finden derartige
Bedenken in den befürwortenden Gruppen geringes Gehör. 30 Prozent der
weißen evangelikale ProtestantInnen halten die Sicherheitsmaßnahmen für
angemessen, bei den atheistischen Befragten sind es nur 10 Prozent, bei den
agnostischen 11 Prozent. Unter den weltanschaulich nicht Festgelegten zeigt
sich ein Zustimmungswert von 20 Prozent.

Die USA - das zeigen beide Studien - haben noch einen langen Weg vor sich,
von einer Kultur der Vergeltung hin zu einer humanen Zivilgesellschaft.
Immerhin: Garlands Moratorium ist ein ermutigendes Signal nach der düsteren
Trump-Ära.


Anmerkung: 

[1] https://www.pewresearch.org/fact-tank/2021/06/15/unlike-other-u-s-religious-groups-most-atheists-and-agnostics-oppose-the-death-penalty/
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INTERNATIONAL/323: Honduras - Weiterer Schuldspruch im Mordfall Berta Cáceres (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

Weiterer Schuldspruch im Mordfall Berta Cáceres






[image: Professionell gestaltetes Porträt der Umweltaktivistin Berta Cáceres - Foto: William Murphy via flickr, CC BY-SA 2.0, https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]
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Die Verurteilung Castillos ist ein wichtiger Etappensieg. Der
Gerechtigkeit sei mit diesem Schuldspruch jedoch noch nicht genüge
getan, so COPINH.

(Tegucigalpa, 5. Juli 2021, ANRed) - Am 5. Juli erklärte der Nationale
Strafgerichtshof von Honduras den Unternehmer David Castillo für
mitschuldig an der Ermordung von Berta Cáceres, bis zu ihrem Tod
Vorsitzende des landesweiten Indigenenverbands COPINH (Consejo Cívico
de Organizaciones Populares e Indígenas de Honduras).


Die Beteiligung der Industrie muss aufgeklärt werden

Nach jahrelangen Ermittlungen sieht es das Gericht nun als erwiesen
an, dass David Castillo 2016 den Mord an Cáceres mitgeplant hatte.
"Diese Verurteilung bedeutet einen entscheidenden Sieg nicht nur für
das Volk der Lenca, für COPINH und die Familie von Berta Cáceres,
sondern für das gesamte honduranische Volk. Hier zeigt sich, dass die
kriminellen Machtstrukturen es nicht geschafft haben, das Justizsystem
zu korrumpieren", so die offizielle Erklärung von COPINH. Castillo sei
jedoch nur ein Teil einer ganzen kriminellen Struktur, die für das
Attentat verantwortlich ist. Der Gerechtigkeit sei mit diesem einen
Schuldspruch somit nicht genüge getan. Man verfolge weiterhin das
Ziel, die geistigen Urheber dieses Verbrechens vor Gericht zu bringen,
die im Kreis der Großunternehmer zu suchen seien: Daniel Atala
Midence, José Eduardo Atala, Pedro Atala und Jacobo Atala sowie
weitere beteiligte Personen und Institutionen. "Während des Prozesses
hatten kriminelle Netzwerke immer wieder versucht, auf den Prozess
einzuwirken und eine Verurteilung im Mordfall Cáceres zu verhindern.
Wie wir in diesem Verfahren nachweisen konnten, haben sie sich
schwerster Verbrechen schuldig gemacht. Wir fordern die vollständige
Zerschlagung dieser kriminellen Strukturen."


Absprachen zwischen Wirtschaft, Politik und Militär
aufgedeckt

Roberto David Castillo Mejía, ehemaliger Beamter und Militäroffizier,
ist heute Präsident der Desarrollos Energéticos S.A., kurz: DESA, die
mit dem Bau des Wasserkraftprojekts Agua Zarca viel Geld verdienen
wollte. Wie die Verteidigung von Bertas Familie während des Prozesses
aufdeckte, hatten die Ermittlungen gegen den honduranischen
Geschäftsmann Absprachen zwischen Militär, Politikern,
Privatunternehmen, organisiertem Verbrechen und internationalen Banken
für "Entwicklung" offengelegt, die es auf die Enteignung der
Gemeingüter der indigenen Gemeinden abgesehen und die Verletzung ihrer
Grundrechte in Kauf genommen hatten. "Wir betrachten diese juristische
Entscheidung als einen Sieg für die Völker der Welt, die diesen
Prozess begleitet haben, für die internationale Solidarität und die
Menschenrechte. Die Konzession für die industrielle Nutzung unseres
heiligen Flusses Gualcarque muss sofort zurückgenommen werden. Wir
fordern die strafrechtliche Verfolgung all derer, die an der illegalen
und korrupten Konzessionsvergabe beteiligt waren", so COPINH.


Dank an nationale und internationale Unterstützung

Der internationalen Unterstützung sprach der Indigenen-Verband seinen
tiefempfundenen Dank aus: "Allen Organisationen, Communities,
Institutionen und solidarischen Menschen innerhalb und außerhalb
Honduras möchten wir herzlich dafür danken, dass sie uns bei unserem
Kampf um Gerechtigkeit zur Seite gestanden und einiges ermöglicht
haben, was ohne diese Unterstützung nicht praktikabel gewesen wäre. Um
mit den Worten unserer Genossin Berta Cáceres zu sprechen: Wir, die
indigenen Völker, schaffen Gerechtigkeit mit unserer täglichen Arbeit,
mit der Verteidigung unserer Territorien, der Verwirklichung unserer
Lebensprojekte und dem kontinuierlichen Kampf gegen Ungleichheit und
Ungerechtigkeit".

Das Strafmaß im Prozess gegen David Castillo wird Anfang für Anfang
August erwartet.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/weiterer-schuldspruch-im-mordfall-berta-caceres/
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INTERNATIONAL/449: Repräsentant der indigenen Organisation "Las Abejas" in Mexiko erschossen (Philipp Gerber)

Repräsentant der indigenen Organisation "Las Abejas" in Mexiko
erschossen 

von Philipp Gerber, 8. Juli 2021



Simojovel. Am 5. Juli ist der indigene Menschenrechtsverteidiger Simón
Pedro Pérez López in Chiapas getötet worden. Ein Unbekannter schoss auf
Pérez López, als dieser zusammen mit seinem Sohn zum Einkaufen auf dem
Markt von Simojovel war. Der Täter floh auf einem Motorrad, festgenommen
wurde niemand.

Pérez López war ein Menschenrechtsverteidiger der basiskirchlichen
Organisation Las Abejas de Acteal (Die Bienen von Acteal), der er im Jahr
2020 als Präsident vorstand, wie das Menschenrechtszentrum Fray Bartolomé
de Las Casas (Frayba) informiert. Außerdem war er Katechet in der Gemeinde
Pantelhó. Gemäß Frayba setzte sich Simón Pedro Pérez López "für die
Förderung und Verteidigung der Rechte indigener Völker ein" und "begleitete
Gemeinschaften, die Gewalt angeprangert haben".

Las Abejas ist eine gewaltfreie Organisation von Tzotil-Indigenen in der
Region Altos von Chiapas, die sich seit 1992 für die indigene Autonomie und
gegen neoliberale Großprojekte einsetzt.

Traurige Berümtheit erreichten Las Abejas, als im Dezember 1997 45 ihrer
Mitglieder Opfer eines Massakers im Ort Acteal wurden. Das Verbrechen,
ausgeführt von Paramilitärs, stand im Kontext der staatlichen Reaktion auf
den Aufstand der Zapatistas, mit denen die Abejas sympatisieren. Die Täter
des Massakers wurden nach mehreren Jahren Gefängnis wegen angeblicher
Verfahrensfehler freigelassen, eine Untersuchung vor dem
interamerikanischen Menschenrechtsgerichtshof ist noch nicht abgeschlossen.

Das Menschenrechtszentrum verurteilt die Ermordung von Pérez López und
fordert, "dass die Behörden der Regierung des Bundesstaates Chiapas eine
sorgfältige Untersuchung durchführen, um die Sicherheit der Familie von
Simón Pedro und der Mitglieder von Las Abejas de Acteal zu gewährleisten".

Sowohl indigene Vertreter:innen der Diözese von San Cristóbal de Las Casas
wie auch das Frayba haben im Juni vor dem Klima der Gewalt gewarnt [1], das
in den Altos von Chiapas herrsche. Sie sehen im aktuellen Kontext in
Chiapas "ein Panorama, das uns an 1997 erinnert", als sich das Massaker von
Acteal anbahnte.

In diesem Jahr wurden in Mexiko schon über ein Dutzend
Menschenrechtsaktivist:innen ermordet. Im Juni sind im Bundesstaat Sonora
mit Luis Urbano Domínguez Mendoza und Tomás Rojo Valencia zwei indigene
Yaqui-Aktivisten gewaltsam ums Leben gekommen. Ebenso der Sprecher des
Bergbauwiderstands in Mazapil, Zacatecas, José Ascensión Carrillo Vázquez.
Am 2. Juli wurde die Ermordung von David Díaz Valdez bekannt, der im
Bundesstaat Colima die Umweltverschmutzung durch ein Wärmekraftwerk
anprangerte. Díaz Valdez wurde erst elf Tage vor seinem Tod aus
monatelanger Haft entlassen.


Anmerkung:

[1] https://frayba.org.mx/pantelho-preocupante-la-situacion-de-violencia-generaliza-que-actualmente-impera-en-varios-municipios-de-chiapas/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/07/252113/mexiko-perez-lopez-chiapas-erschossen
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07323: Für den kulturellen Fortschritt der Massen (SB)

Über viele Jahrzehnte haben die Russen die Weltkarte des Schachspiels
beherrscht, obwohl das zaristische Rußland eigentlich ein Spätzünder
im europäischen Vergleich war. Ein Initial für diese lange Dominanz
könnte das Jahr 1924 gewesen sein. Denn in Petrograd trafen sich im
August desselben Jahres 160 Delegierte der landesweiten
Schachorganisationen zu einem Kongreß, wo das Schachspiel zum
Instrument für den kulturellen Fortschritt der Massen erhoben wurde,
was in erster Linie bedeutete, die Arbeiterschaft gezielt mit dem
schachlichen Denken zu fördern. Für diese angestrebte Massenwirkung
wurden die alten Verbandsstrukturen aufgelöst und durch eine neue
staatlich gelenkte Organisationsform ersetzt mit Nikolai Krylenko an
der Spitze. Als Schachfunktionär hatte er seit Beginn des Jahres 1924
die Schachzeitschrift "64" herausgegeben, aber da er bereits seit 1922
als stellvertretender Volkskommissar für Justiz in der Russischen
Volksrepublik tätig war, konnte er aufgrund seiner politischen Macht
die Umgestaltung der sozialistischen Schachstrukturen leicht in Gang
setzen. Talentsuche und gezielte -förderung in den großen Metropolen
des Landes schufen so ein Reservoir an begabten Schachspielern, aus
dem die Sowjetunion auf lange Sicht schöpfen konnte. Der Vorsprung der
Russen vor dem Rest der Welt war so gesehen auch eine Folge der
Oktoberrevolution. Im heutigen Rätsel der Sphinx gelang es so
Ostropolski mit den weißen Steinen, seinem Landsmann Iwanowski eine
taktische Lektion zu erteilen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07323: Für den kulturellen Fortschritt der Massen (SB)]



Ostropolski - Iwanowski

UdSSR 1949


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Grünfeld sah mit den Augen des Geistes, daß er nach 1.Sh4xg6! Dc7-d7
mit Hilfe der kleinen Kombination 2.Le2-h5 Dd7xd3 3.Sg6-f4+!! seinen
Kontrahenten Soltis zur Kapitulation zwingen konnte, was dieser denn
auch tat, weil 3...Kf7-f6 4.Lg3-h4# bzw. 3...Kf7-f8 4.Sf4-e6# Matt
ergibt.
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/281: Sterben der Bewegungsfreiheit ... (SB)



Um im Hochleistungssport Menschen als Sünder, Betrüger oder
Verbrecher zu brandmarken, reicht es nicht aus, nur von der eigenen
Unschuld, Reinheit oder Sauberkeit überzeugt zu sein. Es bedarf auch
der steten Ausblendung all der Widersprüche, Aporien und
gesellschaftlichen Zwangslagen, um den Natürlichkeitsmythos
sportlicher Spitzenleistungen aufrechterhalten und Abweichungen von
den Idealen moralisch verdammen sowie (sport-)juristisch verfolgen zu
können. Wenn Journalisten den Gigantismus der Olympischen Spiele oder
die Großmannssucht der Funktionäre im Sportgeschäft anprangern, dann
vergessen sie in der Regel zu erwähnen, welch riesiger, vermeintlich
"natürlicher" Aufwand betrieben wird, um den Anschein von "sauberen",
nur mit "Talent und Fleiß" erbrachten Spitzenleistungen zu erwecken.
Tatsächlich läuft ohne schmerzstillende oder traumabehandelnde
Pharmazie, sportwissenschaftliche Leistungsoptimierung - neuester
Schlager ist "Mitochondrientraining" -, Rehakliniken und
Talentezüchtung gar nichts im Spitzensport. Die Lüge vom "nicht
manipulierten Athletenkörper", der gemeinhin dem gedopten
Athletenkörper gegenübergestellt wird, ist so monströs, dass
Heerscharen von Kontrolleuren, Biochemikern, Medizinern, Journalisten,
Rechtsanwälten, Richtern, Polizisten und Ethikern nötig sind, um sie
gesellschaftlich tragen und über berufsständische Beteiligungssysteme
absichern zu können. Das schafft und erhält zwar die Jobs, doch zu
wessen Lasten?

"Dies ist ein Film, der den weltweiten Kampf gegen Doping verändern
wird", lautet nun die Ansage der ARD-Dopingredaktion, der kurz vor
den Olympischen Spielen in Tokio ein neuer Coup gelungen ist. In der
52minütigen Dokumentation "Geheimsache Doping: Schuldig - Wie Sportler
ungewollt zu Dopern werden können" von Hajo Seppelt, Bettina Malter,
Jörg Winterfeldt, Nick Butler und Josef Opfermann wird aufgezeigt,
dass schon ein kurzer Hautkontakt zu positiven Dopingtests führen
kann. Bei dem Experiment, das von der Ethikkommission der Universität
zu Köln genehmigt worden war, erhielten zwölf Probanden geringe Mengen
verschiedener Anabolika mittels einer Trägersubstanz über die Haut
verabreicht - durch kurze Berührungen an Hand, Nacken und Arm. Bei
allen Testpersonen ergaben die Erstauswertungen der Proben durch das
Institut für Rechtsmedizin der Uniklinik Köln massiven Dopingverdacht.
Die verbotenen Substanzen, im Experiment in Minimaldosen appliziert,
waren teilweise bereits nach einer Stunde und bis zu 15 Tage lang
nachweisbar. [1]

Das simple Experiment hat somit bewiesen, dass Sportlerinnen und
Sportler mit leichter Hand zu Dopern gemacht werden können - mit
gravierenden Folgen für die Beschuldigten. "Unbemerkte
Dopinganschläge machen es für betroffene Athlet*innen nahezu
unmöglich, ihre Unschuld zu beweisen. Zerstörte Karrieren, immenses
psychisches Leid und irreparabler Schaden der persönlichen Reputation
können die Folgen sein", heißt es in einer Stellungnahme des
Lobbyvereins "Athleten Deutschland e.V." [2], was noch zurückhaltend
ausgedrückt ist, denn neben langjährigen Berufsverboten, Kontakt- und
Trainingssperren, Regresszahlungen, Sponsorenverlusten drohen positiv
getesteten Athleten auch strafrechtliche Konsequenzen sowie geheime
oder offene Ermittlungen gegen das vermeintliche Täterumfeld des
Beschuldigten.

Würde man den organisierten Leistungssport einer unverblümten, von
keinen politischen und wirtschaftlichen Nützlichkeitserwägungen
korrumpierten Zäsur unterwerfen, müsste man ihn eigentlich als eine
Art Unrechtssystem bezeichnen. Anders als im Strafrecht gelten in der
Sportgerichtsbarkeit nicht Grundsätze wie "Keine Strafe ohne
Verschulden" oder "Im Zweifel für den Angeklagten", sondern es gelten
Prinzipien wie "Haftung ohne Verschulden" oder die "Strict liability"
(strenger Verschuldensgrundsatz), das heißt, der Athlet ist für alles
verantwortlich, was in seinem Körper vorgefunden wird, unabhängig
davon, wie die möglicherweise verbotene Substanz dort hineingekommen
ist. Um die Unterwerfung der Sportlerinnen und Sportler unter
Zivilrecht und Sportgerichtsbarkeit sicherzustellen, werden sie
faktisch gezwungen, die sogenannte Athletenvereinbarung zu
unterschreiben. Wer diesen Vertrag nicht unterzeichnet, darf
nicht an Olympischen oder Paralympischen Spielen teilnehmen.

Allein durch verunreinigte Nahrungsergänzungsmittel oder
Ernährung (siehe etwa die Nandrolon-Problematik) waren in der
Vergangenheit Hunderte von internationalen Athleten und Athletinnen
über die Anti-Doping-Klinge gesprungen, ohne dass es die Sachwalter
des NADA-/iNADO-/WADA-Komplexes sonderlich gekratzt hätte. Die
Millionen an Fördergeldern, die Sport und Politik für die
Dopingforschung freisetzen, dienen fast ausschließlich der Belastung
von Athleten, nicht etwa ihrer Entlastung. Die Anti-Doping-Agenturen
sind keineswegs neutrale Instanzen, wie der Laie vielleicht glauben
mag, sondern sie fungieren im Dienste der Sportorganisationen
letztlich als Legitimatoren des milliardenschweren Sportbusiness. Sie
betreiben teilweise finsterste Kriminalisierungspolitik oder betätigen
sich als Hüter einer schwarz-weiß-malenden Anti-Doping-Moral, während
all die gesundheitlichen und sozialen Schäden, die der ökonomisierte
Hochleistungssport auch ohne Doping anrichtet, außerhalb ihres
Detektions- und Sanktionsschemas verbleiben. Und das soll
bestimmt kein Plädoyer dafür sein, die Kontroll- und
Überwachungsmaßnahmen auch noch in die letzten Winkel unüberprüften
Lebens zu treiben - was nämlich der Logik des repressiven
Antidopingkampfes entspricht, wollten die nationalen
Anti-Doping-Agenturen der Sportindustrie in Geist und Körper
vollständig gesäuberte Medaillenkandidaten zuführen.

Unschuldig Schuldige wurden und werden in der Regel als
Kollateralschäden des Antidopingkampfes hingenommen. Die
Welt-Doping-Agentur WADA sagt selbst, dass ihr die Möglichkeit der
Sabotage "gut bekannt" sei, dies würde aber als ein "sehr seltenes
Ereignis betrachtet". [3] Fehlerhafte Befunde oder Falschpositive in
der Dopinganalytik, wie sie etwa der renommierte Mainzer
Sportmediziner Perikles Simon kritisierte, ehe er sich enttäuscht und
desillusioniert aus dem internationalen Anti-Doping-Kampf
zurückgezogen hatte, wurden und werden geflissentlich ignoriert oder
beschwichtigt. [4]

Die im Sport praktizierte Umkehr der Beweislast, dass nämlich der
Athlet seine Unschuld zu beweisen hat - und das fällt nicht nur
sabotierten SportlerInnen äußerst schwer, sondern wird meist auch
durch körpereigene Anomalien positiv Gewordenen zum Verhängnis (siehe
Eisschnellläuferin Claudia Pechstein) -, steht nun erneut auf dem
Prüfstand. Expertinnen und Experten fordern eine "Neujustierung" oder
"Anpassung" der Beweisregeln, scheuen aber klare Worte, dass die
Beweislastumkehr im Sport definitiv ein Ende haben muss. Am
deutlichsten wurde noch die Rechtsprofessorin Angelika Nußberger. Der
ARD gegenüber sagte die ehemalige Vizepräsidentin am Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte, wenn es "so extrem" sei, dass die
Verabreichung eines Dopingmittels "quasi nicht merkbar und als
Sabotageakt möglich ist", dann würde das bedeuten, "dass mit der
Sanktion eine Menschenrechtsverletzung vorliegen würde". Der Sport
müsste sich somit ein neues System suchen. [5]

Natürlich werden all die Kräfte und Instanzen, die das
sportgerichtliche Unrechtssystem über Jahrzehnte aufgebaut,
mitgetragen oder verteidigt haben, sich mit Zehen und Klauen gegen
radikale Veränderungen wehren. Zwar haben Sportlerinnen und Sportler
mittlerweile das Recht, Entschuldigungen anführen zu können, wie es
zur positiven Probe ohne eigenes Verschulden gekommen sein soll, und
die Sportschiedsgerichte berücksichtigen das teilweise auch als
strafmindernd, doch insbesondere die Sportmedien greifen immer wieder
skurrile Fälle auf und geben auf den ersten Blick unglaubhafte oder
vielleicht sogar erlogene Entschuldigungen von Sportlern der
Lächerlichkeit preis, so dass in der Gesellschaft weiterhin ein Klima
der Vorverurteilung herrscht. Zudem sind es oftmals die Sportstars
selbst, die sich einer Lockerung der WADA-Regeln in den Weg stellen
und lieber ein vollkontrolliertes, quasi entrechtetes Sportlerleben im
Anti-Doping-Regime führen als die Leistungs- und Marktprämissen ihrer
Leidenschaft in Frage zu stellen. Nicht zu unrecht sagte der
Triathlon-Olympiasieger Jan Frodeno, der mit anderen Spitzensportlern
die ARD-Doku vor ihrer Ausstrahlung zu sehen bekam: "Ohne jetzt zu
apokalyptisch zu klingen: Ich stelle mir die Frage, ob das vielleicht
ein Stück weit das Ende des professionellen Sports sein könnte."

Auf keinen Fall! Das Unrechtssystem, das bis jetzt funktionierte, wird
auch weiterhin funktionieren, nur noch perfekter und unangreifbarer.
Mit ziemlicher Sicherheit wird es Änderungen bei den sportjuristischen
Beweislastregeln, beim sogenannten Ergebnismanagement und im
Disziplinarverfahren geben. Möglicherweise wird sich auch die
Einsicht verbreiten, im Zweifel lieber ein paar DoperInnen laufen zu
lassen als Unschuldige zu sanktionieren. Wesentlicher ist aber, dass
die Maschen von Kontrolle und Überwachung noch enger gezogen und
entsprechende Forschungsvorhaben in der Sportforensik intensiviert
werden. Der Körper des ohnehin bereits weitreichend fremdbestimmten
Athleten wird vermutlich noch effizienter mittels Urin-, Blut-,
Steroid- und Langzeitprofilen (Stichwort: Biologischer Athletenpass)
durchkämmt, vielleicht auch mit Bewegungs- und Aufenthaltsdaten
abgeglichen werden, um die Wahrscheinlichkeit von Dopingapplikationen
zur Be- oder Entlastung des Athleten interpretativ herzuleiten. Zudem
ist davon auszugehen, dass die Anti-Doping-Forschung alles
unternehmen wird, um Methoden zu entwickeln, Fremd- und
Eigenmanipulation anhand biochemischer Signaturen unterscheiden zu
können. Der Sublimierung der Dopingkriminalistik sind hier keine
Grenzen gesetzt, und auch die Elitesportlervertretung "Athleten
Deutschland" macht sich etwas vor, wenn sie einerseits den
Schulterschluss mit der NADA aufrechterhält, andererseits auf eine
menschenrechtliche Folgeabschätzung des WADA-Codes drängt, "um die
fundamentalen Rechte von Athlet*innen zu wahren und gleichzeitig die
Effektivität des Anti-Dopingkampfs nicht zu gefährden". Wer hier die
Unvereinbarkeiten nicht erkennen will, trägt zum Fortbestand des
Anti-Doping-Unrechtssystems bei.

Die Law-and-Order-Fraktion des Spitzensports hat sich auch schon zu
Wort gemeldet. "Sabotageakte sind kriminelle Handlungen, da haben wir
schon seit Jahren versucht, mit staatlichen Ermittlungsstellen
zusammenzuarbeiten und dort schärfere Schwerter zu bekommen", erklärte
NADA-Vorstand Lars Mortsiefer, der ständig nach härteren Maßnahmen und
erweiterten Befugnissen ruft und nun in diesem Sinne anpacken und
Lösungsansätze präsentieren will. [6]

Fußnoten:

[1] https://www.sportschau.de/geheimsache-doping/video-geheimsache-doping-schuldigwie-sportler-ungewollt-zu-dopern-werden-koennen-100.html. 16.07.2021.

[2] https://athleten-deutschland.org/2021/07/19/stellungnahme-zur-ard-dokumentation-geheimsache-doping-schuldig-wie-sportler-ungewollt-zu-dopern-werden-koennen/. 19.07.2021

[3] https://www.sport1.de/mehr-sport/2021/07/wada-zu-ard-doku-positiver-doping-test-nach-hautkontakt-sehr-seltenes-ereignis. 17.07.2021.

[4] https://www.allgemeine-zeitung.de/sport/weitere-sportarten/mainz/fehlerhafte-befunde-mainzer-sportmediziner-perikles-simon-ubt-harsche-kritik-an-dopinganalytik-der-nada_18339724. 23.11.2017.

[5] https://www.sportschau.de/geheimsache-doping/ARD-Doku-Geheimsache-Doping-Schuldig-Positiv-durch-Hautkontakt-100.html. 16.07.2021.

[6] https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/125692/Nach-ARD-Doku-ueber-Hautkontakt-Doping-Athleten-sind-geschockt. 19.07.2021.
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AUFRUF/020: Tiefseebergbau - Keine Zerstörung der Ozeane im Namen des Klimaschutzes (Fair Oceans)

Fair Oceans - Verein für Internationalismus und Kommunikation e.V.

Februar 2021

Aufruf: 

Keine Zerstörung der Ozeane im Namen des Klimaschutzes

Das Wettrennen um die Schätze des Meeres wird als Klimaschutz getarnt



Kaum in der Öffentlichkeit wahrgenommen werden die aktuellen
Verhandlungen bei der Internationalen Meeresbodenbehörde auf Jamaika.
Diese UN-Behörde verwaltet laut Seerechtsübereinkommen die
mineralischen Ressourcen in der Tiefsee als gemeinsames Erbe der
Menschheit. Damit trägt sie perspektivisch die Verantwortung für den
Bergbau auf der Hälfte unseres Planeten.

Lange Zeit wurde von einem solchen Tiefseebergbau nur geträumt.
Mittlerweile hat jedoch ein Wettlauf um diese mineralischen Ressourcen
am Meeresboden begonnen. Verschiedene Staaten und multinationale
Konzerne beteiligen sich nun daran und wollen möglichst günstig an die
enormen Vorkommen in den Ozeanen gelangen. Der Bergbau hätte
verheerende Folgen für die marinen Ökosysteme in der Tiefsee, da die
Abbaugebiete zerstört werden und verloren gehen würden, bevor die
Meeresforschung ihre ökologische Bedeutung und die vorhandene
Artenvielfalt auch nur annähernd erfasst hat.

Bei den Verhandlungen unter dem Dach der Internationalen
Meeresbodenbehörde über die Regeln für den Abbau in der Tiefsee
behaupten inzwischen viele der Befürworter*innen, dass sie den
Tiefseebergbau beginnen wollen, um das Klima zu schützen. Ihre Erze
sollen die Metalle für Windräder und E-Autos liefern und auch in
Zukunft deren ausreichende Verfügbarkeit garantieren. So legitimieren
sie ihre finanziellen Interessen und die Zerstörung der Ökosysteme der
Tiefsee und missbrauchen zugleich die Klimabewegung für ihre Zwecke:
ein Vorgehen, das mehr und mehr um sich greift und mittlerweile auch
in der deutschen Debatte um den Tiefseebergbau immer größere Bedeutung
erlangt.

Es sind irreführende und falsche Argumente, die hierbei verwendet
werden, um den Tiefseebergbau auf Kosten der Klimabewegung
international und auch in Deutschland durchzusetzen. Um die
offensichtlichen Widersprüche des Tiefseebergbaus zum Meeresschutz und
einer fairen Entwicklungszusammenarbeit auf See zu überdecken, haben
die Hauptakteure bei der Etablierung der neuen Industrie ein scheinbar
eingängiges Argumentationsgebäude entworfen. Einige der
Tiefseebergbau-Konsortien haben in diesem Zusammenhang Studien und
Werbekampagnen in Auftrag gegeben.

In Hinblick auf den Klimaschutz ist das Hauptargument, welches ins
Feld geführt wird, dass eine Verknappung strategisch wichtiger
mineralischer Rohstoffe in Zukunft die Produktion von alternativen
Energieträgern und Technolgien für den Klimaschutz gefährden wird. Der
Tiefseebergbau soll die behauptete Versorgungslücke schließen können
und wird so zum Garanten der Klimawende stilisiert. Die zugrunde
liegenden Bedarfsrechnungen für mineralische Erze werden jedoch
wissenschaftlich durchaus in Frage gestellt und sind vielmehr Ausdruck
einer düsteren Zukunftsvision als Tatsachen. Zudem mutet die
Behauptung geradezu naiv an, dass das zusätzliche Angebot von Metallen
aus der Tiefsee auf dem Weltmarkt nun gerade die Energiewende sichern
würde und nicht in erster Linie die Rohstoffpreise im Allgemeinen
stabilisiert und dadurch ein fortlaufendes industrielles Wachstum
erzeugt.

Im Kern dienen die Szenarien somit dazu die Erfolgsaussichten einer
alternativen Rohstoffpolitik zu bestreiten, die auf
Kreislaufwirtschaft, Recycling, Sparsamkeit, Langlebigkeit und
nachhaltige Produktionsprozesse und Grundstoffe setzt. Statt auf
unerschöpfliches Wachstum und die Einführung des Tiefseebergbaus zu
setzen, könnte schlicht eine umfassende Reduzierung des
Rohstoffkonsums angestrebt werden sowie höhere Rohstoffpreise für
einen umweltfreundlichen und sozial gerechten Bergbau an Land
akzeptiert werden. Stattdessen geraten die planetaren Grenzen
zugunsten weniger, an diesen neuem Industriesektor beteiligter
Unternehmen noch stärker unter Druck.

Das, was der Klimaschutz bewahren will, wird durch den Tiefseebergbau
gefährdet: so auch potenziell die Funktion der Ozeane als wichtigste
Kohlenstoffspeicher des Planeten. Fair Oceans/Die Unterstützerinnen
und Unterstützer wendet/wenden sich aus vielen Gründen klar gegen eine
Einführung des Tiefseebergbaus: sowohl um die Meere zu schützen als
auch um eine destruktive Rohstoffpolitik auf Kosten der Länder des
globalen Südens auf die Ozeane zu verhindern. Zudem gefährdet er die
Menschenrechte und verschachert das gemeinsame Erbe der Menschheit, um
den Traum vom unbegrenzten Wachstum für einige wenige Privilegierte am
Leben zu erhalten. Die Zivilgesellschaft darf nicht unwidersprochen
hinnehmen, dass der Klimaschutz zur Rechtfertigung der Zerstörung der
Ozeane genutzt wird. Erforderlich ist Solidarität und gemeinsames
Handeln. Der Tiefseebergbau wird sich global auswirken, aber letztlich
am stärksten die Menschen im globalen Süden treffen, die abhängig sind
von intakten Meeresökosystemen und der Rohstoffförderung.

Der Klimaschutz darf nicht als Argument für den Tiefseebergbau und die
Zerstörung der Ozeane missbraucht werden. Wir fordern stattdessen
einen Stopp des Tiefseebergbaus sowie eine konsequente
Berücksichtigung der im Sonderbericht des Weltklimarats aufgezeigten
Auswirkungen des Klimawandels auf die Ozeane.

Die Bundesregierung fordern wir deshalb auf, folgende Grundsätze in
ihre internationale Klima- und Meerespolitik aufzunehmen und dabei die
engen Beziehungen von Umwelt und Entwicklung in Hinblick auf Fragen
der Klimagerechtigkeit zu beachten:

- Die Folgen des Klimawandels für die Ozeane sowie die entlang ihrer
Küsten lebenden Menschen müssen wesentlich stärker als bisher in die
internationale Klimapolitik einbezogen werden, wofür eine
Koordinierungsstruktur in Form einer eigenen Projektgruppe beim
Weltklimarat geschaffen werden muss

- Der Küstenschutz muss als gemeinschaftliche globale Aufgabe in der
internationalen Klimapolitik verankert werden und die Lasten nach den
finanziellen Möglichkeiten der Staaten und gemäß der Idee des
Verursacherprinzips zwischen globalem Norden und Süden geteilt werden

- Wenn Küstengebiete oder Inseln aufgrund des Klimawandels unbewohnbar
werden, muss den zur Flucht gezwungenen Menschen eine »Klimamigration
in Würde« ermöglicht werden, und auch nicht betroffene Staaten haben
sich in der Verantwortung zu sehen, diesen ein neues Zuhause zu geben

- Die maritime Raumplanung und das Küstenzonenmanagement müssen eine
Verschiebung der Küstenlinien ins Binnenland und die polwärtige
Verlagerung der Verbreitungsgebiete mariner Arten berücksichtigen und
hinreichende Ausweichflächen für Infrastrukturen und Küstenökosysteme
bereitstellen

- Die Bebauung der Küstenzonen muss begrenzt oder rückgebaut werden,
um eine Regeneration natürlicher Küstenökosysteme wie der
Korallenriffe bei steigendem Meeresspiegel zu ermöglichen und deren
Küstenschutzfunktion langfristig im Sinne von »nature based solutions«
zu bewahren

- Maßnahmen zum Klimaschutz wie Blue-Carbon-Projekte in den
Küstengebieten und -meeren müssen auf transparenten und partizipativen
Prozessen beruhen und dürfen nicht die traditionellen Rechte von
Küstengemeinden oder die regionale Ernährungssicherheit im globalen
Süden in Frage stellen

- Negativen Auswirkungen auf die Fischerei durch den marinen
Klimawandel muss solidarisch im Rahmen der Welternährungsorganisation
durch die finanzielle und technische Unterstützung bei der Entwicklung
notwendiger Anpassungen von Fangmethoden und Fischereiwirtschaft
begegnet werden

- Staaten des globalen Südens, welche durch den Klimawandel
Fischbestände verlieren oder abnehmende Fangmengen verzeichnen, müssen
aus einem speziellen Klimafonds Ausgleichszahlungen zur Sicherung
ihrer Ernährungsgrundlagen und der betroffenen Fischereien erhalten

- Festes Ziel der internationalen Klimapolitik muss das 1,5-Grad-Ziel
sein, insbesondere um die Existenzgrundlagen der niedrig liegenden
Küstenregionen wie auch der Kleinen Inselentwicklungsländer effektiv
zu schützen

- Die Kleinen Inselentwicklungsländer müssen durch gesonderte
Programme mit internationaler Finanzierung eine spezifische
Unterstützung für Anpassungen an den Klimawandel erhalten, die auf
eine umfassende Sicherung ihrer Existenzgrundlagen zielt

- Die Emissionen von Klimagasen durch den Schiffsverkehr müssen durch
die IMO noch deutlich konsequenter als bisher reduziert werden und
schon bis zum Jahr 2030 um mindestens 50% gesenkt werden; darüber
hinaus sind Wasserstoff und Wind als Alternativen für den
Schiffsantrieb zu fördern

- Die mit der Produktion und Vermarktung von Waren verbundenen
Lieferketten - einschließlich der Seewege - sind für die
Konsument*innen transparent, unter Angabe der dabei erzeugten Menge an
Klimagasen zu dokumentieren, und diese Verpflichtung ist in das
Lieferkettengesetz aufzunehmen

- Die Offshore-Förderung von Erdöl und -gas muss kontinuierlich
reduziert werden und die Förderung in der Tiefsee wie auch in den
Polarregionen ist gänzlich zu stoppen

- Der Tiefseebergbau ist als Quelle für mineralische Ressourcen nicht
akzeptabel und entsprechende Vorhaben müssen gestoppt werden, da sie
eine zusätzliche Belastung der Meeresökosysteme und globalen marinen
Kreisläufe darstellen und eine ökonomische Wachstumslogik ungebremst
fortschreiben

Hintergrundinformationen zum Tiefseebergbau, der Klima- und
Meerespolitik finden sich auf unserer Webseite:

www.fair-oceans.info

 * 
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Argentinien 

Provinz Tierra del Fuego verbietet Lachsfarmen

Zum ersten Mal weltweit wird die industrielle Lachszucht verboten, um
die Umwelt und die örtliche Wirtschaft zu schützen



(Buenos Aires, 2. Juli 2021, lavaca/poonal) - Das Parlament der
südargentinischen Provinz Tierra del Fuego hat Historisches
beschlossen. Zum ersten Mal weltweit wird die industrielle Lachszucht
verboten, um die Umwelt und die örtliche Wirtschaft zu schützen.

Das neue Gesetz umfasst sieben Artikel und bedeutet das Ende eines
Kampfes, der 2018 an Schärfe gewonnen hatte. Damals wurde die
Einrichtung von Lachsfarmen in den Gewässern des Beagle-Kanal geplant.
Die Käfige sollten die Größe eines Fußballfeldes haben, um Lachse in
Gefangenschaft zu züchten, unter massivem Einsatz von Chemikalien.


 Das Gesetz ist das Ergebnis
jahrelanger Kämpfe von Umweltschützer*innen und Anwohnenden

Historisches ist in Tierra del Fuego aber auch deshalb geschehen, weil
sich die Abgeordneten nach der einstimmigen Verabschiedung des
Gesetzes von ihren Sitzbänken erhoben und jenen Organisationen
applaudierten, die vor Jahren mit ihrer Initiative dafür sorgten, dass
sich Nachbar*innen, Wissenschaftler*innen, Dozent*innen,
Produzent*innen, Händler*innen und bekannte Persönlichkeiten wie der
Koch Francis Mallmann und die Köchin Narda Lepes zum Kampf gegen die
Lachsfarmen zusammenschlossen.

Nancy Fernández Marchesi ist Dozentin für Ökologie an der Universidad
Nacional de Tierra del Fuego (UNTDF) und Vorsitzende der Asociación
Manekenk, einer der Organsationen, die sich zum Bündnis No a las
Salmoneras ("Nein zu den Lachsfarmen") zusammengeschlossen haben.
Nancy erzählt: "Es war bewegend, da sie [die Abgeordneten] zugaben und
verstanden, dass es hier um einen gesellschaftlichen Prozess ging und
um einen kollektiven Kampf."


Bevölkerung pochte auf das Recht, informiert zu werden

2018 sahen sich Anwohnende in Tierra del Fuego damit konfrontiert,
dass die damalige Gouverneurin Rosana Bertone Studien für die
Einrichtung von Lachsfarmen in den Gewässern des Beagle-Kanals
genehmigt hatte, der in der indigenen Sprache Yagan Onashaga-Kanal
heißt. 2018 unterzeichnete das Ministerium für
Landwirtschaftsindustrie ein Rahmenabkommen mit der Fundación
Argentina para la Promoción de Inversiones y Comercio Internacional
und dem Unternehmen Innovation Norway, um die wirtschaftlichen
Bedingungen dafür zu entwickeln, die Privataktivität im Wassersektor
voranzubringen, wie es bürokratisch hieß. Die Nachricht stieß bei den
Menschen in Tierra del Fuego sofort auf Ablehnung. Greenpeace und
andere Organisationen schalteten sich ein. Sie machten von dem Recht
Gebrauch, öffentliche Informationen von der Provinz zu dem Vorhaben zu
erhalten, um Antworten einzufordern.

Nancy Fernández Marchesi erklärt: "Wir begannen, Informationslöcher zu
finden, Dinge, die uns vorenthalten wurden. Wir baten um die eine
Sache, und sie gaben uns eine andere." Die Gegner*innen der
Lachsfarmen legten Beschwerde ein und verlangten Details über das
Abkommen und die Veröffentlichung des Berichts des norwegischen
Unternehmens. Nachdem Rosana Bertone die Gouverneurswahl sehr knapp
gegen Gustavo Melella verlor, der 50,2 Prozent der Stimmen erhielt,
verschwand das Projekt erst einmal von der Bildfläche - bis Ende 2019
der Abgeordnete Pablo Villegas die Vorlage vorstellte, die jetzt
verabschiedet wurde.

Der Dozentin Fernández Marchesi zufolge hatte das Modell für eine
Lachszucht im großen Maßstab von Beginn an keine Chance in der Region,
da es auch den Kleinproduzent*innen geschadet hätte. Es handele sich
dabei um kleine Familienunternehmen.


Einführung der Lachse verändert Ökosysteme

Die Einführung einer exotischen Art, wie der Lachs sie darstellt, kann
zu einer Veränderung der Ökosysteme und zur Schädigung einheimischer
Arten führen. Nach einigen Jahren zerstören die Lachskäfige die
Biodiversität ihrer Umgebung, alle Lebewesen werden vernichtet, es
bleibt ein toter Raum zurück, der sich nur schwierig regeneriert. Eine
Produktionseinheit umfasst etwa zehn Käfige, von denen jeder die
Ausdehnung eines Fußballfeldes hat. Um Parasiten und Krankheiten als
Folgen der Überfüllung der Käfige mit Fischen zu bekämpfen, werden
Pestizide verwendet, die sich schließlich im Fleisch der Fische wieder
finden.


Befürworter*innen der Lachsfarmen nach Aus aufgebracht

Nancy Fernández Marchesi berichtet davon, dass es nach Verabschiedung
des Gesetzes in den sozialen Netzwerken Beleidigungen hagelte. Die
Organisationen wurden beschuldigt, sich dem "Fortschritt" in den Weg
zu stellen. Die Dozentin weist auf die Folgen der Lachsfarmen im
Nachbarland Chile hin, wo diese seit Jahren in Betrieb sind. Im
patagonischen Teil Chiles lasse sich beobachten, welchen
gesellschaftlichen Schaden das Modell in kleinen Gemeinden anrichte.
Die Fischer*innen müssten ihren Beruf aufgeben und sich als
Arbeiter*innen bei den multinationalen Unternehmen verdingen, was
direkt in die Prekarisierung führe. Die Gegenden, in denen sich
Lachsfarmen befänden, seien nur wenig entwickelt und zählten zu den
ärmsten des Landes. Von Beschäftigung könne hier kaum die Rede sein.


Lachsfarmen - eine Variante der Massentierhaltung

Die Journalistin Soledad Barruti berichtet in ihrem Buch
Malcomidos ("Schlecht ernährt") von ihrer Reise auf die
chilenische Insel Chiloé, auf der sie sich ein Bild von den riesigen
Lachsfarmen machte. Barruti schreibt: "Die Lachszucht, die hier
eingeführt wurde, weist ideologische Ähnlichkeiten mit dem extensiven
Soja-Anbau in unserem Land auf, aber auch in der Art und Weise der
Produktion in der Zucht von Hühnern, Schweinen und Kühen auf
industriellen Farmen. Es wird lediglich eine Art produziert, in großem
Maßstab und unter Bedingungen der Überfüllung. Aber es gibt auch
wichtige Besonderheiten: Die Lachse sind fleischfressende Fische und
wild und ihre Käfige befinden sich nicht innerhalb von geschlossenen
Schuppen, sondern mitten im Meer."

Die Autorin fährt fort: "Die erste Frage, die nach der Einrichtung der
Lachsfarm gelöst werden muss, ist die, wie so viele eingeschlossene
lebende Fische ernährt werden können, die begierig nach Fleisch sind.
Sie müssen so schnell wie möglich wachsen, um das Geschäft profitabel
zu machen. Für die Ernährung unter den gedrängten Bedingungen braucht
es für die Herstellung eines Kilos Lachs etwa fünf Kilo anderer Arten.
Es ist wichtig, das zu wiederholen: Es handelt sich um fünf Kilo von
wild lebenden Fischen, die zehn Personen ernähren könnten - nur um ein
Kilo exotischen industriellen Fisch für zwei Personen herzustellen."


Übersetzung: Bernd Stößel


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/provinz-tierra-del-fuego-verbietet-lachsfarmen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Heimische Meere


Mayday, Mayday

Wie kann Nord- und Ostsee geholfen werden?

Von Astrid Froese



Schon der Beginn ist spektakulär. Beim Eintritt ins Ozeanum in
Stralsund erwarten die staunenden Besucher drei originale Walskelette.
Über eine Rolltreppe, die mit 34 Metern so lang wie ein Blauwal ist,
gelangt man in das Museum, das sich innerhalb kürzester Zeit zu einem
Besuchermagneten entwickelt hat. Fünfzig zum Teil riesige
Meerwasseraquarien und mehrere Themenausstellungen zeigen
eindrucksvoll die Lebensräume der nördlichen Meere. Kinder wie
Erwachsene können die vielfältige Tier- und Pflanzenwelt spielerisch
entdecken und den marinen Lebensraum mit allen Sinnen erfahren.

Der Rundgang endet in einer 20 Meter hohen Halle mit der
eindrucksvollen Multimedia-Ausstellung »1:1 Riesen der Meere«, die das
Museum in Kooperation mit der Umweltschutzorganisation Greenpeace
entwickelt hat. Über die gesamte Raumhöhe schweben, in sanftes blaues
Licht getaucht, Nachbildungen von Walen in Originalgröße. Hier erleben
die Besucher die Riesen hautnah - und erfahren, wie sehr die
faszinierenden Tiere durch menschliche Aktivitäten wie Walfang,
Klimawandel und chemische Verseuchung der Meere bedroht sind.

Nord- und Ostsee sind nicht nur beliebte Urlaubsziele mit zahlreichen
touristischen Attraktionen. Beide Meere werden auch stark
wirtschaftlich genutzt. Dies führt regelmäßig zu Interessenkonflikten
mit dem Naturschutz.

Vom Tanker über Kreuzfahrtschiffe bis hin zu den Sportbooten:
Zunehmender Schiffsverkehr verursacht einen immer größeren Ausstoß von
Abgasen und Lärm. Mehr als 300.000 Schiffe fahren Jahr für Jahr durch
die deutsche Nordsee. Die Ostsee gehört mit mehr als 50.000
Schiffspassagen pro Jahr allein im Fehmarnbelt zu den Gewässern der
Welt mit der höchsten Verkehrsdichte. Die stärkste Gefährdung für die
Meeresumwelt stellt aktuell die Überfischung dar. Sie bedroht die
Bestände, besonders von Dorsch und Hering. In der Ostsee wurden sie
jahrelang derart überfischt, dass der Nachwuchs irgendwann ausblieb.
Dazu kommt, dass Fischereigerät den Meeresboden zerstört.

Für die Baubranche und zum Küstenschutz werden Kies und Sand in viel
zu großen Mengen abgebaut. Allein für den Schutz der Nordseeinsel Sylt
werden jährlich bis zu eine Million Kubikmeter Sand aus der Nordsee
vor die Küste gespült. Auch die Windkraftanlagen, so dringend
erforderlich sie sind, beeinträchtigen den Lebensraum der Tiere.

Die von der Bundesregierung angestrebte Verringerung der
Nährstoffbelastung durch eine Verminderung des Stickstoffeintrags in
Nord- und Ostsee sowie die Reduzierung des Fischfangs auf nachhaltige
Mengen bis 2020 wurden nicht erreicht. Zwar hat Deutschland fast 50
Prozent seiner Meeresregionen als Schutzgebiete ausgewiesen, doch
besteht dieser Schutz laut Meeresschutzorganisation Sea Shepherd nur
auf dem Papier. Die Bundesregierung müsse konsequenter handeln und die
Zerstörung durch den Menschen verbieten: »Schutzgebiete müssen auch
wirklich Schutzgebiete sein, ohne Ausnahmen«, fordert Manuel Abraas,
Geschäftsführer Sea Shepherd Deutschland. Dazu zählt, dass die
kommerzielle Fischerei in den Schutzgebieten abgeschafft werden muss.
Konkret betrifft dies nach einem Greenpeace-Report die Grund- und
Stellnetzfischerei vor den Nordseeinseln Sylt und Amrum sowie die
Ostseegebiete Pommersche Bucht und Oderbank. Anders lasse sich das
jährliche Sterben der stark gefährdeten Schweinswale, Deutschlands
einziger Walart, in den Fangnetzen nicht aufhalten. Nur ein Prozent
des Bestandes dürfte auf diese Weise sterben, damit die Population
keine nachhaltige Störung erfährt - es sind jedoch bis zu 18 Prozent.

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Deutschlands einzige Walart, der Schweinswal, muss besser geschützt
werden.
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Ozeane

Bedrohtes Gleichgewicht

Von Astrid Froese



Die Situation der Meere wird immer ernster. Ob Überfischung,
Plastikverschmutzung oder Klimawandel: Ihre Folgen gefährden auch die
menschliche Gesundheit.


Er hat die EU über Monate in Atem gehalten: der Brexit - und mit ihm
die Fischerei. Am Ende haben fast alle etwas verloren. Die britischen
Fischer den unkomplizierten Zugang zum europäischen Markt. Die
europäischen Fischer einen Teil ihrer traditionellen Fangquoten in
britischen Gewässern. Und die Politik einmal mehr ihre Glaubwürdigkeit
in puncto Wahlkampfversprechen. Bekommen haben viele Fischer dafür
mehr Bürokratie, einen Haufen logistischer Probleme und weniger
Einkommen.

Der Brexit sollte so manchen Wunsch erfüllen. Den britischen Fischern
erschien er als Rettung im Kampf gegen unlautere Konkurrenz aus dem
Ausland. Und so stimmten in einigen Küstenstädten mehr als 70 Prozent
der Bevölkerung für den EU-Austritt. Stein des Anstoßes bildete die
Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) der EU. Sie bestimmt seit den
70er-Jahren die Mengen, welche die Flotten der Mitgliedsstaaten fangen
dürfen. Zudem regelt sie den Zugang von Fangbooten zur
200-Meilen-Küstenzone der Meeresanrainer. Die Nutzung ihrer
»Ausschließlichen Wirtschaftszone«, so die Hoffnung der britischen
Fischer, würde nach dem Austritt allein Großbritannien zustehen und
damit eine Renaissance der britischen Fischerei einleiten.

Düstere Bilanz

Diese Hoffnung hat sich nicht erfüllt. Zu groß waren die
Zugeständnisse, die London in den Verhandlungen am Ende gemacht hat.
Mit dem Ergebnis, dass die EU schrittweise auf lediglich 25 Prozent
ihrer bisherigen Fangquoten in britischen Gewässern verzichtet. Und so
kämpfen vor allem die kleinen Fischer nach wie vor damit, dass ein
erheblicher Teil der Fangrechte einigen wenigen großen Unternehmen
gehört. So manchem geht es deutlicher schlechter als vor dem Brexit.

Und die Fische, profitieren wenigstens sie? Leider nicht. Zwar sind
die Quoten für Seelachs, Scholle und Hering in der ersten Vereinbarung
zwischen der EU, Großbritannien und Norwegen nach dem Brexit gesenkt
worden, um die Bestände zu erhalten. Doch noch immer mündet das Ringen
um Fangquoten allzu oft in politischen Entscheidungen, die weit hinter
den Empfehlungen von Umweltverbänden zurückbleiben. Zwar liegen die
Fangquoten bei fünf von sechs Fischarten der gemeinsamen Bestände in
den Grenzen dessen, was vom Internationalen Rat für Meeresforschung
(ICES) als nachhaltig angesehen wird. Die von Wissenschaftlern
empfohlene Senkung der Fangmenge für Kabeljau wurde jedoch nicht
umgesetzt. Und so ist auch der Brexit ein Beispiel dafür, dass Meeres-
und Artenschutz leider hintenanstehen müssen, wenn wirtschaftliche
Interessen im Spiel sind. »Die Überfischung in Europa wird auch im
Jahr 2021 weitergehen«, sagt Greenpeace-Meeresbiologe Thilo Maack. Und
kritisiert, dass die Kontrolle und Umsetzung der Quoten lückenhaft
seien oder gar nicht stattfänden.

Bereits 2018 galten nach Informationen des WWF weltweit gut 30 Prozent
der kommerziell genutzten Fischbestände als »überfischt« und circa 60
Prozent als »maximal genutzt«. Besonders schlimm sieht es danach in
den europäischen Gewässern aus: So werden im Mittelmeer und im
Schwarzen Meer sogar gut 60 Prozent der Bestände als überfischt
eingestuft. Zudem führt der anhaltend hohe Fischkonsum dazu, dass die
Boote immer weiter fahren und immer kleinere und jüngere Fische
fangen, wie auch der Naturschutzbund Deutschland (NABU) anprangert.
93 Prozent des Nordsee-Kabeljaus landen inzwischen in den Netzen,
bevor die Tiere sich zum ersten Mal fortgepflanzt haben. Einzelne
Wissenschaftler befürchten, dass die kommerziell genutzten
Fischbestände bis zum Jahr 2048 vollständig vernichtet sein könnten.
Ein katastrophales Szenario.

Klare Fakten

Mehr als 70 Prozent unseres Planeten sind von Weltmeeren bedeckt. Als
weltweit wichtigste Sauerstoffproduzenten und größte Speicher von CO2
ist ihre Bedeutung für das globale Ökosystem entscheidend. Sie sind
laut Greenpeace »unsere Verbündeten im Kampf gegen die Klimakrise«,
denn sie kühlen den Planeten. Meere beherbergen eine enorme
biologische Vielfalt und leisten einen entscheidenden Beitrag zur
Ernährungssicherung. Circa 3,2 Milliarden Menschen decken weltweit
mehr als 20 Prozent ihres Eiweißbedarfs durch Fisch. Für mehr als zehn
Prozent aller Menschen bildet der Fischereisektor die
Existenzgrundlage.

Dabei stellt Überfischung nur eine der Bedrohungen dar. Auch der vom
Menschen verursachte Klimawandel verändert die Ozeane dramatisch. Wie
ein vom Weltklimarat IPCC veröffentlichter Sonderbericht zeigt, haben
sie seit 1970 mehr als 90 Prozent der zusätzlichen Wärme aus der
Erdatmosphäre aufgenommen und sich dadurch kontinuierlich erwärmt.
Wasserschichten durchmischen sich in der Folge schlechter, wodurch
viele Meereslebewesen nicht mehr mit ausreichend Sauerstoff und
Nährstoffen versorgt werden. Erhöhte Wassertemperaturen sorgen für
eine thermische Ausdehnung der Ozeane und damit zu einem Anstieg des
Meeresspiegels. Ein Effekt, der durch das Schmelzen riesiger
Eisschilde und Gletscher verstärkt wird. Bis 2100 ist nach Angaben des
WWF damit zu rechnen, dass der Meeresspiegel um bis zu 110 Zentimeter
steigt - mit verheerenden Konsequenzen für die 745 Millionen Menschen,
die an niedrig liegenden Küsten und in Inselstaaten leben. Sie sind es
auch, die besonders von den marinen Hitzewellen betroffen sein werden,
wenn ganze Fischbestände infolge des Temperaturanstiegs abwandern.



Anfang Texteinschub

Was kann der Einzelne tun?


Um die Meere und ihre Artenvielfalt zu erhalten, sind vor allem die
Staatengemeinschaft und die Wirtschaft gefordert. Doch auch der
Einzelne kann etwas tun. Das Umweltbundesamt hat Tipps für
Privatverbraucher zusammengestellt: So tragen ein reduzierter
Fleischkonsum und die bewusste Entscheidung für Fleisch aus
biologischer Haltung dazu bei, dass weniger Nährstoffe wie Stickstoff
und Phosphor in die Gewässer gelangen. Die ordnungsgemäße Entsorgung
von Medikamenten verhindert, dass die Inhaltsstoffe ins Abwasser
fließen. Und auch die Verwendung von Mehrwegverpackungen statt
Einwegplastik hilft, den Zustand der Meere zu verbessern.

Ende Texteinschub



Immer mehr Risiken

Plastiktüten, Cremetuben, PET-Flaschen, Einwegbesteck und vieles mehr:
Von den über 400 Millionen Tonnen Plastik, die jedes Jahr produziert
werden, landen Schätzungen zufolge bis zu 10 Millionen Tonnen in den
Meeren. Bis zu 18.000 Plastikteile schwimmen nach Angaben des
UN-Umweltprogramms (UNEP) auf jedem Quadratkilometer Wasseroberfläche.
Das sind etwa 15 Prozent des gesamten Meeresmülls. Im Meer hat Plastik
eine Haltbarkeit von bis zu 450 Jahren. Durch Salz, Sonne und Reibung
wird es zwar langsam zersetzt, doch dabei werden giftige Inhaltsstoffe
freigesetzt. Hunderttausende Wale, Delfine, Schildkröten, Seevögel und
andere Meerestiere verenden qualvoll, da sie die Plastikteile mit
Nahrung verwechseln. In der Folge verhungern sie, weil Kunststoffe
ihren Magen verstopfen. Zudem werden im Meer entsorgte Fischernetze zu
tödlichen Fallen, in denen sich die Tiere verfangen und ertrinken.
Über die Fische gelangen kleinste Plastikpartikel - sogenanntes
Mikroplastik - und mit ihm schädliche Zusatzstoffe über die
Nahrungskette auch in den menschlichen Körper. Wie gefährlich
Mikroplastik für den menschlichen Organismus ist, dazu fehlen finale
Befunde, weil die Langzeitfolgen noch nicht ausreichend untersucht
sind. Einzelne Laborstudien lassen jedoch vermuten, dass sich die
Aufnahme negativ auswirkt und Fruchtbarkeit sowie Sterblichkeit
beeinflusst. Forscher des Umweltbundesamtes befürchten, dass sich die
Partikel im Körper einlagern und Entzündungen im Darm- oder
Lebergewebe auslösen, eventuell sogar Krebs begünstigen. Belege dafür
gibt es jedoch noch nicht.



Anfang Texteinschub

So lange bleibt der Müll im Meer


Angelschnur: 600 Jahre

Plastikflasche: 450 Jahre

Wegwerfwindel: 450 Jahre

Plastikboje: 450 Jahre

Getränkedose: 200 Jahre

Blechdose: 50 Jahre

Plastiktüte: 10-20 Jahre

Sperrholz: 1-3 Jahre

Zigarettenkippen: 1-5 Jahre

Kerngehäuse Apfel: 2 Monate

Pappkarton: 2 Monate

Naumwollshirt: 2-5 Monate

Tageszeitung: 6 Wochen

Papiertaschentücher: 2-5 Wochen


(Quelle: Graphik der NOAA, U.S./Woods Hole Sea Grant, U.S.)

Ende Texteinschub



Die Umweltschäden sind auf jeden Fall immens. Dazu kommt, dass immer
mehr Branchen unter der Verschmutzung leiden. Badeorte, die
allmorgendlich den Müll an den Stränden entsorgen müssen.
Schifffahrtsbetreiber, in deren Schiffsschrauben sich umhertreibende
Netze verfangen. 13 Milliarden Euro jährlich - so hoch wird der
wirtschaftliche Schaden durch Plastikmüll in den Meeren geschätzt.
Kosten, die nicht durch ihre Verursacher getragen werden.
Ob industrielle Überfischung, Plastikmüll oder der Klimawandel: Sie
alle setzen den Ozeanen schwer zu, gefährden die Artenvielfalt und
damit in der Folge auch menschliches Leben. Die alarmierenden Berichte
des Weltklimarats (IPCC) und des Weltbiodiversitätsrats (IPBES)
dokumentieren, wie gefährdet die Meere sind. Ihre Nutzung durch den
Menschen hat in wenigen Jahrzehnten dazu geführt, dass die ältesten
Ökosysteme der Erde wärmer, saurer, sauerstoff- und artenärmer werden.

Ruf nach Schutz

Umweltverbände dringen daher auf schnelles Handeln. So fordert
Greenpeace gemeinsam mit Wissenschaftlern, bis 2030 mindestens 30
Prozent der Ozeane unter konsequenten Schutz zu stellen. Bislang sind
es nur rund ein Prozent, darunter vor allem die Gewässer um die
hawaiianischen Inseln und das Great Barrier Reef vor Australien. Ein
zentrales Problem ist, dass es bislang keinen globalen,
rechtsverbindlichen Vertrag zur Einrichtung und Durchsetzung von
Meeresschutzgebieten auf hoher See gibt. Um das zu ändern, verhandeln
Regierungsvertreter unter dem Dach der Vereinten Nationen nun über
einen globalen Ozean-Vertrag. Er soll ein verbindliches Regelwerk
schaffen, das den »Schutz und die nachhaltige Nutzung der biologischen
Vielfalt außerhalb nationaler Hoheitsgewässer« gewährleistet. Denn
langfristig »sichern lassen sich die Bestände nur durch großflächige
echte Schutzgebiete ohne menschlichen Zugriff«, so Meeresbiologe
Maack.

Auf internationale Regeln setzt auch Heike Vesper, Leiterin
Meeresschutz des WWF Deutschland: »Wenn wir kein Plastik in unserem
Körper wollen, müssen wir verhindern, dass jedes Jahr Millionen Tonnen
Kunststoffmüll in die Natur geraten.« Dafür bedürfe es verbindlicher
Ziele für Wirtschaft und Politik. Denn Meeresschutz ist
Gesundheitsschutz.



Anfang Texteinschub

Welchen Fisch kann man noch essen?


Rund 15 Kilogramm Fisch und Meeresfrüchte konsumiert jeder Deutsche im
Durchschnitt pro Jahr. Mit der Entscheidung für umweltgerecht
gefangenen Fisch können Verbraucher die Überfischung der Ozeane
verringern. Hilfe bietet dabei der WWF-Fischratgeber, der seit fast
zwanzig Jahren erscheint. Ihn gibt es gedruckt sowie im Internet und
als App und er empfiehlt, welche Fischarten unbedenklich verzehrt
werden können. Gängige Umweltsiegel werden erläutert und Fakten zur
Lage der Meere präsentiert. Einig sind sich die Naturschützer vor
allem darin: Genau wie Fleisch sollte auch Fisch als Delikatesse
verzehrt werden. Nur so lässt sich der Konsum mit den natürlichen
Ressourcen wieder in Einklang bringen.

Ende Texteinschub



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Ein weiter ansteigender Meeresspiegel gefährdet die Existenz
vieler Menschen in den Küstengebieten.

- Das Plastik am Strand bildet nur einen Bruchteil der Menge im
Meer.

- Bedrohte Vielfalt: Bis zu 90 Prozent der weltweit genutzten
Fischbestände gelten als gefährdet.

 * 
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Die Berliner Umweltzeitung

Klima schützen, Meere plündern?


Das Wettrennen um die Schätze der Ozeane soll als Klimaschutz getarnt
werden

von Kai Kaschinski
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Oktopus erkundet Greifarm - der Tiefsee droht die Zerstörung noch vor
der Erforschung.

Foto: Bruce Strickrott/NOAA, aufgenommen am 31. Mai 2006
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Kaum in der Öffentlichkeit wahrgenommen werden die aktuellen
Verhandlungen bei der Internationalen Meeresbodenbehörde auf Jamaika.
Diese UN-Behörde verwaltet die mineralischen Ressourcen in der Tiefsee
als gemeinsames Erbe der Menschheit. Damit trägt sie perspektivisch
die Verantwortung für den Bergbau auf der Hälfte unseres Planeten.
Lange Zeit wurde von einem solchen Tiefseebergbau nur geträumt.
Mittlerweile hat jedoch ein Wettlauf um diese Ressourcen am
Meeresboden begonnen. Verschiedene Staaten und multinationale Konzerne
beteiligen sich nun daran und wollen möglichst günstig an die enormen
Vorkommen in den Ozeanen gelangen. Der Bergbau in der Tiefsee hätte
aber verheerende Folgen für die Ökosysteme. Die Abbaugebiete würden
zerstört werden, noch bevor die Meeresforschung ihre ökologische
Bedeutung und die vorhandene Artenvielfalt auch nur annähernd erfasst
hat.

Bei den UN-Verhandlungen über die Regeln zum Abbau in der Tiefsee
behaupten inzwischen viele der Befürworter, dass sie mit dem
Tiefseebergbau beginnen wollen, um das Klima zu schützen. Ihre Erze
sollen die Metalle für Windräder und Elektroautos liefern und auch für
die Zukunft in ausreichender Menge garantieren. Damit rechtfertigen
sie ihre finanziellen Interessen und die Zerstörung der
Tiefsee-Ökosysteme - und missbrauchen die Klimabewegung für ihre
Zwecke. Eine Strategie, die immer mehr um sich greift und inzwischen
auch in Deutschland die Debatte um den Tiefseebergbau verändert.

Mehr Metalle, mehr industrielles Wachstum

Es sind irreführende und falsche Argumente, mit denen hier der
Tiefseebergbau auf Kosten der Klimabewegung durchgesetzt werden soll.
Um die offensichtlichen Widersprüche zwischen Tiefseebergbau und
Meeresschutz zu überdecken, wird ein scheinbar eingängiges
Argumentationsgebäude verwendet. Einige Tiefseebergbau-Konsortien
haben eigene Studien und Werbekampagnen in Auftrag gegeben.

Das wichtigste Klimaschutz-Argument geht so: Eine Verknappung
strategisch wichtiger mineralischer Rohstoffe gefährde die künftige
Produktion von alternativen Energieträgern und Klimatechnologien. Der
Tiefseebergbau könne die 'Versorgungslücke' schließen. Die dazu
angegebenen Bedarfsrechnungen werden jedoch wissenschaftlich in Frage
gestellt. Geradezu naiv ist die Behauptung, dass das zusätzliche
Angebot von Metallen aus der Tiefsee gerade die Energiewende sichern
würde - und nicht in erster Linie die allgemeinen Rohstoffpreise
niedrig hält und dadurch ein fortgesetztes industrielles Wachstum
erzeugt.
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Manganknollen sind nicht tot, sie beherbergen viele Lebensformen.
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Einsparung und Recycling werden schlechtgeredet

Im Kern dienen diese Industrie-Argumente dazu, die Erfolgsaussichten
einer alternativen Rohstoffpolitik zu bestreiten, die auf
Kreislaufwirtschaft, Recycling, Sparsamkeit, Langlebigkeit und auf
nachhaltigen Produktionsprozessen und Grundstoffen beruht. In
Deutschland braucht es aber eine solche Rohstoffwende, die den hohen
Bedarf an neuen Metallen senkt. Statt auf unerschöpfliches Wachstum
und Tiefseebergbau zu setzen, sollten wir eine umfassende Reduzierung
des Rohstoffkonsums anstreben. Dazu gehören höhere Rohstoffpreise für
einen umweltfreundlichen und sozial gerechten Bergbau an Land.

Das, was der Klimaschutz bewahren will, gerät durch den Tiefseebergbau
in Gefahr - am Ende auch die Ozeane als wichtigste CO2-Speicher des
Planeten. Meeresschutzorganisationen wenden sich aus vielen Gründen
klar gegen die Einführung des Tiefseebergbaus: sowohl, um die
Ökosysteme zu erhalten, als auch, um eine destruktive Rohstoffpolitik
auf Kosten der Länder des globalen Südens zu verhindern.

Nicht spalten lassen!

Der Tiefseebergbau verschachert das gemeinsame Erbe der Menschheit, um
den Traum vom unbegrenzten Wachstum für einige wenige Privilegierte am
Leben zu erhalten. Die Zivilgesellschaft darf nicht hinnehmen, dass
mit dem Klimaschutz die Zerstörung der Ozeane gerechtfertigt wird. Wir
brauchen Solidarität und ein gemeinsames Handeln der klima-,
entwicklungs- und umweltpolitischen Bewegung.

Weitere Informationen:

www.fair-oceans.info

www.power-shift.de

Tel. (030) 41934182


 * 


Manganknollen

Manganknollen sind schwarz und so groß wie Kartoffeln oder Salatköpfe,
sie liegen am Meeresgrund in 4.000 bis 6.000 Metern Tiefe. Sie
enthalten Kupfer, Kobalt und Nickel, die in der Stahl- und
Elektroindustrie benötigt werden - bei Weitem nicht nur für Windräder.
Auch Platin oder Tellur zur Herstellung von Computern und Smartphones
sind darin zu finden.

Auf dem eigentlich weichen Meeresboden bieten die Manganknollen den
einzigen festen Untergrund für Schwämme, Weichkorallen, Seeanemonen.
Wo ihnen diese 'Lebensbasis' genommen wird, haben solche Arten wenig
Chancen.

Die 'Ernte' von Manganknollen ist teuer. Doch je knapper und teurer
die Metalle angesichts des steigenden Rohstoffverbrauchs werden und je
länger eine umwelt- und ressourcenschonende Kreislaufwirtschaft auf
sich warten lässt, desto mehr scheint sich der Aufwand zu lohnen -
solange die Umweltschäden nicht bezahlt werden müssen.

J.W./mb


Anmerkung der SB-Redaktion:

obige Erläuterungen von Kai Kaschinski beziehen sich auf den von
Fair Oceans im Februar 2021 veröffentlichten Aufruf: 

"Keine Zerstörung der Ozeane im Namen des Klimaschutzes",

im Schattenblick zu finden unter:

Infopool / Umwelt → Fakten

AUFRUF/020: Tiefseebergbau - Keine Zerstörung der Ozeane im Namen des
Klimaschutzes (Fair Oceans)

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/fakten/ufau0020.html

s.a. https://fair-oceans.info/4287-2/

Der Aufruf wird neben den auf der Webseite aufgeführten Organisationen
mittlerweile auch von der DUH unterstützt und wurde an den Koordinator
der Bundesregierung für die maritime Wirtschaft und viele zuständige
Referate in den Bundesministerien gesendet.

https://fair-oceans.info/unsere-themen/tiefseebergbau/

https://fair-oceans.info/netzwerke/#stoppttiefseebergbau

siehe auch zum jüngsten Vorstoß des Inselstaates Nauru in Zusammenhang
mit dem Bergbauunternehmen DeepGreen, der die Internationale
Meeresbodenbehörde (ISA) hinsichtlich einer schnellen Entscheidung zum
Tiefseebergbau in Zugzwang bringt: 

https://seas-at-risk.org/general-news/nauru-and-deepgreen-trigger-mechanism-to-start-deep-sea-mining-in-two-years/

 * 
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OceanCare - Kurznews, 4. Mai 2021

Aktueller Bericht zu Europas Rolle beim Tiefseebergbau



«At a crossroads: Europe's role in deep sea mining» heisst der heute
veröffentlichte, neue Bericht von Seas At Risk (SAR), einer Koalition
europäischer NGOs. Der Bericht analysiert die Rolle der Europäischen
Union, ihrer Mitgliedsstaaten, des Vereinigten Königreichs und
Norwegens bei der Entwicklung des Tiefseebergbaus. Die NGOs fordern
von der EU und ihren Mitgliedsstaaten, sowie alle anderen europäischen
Staaten, Tiefseebergbau in europäischen Gewässern zu verbieten und
sich für ein globales Moratorium für den Tiefseebergbau einzusetzen,
sowie verbindliche Ziele zur Reduktion des Rohmaterialbedarfs,
inklusive einer drastischen Reduktion der Verwendung von metallischen
Rohstoffen, festzulegen.

Die Veröffentlichung erfolgte im Vorfeld der von der portugiesischen
EU-Ratspräsidentschaft für den 5. Mai organisierten 'Green Mining'
Konferenz [1] sowie der bevorstehenden, neuen EU «Blue Economy
Strategie» und Bemühungen um eine gemeinsame Verhandlungsposition des
Europäischen Rats bei der Internationalen Meeresbodenbehörde (ISA).

OceanCare unterstützt die Bemühungen von SAR in Bezug auf ein
internationales Moratorium für Tiefseebergbau-Aktivitäten sowie die
Bemühung die EU, ihre Mitgliedsstaaten und andere europäische Länder
dazu zu bringen, bezüglich der Tiefsee eine Vorreiterrolle in Sachen
Umweltschutz einzunehmen. Wissenschaftliche Forschung sollte das
Verständnis von Tiefseeökosystemen priorisieren und deren komplexe
Zusammenhänge mit Auswirkungen auf den gesamten Planeten erhellen.
Bemühungen um eine Reduktion des Ressourcenbedarfs und Schritte in
Richtung einer Kreislaufwirtschaft sollten dem Abbau von
Rohmaterialein in neuen Gebieten, mit potentiell desaströsen
Auswirkungen auf die Umwelt, vorangestellt werden.

OceanCare teilt auch das Engagement von SAR für wissenschaftlich
fundierte, stringente und verbindliche Regularien für Aktivitäten auf
der hohen See mit einem klaren Fokus auf dem Schutz der marinen
Umwelt, einschliesslich vor der Bedrohung durch anthropogenen
Unterwasserlärm. OceanCare und Seas at Risk pochen zusammen auf die
Entwicklung solcher Regularien bei der Internationalen
Meeresbodenbehörde (ISA) und anderen internationalen Foren,
insbesondere auch im Rahmen der laufenden Verhandlungen zum
'International legally binding instrument under the United Nations
Convention on the Law of the Sea on the conservation and sustainable
use of marine biological diversity of areas beyond national
jurisdiction' (BBNJ)[2].

«At a crossroads: Europe's role in deep sea mining» kann hier (*)
heruntergeladen werden.

[1] https://www.2021portugal.eu/en/events/european-conference-on-green-mining/

[2] https://www.un.org/bbnj/

(*) https://seas-at-risk.org/24-publications/1139-at-a-crossroads-europe-s-role-in-deep-sea-mining.html

 * 
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fair oceans - für die Weltmeere als gemeinsames Erbe der Menschheit
und ihre nachhaltige Nutzung

Tiefseebergbau

Zwischen Entwicklungsversprechen, Klimaschutz und Greenwashing




Risikotechnologie Tiefseebergbau

Die Tiefsee ist faszinierend. Für lange Zeit war sie eine große
Unbekannte. Sie beginnt dort, wo das Licht zu schwach ist, um
Photosynthese zu ermöglichen, Dämmerung und letztlich Dunkelheit
vorherrschen. Historisch gesehen erst vor Kurzem hat die Menschheit
begonnen, in diese Tiefe vorzustoßen und deren Geheimnisse zu lüften.
Heute wissen wir, dass die Artenvielfalt in den Ozeanen enorm ist, und
ständig werden bis hinab in ihre tiefsten Regionen neue marine
Lebewesen entdeckt. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse über die
Ökologie und Evolution der Ozeane und der Tiefsee wachsen und
verändern die Vorstellungen vom Leben unter Wasser.

Im selben Moment sind diese Unterwasserwelt und ihr ökologisches
Gefüge mehr denn je bedroht. Eine neue Industrie ist im Entstehen:
Tiefseebergbau soll betrieben werden.  In mehreren Hundert oder
Tausend Metern sollen in den Ozeanen Mineralien gefördert werden.
Bergbaugeräte werden entwickelt, um den Meeresboden im ganz großen
Stil aufreißen, zerkleinern und am Ende an die Oberfläche pumpen zu
können. Einige der sensibelsten Habitate in der Tiefe wie die
artenreichen Hänge der Seeberge und die einmaligen Hydrothermalfelder
sowie die großen Ebenen am Meeresboden würden dadurch zerstört werden.
 In ihnen lagern enorme Erzvorkommen in Form von Manganknollen,
Kobaltkrusten und Massivsulfiderzen. Sie sind die Ziele der
Fördervorhaben und zugleich feste Bestandteile der betroffenen
Ökosysteme. Ihre Lagerstätten wecken Begehrlichkeiten und lassen
mittlerweile eine ganze Reihe von Staaten, ihre Behörden und
multinationale Unternehmen weltweit Pläne schmieden für unterseeische
Bergbaugebiete mit teilweise erheblichen Ausmaßen.

Dementsprechend groß ist die Gefährdung der marinen Ökosysteme durch
diesen neuen Zweig der Bergbauindustrie. Artensterben und eine
zusätzliche Belastung der ohnehin schon stark geschädigten Meere sind
unvermeidlich.  Unabschätzbar ist darüber hinaus die Reichweite
der Folgewirkungen für die Ozeane im Ganzen und das Leben an ihren
Küsten. In weiten Bereichen sind die Tiefsee und die ökologischen
Beziehungen im Meer nach wie vor unbekannt. Ein allgemein anerkanntes
Ökosystemmodell gibt es bisher nicht, das belastbare Aussagen über die
Umweltverträglichkeit von Eingriffen in die Meereswelt und den ganzen
Umfang der Zerstörung ermöglichen würde. Einigkeit besteht hingegen
darin, dass die Tiefsee für das Meeresleben, die planetaren Kreisläufe
und die Klimafunktionen der Ozeane von entscheidender Bedeutung ist.

Der Bergbau am Meeresboden stellt eine qualitativ neue Nutzung der
Tiefsee dar, die nicht nachhaltig und vorsorgend umgesetzt werden
kann, sondern vielmehr das Potenzial hat, zu einer ihrer größten
Bedrohungen zu werden. Es ist eine weitere Risikotechnologie, die hier
auf den Weg gebracht werden soll.


Optionen auf die Zukunft

Angetrieben wird das Interesse am Tiefseebergbau aktuell vom global
wachsenden Bedarf an Rohstoffen und den sich parallel verschärfenden
Konkurrenzen um die vorhandenen Vorkommen.  Generell wird die
Nutzung der Ozeane immer intensiver. Die Ozeane sind heute ein fester
Bestandteil der Globalisierung, industrieller Produktionsprozesse
sowie der Freizeitgestaltung. Nicht zuletzt sind sie reich an
natürlichen Ressourcen wie Öl, Gas und Methan (Energie), Erzen, Sand
und Kies (Bau und Produktion) sowie an Fischen, Meeresfrüchten und
-pflanzen (Nahrung) und an genetischem Material (Lifescience).

Das gesellschaftliche Verhältnis zu den Meeren wandelt sich
grundlegend.  Die Ozeane werden in Gänze erschlossen, Grenzen
verschoben, überschritten und neu gesetzt. Die Fortschritte in der
maritimen Technologie, steigende Rohstoffpreise und die umfangreiche
Erkundung der Ozeane ermöglichen diese Entwicklung und machen auch den
Bergbau in der Tiefsee denkbar. Es ist ein regelrechter Wettlauf um
die reichhaltigsten Vorkommen und die Verteilung der Nutzungsrechte im
maritimen Raum entbrannt. In allen Ozeanen werden Lizenzen und damit
Optionen auf die Rohstoffquellen der Zukunft erworben.  Mit diesen
sichern sich die beteiligten Akteure einen dauerhaften Einfluss auf
die Rohstoffmärkte. Dieser Prozess schreitet fast lautlos voran.
In Hinblick auf den Tiefseebergbau ist dies besonders fragwürdig,
denn ein großer Teil der marinen Bodenschätze ist laut dem
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen [SRÜ] das gemeinsame
Erbe der Menschheit. 

Die Internationale Meeresbodenbehörde [IMB] verwaltet dieses Erbe als
eigenständige Behörde der Vereinten Nationen. Alle mineralischen
Ressourcen des Meeresbodens außerhalb der Ausschließlichen
Wirtschaftszonen [AWZ] der Staaten und ihrer Erweiterungen fallen in
ihren Zuständigkeitsbereich. Die Behörde und ihre Regularien
entscheiden damit letztlich über die Lizenzvergabe für die Förderung
der Bodenschätze auf über der Hälfte unseres Planeten. Etwa 2.000.000
Quadratkilometer an Lizenzgebieten für den Tiefseebergbau sind
weltweit schon vergeben, sowohl im Gebiet der IMB als auch in AWZ
unter dem Regime der jeweiligen Küstenstaaten. Momentan verhandeln die
Mitgliedsstaaten der IMB das entscheidende Regelwerk für den
Tiefseebergbau in ihrem Gebiet, womit die politischen und rechtlichen
Vorbereitungen zur Einführung des Tiefseebergbaus in ihre Endphase
eingetreten sind.

Allen Verpflichtungen des Seerechtsübereinkommens und den
Bekenntnissen zum Schutz der Meere zum Trotz fordern viele der
beteiligten Länder wie auch der Interessensgruppen der
Rohstoffwirtschaft einen einfachen und billigen Zugang zu den
Lagerstätten.  Eine großzügige Honorierung der Abbaurechte für das
Welterbe, die zum Beispiel allen Menschen eine kostenlose Versorgung
mit gesundem Wasser garantieren würde, scheint nicht vorgesehen.
Entwicklungspolitische Anliegen und der Meeresschutz erscheinen
zweitrangig. Im schlimmsten Fall wird das Erbe letztlich
verschachert werden ohne Rücksicht auf die umwelt- und
entwicklungspolitischen Auswirkungen dieses Vorgehens und ohne eine
wirklich breite öffentliche Debatte.  Der politische Prozess
entspricht somit in keinster Weise dem Gewicht der anstehenden
Entscheidungen bei der ISA. Er ist intransparent und nicht
partizipativ. Das Erbe wird sich erschlichen.


Globale Dimensionen

Während Industrieländer auf erschwingliche Metalle aus dem Meer für
die Warenproduktion setzen, erhoffen sich gerade einige der Kleinen
Inselentwicklungsländer vom Tiefseebergbau Einnahmen aus der
Lizenzvergabe und dem Rohstoffexport für ihren Staatshaushalt.
Eine Rollenverteilung, die den neuen Industriezweig aufgrund der
verkrusteten, ungleichen Strukturen der Rohstoffwirtschaft und des
notwendig hohen technischen und finanziellen Aufwands für
Fördervorhaben in der Tiefsee wahrscheinlich auf Dauer kennzeichnen
wird. Länder des globalen Südens begnügen sich in diesem Fall damit,
maritimen Bergbaukonsortien auf Basis des Seerechtsübereinkommens bei
der IMB stellvertretend Abbaulizenzen zu verschaffen oder gewähren
diesen Schürfrechte direkt in ihren AWZ. Dafür erhalten sie
Förderabgaben sowie eventuell eine Beteiligung am Handel mit den
gewonnenen Erzen. Eigene Industrien werden nicht aufgebaut.

Entwicklungsländer werden schlicht zu Türöffnern für den Zugang zur
Tiefsee für multinationale Unternehmen. Ein weiteres Mal werden die
Ressourcen für die Konsumansprüche der Industrienationen und
Schwellenländer aus dem globalen Süden geholt und die Gesellschaften
dort müssen den Preis für ihre Abhängigkeit vom Rohstoffmarkt,
auftretende Umweltfolgen und soziale Ungleichheit tragen.  In
diesem Kontext kann der neue Industriezweig auf längere Sicht sogar zu
Einnahmeeinbußen für die meisten rohstoffexportierenden Staaten
führen. So lange sich die Nachfrage nach mineralischen Rohstoffen
nicht verringert, kann das Angebot von Erzen aus der Tiefsee auf dem
Weltmarkt einen an sich - aufgrund von zunehmender Verknappung der
Vorkommen an Land, steigenden Förderkosten sowie ökologischem
Missmanagement - zu erwartenden Preisanstieg abbremsen.
Die Erschließung der Tiefsee als Rohstoffquelle würde also dazu
beitragen, die Weltmarktpreise für die Importeure langfristig zu
stabilisieren und zugleich die problematischen ökonomischen
Rahmenbedingungen der Bergbauindustrie im Rahmen der Blue Economy zu
verfestigen. 

In der Konsequenz weitet der Tiefseebergbau damit die Dominanz der
Industriestaaten und der großen Player in der Rohstoffwirtschaft aus,
während sich die strukturelle Abhängigkeit des globalen Südens weiter
vertieft. 2018 hatte der Rohstoffsektor eine große oder sehr große
Bedeutung in weltweit 40 Ländern, von denen überdurchschnittlich viele
in Afrika liegen. Der volle Umfang der umwelt- und
entwicklungspolitischen Auswirkungen des Tiefseebergbaus wird aber
erst dann wirklich deutlich, wenn dieser als ein potenziell
weltumspannender Industriesektor betrachtet wird. Die
Offshore-Ölindustrie und die Rohstoffwirtschaft können hierbei als
Anhaltspunkte dienen. Zwischen 25 und 35 Prozent der weltweiten
Ölproduktion stammen mittlerweile aus Offshore-Quellen abhängig vom
Weltmarktpreis. Wie bei der Offshore-Ölförderung werden der Start
und die wirtschaftliche Dynamik des Tiefseebergbaus im Kern eine
Preisfrage sein. Sind die Rohstoffpreise hoch genug und können die
ersten Projekte technisch und wirtschaftlich erfolgreich umgesetzt
werden, dann wird die Zahl der marinen Bergwerke unweigerlich
steigen.

An Land gab es 2014 in 171 Ländern über 17.000 große Bergwerke.
2018 erwirtschafteten die Minenkonzerne weltweit 683 Milliarden
US-Dollar. Der Wert der Raffinadeproduktion lag mit 1,844 Milliarden
US-Dollar noch weit darüber. 1947 begann die Offshore-Ölförderung im
Golf von Mexiko. 2017 befanden sich um die 12.000
Offshore-Installationen vor den Küsten von 53 Staaten. Allein die
Investitionen in die Offshore-Produktion liegen bei rund 1 Milliarde
US-Dollar am Tag. Diese Zahlen lassen die mögliche Dimension des
Tiefseebergbaus im Vollbetrieb und den hohen Grad der Gefährdung für
die Weltmeere erahnen. Für ein einziges gewinnbringendes
Abbauvorhaben von Manganknollen muss laut den gängigen Kalkulationen
jährlich eine Fläche von über 100 Quadratkilometern abgesammelt und
zerstört werden. Dieser Flächenverbrauch übertrifft den von Minen an
Land deutlich. 

Oftmals bleiben solche Szenarien und die enormen Gewinnerwartungen der
Branche unerwähnt, bevorzugt werden Erzählungen von Pionieren, die zum
Wohle der Menschheit in die Tiefsee vorstoßen. Letztendlich soll der
Tiefseebergbau jedoch vor allem ein lukrativer Geschäftszweig der
Rohstoffindustrie werden. Nur eine hinreichende Größe der marinen
Bergwerke, ihrer Produktion und Rendite rechtfertigt den Einsatz des
investierten Risikokapitals und macht die Produktion der
erforderlichen maritimen Technologien wie auch den Betrieb der Minen
ohne eine staatliche Subventionierung gewinnbringend.


Legitimationsprobleme

Um die offensichtlichen Widersprüche des Tiefseebergbaus zum
Meeresschutz und einer fairen Entwicklungszusammenarbeit auf See zu
überdecken, haben die Hauptakteure bei der Etablierung der neuen
Industrie ein scheinbar eingängiges Argumentationsgebäude entworfen.
 Die Tiefseebergbau-Konsortien DeepGreen und Nautilus Minerals,
ein inzwischen gescheitertes Unternehmen, haben dazu Studien in
Auftrag gegeben, die im wesentlichen drei zentrale Argumente
untermauern sollen.

Das Hauptargument, welches sie hierbei ins Feld führen, ist, dass
der Tiefseebergbau angeblich dem Klimaschutz dient.  Eine
Verknappung strategisch wichtiger mineralischer Rohstoffe soll demnach
die Produktion von alternativen Energieträgern, Batterien und E-Autos
gefährden. Der Tiefseebergbau soll die behauptete Versorgungslücke
schließen können und wird so zum Garanten der Klimawende stilisiert.

Die zugrunde liegenden Szenarien und Bedarfsrechnungen für
mineralische Erze können jedoch in Frage gestellt werden. Im Kern
dienen die Berechnungen dazu die Erfolgsaussichten einer alternativen
Rohstoffpolitik zu bestreiten, die auf Kreislaufwirtschaft, Recycling,
Sparsamkeit, Langlebigkeit und nachhaltige Produktionsprozesse und
Grundstoffe setzt.  Statt auf einen Ausbau des Bergbaus in den
Ozeanen und einen scheinbar unerschöpflichen Nachschub zu setzen,
könnten schlicht auch höhere Rohstoffpreise für eine
umweltfreundlichere und sozial gerechtere Ausbeutung von weniger
lukrativen Vorkommen akzeptiert sowie eine umfassende Reduzierung des
Rohstoffkonsums angestrebt werden. Mit der Argumentation der
Befürworter#innen wird der Klimaschutz zur Legitimation für die
Zerstörung der Weltmeere. Die Argumente münden im Missbrauch der
Klimabewegung und ihrer Ziele zur Rechtfertigung der Interessen der
marinen Bergbauindustrie. 

Das, was der Klimaschutz bewahren will, wird durch den Tiefseebergbau
gefährdet: so auch potenziell die Funktion der Ozeane als wichtigste
Kohlenstoffspeicher des Planeten. Wenn transnationale Konzerne die
marinen Erze fördern und sie auf dem Weltmarkt veräußern, wird weder
zwangsläufig die Verfügbarkeit von Metallen in den nationalen
Produktionsketten noch für die Energiewende gesichert.

Das zweite zentrale Argument zur Legitimation des Bergbaus am
Meeresboden ist, dass die Förderung in der Tiefsee weniger
ökologischen Schaden anrichtet als der Bergbau an Land. 
Zugespitzt lautet die Behauptung, der Tiefseebergbau würde den
tropischen Regenwald vor weiteren Bergbauprojekten bewahren.
Tatsächlich wird der Tiefseebergbau die globale Belastung durch den
Bergbau keineswegs verringern, sondern dazu beitragen, die planetaren
Grenzen noch stärker zu strapazieren als dies bereits geschieht. Die
Minen in der Tiefsee werden die Minen an Land aus vielerlei Gründen
nicht ersetzen.  Am Ende wird es in der Summe mehr Minen und mehr
Bergbau geben. Dies wird die Konkurrenz zwischen den
Minengesellschaften verschärfen und vor allem im globalen Süden den
Druck auf Umwelt und Arbeitsbedingungen erhöhen. Den Regenwald wird
der Tiefseebergbau nicht schützen, sondern eher das Gegenteil
bewirken.

Mit Blick auf den Natur- und Artenschutz ist es darüber hinaus
geradezu kontraproduktiv die Zerstörung des einen marinen Ökosystems,
wie der Seeberge, mit dem besseren Schutz eines Landökosystems zu
begründen. Der Tiefseebergbau mit seiner Bedrohung der marinen
Artenvielfalt und Ökosysteme steht vielmehr im Gegensatz zu den
Bemühungen, den Meeresschutz zu verbessern.  Deutlich wird diese
Inkohärenz mit Blick auf die Seeberge und Hydrothermalfelder und die
Versuche sie im Rahmen internationaler Initiativen als »Vulnerable
Marine Ecosystems« [VMEs] oder »Ecologically or Biologically
Significant Marine Areas« [EBSAs] zu schützen. Wird ein Seeberg vor
der Tiefseefischerei bewahrt, aber dann kurze Zeit später durch Bagger
bei der Erzförderung zerstört, macht das alle vorangegangenen
Anstrengungen zunichte und fügt der Glaubwürdigkeit der Meerespolitik
erheblichen Schaden zu.

Das dritte Argument in dieser Reihe ist die behauptete
Sozialverträglichkeit des Tiefseebergbaus.  Auf See, heißt es,
werde niemand vertrieben, um Minen zu betreiben. An Bord der
Förderschiffe gebe es gute Jobs und keine Ausbeutung und die
zusätzlichen Erze würden für eine weltweit gerechtere
Rohstoffstoffverteilung zwischen Norden und Süden sorgen. Letzteres
ist ein geradezu naiv anmutendes Versprechen, denn die Geschichte hat
gezeigt, dass eine wachsende Menge an Rohstoffen keineswegs ohne
Weiteres zu ihrer global gerechten Verteilung führt. Ebenso wenig sind
von den hochtechnisierten Förderschiffen relevante
Beschäftigungseffekte zu erwarten. Zudem sind schlechte
Arbeitsbedingungen sowohl in der Schifffahrt als auch der
Bergbauindustrie durchaus an der Tagesordnung.

Die übliche Praxis vieler an der Einführung des Tiefseebergbaus
beteiligter Unternehmen macht da keine Ausnahme und läßt die positiv
klingenden Vorhersagen unbegründet erscheinen. Die am Tiefseebergbau
interessierten Konsortien suchen sich nicht umsonst Kleine
Inselentwicklungsländer als Lizenzgeber. In dieser Geschäftsbeziehung
haben die Konzerne eine starke, dominante Position. 
Das Vorgehen von Nautilus Minerals in Papua-Neuguinea bei dem Versuch
das Förderprojekt »Solwara 1« umzusetzen, hat zudem gezeigt, dass die
Tiefseebergbau-Konsortien in Kauf nehmen, die Gewässer im globalen
Süden zu einem Versuchsgelände für ihre neue Risikotechnologie zu
machen. Gerade in den AWZ wird jedoch deutlich, wie der
Tiefseebergbau Menschenrechte und Ernährungssicherheit in Frage
stellen kann. Sehr wohl können auch auf den Ozeanen Menschen
vertrieben und ihre traditionellen Rechte hintergangen werden, welche
entscheidend sind für die Existenz der Küstengemeinden im globalen
Süden.


Eine Pfadentscheidung

Keines der zentralen Argumente für den Tiefseebergbau erscheint
stichhaltig. Vielmehr erwecken sie den Eindruck des Greenwashings.
Eine Entscheidung für oder gegen den Tiefseebergbau hat den
Charakter einer grundsätzlichen Pfadentscheidung.  Statt einen Weg
zu beschreiten, der zunächst die Praxis und die Strukturen des
Bergbaus sauber und gerecht gestaltet und auf eine Verringerung des
Rohstoffverbrauchs und nachhaltigere Produktionsprozesse setzt, wird
mit dem Tiefseebergbau ungebrochen ein unbegrenztes Wachstum
angestrebt. Die sich international verbreitende Forderung nach
einem Moratorium für den Tiefseebergbau ist in dieser Situation
unzureichend.

Ein Moratorium zu fordern beinhaltet, dass in absehbarer Zeit
Veränderungen stattfinden könnten, die es erlauben würden, dieses
aufzuheben, insofern die formulierten Bedingungen erfüllt werden. So
sät die Forderung nach einem Moratorium die Saat des Zweifels an der
Ernsthaftigkeit der Bemühungen zur Umsetzung einer nachhaltigen
Kreislaufwirtschaft, die den Tiefseebergbau unnötig machen würde.
Hingegen bleibt die Perspektive offen, dass Tiefseebergbau
mittelfristig akzeptabel, sinnvoll und notwendig sein kann. Ähnliches
gilt für die konkreten Verhandlungen von Umweltschutzmaßnahmen im
Kontext des Tiefseebergbaus. Diese suggerieren, das momentane
Fachwissen über die Ökologie der Meere würde ausreichen, um schon
jetzt sinnvolle Regeln erlassen zu können, die den marinen Bergbau
umweltpolitisch annehmbar machen.
Beide Herangehensweisen erfordern, wenn auch zur Verbesserung der
Konzepte, die Fortführung der Arbeit am Tiefseebergbau und geben
dieser somit dauerhaft eine Rechtfertigung. Die Pfadentscheidung
bleibt unbeantwortet.

Einzig die Forderung nach einem Stopp des Tiefseebergbaus gibt dem
Meeresschutz Priorität und eröffnet hinreichend Raum für einen
nachhaltigen Umbau der Rohstoffnutzung als auch der Durchsetzung von
Klima- und Rohstoffgerechtigkeit.  Vor diesem Hintergrund fordern
viele zivilgesellschaftliche Organisationen im Pazifik, dem Herz der
Auseinandersetzung um den Tiefseebergbau, dessen Stopp, und so auch
Fair Oceans. Eine schlichte Alternative zum Tiefseebergbau wäre es, im
globalen Norden steigende Metallpreise bei einem parallel sinkenden
Ressourcenverbrauch zu akzeptieren und die Länder des globalen Südens
beim Klimaschutz und der Nutzung nachhaltiger Zukunftstechnologien
deutlich konsequenter zu unterstützen. Ohne ein generelles Umdenken
werden ansonsten auf See die gleichen Fehler wie an Land wiederholt
werden.

Mehr Hintergrundinformationen unter:

www.fair-oceans.info

 * 

Quelle:

Infoflyer zum Tiefseebergbau, 2020

Text: Kai Kaschinski

Fair Oceans /

Verein für Internationalismus und Kommunikation e.V.

Bernhardstraße 12, 28203 Bremen

E-mail: contact@fair-oceans.info

Web: www.fair-oceans.info

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 3. August 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





POLITIK/677: Klimabremser unter Wasser (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 19. Juli 2021

german-foreign-policy.com

Klimabremser unter Wasser

Nach der jüngsten Flutkatastrophe steigt der klimapolitische Druck auf
Berlin und die EU. Die Bundesregierung bremst beim Klimaschutz seit
Jahren.



BERLIN/BRÜSSEL - Die aktuelle Flutkatastrophe in
Westdeutschland, Belgien und den Niederlanden führt zu erneuter Kritik an
der Klimapolitik Berlins und der EU. Bereits vor den katastrophalen
Unwettern der vergangenen Woche hatten Umweltorganisationen und andere NGOs
teilweise harsche Urteile über das Klimapaket "Fit for 55" gefällt, das die
EU-Kommission soeben vorgestellt hat: Das Programm sei "nicht fit", um die
Klimakrise einzudämmen, hieß es. Führende Vertreter der deutschen Industrie
und Politik, darunter Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier, hatten
dennoch eine weitere Abschwächung der klimapolitischen Auflagen verlangt.
Nach der Flutkatastrophe, die auf andere durch den Klimawandel bedingte
Katastrophen folgt - etwa die jüngste Hitzewelle in Teilen Nordamerikas -,
steigt der Druck, klimapolitische Fortschritte zu erzielen. Ins Visier
gerät nicht zuletzt der CDU-Kanzlerkandidat Armin Laschet, der in
klimapolitischen Belangen klar als "Bremser" eingestuft wird. Die
Bundesregierung verwässert klimapolitische Vorstöße in Brüssel regelmäßig -
seit Jahren.

"Nicht fit"

Umweltorganisationen und andere NGOs reagierten mit teilweise harscher
Kritik auf das Klimapaket "Fit for 55", das die EU-Kommission kürzlich
vorstellte. Brüssels zentrales umweltpolitisches Vorhaben peilt eine
Reduktion der CO2-Emissionen in der EU um 55 Prozent bis 2030 an, um die
Union bis 2050 in die Klimaneutralität zu führen.[1] Der Vorsitzende des
Umweltverbandes BUND, Olaf Bandt, hält schon diese Reduktionsziele nicht
für geeignet, um die im Pariser Klimaabkommen festgelegte Begrenzung des
globalen Temperaturanstiegs auf 1,5 Grad zu erreichen: Man nehme zwar
"erste Ambitionen wahr"; doch müsse die EU den Ausstoß von Treibhausgasen
bis 2030 um mindestens 65 Prozent verringern, um ihren Anteil an der
globalen CO2-Reduktion zu leisten.[2] Die NGO GLOBAL 2000 sprach von einem
zahnlosen Klimapaket, da wesentliche konkrete Vorhaben wie "der Ausbau
erneuerbarer Energieträger oder die Steigerung der Energieeffizienz" für
die EU-Länder unverbindlich blieben, was die Umsetzung der Klimaziele
generell infrage stelle.[3] Greenpeace wiederum bemängelte, viele Maßnahmen
würden erst nach langen Übergangsfristen von mehr als zehn Jahren greifen.
Das klimapolitische Maßnahmenpaket Brüssels sei "nicht fit", um die
Klimakrise einzudämmen, warnte der EU-Direktor der Umweltorganisation.
"Verpasste Chance"

Brüssel will unter anderem die Produktion von Verbrennungsmotoren bis 2035
beenden, die Steuerbefreiung auf Kerosin schrittweise auslaufen lassen,
eine Kerosinsteuer speziell auf innereuropäische Flüge einführen und mit
einem protektionistischen Zoll auf energieintensive Produkte die
EU-Industrie vor außereuropäischer Konkurrenz schützen, die ohne kostspielige
Klimavorgaben billiger produzieren kann. Die Dachorganisation Europäisches
Umweltbüro (EUB) sprach dennoch von einer "verpassten Chance", aus fossilen
Brennstoffen auszusteigen, da in den kommenden zwei Dekaden das
Energiesystem der EU für Kohle, Öl und Gas offen bleibe.[4] Auch die
geplante EU-weite Verpflichtung zum Kauf von CO2-Verschmutzungsrechten für
fossile Energieträger wird kritisiert: Der "marktwirtschaftliche"
CO2-Handel habe allzu viele Ausnahmeregeln, urteilt das EUB; das Klimapaket
schütze die Industrie weiterhin davor, "die vollen Kosten der
Umweltverschmutzung zu zahlen", da das vorgeschlagene
Emissionshandelssystem für Gebäude und Verkehr kostenlose CO2-Zertifikate
für Konzerne vorsehe, was dazu führe, dass die Klimakosten von den
Industrieverursachern auf die Endverbraucher abgewälzt würden. Die
intendierte Ausschüttung von CO2-Steuern an Verbraucher, die deren
finanzielle Belastung reduzieren soll, liege überdies im
Entscheidungsspielraum der EU-Staaten, weshalb ein Teil dieser Einnahmen
wieder an die Industrie fließen werde, sagt der Bundesverband der
Verbraucherzentralen voraus. Das EUB warnt überdies, die protektionistische
CO2-Abgabe auf Importwaren von außerhalb der EU sei eher geeignet, "die
EU-Industrie zu schützen, als die Dekarbonisierung der Wirtschaft zu
beschleunigen".

"Keine ausreichende industriepolitische Perspektive"

Zugleich sind Industrie und Politik vor allem in Deutschland bemüht, die
Vorgaben des EU-Klimapakets weiter aufzuweichen. Kurz nach dessen
Vorstellung forderten Spitzenfunktionäre der deutschen Industrie
"Nachbesserungen" an den Plänen.[5] Der Präsident des Bundesverbandes der
Deutschen Industrie (BDI), Siegfried Russwurm, bemängelte, die deutsche
Wirtschaft vermisse "wichtige Antworten auf zentrale Fragen zum Erhalt der
Wettbewerbsfähigkeit des Industrie- und Innovationsstandorts Europa". Das
Klimapaket könne nur dann erfolgreich sein, wenn die deutsche Industrie
"trotz Dekarbonisierung global wettbewerbsfähig" bleibe. Für den BDI stelle
vor allem das "faktische Ende des Verbrennungsmotors" eine "falsche Antwort
auf die Anforderungen des Klimaschutzes im Verkehr" dar. Seitens der
Wirtschaftsvereinigung Stahl hieß es, das Klimapaket biete "keine
ausreichende industriepolitische Perspektive", da es zu Zusatzkosten führe
und die an die Stahlbranche gestellten Transformationsanforderungen nicht
berücksichtige. Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) erklärte
flankierend, er behalte sich Gegenvorschläge zu den Brüsseler Klimaplänen
vor. Altmaier warnte ebenfalls vor dem Verlust der Wettbewerbsfähigkeit
deutscher Unternehmen und dem Abwandern von Arbeitsplätzen. Deutsche
Wirtschaftsmedien sprachen im Zusammenhang mit dem Klimapaket von
unglaubwürdigen "Zusagen der EU-Kommission an den Mittelstand", der enorm
belastet werde. Dabei gelte der "hohe Industrieanteil als Stabilitätsanker
der deutschen Wirtschaft".[6]

"Was wir in Deutschland erwarten"

Ähnlich äußerten sich Wirtschaftsvertreter aus dem ehemals stark
industriell geprägten Bundesland Nordrhein-Westfalen (NRW), der politischen
Heimat des CDU-Kanzlerkandidaten und NRW-Ministerpräsidenten Armin Laschet.
Die Wirtschaft solle nicht ausbaden müssen, was "die Politik viel zu lange
verschlafen" habe, klagte etwa Marion Hörsken von der Industrie- und
Handelskammer Düsseldorf.[7] Der Rhein-Ruhr-Region sei besonders
emissionsintensiv, da dort Unternehmen der Zement-, Aluminium- und
Stahlbranche ansässig seien. Diese benötigten wegen steigender CO2-Preise
einen weiteren "Ausgleich". Der Präsident des Unternehmerverbandes Handwerk
NRW, Andreas Ehlert, forderte überdies den "Abbau von bürokratischen
Hindernissen und vor allem Planungssicherheit für unsere Betriebe". Auch
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet galt bis vor wenigen Tagen als
treibende Kraft bei den klimapolitischen Bremsversuchen der Bundesrepublik
auf EU-Ebene, die eine lange Tradition haben.[8] Laschet warnte noch vor
wenigen Tagen explizit, die CO2-Reduktionsziele dürften unter keinen
Umständen die deutsche Industrie - also die ökonomische Grundlage der
politischen Hegemonie Berlins in der EU - beeinträchtigen.[9] Es gebe in
Europa viele Staaten, die stark deindustrialisiert seien; doch wollten
Deutschland und einige andere Staaten trotz der Klimakrise Industriestaaten
bleiben: "Das ist der Teil, den sie in Brüssel nicht ganz so laut
aussprechen, aber das ist es, was wir in Deutschland erwarten", äußerte der
auch wirtschaftspolitisch konservativ auftretende Kanzlerkandidat, der sich
gegen die gemeinsame Schuldenaufnahme der EU und für die Rückkehr zum
neoliberalen Sparkurs der Maastricht-Kriterien aussprach.[10]
Tempolimit "unlogisch"

Laschet beteuerte zudem, mit Blick auf die Klimapolitik bereiteten ihm die
soziale Kohäsion und das Überleben der "mächtigen industriellen Basis" der
Bundesrepublik die größten Sorgen.[11] Zuletzt wurde Mitte Juli berichtet,
der CDU-Kanzlerkandidat, gegen den bereits Jugendliche Gerichtsverfahren
wegen der unzulänglichen NRW-Klimapolitik anstrengen [12], betätige sich
als klimapolitischer Bremser.[13] Ihm zufolge sei eine gesetzliche Regelung
des Ausstiegs aus der Produktion von Verbrennungsmotoren nicht notwendig,
da er sich von selbst ergeben werde. Auch ein Tempolimit auf den Autobahnen
sei "unlogisch", da es auch für Elektroautos gelte.[14] Mit dieser Linie
sei der konservative Politiker im Wahlkampf bislang gut gefahren, urteilen
Beobachter, die den Anstieg von Laschets Popularitätswerten auf sein
Versprechen einer "schmerzlosen" Klimapolitik zurückführen; so hatte
Laschet geplante Benzinpreissteigerungen als soziale Grausamkeit
kritisiert.[15]

"So ein Tag"

Die jüngste Flutkatastrophe in der Bundesrepublik, die inzwischen
mindestens 159 Todesopfer gefordert hat - viele davon im Bundesland
Nordrhein-Westfalen -, könnte dieses Kalkül nun aber durchkreuzen.[16] Der
Wahlkampf erhalte jetzt eine "neue Dynamik", bei der die CDU in die
Defensive geraten könne und Unionskandidat Laschet "sich erklären" müsse,
heißt es [17]: Als Ministerpräsident des Bundeslandes NRW muss er sich beim
konkreten Krisenmanagement bewähren, verteidigt aber gleichzeitig die
Priorisierung der Industrieinteressen beim Klimaschutz. So betont Laschet
weiter, Deutschland müsse "Industrieland" bleiben, und lehnt - ungeachtet
formeller Bekenntnisse zum Klimaschutz - einen grundlegenden Politikwechsel
ab: Nur weil "jetzt so ein Tag" sei, erklärte er mit Blick auf die
Flutkatastrophe, "ändert man doch nicht die Politik".[18] Weiter unter
Druck geriet Laschet, nachdem Videoaufnahmen aus dem Katastrophengebiet
publik wurden, bei denen der Kanzlerkandidat während einer Ansprache von
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier im Hintergrund lachend
und feixend zu sehen ist. Es seien Bilder aus dem Überflutungsgebiet, die
"einfach unbegreiflich" seien, heißt es in Kommentaren.[19]
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KLIMA/763: Erderwärmungsbekämpfung mit Folgen ... (SB)



Das Blaue vom Himmel lügen ... wer hätte gedacht, dass diese
Redewendung, die für eine besonders geschickte Täuschung steht, weil
das Blau als unveränderlich gilt, eines Tages Realität wird? Durch
"Solar Geoengineering" geschähe nämlich genau das. Als vermeintliche
Rettungsmaßnahme vor der globalen Erwärmung betrieben würden laufend
beispielsweise schwefelhaltige Aerosole in der oberen Atmosphäre
versprüht. Daraufhin nähme die diffuse Strahlung zu, das leuchtende
Blau des Himmels verschwände und wiche einer milchig-grauen Farbe.

Die ultimative Antwort auf die sich verschärfende weltumspannende
Klimakrise lautet folglich: Lasst uns den Teufel mit dem Beelzebub
austreiben! Diese aus Hybris geborene Idee erfreut sich in
einschlägigen Kreisen inzwischen wachsenden Beliebtheit. Nach rund
200 Jahren intensiver Klimabeeinflussung durch das Verbrennen
fossiler Energieträger Kohle, Erdöl und Erdgas und die Nutzung der
Erdatmosphäre als ungeregeltes Endlager für Abgase mit den
hinreichend geschilderten Katastrophenfolgen für Mensch und Tier wird
als Krisenantwort nun die Beeinflussung des Klimas durch noch mehr
Schadensträger gepriesen.

Als "Plan B" im Kampf gegen die globale Erwärmung werden im
wesentlichen zwei Methoden des Geoengineerings diskutiert. Erstens
die Beeinflussung des globalen Kohlenstoffkreislaufs durch das
Entfernen von Kohlenstoffdioxid (CO₂) aus der Atmosphäre - in
der englischsprachigen Fachliteratur Carbon Dioxid Removal (CDR)
genannt - und zweitens die Manipulation des Strahlungshaushalts der
Erde, engl. Solar Radiation Management (SRM); auch Solar
Geoengineering genannt.

Die Absicht der gezielten Beeinflussung des Klimas scheint auf den
ersten Blick folgerichtig zu sein. Wenn man annimmt, dass der Mensch
das Klima bereits verändert hat, sollte er dann nicht fähig sein,
Einfluss zu nehmen, indem er schlicht das Gegenteil dessen macht,
was zum Klimawandel geführt hat? Das wäre eigentlich einfach zu
verstehen, gilt das doch für zahlreiche umweltrelevante Maßnahmen.
Wenn beispielsweise festgestellt wird, dass die Einleitungen von
Dünger über Fließgewässer in die Ostsee dort das Algenwachstum
anregen, was diese plötzlich zum Aufblühen bringt, wodurch dem
Wasser Sauerstoff entzogen wird, so dass die Fische sterben, dann
stoppt man den Schadstoffeintrag unverzüglich und hat das Problem
damit gelöst.

Diesen doch eigentlich keine allzu komplexen Überlegungen
abverlangenden Sachverhalt haben die Menschen im Zusammenhang mit der
Klimakrise (und bedauerlicherweise auch mit der Landwirtschaft) noch
nicht begriffen, zu ihrem eigenen Schaden und dem ihrer Mit- und
Umwelt. Stattdessen will der Homo sapiens weiter in relativ großen
Mengen Treibhausgase emittieren, und als mutmaßliche
Bekämpfungsmaßnahme dem ganzen noch weitere Chemikalien hinzufügen.
Nebenwirkungen werden in Kauf genommen, und ob diese nicht für viele
Menschen zur Hauptwirkung werden, kann nicht ausgeschlossen werden.
Es gibt für eine solche großmaßstäbliche Verstärkung der solaren
Rückstrahlung kein Beispiel und somit auch keinerlei Erfahrungswerte.

Einmal damit angefangen, wird der fossilen Energiewirtschaft und
ihren Lobbyisten der geeignete Vorwand geliefert, unverdrossen weiter
Treibhausgase zu emittieren. Das war eines von zahlreichen Argumenten
gegen Solar Geoengineering, die am 9. Juni 2021 auf einer
Zoom-Konferenz einer Gruppe zivilgesellschaftlicher Organisationen
wie dem Rat der Volksgruppe der Saami besprochen worden war.
Abgesehen vom Saami Council haben daran teilgenommen: The Center for
International Environmental Law, ETC Group, Heinrich-Böll-Stiftung,
Indigenous Environmental Network, die Initiative What Next?, die
Kampagne Hands Off Mother Earth! (HOME), das schwedische Stop SCoPEx
Network und die Organisation Researchers Desk.

Unter dem Titel "Solar Geoengineering - Warnings from Scientists,
Indigenous People, Youth and Activists" (z. Dt.: Solare
Klimabeeinflussung - Warnungen der Wissenschaft, Indigenen, Jugend
und aktivistischen Menschen) sprachen Michael Mann, Tom Goldtooth,
Greta Thunberg, Naomi Klein, Vandana Shiva, Bill McKibben, Raymond
Pierrehumbert, Jenny Stevens, Asa Larsson Blind unter der Moderation
von Carroll Muffett (The Center for International Environmental Law),
Lilli Fuhr (Heinrich-Böll-Stiftung), Silvia Ribeiro (ETC Group) und
Niclas Hällström (Gruppe "What Next?"). [1]


Zum wissenschaftlichen Hintergrund der

Geoengineering-Debatte

Beim Verbrennen fossiler Energieträger in Industrie, Verkehr und
Haushalten entsteht als Abgas CO₂. Dieses ungefiltert in die
Luft entweichende Treibhausgas reichert sich in der Erdatmosphäre an,
sofern es nicht durch einen der vielfältigen physikalischen oder
biogeochemischen Prozesse innerhalb der Natursysteme gebunden wird.
Seit 1958 wird auf dem hawaiianischen Vulkankegel Mauna Loa
regelmäßig gemessen, wie hoch die atmosphärischen Konzentration von
CO₂ ist; was also am Ende übrigbleibt, nachdem sämtliche,
jahreszeitlichen Schwankungen unterliegende Bindungs- und
Lösungsvorgänge abgeschlossen sind. Das Ergebnis: Seit Messbeginn
steigt der CO₂-Gehalt der Atmosphäre exponentiell an, das
heißt, der Anstieg verläuft nicht gleichmäßig, sondern nimmt an
Geschwindigkeit zu, wie die Keeling-Kurve zeigt.
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Die Keeling-Kurve - mathematischer Ausdruck vorherrschender
gesellschaftlicher Interessen und ihrer Beteiligungen

Bild: Delorme, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Auch aus der Zeit vor 1958 lassen sich Daten zur
CO₂-Konzentration sammeln, wenngleich sie indirekter Natur
sind. Untersuchungen von Sedimenten, Baumringen, Stalagmiten,
Eisbohrkernen und vielem mehr ergeben ein Kompendium an sogenannten
Proxydaten, die in Computermodelle eingelesen und miteinander
abgeglichen werden. Hieraus werden ebenfalls mathematische Kurven
errechnet. Sie bekräftigen den messbaren Trend der heute
exponentiellen CO₂-Zunahme.

Warum ist das problematisch, wo doch Kohlenstoffdioxid nur einen
Anteil von rund 0,04 Prozent an der Luftzusammensetzung hat? Weil
eine weitere Kurve einen ähnlichen Anstieg verzeichnet, nämlich die
der globalen Durchschnittstemperatur. Aus Laborexperimenten ist
bekannt, dass CO₂ die von der Erdoberfläche reflektierte,
langwellige Wärmestrahlung davon abhält, in den Weltraum zu
entweichen. Das hat zur Folge, dass sich die Erdoberfläche aufheizt
und umgekehrt die obere Atmosphäre (Stratosphäre) abkühlt. Die Folgen
der Stratosphärenabkühlung werden in einem sehr viel geringeren Ausmaß
erforscht, obwohl auch dort nur mit umgekehrten Vorzeichen ein
Klimawandel stattfindet, den der Mensch durch das Verbrennen von
fossilen Energieträgern ausgelöst hat.




[image: Die letzten 417.000 Jahre überstieg der ermittelte CO₂-Gehalt niemals 300 ppm (parts per million). Erst in allerjüngster Zeit verzeichnet die Kurve einen steilen Anstieg bis zu 400 ppm - Bild: Phrontis, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons]

CO₂-Konzentration in der Luft während der letzten 417.000
Jahre (kya = one thousand years ago = vor 1000 Jahren, d.h. heute ist
Null ganz rechts).

Blaue Linie: Proxy-Daten anhand eines Eisbohrkerns der russischen
Antarktisstation Wostok ermittelt.

Rote Linie: Sie verbindet mit einer Geraden den jüngsten Wert dieser
Daten mit dem im Jahre 2014 erreichten Maximum der Keeling-Kurve.

Bild: Phrontis, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons



Der Trend der globalen Erwärmung ist derart eindeutig und die
vermeintlichen Gegenmaßnahmen sind bisher so wirkungsarm, dass in
Politik und Wissenschaft bereits der Ruf einzelner zu vernehmen ist,
der Entwicklung nicht mehr allein dadurch Einhalt gebieten zu wollen,
dass das Verbrennen fossiler Energieträger drastisch zurückgefahren
und außerdem klimafreundlichere landwirtschaftliche Anbaumethoden
etabliert werden, sondern dass man beispielsweise
Schwefeldioxidpartikel in die Stratosphäre injiziert. Das soll den
Effekt haben, dass ein Teil des Sonnenlichts bereits in 20 bis 40
Kilometer Höhe über der Erde in den Weltraum reflektiert wird.


Vorbild Vulkanausbruch

Als 1991 der philippinische Vulkan Pinatubo ausbrach, wurde eine so
große Menge an schwefelhaltigen Aerosolen bis hinauf in die
Stratosphäre verfrachtet, dass sich dort zwei dünne, aber weithin
erkennbare Luftschichten bildeten. Die Schwefelpartikel reflektierten
einen Teil des Sonnenlichts. Berechnungen zufolge hatte das den
Effekt einer globalen Abkühlung von 0,5 Grad Celsius über zwei Jahre
hinweg ausgelöst. Danach war ein Großteil der vulkanischen
Schwefelpartikel abgesunken und wurde schließlich aus der Luft
ausgewaschen.

Künstlich Schwefelpartikel in die Stratosphäre zu bringen ist
angeblich ein kostengünstigeres Verfahren, als CO₂-Emissionen
zu verringern. Eine typische Rechnung ohne den Wirt, bei der die
verheerenden Umweltschäden durch das Geoengineering schlicht
ausgeblendet werden. Zudem könnte es sich als ein Spiel mit dem Feuer
herausstellen, denn das Sonnenlicht verstärkt in der Stratosphäre zu
reflektieren bedeutet, eben diese aufzuheizen, also den gegenwärtigen
Abkühlungstrend umzukehren. Die Folgen für das globale Klimasystem
könnten dramatischer ausfallen als alles andere, von dem man
ebenfalls nichts weiß.
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Anfang August 1991: Blick vom Space Shuttle ATLANTIS (Mission STS043)
auf die dunklen Aerosolschichten, die sich nach dem Ausbruch des
Vulkans Pinatubo oberhalb der Kumuluswolken um die Erde gelegt
hatten.

Bild: NASA/Goddard Space Flight Center Scientific Visualization Studio



Auf der Zoom-Konferenz sprach sich der US-Klimaforscher Michael Mann
entschieden gegen solche Verfahren aus. Er bezeichnete es als "dumm,
auf ein System zu setzen, das man nicht genügend versteht".
Schwefelpartikel in der Stratosphäre zu versprühen wäre so, als würde
man alle vier Jahren den Vulkanausbruch des Pinatubo von 1991
nachstellen. Das verändere die atmosphärische Zirkulation. Die
Kontinente würden austrocknen, so dass vermehrt Dürren entstehen. Der
globale Wasserkreislauf werde unterbrochen und die
Photosyntheseleistung der Pflanzen verringert. Außerdem bestehe die
Gefahr, dass sich einige Regionen sogar schneller erwärmen, während
sich andere abkühlen.

Darüber hinaus würde die Chemie der Atmosphäre empfindlich verändert.
Die Ozonschicht werde zerstört, und es entstehe saurer Regen. Die
ganze Idee, die solares Geoengineering suggeriere, sei ein Irrtum,
sagte Mann. Die Sonne könne man nicht ein- und ausschalten.

Der US-amerikanische Geophysiker und Klimaforscher Raymond
Pierrehumbert von der Universität Oxford warnte in seiner
Stellungnahme vor der Unumkehrbarkeit der Folgen solcher
Schwefelinjektionen. Vielleicht könne man damit die globale
Durchschnittstemperatur senken, aber die Menschen lebten nun mal
nicht in einem durchschnittlichen, sondern einem regionalen Klima.
Die Veränderungen in einzelnen Regionen durch die Beeinflussung der
Sonneneinstrahlung fielen womöglich schwerwiegend aus. Entsprechende
Prognosen, was passieren wird, seien noch nicht besonders gut
ausgearbeitet. Schwefelpartikel blieben nur ein, zwei Jahre in der
Stratosphäre, das CO₂ dagegen Tausende von Jahren. Die
CO₂-Emissionen seien das eigentliche Klimaproblem, Solares
Geoengineering greife nicht an dessen Wurzel an, sondern sei wie ein
Schmerzmittel. Nur die Schmerzsymptome zu behandeln sei jedoch
schlecht.

Der Wissenschaftler, der auch für das Bulletin of the Atomic
Scientists schreibt, warnte vor der in der Fachliteratur Termination
Shock beschriebenen Gefahr durch das Geoengineering: Würde man aus
irgendeinem Grund aufhören, Schwefelpartikel in die obere Atmosphäre
zu pusten, würde sich die Erde binnen zehn Jahren so stark erwärmen
wie ansonsten in Hunderten von Jahren. In mancher Hinsicht wäre das
sogar gefährlicher als ein Atomkrieg.

Das Bild "Der Schrei" von Edvard Munch, erstmals 1893 gemalt, zeigt
im Hintergrund zwar keinen milchig-trüben Himmel, wie es Elizabeth
Kolbert in ihrem Buch "Under a White Sky: The Nature of the Future"
(2021) beschrieben hat, sondern einen leuchtend roten Himmel.
Kunstgeschichtlichen Interpretationen zufolge war dieser jedoch nicht
einfach nur der expressionistischen Maltechnik des Norwegers
geschuldet, sondern er entsprach demnach seiner eindrücklichen
Erinnerung an den zehn Jahre zuvor erfolgten gewaltigen Ausbruch des
Vulkans Krakatau in der Sundastrasse zwischen Java und Sumatra, bei
dem sich Unmengen von Aerosolen in der oberen Atmosphäre ausgebreitet
und um die ganze Welt gelegt hatten. Anderen Interpretationen zufolge
wurde Munch von dem selten Auftreten von wellenförmigen
Perlmuttwolken beeinflusst.

Jedenfalls waren phantastische Sonnenuntergänge noch die harmlosen
Folgen dieses natürlichen Vorgangs, ein Phänomen, das weltweit
beobachtet, beschrieben oder möglicherweise in solchen Bildern als
ausdrucksstarkes Stilelement festgehalten worden war. Der
Krakatau-Ausbruch vom 27. August 1883 dient in der Wissenschaft
inzwischen als Basisparameter mit dem Wert 1000, um den Grad der
Luftverschmutzung zu quantifizieren (Trübungsindex) und somit
klimarelevante vulkanische Störungen in der Atmosphäre zu beschreiben
und vergleichbar zu machen. Nach dem Krakatau-Ausbruch sank die
globale Durchschnittstemperatur Berechnungen zufolge einige Jahre um
0,5 bis 0,8 Grad Celsius. Sollte jemals Solar Geoengineering
betrieben werden, kommt es zukünftigen Malerinnen oder Malern zu, den
damit verbundenen Schrecken Gesicht zu verleihen.




[image: Bild: Edvard Munch, Public domain, via Wikimedia Commons]

Edvard Munch über sein Bild "Der Schrei der Natur":

"Ich ging mit zwei Freunden die Straße hinab. Die Sonne ging unter -
der Himmel wurde blutrot, und ich empfand einen Hauch von Wehmut. Ich
stand still, todmüde - über dem blauschwarzen Fjord und der Stadt
lagen Blut und Feuerzungen. Meine Freunde gingen weiter - ich blieb
zurück - zitternd vor Angst - ich fühlte den unendlichen Schrei in
der Natur Ich malte dieses Bild - malte die Wolken wie wirkliches
Blut - die Farben schrien." [2]
Bild: Edvard Munch, Public domain, via Wikimedia Commons



SCoPEx - ein Köder, hinter dem eine große Gefahr lauert

Wehret den Anfängen, sagt Asa Larsson Blind, Vizepräsidentin des
Saami Council. Die Volksgruppe der Saami bewohnt die nördlichen
Regionen Russlands, Finnlands, Schwedens und Norwegens. Erst im
Februar dieses Jahres hätten sie davon erfahren, dass in ihrer Region
ein Test des Stratospheric Controlled Perturbation Experiments
(SCoPEx) unter Federführung der britischen Universität Harvard
durchgeführt werden sollte, berichtete Larsson Blind. In der Endstufe
von SCoPEx sollen mit einem angetriebenen Höhenballon Aerosole, die
entweder Schwefel- oder Kalkpartikel enthalten, in der Stratosphäre
ausgebracht werden, um herauszufinden, wie die Partikel miteinander
und mit ihrer Umgebung reagieren und wie stark damit das Sonnenlicht
in der betroffenen Luftregion reflektiert wird. Kalkpartikel sollen
den Vorteil haben, dass sie nicht die Ozonschicht zerstören.

Die Saami, die vorher nicht gefragt worden waren, ob sie einem
solchen Experiment zustimmen, lehnen dies vehement ab. Die ganze Idee
des Geoengineerings richte sich gegen die Natur, gegen die Mutter
Erde, und müsse gestoppt werden, forderte Larsson Blind. Wir Saami
wollen nicht über Geoengineering diskutieren, sondern darüber, wie
wir die Ökosysteme bewahren können, auch für die zukünftigen
Generationen. Wir wollen zu den Lösungen beitragen und an den
Entscheidungsfindungen beteiligt sein, schloss sie ihren ersten
Redebeitrag.

Nachdem mehrere Anläufe, auf US-amerikanischem Boden die Machbarkeit
von SCoPEx zu untersuchen, gescheitert waren, entschieden am 15.
Dezember 2020 die Verantwortlichen, einen für Juni 2021 geplanten
Test in Schweden durchzuführen und den Höhenballon vom
Raketenstartgelände Kiruna in Lappland zu starten. Wie Larsson Blind
berichtete, wurde der Saami Council erst Anfang Februar darüber in
Kenntnis gesetzt und musste sich binnen weniger Tage in das Thema
einarbeiten. Am 8. Februar 2021 berichtete die britische Zeitung "The
Guardian" über den geplanten Versuch. [3]

Am selben Tag richtete ein Bündnis zivilgesellschaftlicher
Organisationen einen offenen Brief sowohl an die schwedische
Regierung als auch den Leiter der Schwedischen Raumfahrtgesellschaft
mit dem Appell, SCoPEx zu unterbinden. Argumentiert wurde unter
anderem damit, dass der geplante Test zur Transportfähigkeit der
Plattform mittels eines Höhenballons integraler Bestandteil eines
umfassenderen Experiments sei, bei dem schließlich die Freisetzung
von Aerosolen in 20 Kilometern Höhe erforscht werden soll. [4]

Am 24. Februar 2021 sandte der Saami Council einen offenen Brief an
das SCoPEx Advisory Committee, die Regierung Schwedens und die
Schwedische Raumfahrtgesellschaft, der ebenfalls die Aufforderung
enthielt, den Test unverzüglich zu stoppen. [5] Der Widerstand hatte
Erfolg, zumindest bis jetzt. Im März 2021 wurde verkündet, dass der
SCoPEx-Test nicht mehr in Schweden durchgeführt werden soll. Damit
sind die Versuche jedoch nicht grundsätzlich gestoppt.
Voraussichtlich wird das Projekt weitergeführt, irgendwo in der Welt.

War die Entscheidung, das Projekt SCoPEx zu nennen, Zufall? Mit dem
nur unwesentlich anders geschriebenen "Scopex" werden bestimmte, süße
Köder bezeichnet, die beim Angeln beispielsweise von Karpfen
eingesetzt werden. Da fragt man sich, wen die Universität Harvard mit
ihren Experimenten ködern will ...

Für und Wider Geoengineering, also beide Seiten, erheben
gleichermaßen den Anspruch, sich um die Zukunft der Erde zu sorgen.
So verteidigte der Leiter der SCoPEx-Forschungsgruppe,
Harvard-Professor Frank Keutsch, den geplanten Test. Auch er teile
viele der Bedenken von Umweltschutzgruppen, aber seine Forschungen
trügen dazu bei, die potentiellen Risiken von Solar Geoengineering
besser zu verstehen. "Das Risiko, die Forschung nicht durchzuführen,
übersteigt das Risiko der Forschung", behauptet Keutsch im
"Guardian". Der Klimawandel sei ein ernsthaftes Problem. Deshalb
müsse man alle Möglichkeiten prüfen, ihn zu bekämpfen. Da sei es
besser, Geoengineering zu erforschen.
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Die Gefahren eines "termination shock" sind in der Wissenschaft seit
vielen Jahren bekannt. Hier erläutert Peter Irvine (rechts) Alan
Robock die Ergebnisse seiner Berechnungen.

Poster-Session auf der vom IASS organisierten Climate Engineering
Conference 2014: Critical Global Discussions, Berlin, 18. - 21.
August 2014.

Foto: © 2014 by Schattenblick



Sechs Kernargumente gegen Geoengineering

Die Kritik des Saami Council und anderer lässt sich anhand von sechs
Kernargumenten, wie sie teilweise weiter oben bereits angesprochen
wurden, darstellen. Von diesen reiche jedes einzelne aus, um solche
Technologien, wie sie mit SCoPEx erforscht werden sollen, zu
untersagen, erklärte Niclas Hällström von der Gruppe "What Next?" auf
der Zoom-Konferenz.

1.) Das Abdunkeln der Sonneneinstrahlung durch schwefelhaltige
Aerosole in der Stratosphäre hebt nicht die Störungen der
Natursysteme auf, sondern fügt ihnen weitere Störungen hinzu. Es
drohen vermehrte Dürren, Überschwemmungen, Veränderungen der
Monsunregenfälle sowie Wasser- und Nahrungsmangel von Milliarden
Menschen.

2.) Hat man einmal begonnen, großmaßstäblich Solar Geoengineering zu
betreiben, darf man Tausende von Jahren nicht mehr damit aufhören.
Durch den von Pierrehumbert erwähnten "Termination Shock" in Folge
eines Abbruchs der Schwefelinjektionen wird die Erderwärmung einen
plötzlichen Sprung machen. Das werden die Natursysteme nicht
überstehen und damit auch die menschliche Gesellschaft nicht. Sie
bräche auseinander. Tiere und Pflanzen werden durch die plötzlich
einsetzende Backofenhitze verenden.

3.) Wenn Solar Geoengineering über einen längeren Zeitraum betrieben
werden soll, bedarf es einer Weltregierung, die ebenfalls so lange
besteht. Andernfalls drohen Kriegsausbrüche zwischen den miteinander
konkurrierenden Nationen. Denn sobald in einem Land beispielsweise
dürrebedingte Missernten auftreten, wird dieses Land die Schuld dafür
dem Solar Geoengineering geben. Daher stellen sich Fragen von
höchster politischer Brisanz: Wer hat die Entscheidungsgewalt über
die Verfahren? Wie gehen militärische Großmächte damit um, wenn sie
sich nicht einigen können? Sind nicht kriegerische Konflikte
vorprogrammiert? Werden diese nicht schon nach wenigen Jahren
ausbrechen, sobald die Unvereinbarkeit der Positionen nicht mehr
kaschiert werden kann?

4.) Es wurden Konzepte zur vollständigen Dekarbonisierung der
Gesellschaft ausgearbeitet. Die müssten eigentlich unverzüglich
umgesetzt werden. Mit Solar Geoengineering wird der fossilen
Energiewirtschaft und ihren Lobbygruppen das Argument geliefert, das
Tempo der Transformation auf eine kohlenstoffneutrale Gesellschaft zu
drosseln.

5.) Solar Geoengineering verschärft die gesellschaftlichen
Widersprüche. Die bisherigen Forschungen dazu zeigen, dass dabei
wieder einmal die reichen Länder des Globalen Nordens das Sagen
haben. Man kann davon ausgehen, dass sie niemals Konzepte erarbeiten,
geschweige denn umsetzen werden, die ihnen selbst schwere Schäden
zufügen, dem Globalen Süden aber nicht. Genau umgekehrt würde ein
Schuh daraus: Das in wissenschaftlichen Computersimulationen
berechnete Ausbleiben der Monsunregenfälle in Asien beispielsweise
würde bei einem von westlichen Staaten durchgeführten Solar
Geoengineering vermutlich ebenso akzeptiert wie das Auftreten von
Dürren auf dem afrikanischen und südamerikanischen Kontinent. Solange
die Aussicht besteht, dass die anderen schwerer geschädigt werden,
wird der Konkurrenzvorteil gewahrt.

6.) Die Erforschung des Solar Geoengineerings muss unverzüglich
gestoppt werden, damit sich die Idee nicht in den Köpfen einnistet
und die Forschungen eine Richtung einschlagen, die irgendwann nicht
mehr aufzuhalten sein wird. Obschon beispielsweise beim inzwischen
abgesagten SCoPEx-Test in Kiruna noch keine Aerosole ausgebracht
werden sollten, benötigen solche Sprühversuche eben beispielsweise
jenen Test zur Funktionsfähigkeit der Plattform.


Katastrophengeschäfte

Die kanadische Autorin und Globalisierungskritikerin Naomi Klein
machte darauf aufmerksam, dass der Wissenschaftler David Keith, der
neben Keutsch die Verantwortung für SCoPEx trägt, geschäftlich mit
der Teersandindustrie verbandelt ist. 2009 habe Keith das Unternehmen
"Carbon Engineering" gegründet. Das ist mit dem Konzept befasst, der
Atmosphäre Kohlenstoff zu entziehen, diesen zu verflüssigen und zu
lagern oder zu Treibstoff weiterzuverarbeiten. Ohne Norman Murray
Edwards beim Namen zu nennen spricht Klein hier die Unterstützung
"Carbon Engineerings" durch diesen kanadischen Milliardär an, der mit
dem Abbau von Ölsanden reich geworden ist. Auch Bill Gates sowie
diverse Mineralölkonzerne forderten inzwischen, "die Idee der
technologischen Lösung" für die Klimakrise umzusetzen, wie Naomi
Klein es nennt.

Es werde immer so viel im Namen des Globalen Südens versprochen, aber
man brauche sich doch bloß die Impfstoff-Apartheid anzuschauen, sagte
sie. Das zeige klipp und klar, was solche Versprechen wert seien:
nichts. Klein fragte rhetorisch, wie man auch nur annehmen könne,
dass die gleiche Weltordnung, die zulässt, dass im Globalen Süden
Menschen in großer Zahl unnötig sterben - wegen des Patentschutzes
bis hin zur öffentlich geförderten Pharmaforschung -, irgendetwas an
der Art ändern wird, wie die Technologien zum Geoengineering am Ende
eingesetzt werden.
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Naomi Klein spricht auf einer Veranstaltung der New York City Climate
Convergence, September 2014
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Auch die Physikerin und Trägerin des Alternativen Nobelpreises
Vandana Shiva verwies auf die brisanten politischen Aspekte, die ganz
entschieden gegen die Manipulation der Rückstrahlung sprächen. Es
sollten sämtliche Optionen ergriffen werden, um Solar Geoengineering
als Verbrechen gegen die Menschheit, die Natur und die Erde
anzusehen, forderte sie. Lange bevor der Internationale
Strafgerichtshof sich mit dieser Frage befasse, sollte der Widerstand
auf zivilrechtlichem Weg angegangen werden. Das Naturrecht der
Indigenen sei höher zu bewerten als jedes koloniale Recht, das auf
einem Stück Papier niedergeschrieben worden sei. Die Sonne zu
blockieren, würde die Photosynthese blockieren und somit
Ernährungsunsicherheit erzeugen. "Was die Leute vorhaben, ist ein
Verbrechen gegen das Leben", schloss Vandana Shiva ihren ersten
Redebeitrag.

Wie auch Klein erinnerte sie daran, dass die USA während des
Vietnamkriegs die Idee verfolgt hatten, das Monsunklima in Asien zu
stören. Die globalisierungskritische Aktivistin hob auf die
"Operation Pop-Eye" ab, über die der investigative Journalist Seymour
Hersh bereits 1972 in der "New York Times" berichtete hatte. Damals
wollten die USA die Nachschubwege der nordvietnamesischen Armee durch
künstlich erzeugten Regen überschwemmen. [6]

Ein internationales Recht, um Solar Geoengineering zu verbieten,
existiere bereits, erklärte Vandana Shiva. Sie forderte, die 1978 in
Kraft getretene ENMOD-Konvention (Convention on the Prohibition of
Military or Any Other Hostile Use of Environmental Modification
Techniques; z. Dt. Umweltkriegsübereinkommen), zur Anwendung zu
bringen. Die Konvention untersagt die absichtliche Manipulation
natürlicher Prozesse für militärische Zwecke.

Trotz technischer Probleme kam die 18-jährige Greta Thunberg
wenigstens noch dazu, eine kurze Stellungnahme zum Solar
Geoengineering abzugeben. Wer in einem Loch sitzt, sollte nicht
weitergraben, begann die Initiatorin der Fridays-for-future-Bewegung.
Wir sind in den Schlamassel geraten, weil wir gedacht haben, wir
könnten die Natur kontrollieren und uns über sie erheben. Aber das
funktioniere nicht. Niemand wisse, wie die Erde auf Geoengineering
reagieren werde.

Tom Goldtooth, Leiter des Indigenous Environmental Network und
langjähriger Umweltaktivist der Native Americans, brachte eine
weitere Perspektive in die Debatte ein. Die "Elders" (die Ältesten)
lehnen die Manipulation der Atmosphäre ab. Es bestehe eine
empfindliche Balance zwischen Mutter Erde und Vater Himmel, die nicht
gestört werden darf. Die westliche Wissenschaft dürfe nicht Gott
spielen. Die Ältesten machten sich ernsthafte Sorgen wegen der
beeinträchtigten landwirtschaftlichen Praktiken, sollte Solar
Geoengineering betrieben werden.
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Tom Goldtooth, Vorsitzender des International Rights of Nature
Tribunal, Bonn 2017
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Wenn im großen Umfang schwefelhaltige Aerosole in die Stratosphäre
gesprüht werden, müsse der Vorgang alle paar Jahre wiederholt werden,
da die Partikel langsam zur Erdoberfläche absinken. Dadurch
versauerten die Ozeane, warnte der Autor, Gründer der
Klimaschutzorganisation 350.org und Träger des Alternativen
Nobelpreises 2014 Bill McKibben auf der Zoom-Konferenz . Im Februar
dieses Jahres hatte er in einem Artikel für "The New Yorker"
geschrieben, dass wir die volle Aufmerksamkeit
darauf richten sollten, bis zum Jahr 2030 die Treibhausgasemissionen
um 45 Prozent gegenüber dem Basisjahr 2010 zu senken. Nur das erhalte
uns die Chance, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius gegenüber
der vorindustriellen Zeit, wie im Klimaabkommen von Paris
beschlossen, einzuhalten. Und weiter:

"Wenn wir es [Anm. d. SB-Red.: das Ziel] bis 2030 nicht erreichen,
dann müssen wir als Spezies ein ernsthaftes Gespräch führen und
unsere Optionen abwägen. Das ist der richtige Zeitpunkt, um mit
dieser Art von Tests zu beginnen, nicht jetzt, wo sie zu einem
Sammelbecken für jene Menschen und Interessen werden, die das Tempo
in diesem Jahrzehnt der Transformation verlangsamen wollen." [7]

Kommt McKibben mit dieser Erklärung in seinem Zeitungsbeitrag den
Lobbyisten der Geoengineering-Idee entgegen? Er selbst würde das
vermutlich strikt von sich weisen, und doch bleibt ein fader
Nachgeschmack, ob sich hierin nicht eine Bereitschaft zeigt,
wenngleich sich nicht auf deren Seite zu schlagen, so doch als
vermeintlicher "Vordenker" der Klimaschutzbewegung weiter als
Ansprechpartner für Wissenschaft, Wirtschaft und Politik
gegebenenfalls auch zum Thema Geoengineering zur Verfügung zu stehen.

Ähnliches lässt sich auch zu den durchaus nachvollziehbaren, aber in
ihrer Konsequenz problematischen Fragen sagen, die unter anderem
Michael Mann aufgeworfen hat: Welche Folgen hat Geoengineering auf
die globalen Kreisläufe? Was passiert mit einer gesättigten
Stratosphäre, wenn permanent und dauerhaft weiter Schwefelaerosole
ausgebracht werden?

Das Argument, dass Geoengineering noch ungenügend erforscht und daher
nicht verstanden ist, wie es über Michael Mann und den Kreis der
Beteiligten der Zoom-Konferenz hinaus immer wieder in ähnlicher Form
vorgebracht wird, stellt sich als Eigentor heraus, da es die andere
Seite bestätigt, die erklärt, dass genau wegen dieser Wissenslücken
Geoengineering erforscht werden müsse.

Besonderes Augenmerk auf soziale Gerechtigkeitsfragen richtete Jenny
Stevens, Professorin an der Northeastern University in Boston. Sie
betonte, dass alle Klimaschutzmaßnahmen und -investitionen sozial
gerecht sein müssten. Aus dieser Forderung nach Klimagerechtigkeit
innerhalb eines Staates sowie zwischen den Staaten leitete sie eine
Reihe ungeklärter Fragen zum Solar Geoengineering ab: Wer profitiert?
Wer hat Schaden davon? Wer entscheidet, was gemacht wird? Wer wird
von der Entscheidungsfindung ausgeschlossen?

Es gibt laut Stevens zwei Gründe, die miteinander verbunden sind,
warum die Menschen ineffektiv in ihrer Antwort auf die Klimakrise
sind: Erstens besteht eine Konzentration von Wohlstand und Macht.
Zweitens habe man sich zu sehr auf technologische Lösungen verlegt.
Wohingegen viel zu wenig in Menschen, Gemeinschaften, soziale
Innovationen, soziale Infrastruktur und sozialen Wandel investiert
werde. An beiden Fronten müsse gegengesteuert werden. Solar
Geoengineering stärke diejenigen, die sowieso schon einflussreich
sind. Wenige Personen kontrollieren alle anderen.

Wer fördert Geoengineering und dominiert das Geschehen?, fragte
Stevens und gab darauf selbst die Antwort: Weiße, männliche Forscher
aus dem Globalen Norden, die wiederum von Milliardären finanziert
werden. Andere Perspektiven würden nicht berücksichtigt. Die müssen
aber eingebracht werden, beispielsweise von Frauen, Indigenen und
anderen marginalisierten Gruppen, denn diese brächten andere
Lebenserfahrungen ein, setzten andere Prioritäten und gelangten zu
anderen Risikoabschätzungen.

Stevens bezeichnete den Klimawandel als Chance, um die Konzentration
von Wohlstand und Einfluss zu reduzieren und eine Neuverteilung von
Macht mittels der erneuerbaren Energien vorzunehmen. Wäre es auf der
Zoom-Konferenz zu einer Diskussion unter den Teilnehmenden gekommen,
wäre an dieser Stelle sicherlich mit einem Widerspruch seitens Naomi
Kleins zu rechnen gewesen. Denn diese hat sinngemäß erklärt, dass von
den Profiteuren der vorherrschenden Weltordnung nicht zu erwarten
ist, dass sie ihre Macht abgeben. Sollte Stevens ihre Hoffnung darauf
richten, dass allein durch den Wechsel von fossilen auf erneuerbare
Energien eine fundamentale Gesellschaftstransformation eintreten
wird, macht sie eine Rechnung ohne den Wirt auf.


Politik und Wirtschaft in den Startlöchern

Wie relevant sind die Befürchtungen der Gegnerinnen und Gegner des
Geoengineerings? Sie sind sehr, sehr ernst zu nehmen. Die Hinweise
mehren sich, dass die USA die Idee des Geoengineerings verfolgen. Das
zeigt die folgende Auswahl an Beispielen jüngeren Datums, wobei
inzwischen die Absichten mittels sprachregulatorischer Anpassungen
verborgen werden. Man spreche nicht mehr von "Geoengineering",
sondern von "climate intervention" (Klima-Intervention), weil sich
das "neutraler" anhört, berichtete im Januar 2020 David Fahey, Leiter
der Chemical Sciences Division des Earth System Research Laboratory
der National Oceanic and Atmospheric Administration (NOAA). [8]

Die NOAA erhielt damals vom US-Kongress vier Millionen Dollar zur
Erforschung zweier Methoden des umstrittenen Geoengineerings. Diese
sind jedoch völlig unvereinbar mit der von Fahey beanspruchten
"Neutralität". Denn wer Neutralität bei einer so folgenschweren,
gefährlichen Technologie reklamiert, hat die umstrittenen Verfahren
innerlich längst akzeptiert. Die Sprachanpassung stellt sich in
diesem Zusammenhang als verlogen heraus.

Die Klima-Intervention hat sogar den Weg in den Climate Action Plan
gefunden, den die Partei der Demokraten im Juni 2020 in den
US-Kongress eingebracht hat und der die Klimapolitik der Vereinigten
Staaten in den nächsten vier Jahren maßgeblich beeinflusst. Michael
Mann hält das für "besorgniserregend". Ebenfalls Anlass zur Sorge
gibt die neue Position der MIT-Professorin Maria Zuber, die von
US-Präsident Joe Biden zur Co-Vorsitzenden des wissenschaftlichen
Beratungsauschusses PCAST (President's Council of Advisors on Science
and Technology) ernannt wurde. Die Geophysikerin befürwortet explizit
die Förderung von Forschungen zum Geoengineering.

In dem 328-seitigen Report "Reflecting Sunlight: Recommendations for
Solar Geoengineering Research and Research Governance" vom März 2021
empfiehlt der Forschungsrat der USA (US National Research Council),
ein auf fünf Jahre angelegtes Programm zur Erforschung von
Geoengineering aufzulegen und mit 100 - 200 Millionen Dollar
auszustatten. Begründet wird das damit, dass es unwahrscheinlich ist,
die Wirtschaft rechtzeitig zu dekarbonisieren, um zu verhindern, dass
massive Klimafolgenschäden eintreten. Wörtlich heißt es in dem
Report:

"Wenn die weltweiten Bemühungen zur Minderung der
Kohlenstoffemissionen ins Stocken geraten und sich die Auswirkungen
des Klimawandels weiter verschlimmern, könnten Regierungen
alternative Ansätze in Betracht ziehen, um in das atmosphärische
Klimasystem einzugreifen. Eine Möglichkeit ist der Einsatz der
atmosphärischen Klima-Intervention (ACI), die darauf abzielt, die
globale Temperatur zu senken, indem das Sonnenlicht direkt von der
Erde weg reflektiert wird, z. B. durch das Einbringen von Aerosolen
in die Stratosphäre." [9]

Die Empfehlungen des Reports sind gefährlich, insbesondere was darin
die Rolle der USA betrifft, warnte Jenny Stevens. Sollten diese
unilateral und ohne öffentliche Debatte mit dem Geoengineering
loslegen, wäre das problematisch. Der Report benenne zwar einige der
Risiken, aber in dessen Empfehlungen seien ausgerechnet diese
Erwägungen nicht mehr aufgenommen worden. [10]

Auch Michael Mann, der selber Mitglied der NAS ist, übte Kritik an
dem Report. Im April dieses Jahres hätten er und Pierrehumbert, der vor
einigen Jahren einen wesentlich moderateren Report für die NAS
geschrieben hat, im "Guardian" [11] einen Artikel veröffentlicht, in
dem sie näher auf den aktuellen Akademiereport eingegangen seien. Für
diesen zeichne Chris Field verantwortlich. Dieser sei zwar ein guter
Wissenschaftler, der lediglich versucht habe, ausgewogen zu
berichten. Aber so etwas gestalte sich sehr schwierig, wenn die
Schwelle vom Modellieren zum Feldexperiment überschritten werde.

Die vierjährige Präsidentschaftszeit Donald Trumps und dessen bis
heute anhaltende Anerkennung sowohl durch die republikanische Partei
als auch seitens größerer Bevölkerungsteile zeigen deutlich, dass
Politik immer Interessenpolitik ist und dass somit ein eigenmächtiger
Weg der USA bei der Verwirklichung von Geoengineering-Konzepten nicht
so fern liegt, wie man hoffen könnte. Die beiden Lager des
US-Kongresses sind sich in dieser Hinsicht ähnlicher, als die
Scheingefechte zwischen Demokraten und Republikanern vermuten lassen.

Bei SCoPEx und anderen Vorstößen zur Erforschung der Machbarkeit von
Geoengineering geht es nicht allein um die Prüfung der Risiken dieser
Technologie für die Gesellschaft, sondern auch darum festzustellen,
ob sich die gezielte Klimamanipulation als nächstes
Akkumulationsmodell der kapitalistisch organisierten Produktionsweise
eignet. Ist das der Fall werden Unternehmen mit nicht unerheblichen
Summen einsteigen, so dass ein vermeintlicher Sachzwang geschaffen
wird, Geoengineering umzusetzen.

Mit einem "Plan B" zur Rettung der Menschheit oder gar des Planeten,
wie Geoengineering in der Öffentlichkeit verkauft wird, hat das
weniger zu tun als mit der Sicherung der bestehenden
Eigentumsordnung. Wie eingangs am Beispiel der Düngereinleitung in
die Ostsee geschildert, könnte eine Antwort auf die Klimakrise
einfach sein. Man müsste zunächst einmal mit dem aufhören, was die
Krise ausgelöst hat, also die CO₂-Emissionen einstellen. Dabei
wäre dann die Beendigung der fossilen Energiewirtschaft nur eine,
wenn auch notwendige Begleiterscheinung einer
menschheitsgeschichtlich wohl beispiellosen Intervention zur
Abschaffung einer auf Verbrauch von Rohstoffen, wirtschaftliche und
politische Expansion sowie Zerstörung der Lebensvoraussetzungen der
Menschen und ihrer Mitwelt gegründeten Produktionsweise.




[image: Bild: Hughhunt, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons]

Wie die Darstellung von Geoengineering verharmlost wird, zeigt sich
in dieser Grafik zu einem anderen Projekt (SPICE) der
Aerosol-Injektion der Stratosphäre. Anstatt eine Südsee-Insel zu
präsentieren, die sowieso mit einem Übermaß an Sonneneinstrahlung
assoziiert wird, hätte man auch eine ausgedörrte Savanne mit
verdursteten Menschen und Rindern um Umkreis eines ausgetrockneten
Wasserlochs zeigen können.

Bild: Hughhunt, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons




Fußnoten:


[1] www.youtube.com/watch?v=Sqlt5lqDpY8

[2] https://tinyurl.com/2certkjv

[3] https://tinyurl.com/yystw938

[4] https://tinyurl.com/27dvrjdz

[5] https://tinyurl.com/y7p4v5nn

[6] https://tinyurl.com/3r6z7azw

[7] https://tinyurl.com/txwkvvpp

[8] https://tinyurl.com/k4yv38xd

[9] https://tinyurl.com/946xma7f

[10] https://tinyurl.com/us9za6dr

[11] https://tinyurl.com/vfrnmpxp
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COMIC STRIP/0168: Magus Rolf - Die Geister, die ich rief ... (SB)
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COMIC STRIP/0167: Hartze - Fitness ade ... (SB)
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